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»Prodiaskas Nlulfrierte Jahrbücher. beſtehen aus folgenden Teilen: o 
Jiluitriertes Jahrbuch der Erfindungen. l di Sehe 


feit 1901. Die Jahr: 
gänge I—IV Eoften brofchiert je Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Vom V. Jahrgang ab 
ift diefes Jahrbuch nur noch in Halbleinmand gebunden à 1 M. 50 Pf. und i in Ceinwand gebunden 
à 2 Mark erhältlich. 


Aluſtrierfes Jahrbuch der Weltgeichichte, 00. B Jah 


gänge I—IV koſten broſchiert je 1 Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Vom V. Jahrgang 
(Geſchichte des Jahres 1904) ab ift dieſes Jahrbuch nur noch in Halbleinwand gebunden à 1 M. 50 Pf. 
und in Leinwand gebunden à 2 Mark erhältlich. 


Jlluftriertes Jahrbuch der Weltreiien und geo- 


graphilchen Forſchungen. Erſcheint alljährlich feit 1902. Die Jahrgänge I—II koſten bro ſchiert je 
I Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Dom IV. Jahrgang ab ift dieſes Jahrbuch nur noch in 
Halbleinwand gebunden a 1 M. 50 Pf. und in Leinwand gebunden a 2 Mark erhältlich. 


Ylluifrierfes Jahrbuch der Naturkunde. 1:55 Di sake 


en 1903. Die Jahr- 
gänge J und II koſten broſchiert je 1 Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Vom III. Jahrgang 
ab ift dieſes Jahrbuch nur noch in Halbleinwand gebunden à 1 M. 50 Pf. und in Ceinwand 
gebunden à 2 Mark erhältlich. 


Ylluifrierfes Jahrbuch der Seiundheit. 


broſchiert 1 Mark, in Leinwand gebunden 2 Mark koſtet. 


Huf Wunſch werden auch die früher broſch. erſchlenenen Bände der » Ylluitr. Jahrbücher « 
in dem neuen Salbleinen-Einband zum Preile von 1 Mark 50 der Band geliefert. 


Bievon ift ein Jahr- 
gang erſchienen, der 


Prochas kus Aluſfrlerten Jahrbüchern liegt der Gedanke zu Grunde, über die Fort» 
ſchritte der Kultur auf den wichfigifen Gebieten des modernen Lebens alljährlich eine 
Revue zu geben, die überliditlidı, allgemein veritändlidı und derart ſtilliflict gehalten llt, 
daß ihre kekfüre eine anziehende, geiltbildende Unterhaltung genannt werden kann. 

Für jung und alt, für alle Geiellicaitskreife gleich geeignet und gleicherwelle 
interreilant, iind diefe Jahrbücher eine der empfehlenswerteiten Eridieinungen der 
neueren volkstümlichen Literatur. 


Urteile der Preile über Prodiaskas Illuitrierte Jahrbücher. 


Über kand und Meer. Illustriertes Jahrbuch der Er- wiſſensdurftigen Kulturmenſchen einwirken, ift es für den 
findungen. „Ein glücklicher Gedanke iſt hier in gediegener gewöhnlichen Sterblichen faſt unmöglich, Spreu und Weizen 
Weiſe verwirklicht: ein bequemer Überblick über die tech. zu ſcheiden und aus dem Dielerlei ein klares Bild zu 
niſchen Fortſchritte in Form eines reich illuftrierten Jahr: gewinnen. Da find denn Führer, wie es Prodasfas 
buchs zu außerordentlich billigem Preis.“ Jahrbücher ſein wollen, durchaus am Platze. Rückſchauend 


Basler Zeitung. Ju uftriertes 3 ahrbuch der Naturkunde. blicken wir noch einmal des Weges entlang, den wir durch 


lange Monate gewandert ſind, und erkennen ſtaunend, daß 
„Endlich haben wir einmal eine gute, billige und aus: manches Kleine groß und manches Große klein geworden, 


alles aber, den Geſetzen der geiſtigen Perſpektive gemäß, 
nach Möglichkeit gewertet, geſichtet und geordnet iſt. So 
gewinnen wir nachträglich ruhende Pole in den Erſchei⸗ 


gezeichnet illuſtrierte Überficht alles deſſen, was die Natur: 
kunde im Laufe eines Jahres als neue Entdeckungen zu 
verzeichnen hatte. Es iſt eine Frende, die prächtige, für 
jedermann verſtändliche Überfiht zu leſen. Jeder Ge⸗ 
bildete ſollte dieſe Jahrbücher erwerben und ſie nicht nur 
in ſeiner Bibliothek aufſtellen, ſondern auch leſen. Der⸗ 
artige Schriften nützen der Aufklärung unendlich viel 
mehr als alle kulturkämpferiſchen Seitungsartifel. Möchte 
doch dieſes Unternehmen die weiteſte Verbreitung in allen 
Schichten der Bevölkerung finden.“ 


Frankfurter Zeitung. prochaskas Illuſtrierte Jahr: 
bücher erfreuen ſich einer von Jahr zu Jahr wachſenden 
Anerkennung, was bei der Gediegenheit des Inhalts und 
der Ausſtattung, ſowie dem billigen Preiſe nicht zu ver⸗ 
wundern iſt. In der Anlage überjichtlich, in der Dar: 
ftellung faft durchwegs klar und allgemein verftändlich ge- 
halten, ohne irgend trivial zu werden, unterrichten dieſe 
Jahrbücher über die in ihnen behandelten Erfahrungs⸗ 
und Forſchungsgebiete mit einer für den Nichtfachmann 
vollkommen ausreichenden Ausführlichkeit, den Fachmann 
ſelbſt aber mitunter verblüffenden Gründlichkeit. Bei der 
ungeheuren Fülle von Eindrücken, die tagaus tagein aus 
dem Leben, aus Tagesblättern und Seitſchriften auf den 


nungen Flucht — immer vorausgeſetzt natürlich, daß wir 
uten Führern folgen. Und Prochaskas Jahrbücher ſind 
ſolche Führer. 


Die Woche. Iluſtriertes Jahrbuch der Weltgeſchichte. 


„Wir können dem ſtattlichen Bande kein beſſeres Geleit⸗ 
wort auf den Weg mitgeben, als den Ausdruck unſerer 
Überzeugung, daß es dem Derfaffer gelungen ift, die 
Worte, feines Programms glänzend zu verwirklichen: 
Nicht ein Urkunden⸗ oder Nachſchlagebuch ift, was wir 
den Leſern bieten, ſondern wir wollen ihnen die handeln⸗ 


den Perſonen, die Kämpfe und Ereigniſſe in möglichſt 


lebensvollen Bildern vorführen, die Triebkräfte des poli⸗ 
tiſchen Lebens aufdecken und den inneren Zuſammenhang 
alles Geſchehenen klarmachen.“ Die volkstümliche, klare 
und doch vornehme Haltung des Jahrbuchs werden 
demſelben gewiß viele Freunde und Schätzer gewinnen. 
Wer eine aller Parteilichkeit entkleidete Schilderung der 
Ereigniſſe jedes Jahres wünſcht, ſäume nicht, fih in den 
Beſitz dieſes gediegenen „Jahrbuchs“ zu ſetzen.“ 
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Rückblick 
NG; fih mit den üblichen Neujahrs⸗ 
1 betrachtungen der Blätter beſchäftigt 


hat, der wird — namentlich in Deutſch⸗ 
land und Gſterreich⸗Ungarn, aber auch anderswo 
— die Beobachtung gemacht haben, daß nach 
einigen ziemlich flüchtigen Bemerkungen über den 
trotz aller anfänglichen Befürchtungen doch fried⸗ 
lichen und weiter Frieden verſprechenden Verlauf 
des Jahres und nach etlichen patriotiſchen Rand⸗ 
gloſſen dazu — ſofort auf die innere Lage des 
Landes abgeſchwenkt wird. Und da beginnt das 
Klagen, obgleich auch die wirtſchaftliche Cage über⸗ 
all eine langſam aber ſicher ſteigende Geſundung 
zeigte. Worüber klagt man nun eigentlich? Über 
die mißlichen parlamentariſchen Suſtände, wobei 
oft nur der Arger darüber, daß die eigene Partei 
keine herrſchende Stellung einnimmt, die eigentliche 
Triebfeder bildet. Nun läßt ſich freilich nicht ver⸗ 
kennen, daß die parlamentariſche Cage, wohin man 
nur blickt, wenig erfreulich iſt und tatſächlich im 
verfloſſenen Jahre überall einen unzweifelhaften 
Rückgang erlitten hat. Selbſt in den Vereinigten 
Staaten, wo die Tyrannei der Truſtmagnaten mit 
dem neuen Solltarif einen offenkundigen Sieg über 
die wahre Meinung der Volksmehrheit erfochten 
hat, freut ſich außer ihnen kein Menſch über den 
Erfolg. Und in anderen Staaten iſt die Freude 
über die Tätigkeit der Volksvertretungen nicht 
größer. Auch in dem Mutterlande des Parlamen- 
tarismus, im ſtolzen Albion, iſt ein Parteienſtreit 
ausgebrochen, der mit Ende des Jahres das Volk 
in einen erbitterten Wahlkampf verwickelt hat, bei 
dem der einfache Mann nicht weiß und auch gar 
nicht beurteilen kann, wo die materielle und partei⸗ 
politiſche Begehrlichkeit aufhört und wo das Wohl 
und Weh des Kandes, wo die mögliche Gefahr 
der Zukunft anfängt. In Deutſchland haben die 
Vorgänge im Reichstag den Reichskanzler Fürſten 
Bülow, in dem die Volksſtimmung endlich einen 
würdigen Nachfolger des Fürſten Bismarck ge⸗ 
funden zu haben glaubte, zum Rücktritt bewogen, 


Vorbemerkung. licht ein Urkunden» oder Ilachſchlagebuck llt 
es, was wir den Lesern bieten, ſondern wir wollen ihnen die handelnden 
Perionen, die Kämpfe und Erefgniffe in möglichit lebensvollen Bildern 
vorführen, die Triebkräfte des polltiſchen Lebens aufdecken und den 
inneren Zulammenhang alles Seſchehenen klar machen. 


auf das Jahr 1909. 


in Gſterreich⸗Ungarn find die parlamentariſchen. €r- 
gebniſſe in beiden Neichshälften fo geringfügig wie 
möglich, in Rußland und in der Türkei wollen 
die erſten parlamentariſchen Gehverſuche nur ſchwer 
gelingen. Blickt man ſchließlich nach Frankreich und 
nach den kleineren romaniſchen, ſkandinaviſchen und 
ſlawiſchen Staaten, nach Japan oder gar nach 
Perſien, fo wird man nirgends eine wirklich er- 
ſprießliche, vielfach eine geradezu verderbliche Tä- 
tigkeit des Parlamentarismus finden. 

Die erwähnten Klagen ſind demnach vollauf 
berechtigt, und es muß nur Erſtaunen erregen, daß 
nicht ein allgemeines ſtürmiſches Verlangen nach 
einer gründlichen Umgeſtaltung des modernen Par- 
lamentarismus laut wird. Freilich, wer ſoll dieſen 
Ruf erheben? Die Bevölkerungen haben kein 
Organ dafür, denn die Preſſe iſt überall mit 
den täglichen Stoff liefernden parlamentariſchen 
Su⸗ und Mißſtänden zu ſehr verknüpft, als daß 
ſie für eine allgemeine Reform eintreten würde, 
und ſie begnügt ſich damit, den politiſchen Geg⸗ 
nern die Schuld für alles zuzuſchieben, womit nichts 
gebeſſert wird. Die notwendige Folge davon iſt, 
daß das Intereſſe an den parlamentariſchen Dor- 
gängen überall ſtark im Abnehmen begriffen iſt 
und die Parlamentsberichte nur in Ausnahmefällen 
Beachtung finden. Die unbeſtreitbare Tatſache, 
daß die Wahlbeteiligung fo ziemlich überall zu- 
nimmt, iſt kein Beweis dagegen, ſondern vielmehr 
dafür, daß die Bevölkerungen empfinden, daß im 
öffentlichen Leben große Übelſtände — auch ihnen 
oft bloß eingeredete — beſtehen, für die man Ab» 
hilfe ſucht, und man wählt darum im Schweiße 
des Angeſichtes diejenige Perſönlichkeit, die dem 
einzelnen als das geringere Übel erſcheint, um ein 
größeres abzuwenden. So fmd die Verhältniſſe 
überall, und darum gedeihen der Radikalismus und 
die Sozialdemokratie, aber die Übelftände bleiben 
in der Hauptſache beſtehen und es kommen immer 
noch neue hinzu, je mehr der Parlamentarismus 
bei der Cöſung der ihm im Staatsleben geſtellten 
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Aufgaben verſagt und ſich immer mehr in ein Wirr- 
ſal von Partei- und Intereſſengruppen auflöſt. 
Dieſe betrübende Erſcheinung hat im verfloſſenen 
Jahre wieder erhebliche Fortſchritte gemacht, und 
es kann ſich ihr niemand verſchließen, der ſich nicht 
in verbitterte Parteikämpfe verbiſſen hat, unter 
denen der eigene Parteikirchturm als der Staat 
oder gar als die Welt erſcheint. An einer Jahres- 
wende geziemt es dem objektiven Beobachter, auf 
dieſe ſichtbaren Anzeichen eines fortſchreitenden 
Derfalles hinzuweiſen, der eigentlich niemendem ver- 
borgen iſt, für den man aber noch keine Abhilfe 
gefunden hat, weil niemand weiß, was an die 
Stelle der heutigen, dem inneren Verfall immer 
deutlicher zuneigenden Parlamente zu ſetzen wäre. 
Auch Reformverſuche haben ihren Sweck verfehlt, 
und unzweifelhaft haben ſich alle Wahlrechtsände⸗ 
rungen und Erweiterungen als unwirkſam er— 
wieſen. i 

Aber daneben hat das verfloſſene Jahr gezeigt, 
daß doch noch andere Einrichtungen, Kräfte und 
Ideen im Staatsleben vorhanden ſind außer dem 
Parlamentarismus, die belebend, fördernd und zu⸗ 
ſammenhaltend wirken, ja ſelbſt gelegentlich friſche⸗ 
Gl auf die ſchwelende parlamentariſche Lampe 
träufeln, ſo daß auch ſie vorübergehend aufflammt 
zu klarem Schein. Das tritt deutlich in Momenten 
hervor, in denen der Beſtand des Staates in Frage 
kommt, feiner äußeren Entwicklung Bindernifje be— 
reitet werden oder ſeine Sukunft bedroht erſcheint. 
Da treten vor der Majeſtät des Staatsgedankens 
wenigſtens die geringeren Parteiintereſſen zeitweilig 
in den Hintergrund und einheitliche Geſichtspunkte 
beherrſchen die Lage. Dieſe wohltuende Erſchei— 
nung konnte man im erſten Viertel des vergangenen 
Jahres in einer ganzen Reihe von Staaten be— 
obachten, als ſich die letzte Entſcheidung in der 
Orientkriſe abwickelte und eine Klärung der Lage 
der Politik unſeres Weltteils und damit auch der 
Weltpolitik für jetzt und die weitere Zukunft brachte. 
Hier liegt die eigentliche politiſche Bedeutung des 
Jahres 1909; die Geſchichte wird einſt davon Akt 
nehmen und ſich nicht mit der konventionellen jour— 
naliſtiſchen Notiz, daß der Friede erhalten geblieben 
ſei, begnügen. Es iſt eben viel mehr geſchehen 
als dieſe Erhaltung, deren ſich auch zahlreiche 
frühere Jahre rühmen könnten; es ift eine voll- 
kommen neue Orientierung der Beziehungen unter 
den Mächten eingeleitet worden, die nur auf den 
Weg der in den letzten Jahren verlaſſenen gemein- 
ſamen europäiſchen Politik zurückführen können, zu 
der die Weltlage drängt. Das Jahr 1909 hat das 
Ende der ſogenannten Ententepolitik geſehen, die 
übrigens keineswegs ſo gefährlich war, wie ſie von 
manchen Seiten geſchildert wurde, deren Haupt- 
gefahr aber darin beſtand, daß fie Vützliches ver- 
hinderte. Die dumpfe Schwüle, die zu Beginn des 
Jahres über Europa lagerte, iſt durch ein gutes 
deutſches Wort „Vibelungentreue“ mit einem 
Schlage vertrieben worden. Als man (ſterreich— 
Ungarn namentlich mit der Konferenzidee in die 
Enge treiben wollte, um ihm ſein hiſtoriſch und 
kulturell wohl erworbenes Recht auf Bosnien und 
die Herzegowina zu ſchmälern, wenn nicht zu be- 
ſtreiten, da ſtellte ſich Deutſchland ſo unzweifelhaft 
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auf die Seite ſeines Verbündeten, daß die großen 
und kleinen Säbelraßler alle ihre Mordwaffen cin- 
ſteckten. 

So blieb der Friede erhalten, und es iſt des 
unbefangenen Berichterſtatters Pflicht, hier feſtzu— 
ſtellen, daß nicht Diplomatenkunſt, keine Schieds⸗ 
gerichtsidee und am wenigſten der Einfluß der Frie— 
densſchwärmer, ſondern einzig und allein der Re- 
ſpekt vor den Heeren der allgemeinen Wehrpflicht 
Deutſchlands und Oſterreich⸗Ungarns dieſes erfreu⸗ 
liche Reſultat erzielt hat. Die Heere der allge— 
meinen Wehrpflicht find es, die den Frieden er- 
halten, und wenn England erſt zur allgemeinen 
Wehrpflicht geſchritten ift, wird es auch feine Po» 
litik in eine wirkliche Friedenspolitik verwandeln 
und das Aufhetzen anderer gegen einander unters 
laſſen. Bloß Leute, die nicht ihre eigenen Ange— 
hörigen in den Krieg ſchicken müſſen, hetzen dazu. 
England hat bisher die ebenſo kaufmänniſche wie 
vorſichtige und erfolgſichere Politik befolgt, das 
Feſtland in Kriege zu verwickeln, um inzwiſchen 
in der Älberjee fein Schäfchen zu ſcheeren. Auf 
dieſe Weiſe hat es fein Kolonialreich gewonnen. 
Infolge der Schwächung Frankreiches 1870/71 und 
deſſen einſeitiger Revanchepolitik erwarben die 
Briten Agypten und andere Kolonialgebiete, die fie 
ſonſt mit dem dritten Napoleon mindeſtens 
hätten teilen müſſen. Jetzt iſt dieſe glückliche Seit 
vorbei, auch das mit begehrlicher Sehnſucht betrach- 
tete Kongogebiet wird man den Belgiern laſſen 
müſſen. Übrigens hat England für feme Bevöl⸗ 
kerung mehr als hinreichend Kolonialbeſitz, und 
ſeine weiterblickenden Führer beſchäftigen ſich ſchon 
längſt mit der ſchwierigen Frage der Verteidigung 
desſelben. Es iſt ſchon im vorigen Jahre darauf 
hingewieſen worden, daß dieſe Aufgabe durch die 
Veränderung der Weltlage ſchwieriger geworden 
iſt. Als Vormacht Europas hätte England ſie viel 
leichter zu löſen vermocht, aber die britiſche Eitel- 
keit hat ſich Jahrzehnte hindurch darin gefallen, 
eine Sonderitellung, die oft nicht einmal europa- 
freundlich war, einzunehmen. Der letzte verhäng— 
nisvolle Schritt war das Bündnis mit Japan, alſo 
mit der gelben Raſſe, dem die Niederlage Ruf- 
lands folgte: der erſte große Mißerfolg eines Trä⸗ 
gers der europäiſchen Kultur gegen die Gelben. 

Großbritannien hätte noch lange Jahre ſeine 
frühere halb kaufmänniſche, halb erobernde Po— 
litik fortſetzen können, wenn es ſich als europäiſche 
Vormacht gefühlt und auf europäiſche Intereſſen 
geachtet hätte. Beſtand ein einiges Europa mit 
England als überſeeiſche Vormacht, ſo hätte heute 
Spanien ſeine Kolonien noch, die Union würde ſich 
gehütet haben, auch nur Kuba anzugreifen, jeden⸗ 
falls hätte fie fih nicht auf den Philippinen feft- 
geſetzt, und Rooſevelt, der auch erſt durch den 
Krieg mit Spanien populär geworden war, hätte 
gar keinen Anlaß gehabt, die renommiſtiſche Spa— 
sterfahrt der Unionsflotte im Großen Ozean in 
Szene zu ſetzen — die tiefſte Verletzung des bri- 
tiſchen Selbſtgefühls, wie es ſich in Britannia 
rules the waves ausſpricht. Der durch Unter- 
ſtützung Englands geförderte Sieg Japans über 
Rußland hat in allen aſiatiſchen Bevölkerungen wie 
ein Sündftoff gewixkt und den Glauben an die 
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Unüberwindbarkeit der Weißen in der bedenkichften 
Weiſe erſchüttert. England, das in Aſien am 
meiſten zu verlieren hat, leidet auch am meiſten 
darunter. Das ſind die bitteren Folgen langjähriger 
Vernachläſſigung der europäifchen Intcereſſen durch 
die engliſche Politik, und niemand empfindet ſie mehr 
als England ſelbſt. Man iſt darum dort auch gar 
nicht im Zweifel darüber, daß die Wehrverhältniſſe 
des Reiches auf einer ganz neuen Grundlage ent⸗ 
wickelt werden müſſen, da man mit den bisherigen 
Kräften in der Sukunft nicht mehr ausreichen wird. 
Es wird noch an anderer Stelle ausführlich nach⸗ 
gewieſen werden, daß dieſe neue Grundlage die 
allgemeine Wehrpflicht ſein ſoll. Um dieſem wenig 
populären Gedanken Eingang in der dafür ſchwer 
empfänglichen Bevölkerung zu eröffnen, wird die 
Hetze gegen Deutſchland in den verſchiedenſten For— 
men mit wechſelnder Steigerung betrieben, und ſie 
wird auch nicht eher aufhören, als bis der Sweck 
erreicht iſt. Ein anderer Grund für die ſonſt ſo 
befremdliche Erſcheinung exiſtiert nicht, und darum 
iſt auch keine Kriegsgefahr damit verbunden. Man 
läßt ſich deshalb auch in Deutſchland nicht bange 
machen. Die intelligenten Köpfe im britiſchen 
Reiche wiſſen ſehr wohl, daß es eines Tages der 
brüderlichen Mitwirkung der anderen Uulturvölker 
bedürfen wird, wenn es ſeine Aufgabe auf der 
Erde erfüllen und nicht kläglich Fiasko machen will. 

Die heutige Hege gegen Deutſchland ift ebenſo 
wenig ernſt zu nehmen, wie die frühere Ententen- 
politik, die nur inſoweit ein Fehler war, als ſie 
übertrieben und ihr eine Spitze gegen das mittel- 
europäiſche Bündnis, namentlich gegen Deutſch⸗ 
land, gegeben wurde. Das mochte zwar ein nütz⸗ 
liches Glied in der Kette der Maßnahmen für die 
Stimmungsmacherei ſein, die das oben erwähnte 
Siel erreichbar machen ſoll, aber es iſt doch nicht 
ohne Nachteil für das Anſehen Englands ange— 
wendet worden. Das feſte Suſammenhalten Deutſch⸗ 
lands und Gſterreich⸗Ungarns ſtellte die Mächte 
der ſogenannten Entente vor die Probe, ob wirft- 
lich eine ſichere Intereſſengemeinſchaft gegen 
Deutſchland in Europa beftehe. Die Probe wurde 
nicht beſtanden, wie Frankreich, ſo ſchreckte auch 
Kußland vor den äußerſten Konſequenzen zurück, 
und Gſterreich-Ungarn erreichte um fo leichter fein 
Siel, als es in weiſer Mäßigung ſeine Anſprüche 
auf das beſchränkte, was ihm der europäifche 
Areopag unter Suſtimmung Rußlands ſchon vor 
50 Jahren zugeſprochen hatte, und indem es die 
Anderung des Beſitztitels durch die freiwillige Auf— 
gabe des Sandſchaks Novibaſar reichlich Pompen- 
ſierte. Infolge dieſer Entſcheidung ſteht mitten in 
Europa eine neue Macht, der ehemalige deutſche 
Bund, die den Frieden gewährleiſtet, und es gibt 
keine Händel im Weltteil mehr, da die Balgereien 
auf dem Balkan nicht mehr in Frage kommen und 
ſelbſt ein ruſſiſch-türkiſcher Krieg verhindert wer— 
den würde. Man braucht diefe politiſche Klar- 
ſtellung im vergangenen Frühjahr nicht einmal zu 
hoch einzuſchätzen, denn trotz der gegenwärtigen 
Schwäche Rußlands, trotz der Enthüllungen über 
Schäden im Heerweſen und insbeſondere in der 
Marine Frankreichs iſt die Möglichkeit einer ge— 
fahrdrohenden Bewölkung des europäiſchen Hori- 


zonts nicht unbedingt ausgeſchloſſen. Aber dieſe 
Wahrſcheinlichkeit ft gering, denn der Beweis ift 
erbracht worden, daß Deutſchland und Gſterreich⸗ 
Ungarn mit oder ohne Italien jederzeit in der 
Lage find, entſcheidend einzugreifen, um jede Der- 
änderung des europäiſchen Gleichgewichtes zu ihren 
Ungunſten zu verhindern. Das iſt das wirkliche 
Ergebnis des Jahres 1909, woneben alle anderen 
Begebniſſe als untergeordnet erſcheinen. 

Im übrigen darf man ſich nicht verhehlen, 
daß die Enwicklung der großen politiſchen Welt⸗ 
fragen fortſchreitet, deren Entſcheidung den Großen 
Ozean zum Schauplatz haben, und von der es ab- 
hängen wird, ob europäiſche oder afiatifche Ge- 
ſittung auf unſerem Weltkörper herrſchen foll. Dor- 
läufig ſcheint eine gewiſſe Pauſe eingetreten zu 
ſein. Wer aber die Augen offen hat, dem kann 
gar midt entgehen, daß die mächtigſten Völker ſich 
im Stillen anſchicken, den Einfluß auf der Welt 
neu zu verteilen, und daß gerade die Nationen, 
die die Kultur der Sukunft in ſich tragen, ſich in 
einer ſo ungeheuren Weiſe für welterſchütternde 
Kämpfe rüſten, wie es noch niemals im Verlaufe 
der Weltgeſchichte der Fall geweſen ift. Wer da 
nicht mitmachen kann oder will, der fällt aus, 
wenn die neuen Entſcheidungen kommen. Sie 
werden welterſchütternd fem, und nur der Tüchtige 
wird oben bleiben. Hier wird Europa zu zeigen 
haben, was es zu leiſten vermag, oder ob es alt 
und kraftlos geworden iſt durch ſeinen Reichtum 
an Bildung und Genüſſen. Es wird ſeine geſamte 
geſunde Volkskraft dafür aufbieten müſſen und darf 
ſie nicht länger um politiſcher und wirtſchaftlicher 
Nichtigkeiten willen aufreiben, die neben den großen 
Weltfragen nur lokale Bedeutung haben können. 
Von dieſem Standpunkte aus ſind die Vorgänge 
des abgelaufenen Jahres auch mit Freude zu be⸗ 
grüßen. Sie haben durch dauernde Abſtoßung eines 
hergebrachten Streitmaterials die günſtige Gele— 
genheit zur Annäherung der führenden Mächte ge- 
ſchaffen und auch ſchon einige erfreuliche Beweiſe 
dafür erbracht. Man braucht fich in dieſer Über- 


zeugung weder durch den hergebrachten Hader der 


Seitungen noch durch gewiſſe, ebenſo überlieferte 
Mißbräuche bei Wahlagitationen 2c. irre machen 
zu laſſen. Sind die Völker des Weltteils gefund, 
ſo werden ſie auch dieſe vererbten Fehler über— 


winden. 


Die Beendigung der Orientkriſis. 


An der Wiege des Jahres 1909 ſchien der 
Friedensengel nicht zu ſtehen, dafür aber düſter 
und ſchwer Kriegsgewölf am Himmel zu laſten. 
Sorgenvoll blickten die Verfertiger der öffentlichen 
Meinung in die Sukunft. Ob auch die Staats- 
männer, oder wie viele von ihnen, iſt noch nicht 
bekannt geworden; das wird man erſt in ſpäteren 
Jahren aus diplomatiſchen Aktenſtücken und Er⸗ 
innerungen erſehen, wenn ſie veröffentlicht werden. 
Wahrſcheinlich iſt, daß in den Kreifen, denen eine 
genauere Einſicht in die Machtverhältniſſe und die 
wirklichen Volkskräfte geziemt und auch zuzutrauen 
iſt, die Situation weniger kriegeriſch erſchienen ſein 
dürfte. Nur wenige werden geglaubt haben, daß 
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der Monflikt zwiſchen Öfterreich-Ungarn und Ser- 
bien zu einem Weltbrand ausarten könne. Die 
modernen Kulturvölfer haben eine hohe Stufe ihrer 
Entwicklung erreicht, der menſchliche Geiſt trium— 
phiert mit Erfindungen, die die zur äußerſten Lei— 
ſtungsfähigkeit geſteigerte Technik in Taten umſetzt, 
die unſeren Vorfahren als Wunder erſchienen 
wären. Die den weiteſten Anſprüchen entſprechende 
Entwicklung der Verkehrsmittel haben einen ſo nutz— 
bringenden Güteraustauſch ermöglicht, daß Han- 
del und Wandel ununterbrochen blühen könnten, 
wenn fie fih nicht ſelbſt durch gelegentliche Über- 
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Folge geleitet hätte und darum mit oder ohne 
Urieg der Möglichkeit einer ſchweren politiſchen 
Niederlage ausgeſetzt geweſen wäre. 

Nachdem zu Anfang Oktober 1908 die förm— 
liche Angliederung Bosniens und der Herzegowina 
verkündet worden war und fih gleichzeitig Bul- 
garien zum unabhängigen Königreiche erklärt hatte, 
begann eine ſehr auffällige Geſchäftigkeit der Ka- 
binette, bei der gekränkte diplomatiſche Eigenliebe, 
die Rückſichtnahme auf gewiſſe Völkerſympathien, 
Überlieferungen aus der einſtigen diplomatiſchen 
Verhetzungspolitik und die neuerdings gefchaffene 
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ſpannungen in verderbliche Kriſen verwickelten, die 
immer nur zum Nachteil des Schwächeren aus- 
ſchlagen und ſeinen Erwerb in die „großen Hände“ 
ſpielen. Im allgemeinen erfreuen ſich alle Teile 
ſchwerwiegender Vorteile im Vergleich mit früheren 
Seiten, und dieſe Früchte des Friedens will kein 
Staat und kein Volk außer im höchſten Notfall 
aufs Spiel ſetzen. Nur für einen ſolchen iſt die 
gewaltige Kriegsrüftung der Großmächte beſtimmt, 
und er allein würde die ungeheuren Opfer eines 
Krieges mit den Werkzeugen der modernen Kriegs- 
technik rechtfertigen. Hierüber ift man in den ver- 
antwortlichen Kreiſen wahrſcheinlich noch klarer als 
in denen der unverantwortlichen Friedensſchwär— 
mer. Unter dieſen Umſtänden lag wenig ernſte 
Befürchtung vor, daß fich aus den ſerbiſchen Nue- 
relen ein großer Krieg entwickeln würde. Der 
hätte nur entſtehen können, wenn Gſterreich-Ungarn 
etwa ſeit Jahren dem Lockruf „Die Waffen nieder“ 


Eiferſüchtelei der durch Englands Bemühungen zu- 
ſammengebrachten drei Ententemächten gegen den 
Dreibund als treibende Kräfte tätig waren. Wenn 
man es durch diplomatiſche Mittel hätte dahin 
bringen können, daß Gſterreich-Ungarn wenigſtens 
um einen Teil ſeiner berechtigten Anſprüche ver— 
kürzt worden wäre, ſo wäre das einer entſchiedenen 
Schwächung des Dreibundes gleichgekommen, bei 
dem dann Italien vorausſichtlich auch nicht aus⸗ 
geharrt hätte. Darin lag für manchen altgenährten 
Baß gegen Deutſchland und gegen die Donau- 
monarchie ein freudiges Genügen. Dieſem Swecke 
ſollte eine Konferenz der Berliner Vertragsmächte 
dienen, zu dem der Plan zwiſchen London und Paris 
ausgedacht worden war, und zu dem Iswolski feine 
Suſtimmung gegeben hatte. Es fehlte auch nicht 
an mehr oder weniger deutlichen Drohungen gegen 
Gſterreich-Ungarn, an denen fih namentlich der 
ſerbiſche Größenwahn berauſchte und zu allerhand 
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politiſchen Ungeſchicklichkeiten verleiten ließ, die bei 
weniger Geduld in Wien zum Konflikt führen 
mußten. Oſterreich⸗Ungarn hatte fih mit vollem 
Recht gegen den Honferenzplan ausgeſprochen, der 
für die Annexion Bosniens und der Herzegowina 
gar nicht nötig war, hinter dem fich aber auher- 
dem noch flawiſche und türfifche Anſprüche ver- 
ſteckten, denen aus der Suſammenſetzung der Kon- 
ferenz eine ganz ungebührliche Unterſtützung er⸗ 
wachſen fonnte. Die Forderung Serbiens und 
Montenegros nach „Kompenſationen“ wies die 
Wiener Diplomatie entſchieden zurück und erklärte, 
ſich mit der Pforte durch direkte Verhandlungen 
verſtändigen zu wollen. Da Is wolski in Berlin 
für den Konferenzplan auf kein Entgegenkommen 
geſtoßen war, lenkte er ein und willigte in den 
von Gſterreich⸗-Ungarn ausgegangenen Vorſchlag, 
zunächſt über das Weſen der Programmpunkte zu 
verhandeln. 

So ftanden die Dinge zu Beginn des Jahres. 
Sie hatten aber eine neue Erſchwerung erfahren 
durch unerhörte Vorgänge in Belgrad. Der alte 
Feind Gſterreich- Ungarns, Paſitſch, hatte feme 
Hetzereien fo eifrig fortgeſetzt und dabei die Unter- 
ſtützung des mißratenen Kronprinzen Georg ge— 
funden, daß das Miniſterium Welimirowitſch 
ſeine Stellung unhaltbar werden ſah und ſich da— 
durch zu helfen ſuchte, daß der Miniſter des Außern, 
Milowanowitſch in der Skupſchtina eine Rede 
halten mußte, die von Beleidigungen gegen Öfter- 
reich⸗Ungarn ſtrotzte. Mit aller Entſchiedenheit 
forderte Graf Forgach Genugtuung in einer 
Form, die einem Ultimatum gleichkam, ließ auch 
die Ausfluckt, es handle fih bei der ſchwerſten 
Anſchuldigung: Gſterreich habe die „ſerbiſchen 
Brüder“ in Bosnien und der Herzegowina zu ſeinen 
„Sklaven“ gemacht, — nur um einen Überſetzungs⸗ 
fehler nicht gelten, ſondern drang auf eine un 
zweideutige Entſchuldigung wegen der ganzen Ten- 
denz der Rede. Um der Schwierigkeit zu entgehen, 
bot das Kabinett ſeine Entlaſſung an, aber der 
politiſch fo wenig veranlagte König Peter war 
doch in dieſem Falle klug genug, ſie nicht anzu— 
nehmen, und ſo mußte die Entſchuldigung gegeben 
werden. Allzu kriegsluſtig war man demnach in 
Belgrad trotz aller großen Worte offenbar nicht, 
man träumte eben von fremder Hilfe. Mit der 
Pforte ſchritten die Verhandlungen, die nach dem 
Beiramfeſte wieder aufgenommen worden waren, 
nur langſam fort, und der öſterreichiſch-ungariſche 
Botſchafter Markgraf Pallavicini mußte wie- 
derholt ſcharfe Proteſte an die türkiſche Regierung 
wegen des Boykotts richten, der fih infolge der 
jungtürkiſchen Agitation mit der größten Hart- 
näckigkeit gegen alle Waren aus Gſterreick-Ungarn, 
aber dann auch gegen die aus Deutſchland, Italien 
und Frankreich richtete; nur England blieb ver— 
ſchont aus Dank für die Geldunterſtützung der jung; 
türkiſchen Erhebung. Markgraf Pallavicini 
hatte bei der Wiederaufnahme der Verhandlungen 
das Angebot ſeiner Regierung überbracht, 2½ Mil⸗ 
lionen türkiſche Pfund als Entſchädigung für die 
Staatsdomänen in Bosnien zu zahlen. Es wurde 
nicht abgelehnt, und die Freunde der Türkei emp⸗ 
fahlen die Annahme, da nach Tage der Dinge 
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doch nicht mehr zu erreichen war. Dagegen hatten 
fich die Verhältniſſe zwiſchen der Türkei und Bul- 
garien wieder fo zugeſpitzt, daß kriegeriſche Der- 
wicklungen möglich erſchienen. 

Die Geſamtlage bot eine Reihe von Schwierig— 
keiten, die aber ſofort in ihrer gänzlichen Nichtigkeit 
dageſtanden hätten, wenn niemand vorhanden ge- 
weſen wäre, der ſie ausnutzen wollte. Dem war 
aber nicht ſo. Die Empfindlichkeiten, die durch 
das Einſchreiten Gſterreich⸗-Ungarns und Bulga- 
riens in der ſoeben zum nationalen Erwachen ge- 
kommenen Türkei erregt worden waren, fanden 
an ähnlichen Regungen Serbiens und Montenegros 
eine Stütze. Die dadurch entſtandene Spannung 
wurde verſtärkt durch die Unterſtützung, die die 
Jungtürken bei England fanden, und ebenſo da— 
durch, daß Rußland im Sinne ſeiner hergebrachten 
Balkanpolitik handeln zu müſſen glaubte und da⸗ 
bei noch den Vorteil hatte, nicht wie ſonſt im Ge⸗ 
genſatz, ſondern diesmal gemeinſam mit der Pforte 
vorgehen zu können. So konnten auch die grund- 
ſätzlichen Gegner von ehemals, Rußland und Eng⸗ 
land, einträchtig handeln, und Gſterreich-Ungarn 
ihren alten angeſammelten Groll fühlen laſſen. Es 
kam darum alles darauf an, ob die Türken klug 
genug ſein würden, einzuſehen, daß für ſie kein 
Vorteil daraus erwachſen könne, wenn ſie für andere 
der Katze die Schelle anhingen; denn es war klar, 
daß fie in einem Kriege wohl Gſterreich⸗Ungarn 
ſchädigen, aber ihm weder Bosnien abnehmen noch 
Bulgarien wieder erobern könnten, was die jetzt 
anſcheinend guten Freunde beides nicht einmal ge— 
duldet hätten, ſo daß höchſtens kleine Vorteile für 
Serbien und Montenegro herausgekommen wären. 
Kußland und England nahmen als Vorwand, daß 
Gſterreich⸗Ungarn fih einſeitig von einem inter⸗ 
nationalen Vertrage losgeſagt habe, worüber ſich 
wohl ſtreiten ließe, wenn man ſich auf den Wort- 
laut, nicht auf den Sinn des Berliner Vertrages 
verſteifen wollte. Die öſterreichiſch-ungariſche Di⸗ 
plomatie erinnerte aber mit Recht daran, daß Ruß⸗ 
land ſchon vor 30 Jahren in die vollſtändige An- 
nexion von Bosnien und der Herzegowina einge- 
willigt hatte. Infolgedeſſen fah ſich auch Is wol⸗ 
ski genötigt, in Vorverhandlungen über das Weſen 
des Konferenzprogramms einzugehen, ohne aber 
den Konferenzgedanken gänzlich fallen zu laffen. 

Die erſte Wendung zum Beſſeren entſprang 
aus der Einſicht der Türkei, wo Regierung und 
Parlament genug politiſches Verſtändnis beſaßen, 
um nicht zur Förderung fremder Swecke durch über⸗ 
triebene Forderungen die Verſtändigung mit Gſter⸗ 
reich⸗Ungarn ſcheitern zu laſſen. Schon Mitte Ja⸗ 
nuar waren infolgedeſſen die Verhandlungen in 
eine freundſchaftliche Auseinanderſetzung über po- 
litiſche und wirtſchaftliche Fragen verwandelt wor- 
den, wovon auch das baldige Aufhören des Boy⸗ 
kotts öſterreichiſcher Waren zu erwarten war, um 
fo mehr da er nicht bloß die Handelswelt der 
habsburgiſchen Monarchie, ſondern auch zahlreiche, 
namentlich kleinere türkiſche Kaufleute ſchwer ſchä⸗ 
digte. Schon am 18. Januar konnte in Konitans 
tinopel die Unterzeichnung des Protokolls über den 
Abſchluß der Verhandlungen zwiſchen der Türkei 
und Gſterreich⸗Ungarn durch den Großbweſir 


5 


— en. 
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Pallavicini erfolgen, und die Entſcheidung 
über die definitive Annahme in Wien und Stambul 
ließ fich mit Sicherheit vorausſehen. In einer Er- 
klärung vor der Deputiertenkammer hatte zu dieſer 
Seit der Großweſir ſchon der Erwartung Ausdruck 
gegeben, daß auch mit Bulgarien es bald zu einer 
Verſtändigung kommen werde. Das war auch wohl 
anzunehmen, da man in Sofia nach einer Verſtän⸗ 
digung zwiſchen Wien und Konftantinopel nicht mehr 
den in dieſen Schwierigkeiten liegenden Rückhalt 
hatte. Aber ſo einfach ging die Sache doch nicht. 
In Bulgarien war man erbittert darüber, daß man 
von der Pforte ein wenig von oben herab be— 
handelt wurde, und daß fie eine ſehr hohe Entſchä⸗ 
digungsforderung ſtellte. Die bulgariſche Regie- 
rung lehnte es darum vorläufig ab, den Handels- 
miniſter Cjaptſchew als Unterhändler nach 
Konſtantinopel zu ſchicken. 

Inzwiſchen drohte der ſerbiſche Rexenkeſſel 
von neuem überzukochen. Die Führer der radikalen 
Parteien, deren Patriotismus eigentlich nur darin 
beſteht, einander die Miniſterſeſſel ſtreitig zu ma- 
chen, überboten ſich gegenſeitig an Chauvinismus. 
Sie hatten ſich die Formel zurecht gemacht, Europa 
müſſe Gſterreich zwingen, den inneren Frieden Ser- 
biens zu wahren, d. h. die ſerbiſchen Begehrlich— 
keiten zu befriedigen, ſonſt werde Serbien den Frie— 
den Europas in Gefahr ſetzen. Weder der König 
noch ſein Miniſterium beſaßen die Fähigkeit und die 
Mittel, dieſem gefährlichen Unfug, der ſich für den 
„Willen des Volkes“ ausgab, entgegenzutreten. Die 
engliſche und die panſlawiſtiſche ruſſiſche Preſſe 
ſtimmte dem Treiben zu, was den ſerbiſchen Wahn⸗ 
ſinn noch erhöhte. In Öfterreich-Ungarn blieb man 
indeffen ruhig und hatte im ftillen. die nötigen 
militäriſchen Vorkehrungen getroffen. Die ſerbiſche 
Kriegsglut würde eine recht draſtiſche Abkühlung 
erfahren haben, wenn fie wirklich im Ernſte ver- 
ſucht hätte, den Frieden Europas zu ſtören. Gegen 
Ende des Monats Januar wurde es auch an der 
bulgariſch⸗türkiſchen Grenze unruhig. Die Pforte 
hatte zur Ausgleichung des großen Unterfchiedes 


zwiſchen ihrer Entſchädigungsforderung und dem 


Angebot Bulgariens den Vorſchlag einer türkiſch⸗ 
bulgariſchen Grenzregulierung, natürlich zum Vor— 
teil der Türkei, gemacht. Darüber war man in 
Sofia wütend, mobiliſierte die 8. Diviſion und 
ſchickte ſie an die Grenze. Obwohl es ſich dabei 
offenbar nur um ein Druckmittel gegenüber der 
Pforte handelte, war doch die Gefahr eines zu— 
fälligen kriegeriſchen Suſammenſtoßes nicht ausge 
ſchloſſen. Auf Anregung Rußlands, dem jetzt Bul- 
garien und die Türkei gleich lieb waren, machten 
die Vertreter der Mächte in Konftantinopel und 
in Sofia ernſte Dorftellungen, denen man gern nach— 
gab, und ſo konnte der Februar friedlich beginnen. 
Die Pforte erbot ſich, mit Bulgarien neue Ver— 
handlungen auf Grundlage einer Entſchädigung 
von 5 Millionen, außer der für die Grientbahnen, 
einzuleiten. Trotz aller ſerbiſchen Anſtrengungen, 
die Türkei zur Ablehnung des Abkommens mit 
Öfterreich-Ungarn zu bewegen, nahm die Pforte 
das in Wien mit geringfügigen Anderungen geneh— 
migte Protokoll (einige türkiſche Abänderungsvor— 
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ſchläge waren abgelehnt worden) freundlich ent- 
gegen, und der Großweſir verſtändigte den Der- 
treter Gſterreich⸗Ungarns von der bevorſtehenden 
Aufhebung des Boykotts, jener unverſtändigen 
Maßregel, die unzweifelhaft im Intereſſe des bri⸗ 
tiſchen Handels vom jungtürkiſchen Komitee ver- 
hängt und aufrecht erhalten worden war, aber die 
Türkei mehr geſchädigt hatte als Gſterreich⸗Ungarn 
und auch die Urſache geweſen war, daß in Tri- 
polis und in Merfina (Kleinaſien) öſterreichiſche 
Untertanen beleidigt wurden, wofür Genugtuung 
geleiſtet werden mußte. N , 

Um dem unerträglichen Säbelraſſeln an der 
bulgariſchen Grenze ein Ende zu machen und ſich 
zugleich im panſlawiſtiſchen Intereſſe Bulgarien zu 
verpflichten, machte Jswolsfi am 1. Februar 
den Vorſchlag, die Entſchädigungsſumme, die die 
Pforte von Bulgarien forderte, auf den Betrag 
der Kriegsentſchädigung aufzurechnen, den die 
Türkei Rußland noch ſchuldet. Die Türkei würde 
dabei freilich kein Geld zu ſehen bekommen, aber 
doch die läſtige Kriegsſchuld los werden. Die Ab- 
zahlung in Raten bliebe dann einer Vereinbarung 
zwiſchen Rußland und Bulgarien vorbehalten. Der 
Vorſchlag überraſchte allgemein, aber die Türkei 
wies den Grundgedanken nicht zurück, ſondern 
machte Gegenvorſchläge, die zu längeren Verhand⸗ 
lungen führten, jedoch zunächſt jede Kriegsgefahr 
beſeitigten. Bulgarien ging bereitwillig auf den 
Plan ein und der König⸗Fürſt Ferdinand be- 


gab fih zum Beſuche nach Petersburg, wo Js- 


wolski bei den Panſlawiſten auf einmal wieder 
in hoher Gunſt ſtand. Die öſterreichiſch-ungariſche 
Regierung erklärte, die Auseinanderſetzung der 
Türkei mit Bulgarien fei Sache dieſer beiden Staa- 
ten, fie ſelbſt habe dabei nur das ntereffe der 
Orientbahnen zu wahren, die nicht verkürzt werden 
dürften; Deutſchland nahm die gleiche Stellung 
ein. In der dritten Woche des Februar verlautete, 
Rußland hätte das neue Nönigreich Bulgarien be- 
reits anerkannt. Mittlerweile war in Konftantinopel 
ein Miniſterwechſel eingetreten und Hilmi Paſcha 
Großweſir geworden, was eine Verzögerung aller 
Verhandlungen mit ſich brachte. 

In Serbien tobte inzwiſchen der nationale 
Wahnſinn weiter, um ſo heftiger, je ausſichtsvoller 
ſich die erwähnten Verhandlungen der Pforte ge— 
ſtalteten. Am 5. Februar bewilligte die Skupſchtina 
eine neue Rüſtungsforderung von 35½ Millionen 
ſamt einem Nachtragskredit von 7 Millionen, gleidh- 
zeitig ſollte auch ein Memorandum an die Mächte 
abgeſendet werden, was aber auf Abraten Ruf- 
lands und Englands unterblieb. Dafür verbrei— 
teten gewiſſe Blätter die lächerliche Ente, Öfter- 
reich⸗Ungarn habe an die Mächte ein Memorandum 
wegen der Haltung Serbiens gerichtet. Paſitſch 
agitierte weiter gegen das Miniſterium und Kron- 
prinz Georg hetzte in widerwärtiger Weiſe zum 
Kriege. Am 10. Februar trat Kriegsminifter 
Shiwkowitſch zurück und bald danach das ganze 
Kabinett. Das neue Miniſterium Nowakowitſch 
bedeutete keine Verringerung der geſpannten Lage, 
und die Mächte konnten jeden Moment erwarten, 
daß man in Wien die Dinge nicht mehr länger 
anſehen werde. Wahrſcheinlich auf ruſſiſche Un- 
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regung machte Frankreich den Vorſchlag, die 
Mächte follen gemeinſam in Wien und in Belgrad 
Dorftellungen wegen Erhaltung des Friedens ma⸗ 
chen, was Deutſchland entſchieden ablehnte, da 
Serbien allein die Schuld trage. Die gemeinſame 
Mahnung fei bloß nach Belgrad zu richten, aber 


Iswolski lehnte nun diefe „einſeitige“ Inter⸗ 


vention ab. Die franzöſiſche Preſſe ſprach ſich ent- 
ſchieden gegen dieſes Verhalten Rußlands aus, und 
auch die engliſchen Blätter fingen an, die ſerbiſchen 


Anſprüche als gänzlich unberechtigt anzuſehen. Hiers 


auf tat am 2. März der ruſſiſche Geſandte den 
beabſichtigten Schritt im Auftrag ſeiner Regierung 
in Belgrad allein, aber die Vertreter Italiens, 
Frankreichs und Englands ſchloſſen ſich ihm an, und 


man konnte in Serbien nicht länger unwiſſend über 


die Anſicht der Mächte tun. Die ſerbiſche Regierung 
erklärte darauf, ſie wolle ihre Forderungen auf 
Gebietsabtretungen fallen laſſen, könne es aber 
nur unter der Bedingung tun, wenn die Mächte 
die Garantie der wirtſchaftlichen Intereſſen Ser- 
biens übernähme. Aus der diplomatiſchen Schale 
herausgeſchält, bedeutet der Kern dieſer Bedingung, 
Gſterreich⸗Ungarn ſolle gewiſſermaßen vor dem 
Tribunal der Mächte feme wirtſchaftlichen Derband- 
lungen mit Serbien führen. 

Auf dieſes Anſinnen, für das jede völkerrecht— 
liche Grundlage fehlt, konnte Gſterreich-Ungarn 
nicht eingehen, merkwürdigerweiſe ſtellte ſich aber 
Kußland, England und Frankreich in dieſem Falle 
wieder auf Serbiens Seite. Da zu gleicher Seit 
auch der Honferenzgedanke von neuem auftauchte, 
ſo gewann die Sache den Anſchein, als wolle man 


wenigſtens diefe wirtſchaftlichen Fragen vor die Konz 


ferenz ziehen, um dieſe nicht ganz fallen zu laſſen. 
Bei der Stellungnahme Deutſchlands und ſterreich⸗ 
Ungarns war das aber gänzlich ausſichtslos. Ser⸗ 
bien konnte überhaupt nur etwas erreichen, wenn 
es mit Wien direkt verhandelte. Für das Der- 
halten der Mächte der Entente wurde in ihrer Preſſe 
u. a. als Grund auch der damals ſehr gereizte Ton 
der öſterreichiſchen Blätter angegeben, von denen 
ein Teil allerdings der ſerbiſchen Preſſe ziemlich 
gleichkam. Die Wiener Diplomatie ließ ſich in⸗ 
deſſen durch nichts beirren, ſondern am 6. März 
durch den Grafen Forgach in Belgrad erklären, 
der von der Skupſchtina angenommene, aber in 
der Donaumonarchie mir einſtweilen zu Recht be— 
ſtehende Handelsvertrag könne wegen der Haltung 
Serbiens während der letzten Monate nicht par- 
lamentariſch erledigt werden, und darum müſſe nach 
Ablauf des Proviſoriums der Sollkrieg eintreten. 
Wenn aber Serbien erkläre, es verzichte auf ſeine 
bekannten Anſprüche und wolle freundſchaftliche 
Beziehungen zu cſterreich-Ungarn unterhalten, fo 
fet der Weg für Verhandlungen über Handels- 
und Verkehrsfragen offen. Inzwiſchen verbot die 
Pforte die weitere Zufuhr von ſerbiſchem Kriegs» 
material über ihr Gebiet. Serbien antwortete nun 
am 10. März — unzweifelhaft auf den Rat Rup- 
lands — auf die mehrfachen Einwirkungen der 
Mächte mit einer Note an ſämtliche Nonferenzmächte, 
in der ſie — mit kurzen Worten ausgedrückt — die 
europäiſche Konferenz zur Entſcheidung über ihre 
geſamten Wünſche und Begehrungen anrief, wofür 


Serbien eigentlich gar keinen Nechtstitel beſaß, da 
es ſelbſt nicht zu den Konferenzmächten gehörte; 
außerdem fallen dieſe Fragen gar nicht in den 
Wirkungsbereich der Konferenz, die ſich von rechts⸗ 
wegen nur mit den Abänderungen des Berliner 
Traktats zu beſchäftigen hatte, ſoweit ſie durch das 
Vorgehen Gſterreich⸗Ungarns und Bulgariens ein» 
getreten waren. Es handelte ſich offenbar um 
eine neue Verwirrung der Sachlage, wobei Ser- 
bien mit Hilfe Rußlands und anderer im Trüben 
zu fiſchen hoffte. 

Während Minifterpräfident Frhr. v. Bies 
nerth im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe kurz 
und beſtimmt erklärte, die Antwort Serbiens habe 
den Erwartungen nicht entſprochen, doch würden 
die Verhandlungen noch fortgeſetzt, wurde in Ser⸗ 
bien das geſamte zweite Aufgebot für den 25. zu 


Reiner lötägigen Übung. einberufen, was nicht auf 


Frieden zu deuten war. Die ſerbiſche Note hatte 
indeſſen den gewünſchten Eindruck bei den Mächten 
nicht hervorgerufen, und ſie begannen nun, Ver⸗ 
handlungen über gemeinſame Schritte einzuleiten, 
die in Belgrad zum Frieden mahnen ſollten. Auch 
Rußland ſchloß ſich jetzt nicht aus, denn im Lande 
herrſchte — von den hitzigſten Panſlawiſten ab- 
geſehen — nicht die geringſte Neigung, ſich wegen 


der ſerbiſchen Brüder in ernſte Verwicklungen ein⸗ 


zulaſſen. Trotzdem gab die ruſſiſche Regierung auf 
die Anzeige aus Wien über den Abſchluß des Ab- 


kommens zwiſchen Gſterreich⸗-Ungarn und der Tür- 


kei eine Antwort, in der von der „bosniſchen Frage“ 
und der Notwendigkeit geſprochen wurde, über diefe 
und einige andere Punkte auf der Konferenz zu 
„beraten“. Dieſe Auffaſſung entſprach ganz der 
ſerbiſchen und ſtand im vollſten Gegenſatz zu der 
Stellung, die Gſterreich⸗Ungarn bekanntermaßen 
zur Konferenz einnahm. In Serbien entſtand dar- 
über lauter Jubel, und die öſterreichiſch⸗ungariſche 
Regierung entſchloß ſich jetzt endlich, ihre an der 
Südgrenze ſtehenden Armeekorps förmlich mobil 
zu machen und die ſerbiſche Frage zur Entſcheidung 
zu bringen. 

Bei dieſer ernſten Geſtaltung der Cage wurde 
das Beſtreben der Weſtmächte und Italiens zur 
Erhaltung des Friedens ernſter, namentlich auf Ein⸗ 


wirkung Deutſchlands gab auch Rußland feine be- 


fremdende Auffaſſung über die „bosniſche Frage“ 
auf, und einer gemeinſamen Einwirkung der Mächte 
in Belgrad ſtand nun nichts mehr entgegen. Dort 
wurde die Wendung günſtig eingeleitet durch den 
überraſchenden, angeblich freiwillig erfolgten Rück⸗ 
tritt des Kronprinzen Georg, der ſich durch ſeine 
fortgeſetzten Roheiten gänzlich unmöglich gemacht 
hatte. Die Anerkennung der Annexion von Bos— 
nien und der Herzegowing durch Rußland hatte 
bereits die letzten ſerbiſchen Hoffnungen zu nichte 
gemacht, dem überreisten Kriegsficber war eine 
vollkommene Abſpannung gefolgt, in der man ſich 
gefliſſentlich mit dem Hofſkandal beſchäftigte und 
vermeinte, die Großmächte hätten das ſerbiſche Volk 
endgültig auf Gnade und Ungnade an Gſterreich— 
Ungarn ausgeliefert. England hatte in letzter 
Stunde noch Schwierigkeiten bei der Abfaſſung der 
gemeinſamen Vote der Mächte an Serbien gemacht, 
weil Gſterreich⸗-Ungarn darauf beſtand, die ſerbiſche 
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Regierung müſſe zugeſtehen, daß ihr aus der Ans 
nexion von Bosnien und der Berzegowina keine 
Anſprüche erwachſen ſeien, und daß fie in Zukunft 
jede politiſche Tätigkeit auf Vereinigung der Ser— 
ben aller Länder unterlaſſen werde. Es wurde 
wieder angenommen, daß hinter dieſer Stellung— 
nahme Sir Greys eigentlich Jswolski ſtand. 
Bauptſächlich durch die Bemühung und das Ent- 
gegenkommen des Frhrn. v. Aehrenthal wur- 
den auch diefe diplomatiſchen Schwierigkeiten über- 
wunden und in Belgrad konnte endlich die gemein— 
fame Note der Mächte überreicht werden, die Ser- 
bien ganz genau vorſchrieb, wie es ſich gegen 
Gſterreich⸗Ungarn zu verhalten habe. Am 51. März 
wurde in der Sfupfchtina die Note verleſen, die 
Serbien mit dem größten Nachdruck aufforderte, 
feine Note an die 6ſterreichiſch-ungariſche Negie— 
rung in kürzeſter Friſt abgehen zu laſſen. Weiter 
wurde gejagt, daß die Geſandten von England, 
Frankreich, Italien und Rußland ermächtigt ſeien, 
die ſerbiſche Regierung davon zu verſtändigen, daß 
Gſterreich⸗Ungarn in keiner Weiſe einen Druck aus- 
üben werde, auch nicht die normale Entwicklung 
der Wehrmacht Serbiens zu hindern wünſche und 
nicht die Abſicht habe, die Unabhängigkeit und 
Integrität Serbiens anzutaſten oder ſeine freie Ent— 
wicklung zu hindern. 

Es wurden zwar in der Skupſchtinaſitzung, 
die geheim war, von den Fortſchrittlern und Na⸗ 
tionaliſten heftige Angriffe gegen die Regierung 
und die Dynaſtie gerichtet, aber es blieben leere 
Worte, und der ‚Miniſter des Außern, Milo wa- 
nowitſch, fand ſchließlich keine beſonderen Schwie- 
rigkeiten, als er die Abgeordneten von der Notwen⸗ 
digkeit überzeugte, ſich dem „Rate der Mächte“ 
fügen zu müſſen. Der ſerbiſche Traum war zu 
Ende, da ſich keine Großmacht dafür einſetzen wollte. 
Schon am Tage vorher hatte der ſerbiſche Ge— 
ſandte m Wien, Simitſch, die verlangte Vote 
überreicht, die freundliche Aufnahme fand. Da- 
mit war die ſerbiſche Kriſis erledigt. Am I. April 
überreichte Graf Forgach in Belgrad die zu- 
ſtimmende Antwort ſeiner Regierung und erklärte, 
die Verhandlungen über den Handelsvertrag, deſſen 
Proviſorium ſoeben abgelaufen war, könnten ſo— 
fort beginnen. Es läßt ſich nicht verkennen, daß 
Frhr. v. Aehrenthal im ganzen Verlaufe dieſer 
Verwicklung mit Kückſicht auf die Sukunft gegen 
Serbien mit aller Großmut und im allgemeinen 
politiſch ſehr klug gehandelt hat. Bei der über- 
wältigenden Übermacht Gſterreich⸗Ungarns, das 
außerdem in der Haltung Deutſchlands vollkom- 
mene Rückendeckung beſaß, wäre es ihm ein leichtes 
geweſen, zu jeder Stunde Serbien durch die kür⸗ 
zeſte diplomatiſche Aufforderung zur Niederlegung 
der Waffen zu zwingen. Es war aber beſſer, daß 
ſchließlich die Mächte diefe Rolle übernehmen 
mußten. Bei der Abwicklung der unnötig wegen 
der Annexionsfrage angezettelten politiſchen Kriſe 
haben fih dagegen die Diplomaten der Entente- 
mächte keine beſonderen Lorbeeren geholt. Um 
übrigens jede Mißdeutung der Äußerungen Öfter- 
reich⸗ Ungarns in bezug auf die ſerbiſche Wehrmacht 
auszuſchließen, wurde nachträglich von Wien aus 
offiziös erklärt, daß darin keine Verpflichtung der 


Monarchie gegenüber Serbien ausgeſprochen wor- 
den ſei. 

Im kleinen Montenegro war man über die 
politiſche Kapitulation Serbiens, mit dem man ſich 
in der Hegung großſerbiſcher Pläne einig gefühlt 
hatte, ſehr mißgeſtimmt, man hatte wenigſtens eine 
vorherige Derjtändigung über den notwendigen Um- 
ſchwung erwartet. Nun ſtand man mit dieſen 
Plänen allein auf vereinſamter Höhe, die glück— 
licherweiſe zu unbedeutend war, als daß ſich jemand 
ernſtlich darum zu kümmern brauchte. Nun mußte 
aber auch in Cetinje abgewiegelt werden, und die 
Verhandlungen darüber führte Italien. In einer 
Note ſtimmte auch Montenegro den von den Mächten 
vereinbarten Abmachungen zu und gab feiner be- 
ſonderen Befriedigung über die Streichung aller 
Beſtimmungen des Artikels 29 des Berliner Der- 
trages Ausdruck, die (in bezug auf den Hafen von 
Antivari) eine Einſchränkung der vollen Souverä— 
nität Montenegros darſtellten. Da Öfterreich-Un- 
garn ſchon bei der Annexion im vorigen Oktober 
ſeine Bereitwilligkeit zum Verzicht auf die ihm. dort 
zuſtehenden Rechte au⸗geſprochen hatte, erblickte die 
Note in dieſem „Wohlwollen“ einen Grund zur 
vollen „Zuverſicht auf die freundſchaftlichen und 
gutnachbarlichen Beziehungen, die die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Regierung einzuhalten gedenkt“. Die 
Antwort Gſterreich-Ungarns lautete ſehr verbindlich. 

Die im guten Fahrwaſſer befindlichen Der- 
handlungen zwiſchen O ſterreich-Ungarn und der 
Türkei waren inzwiſchen in der formellen Erledi- 
gung fortgeſchritten. Schon am 18. Februar hatte 
der türkiſche Miniſterrat das Ententeprotokoll ae- 
nehmigt, Schwierigkeiten hatten ſich nur darüber 
ergeben, weil Gſterreich⸗Ungarn verhindern wollte, 


daß ſich die bosniſchen Mohammedaner nicht durch 


zeitweilige Auswanderung der Wehrpflicht entzögen. 
Am 5. April nahm die türkiſche Deputiertenkammer 
in geheimer Sitzung die Abmachungen an, und am 
10. tat der Senat das gleiche. Damit war die 
ganze Annexionsfrage erledigt, da die anderen Ber- 
liner Signatarmächte bereits vor einigen Tagen 
die Annexion anerkannt hatten. Bis zum 18. April 
hatten ſämtliche Mächte ihr Einverſtändnis mit der 
Aufhebung des Artikels 25 des Berliner Vertrages 
erklärt, und damit war die bosniſch⸗herzegowiniſche 
Angelegenheit auch formell, und zwar ohne Kon- 
ferenz, endgültig zum Abſchluſſe gebracht. 

Nun fehlte nur noch der Abſchluß der Der- 
handlungen zwiſchen der Türkei und Bulgarien, 
um den ſich Rußland aus den bereits angeführten 
Gründen eifrig bemühte. Der bulgariſche Han- 
delsminiſter LCjaptſchew führte die Derhand- 
lungen in Konftantinopel. Es handelte ſich um 
die Wakufs (Kirchengüter), die mufelmanifchen Ge- 
meinden, die Sanitätsgebühren und die acht Leucht- 
türme in Bulgarien. Die Unterzeichnung des Ab⸗ 
kommens erfolgte am 25. April. Schon am 19. 
war in Petersburg die Übereinkunft zwiſchen Ruß⸗ 
land und Bulgarien über die Regulierung der 
türkiſch⸗bulgariſchen Geldangelegenheit unterzeichnet 
worden. Die Türkei erkannte die neue politifche 
Cage in Bulgarien an, und ‚die Angelegenheit der 
bulgariſchen Entſchädigung an die Orientbahnen 
wurde mit deren Suſtimmung an ein Schiedsgericht 
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gewieſen. Damit waren die letzten Schwicriaf;iten 
der bulgariſchen Frage behoben, und nun ſprachen 
auch Deutſchland und Eſterreich-Ungarn die offi- 
zielle Anerkennung des Königreiches Bulgarien 
aus, womit die übrigen Mächte ſchon vorange⸗ 
gangen waren, zuerſt natürlich Rußland als fla- 
wiſche Vormacht. Ihre Anerkennung hatten Kaifer 
Wilhelm und Kaifer Fran; Joſef mit herz- 
lichen Telegrammen an den König Ferdinand 
begleitet, der ebenſo dankend erwiderte. In der 
Türkei fand die Abtrennung Bulgariens kaum noch 
Widerſpruch, und die Kammer nahm das türfifch- 
bulgariſche Protokoll über den Abſchluß der Der- 
handlungen am 15. Mai mit 121 gegen 34 Stim⸗ 
men an. N 


Somit war eine intereſſante politiſche Epiſode 
unſeres Weltteils abgeſchloſſen, zur Befriedigung 
aller ehrlich denkenden Ceute, die gar nicht ein- 
ſehen mochten, warum über eine bisher aller Welt 
ſonnenklar erfchemende Rechtslage fo viele Diplo- 
matenkunſt aufgeboten und Tinte verſchrieben wer⸗ 
den konnte. Sie werden aber wohl wieder einmal 
daraus erſehen haben, daß es ohne Macht kein 
Recht gibt. Ohne den Reſpekt vor den Heeren 
der mitteleuropäiſchen Verbündeten wäre ohne 
Sweifel die habsburgiſche Monarchie in ihrem guten 
Recht verkürzt und wenigſtens zum Teil um die 
Frucht ihrer dreißigjährigen Kulturarbeit gebracht 
worden. Das wollten die Ententemächte, denn Ser⸗ 
bien it ihnen „Hekuba“. 


Das Deutſche Reich. 


Stimmung beim Jahresbeginn. 


as deutſche Volk, ſoweit ſeine nationalen 
10 Inſtinkte nicht durch Partei- und mate- 

rielle Intereſſen verkümmert oder erſtickt 
worden ſind, befand ſich zu Beginn des Jahres noch 
in der Stimmung der letzten Reichstagswahlen, m 
denen es ſeinem Grimm über den von allen Kreiſen 
empfundenen Druck der Sozialdemokratie Luft ge- 
macht hatte und einen Reichstag gewählt zu haben 
glaubte, von dem in allen nationalen Fragen eine 
ganz andere Haltung zu erwarten war wie von 
feinen Vorgängern. Dieſe Hoffnung war bisher 
nicht getäuſcht worden, die kolonialen Angelegen⸗ 
heiten waren in der gewünſchten Weiſe auf dem 
raſcheſten Wege erledigt worden, und der ſoge— 
nannte „Block“ hatte unter eifriger Vermittlung 
der Reichsregierung auch die Klippen des Börſen⸗ 
und des Reichsvereinsgeſetzes glücklich umſchifft. 
Cetzteres wurde in den weiteſten Kreiſen des Volkes 
nur mit geringer Teilnahme begrüßt, denn man 
fühlt fih in Deutſchland in feinen Freiheiten durch- 
aus nicht beengt. Vereinen und Verſammlungen 
zur Förderung nationaler, kultureller und wirtſchaft⸗ 
licher Zwecke ſteht nirgends ein Hindernis im Wege, 
und es gibt zahlreiche, durchaus nicht reaktionär 
veranlagte Ceute, die meinen, für den immer mehr 
zunehmenden Lärm und die wachſende Unruhe des 
öffentlichen Lebens gäbe es der Freiheiten gerade 
genug. Es ſind nur die agitatoriſch veranlagten 
Elemente, die davon immer noch mehr verlangen. 
Das Reichsvereinsgeſetz hatte indeſſen den Vorzug, 
daß nun für ganz Deutſchland einheitliche Beſtim⸗ 
mungen beſtanden. Jetzt ſollte die Reichsfinanz⸗ 
reform zu ſtande gebracht werden, d. h. es ſollten 
zur Deckung des Reichsdefizits jährlich 500 Mil- 
lionen neue Steuern bewilligt werden. In allen 
vernünftigen Kreifen ſah man die Notwendigkeit 
davon ein, man erging fih nicht in den ſonſt ge- 
bräuchlichen Betrachtungen und Anklagen über die 
Schuld derer, die den unerträglichen Zujtand here 
beigeführt hatten, ſondern hoffte von dem neuen 
nationalen Reichstag Abhilfe und war zu den not⸗ 


wendigen Opfern bereit. Man wollte überhaupt 
von Parteikünſten und Parteiſtreitereien nichts mehr 
wiſſen und verlangte vom Reichstag nationale Ta⸗ 
ten. So war die Stimmung im Reiche, und die 
trotzdem betriebene Hetzerei der Parteiblätter gegen⸗ 
einander verfehlten durchaus die in früheren Seiten 
übliche erbitternde und aufregende Wirkung. 

Noch niemals war ſeit den erſten Jahren des 
Reiches das deutſche Volk hoffmungsvoller geſtimmt 
auf nationale Taten des Parlaments, noch niemals 
bereitwilliger, ſie mit Jubel aufzunehmen. Noch 
niemals war ein Volk ſo ohne Murren bereit, ſich 
eine ſchwere Steuerlaſt auf die Schultern zu laden, 
denn bis in die Reihen der Sozialdemokraten hinein 
fah man ein, daß es nicht anders ging; mit uns 
mißverſtändlichem Unwillen wurde jeder Verſuch 
einzelner Intereſſengruppen, nach früherer Weiſe 
Agitationen gegen gewiſſe Steuervorſchläge in Be⸗ 
wegung zu bringen, zurückgewieſen. Die Regie⸗ 
rungsvorlage war bei ihrer Veröffentlichung im 
großen und ganzen eher auf Suſtimmung als auf 
Oppoſition geſtoßen, ganz im Gegenſatz zu allen 
früheren Steuerentwürfen, fie war alſo ficher ſehr 
brauchbar. Noch niemals war einem Parlament die 


Suſtimmung zu einer beträchtlichen Steuerpermeh- 


rung fo leicht gemacht, wie diesmal dem dentfchen 
Reichstag. Die erſte Leſung im Dezember des Dor- 
jahres hatte freilich ſchon dargetan, daß die Par⸗ 
teien von dieſer Volksſtimmung febr wenig in fidh 
lebendig fühlten und daß ſie ſehr geneigt erſchienen, 
zur Stärkung der eigenen Partei als Träger von 
Einzelintereſſen aufzutreten. Man hoffte trotzdem 
von den Beratungen der Kommiffion noch das beſte, 
unter der ausgleichenden Mitwirkung des Fürſten 
Bülow und der Reichsregierung mußte doch das 
notwendige Werk zu ſtande kommen! Hätte freilich 
der Reichstag ſich als Ganzes gefühlt, und ſein 
Geſamtanſehen im Auge gehabt, ſo mußte er die 
Steuervorlage der Regierung nach kurzer Beratung 
annehmen, der Not des Reiches mit einer raſchen 
Tat ein Ende machen. Er hätte damit dem Wunſche 
feiner Wähler entſprochen, die eine fo prompte Tä- 
tigkeit mit Jubel aufgenommen hätten; die Bedeu- 
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tung des Reichstages wäre dadurch in den Augen 
des Volkes, ja der weiten Welt, in einem Maße 


geſtiegen, wie alle Reden in den Sitzungen und 


alle Verlangen der Preſſe über fein Anfehen und 
ſeine wirklichen oder vermeintlichen Rechte es nie 
fertig bringen werden. Die Steuerbelaſtung des 
Einzelnen wäre auch kaum anders ausgefallen, wie 
durch die ſchließlich zu ſtande gekommene Steuer- 
reform. Aber im Reichstag war dieſes Geſamt— 
gefühl, das ſeine Wähler erfüllte, nicht vorhanden, 
die Parteien fingen wieder an, ihre Steckenpferde 
zu reiten, ſie vermochten nicht über die Schatten 
ihrer Vergangenheit zu ſpringen. 

Die Volksſtimmung beruhte nicht auf der Wahl⸗ 
erinnerung allein, ſie wurde noch durch die äußere 
politiſche Lage in ihrer ernſten Färbung beſtärkt. 


Wenn auch der Wirrwarr von unverarbeiteten, 


widerſpruchsvollen und ſelbſt unwahren Nachrichten, 
mit denen die deutſchen Kofalblätter (wirkliche große 
Seitungen gibt es ja kaum) ihre Leſer tagtäglich 
überſchütteten, eine wirklich klare Einſicht in die 
politiſchen Vorgänge nur ſchwer ermöglichte, ſo hatte 
ſich doch der Eindruck feſtgeſetzt, daß irgend etwas 
gegen den treuen Verbündeten im Südoſten im Werke 
ſei. In unterrichteten Kreiſen beſtand kein Sweifel 
darüber, daß das Bündnis mit Gſterreich⸗-Ungarn 
auf der gegenſeitigen Garantie des Beſitzſtandes be⸗ 
ruhe, und in ganz Deutſchland war man unter- 
ſchiedslos in allen Schichten der Bevölkerung dar⸗ 
über eines Sinnes, daß Bosnien und die Herzego- 
wing Gſterreich-Ungarn gehören, mochte man auch 
ſonſt wenig oder viel davon wiſſen. Nach der finn- 
fälligen, von der herzlichſten Suſtimmung des Deut- 
ſchen Volkes getragenen Bekräftigung des Bünd⸗ 
niſſes durch den Glückwunſchbeſuch der deutſchen 
Fürſten mit dem Kaifer an der Spitze beim Kaifer 
Franz Joſef im Vorjahre, hätte in Deutſchland 
kein Menſch, auch wer von der Natur des Bündniffes 
nichts wußte, begriffen, wenn man Gſterreich⸗Ungarn 
im Stiche gelaſſen hätte. Daß das zum Kriege 
führen konnte, fühlte man auch, und bei allem 
wohlbegründeten Vertrauen auf Heer, Flotte und 
ihre Teitung lag demnach Grund genug zu einer 
ernſten Stimmung vor, die aber keine Spur von 
Kleinmut zeigte. 

N Daß die Sache fo lag, ging auch aus einem 
Vorfall hervor, der durch Ungeſchicklichkeit den Jei- 
tungen zur Kenntnis kam und von einigen mit 
taktloſem Ungeſchick ausgeſchlachtet wurde. Von 
jeher hat Kaiſer Wilhelm, wenn fih die fom- 
mandierenden Generäle zum Neujahrsempfang bei 
ihm einfanden, in dieſem vertrauten Kreiſe mit 
vollſter Offenheit Mitteilungen über die politiſche 
Cage gemacht. Diesmal hatte er auf einen Artikel 
der „Deutſchen Revue“ verwieſen (auch einige Stel⸗ 
len über Taktik und Grundſätze der Kriegführung 
vorgeleſen), der von dem früheren Generalſtabschef 
Grafen Schlieffen verfaßt iſt und außerdem auch 
eine Schilderung der politiſchen Weltlage enthält. 
Da aus zufälligen Äußerungen in Offizierskreiſen 
dieſer Hinweis bekannt geworden war, ſo hatten 
einige Blätter den Artikel ganz oder teilweiſe abge- 
druckt, und daraus war ſchließlich gemacht worden, 
der Kaiſer habe eine große politiſche Rede in dieſem 
Sinne gehalten. Das war nun nicht einmal der 
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nicht gut weiter treiben. 
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Fall, aber wenn es auch geſchehen wäre, ſo war es 
nach Artikel 65, 04 und 65 der Reichsverfaſſung 
ſein gutes Recht, und das geht niemand etwas an. 
Es war nur eine Taktloſigkeit ſondergleichen, ihm 
in einer ſo ſchwierigen politiſchen Cage vor dem 
geſamten Ausland eine ſolche Rede in den Mund 
zu legen. Freilich für gewiſſe Ceute gilt Derfaffung 
und politiſcher Takt nichts, ſie kennen nur ihren 
Parteikatechismus. Einige ultramontane, und na- 
türlich auch ſozialiſtiſche, Blätter gingen ſogar ſo 
weit, zu behaupten, der Kaifer habe damit gegen 
die Suſage durch den Fürſten Bülow vom le. No- 
vember gehandelt. Man kann die Selbſtverblendung 
Ganz Deutſchland würde 
ſich gegen das Begehren empören, wenn man ver— 
langte, der Katfer folle in einer ſolchen Cage nicht 
einmal zu femen Generalen reden! Der „Reichs⸗ 
und Staatsanzeiger“ ſtellte am 8. Januar die Vor⸗ 
gänge richtig und verwahrte fih gegen die Der- 
öffentlichung. Was übrigens den Hinweis auf die 
verhängnisvollen Novemberdebatten betrifft, fo foll- 
ten gewiſſe Leute doch davon ganz ruhig fein. Die 
nahezu götterhafte Unfehlbarkeit, mit der damals 
vor dem geſamten In- und Ausland über den 
Kaifer abgeurteilt wurde, hat genau das Gegenteil 
des gewollten Eindrucks hervorgerufen und in den 
weiteſten Kreifen des deutſchen Volkes wie auch im 
Auslande nur den gewaltigen Unterſchied zwiſchen 
feiner Perſönlichkeit und feinen Kritifern erft recht 
hervortreten laſſen. Die verſtändige Preſſe aller 
Parteien hat auch ſchon mehrfach eindringlich vor 
der Fortſetzung dieſer Methode gewarnt. 


Politiſche Ereigniſſe des erſten Halbjahres. 


Der fünfzigfte Geburtstag des Kaifers war 
am 27. Januar mit großer Teilnahme begangen 
worden, wie ſie einem ſolchen ins Auge fallenden 
Seitabſchnitt entſprach. Auch im Ausland war man 
darin nicht zurückgeblieben und ſelbſt in Frankreich 
der bedeutungsvollen Perſönlichkeit des Kaifers 
Wilhelm in ſympathiſcher Weiſe gerecht ge⸗ 
worden. Am meiſten mußte bei der bekannten 
Stimmung der engliſchen Bevölkerung gegen 
Deutſchland die dortige Stellungnahme intereſſieren. 
Aber auch jenſeits des Kanals erkannte man in 
zahlreichen Glückwunſchartikeln die Perſönlichkeit 
des Kaifers, namentlich feine lauteren Siele und 
ſeine aufrichtige Friedensliebe, an. Man unter⸗ 
ſcheidet dort genau zwiſchen dem Enkel der Königin 
Viktoria und dem übrigen Deutſchland, obgleich 
man im Kaifer den wahren Repräſentanten des 
deutſchen Volkstums erkennt. Unter dieſen Um- 
ſtänden war es gar nicht auffällig, daß die „Weſt⸗ 
minſter⸗Gazette“ ſchon am 15. Januar meldete, das 
engliſche Königspaar werde am 8. Februar einen 
dreitägigen Beſuch in Berlin abſtatten. An dieſem 
Eindruck vermochte auch die von einflußreichen 
Männern auch weiter betriebene Hetze gegen Deutſch⸗ 
land nichts zu ändern, weil ſie gar nicht einen Krieg 
im Auge hat, ſondern bloß dazu dienen ſoll, das 
engliſche Volk aus ganz anderen Gründen zu ver⸗ 
mehrten kriegeriſchen Anſtrengungen anzueifern. 
Nebenbei wird damit auch der Sweck erreicht, die 
deutſchfeindlichen Neigungen in Frankreich und Ruß⸗ 
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land anzuregen und die beiden Mächte an der Seite 
Englands feſtzuhalten. Darum wurde von dieſer 
Seite der unpolitiſche Charakter der Reiſe eifrig 
betont, was in Deutſchland mit Gleichmut aufge⸗ 
nommen wurde; man fand in dem Beſuche wenige 
ſtens keine Verſchärfung der bisherigen engliſchen 
Haltung gegen Deutſchland, die wohl Unbehagen 
aber niemals die geringſte Furcht hervorgerufen 
hatte. Die freundlichen Kommentare der engliſchen 
Preſſe zur Königsreife wurden darum mit ruhiger 
Freundlichkeit hingenommen, aber nirgends Hoff- 
nungen für die Sukunft daran geknüpft. Man 
brauchte England nicht, fürchtete es ebenſowenig, 
hegte nicht die behaupteten feindlichen Abſichten, 
und darum war es ziemlich gleichgültig, welche 
Haltung England ſelbſt einnahm. König Eduard 
war ſeit ſeiner Thronbeſteigung noch nicht in Berlin 
geweſen, ſondern hatte ſich auf einige Beſuche des 
Kaiſers in Kronberg und Kiel beſchränkt, die unter 
wechſelnden Stimmungen doch mehr einen familiären 
Charakter trugen. 

Jetzt ſollte ein wirklich offizieller Beſuch in 
der Reichs hauptſtadt ftattfinden, die fih in der bei 
dergleichen üblichen Weiſe für den Empfang 
ſchmückte, und deren Bevölkerung durchaus nicht 
daran dachte, das Vergnügen zu ſtören. Die frühere 
Überſchätzung des britiſchen Königs in der deutſchen 
Preſſe hatte einer kühlen Gleichgültigkeit Platz ge- 
macht, denn die ehemaligen Angſtmacher vor der 
Einkreiſungspolitik, die ihre Pfeile damit eigentlich 
gegen den Kaifer und die „ſchwächliche“ Politik 
des Fürſten Bülow richteten, hatten bei der ernſter 


gewordenen politiſchen Cage bis auf einige Unver⸗ 


beſſerliche ihr Tun eingeſtellt. So konnte die An⸗ 
ſtandsreiſe vor ſich gehen, und man war gewillt, 
den Gaſt des Kaiſers mit höflicher Freundlichkeit 
zu begrüßen. Sie galt überdies als Erwiderung des 
Beſuches, den das deutſche Kaiſerpaar infolge einer 
Einladung im November 1907 in England abge- 
ſtattet hatte, und der deutſchen Hauptſtadt lag darum 
die Pflicht ob, die in London dem Kaifer erwieſenen 
Ehren nach Kräften zu erwidern. Das engliſche 
Königspaar war am 8. Februar in Eondon bei 
ſeiner Abreiſe von einer großen Menſchenmenge 
enthuſiaſtiſch begrüßt worden, paſſierte fpät abends 
Köln und traf Dienstag den 9. um II Uhr auf 
dem Lehrter Bahnhofe in Berlin ein, wo der Kaiſer 
und die Kaiſerin mit ſämtlichen Prinzen und Prin- 
zeſſinnen zum Empfang erſchienen waren, der un⸗ 
gemein herzlich verlief. Der Kaifer und der König, 
ſowie die Kaiferin und die Königin küßten einander 
wiederholt, Kaiſer Wilhelm trug engliſche Feld⸗ 
marſchalluniform, der König die Uniform der 
Blücherhuſaren. Hierauf folgte unter lebhaften Be- 
grüßungen zahlreicher Menſchenmaſſen die Fahrt 
nach dem Königsſchloſſe. Auf dem Pariſer Platze 
begrüßten an der Spitze der Stadträte und Stadt⸗ 
verordneten Oberbürgermeiſter Kirſchner den 
König Eduard mit einer Anſprache, Bürgermeiſter 


Reide die Königin Alexandra, der von Feſt⸗ 


jungfrauen ein Blumenſtrauß überreicht wurde. Der 
König und die Königin dankten herzlich. Nun wurde 
bei ſonnigem Winterwetter unter lauten Hochrufen 
und Kanonendonner die Weiterfahrt durch die reich 
geſchmückte Feſtſtraße Unter den Linden fortgeſetzt, 
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in der Gewerke, Innungen, Kriegervereine und 
Truppen der Berliner Garniſon im Spalier ſtanden. 
Nach der Ankunft im Schloſſe fanden die üblichen 
Empfänge und Begrüßungen ſowie um 1 Uhr ein 
Familienfrühſtück ſtatt. i 

Während fih die Bevölkerung in dichtge⸗ 
drängten Scharen abends an der überaus glänzenden. 
Beleuchtung der Feſtſtraße ergötzte, begann im könig⸗ 
lichen Schloſſe um 8 Uhr die Galatafel, bei der 
Kaifer Wilhelm die Uniform feines engliſchen 
Dragonerregiments mit dem Hoſenbandorden, König 
Eduard deutſche Generalsuniform mit dem Bande 
des Schwarzen Adlerordens trug. Don beſonderer 
Bedeutung waren die zwiſchen beiden Monarchen 
gewechſelten Trinkſprüche, die in ſehr warmen Wor⸗ 
ten die Freude über die erneute Begegnung aus⸗ 
ſprachen, wie die Erinnerung an den Beſuch des 
Katjerpaares in England auffriſchten, aber ſehr 
ſorgſam abgewogen nach der politiſchen Seite hin 
klangen. Während Kaiſer Wilhelm betonte, daß 
in dem Beſuche „eine neue Bürgſchaft für die fernere 
friedliche und freundſchaftliche Entwicklung der Be⸗ 
ziehungen zwiſchen unſeren beiden Cändern“ liege, 
und ſagte: „Ich weiß, wie ſehr unſere Wünſche 
nach Erhaltung und Feſtigung des Friedens über⸗ 
einſtimmen“, bemerkte König Eduard in ſeiner 
Erwiderung: „Ew. Majeſtät haben über den Sweck 
und das erwünfcte Reſultat unſeres Beſuches mei- 
nen eigenen Gefühlen beredten Ausdruck gegeben“, 
und er könne nur wiederholen, daß der Beſuch 
„auch die Befeſtigung der freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen unſeren beiden Ländern und da- 
durch die Erhaltung des allgemeinen Friedens, auf 
die mein ganzes Streben gerichtet iſt, erzielt“. Die 
feierliche Form, in der beide Monarchen ihre fricd- 
lichen Abſichten kundgaben, verdient alle Beachtung 
und mußte der Wirkung ſicher ſein, denn Deutſch⸗ 
land will und England braucht den Frieden. Aber 
eine feierliche Verſicherung, daß der Friede auch 
wirklich erhalten bleiben werde, wurde von keiner 
Seite gegeben und tomte auch nicht gegeben wer- 
den, da dabei doch zuviel von dem Verhalten der 
Verbündeten beider Reiche abhing. Jedenfalls 
wurde aber zunächſt allen kriegeriſchen Beſtrebungen, 
namentlich der engliſchen, der Charakter der un⸗ 
mittelbaren Bedrohlichkeit genommen, und das war 
für die große Öffentlichkeit immerhin von Vorteil. 

König Eduard, der ſchon am Nachmittag eine 
Fahrt durch die Stadt unternommen hatte und dabei 
ſehr lebhaft begrüßt worden war, machte am fol⸗ 
genden Tage gegen Mittag einen feierlichen Beſuch 
im Rathauſe. Die Königſtraße und das Rathaus 
waren prächtig geſchmückt, der königliche Gaſt wurde 
von der Menſchenmenge auf das freundſchaftlichſte 
empfangen. Im großen Feſtſaale des Rathaufes 
waren alle Repräſentanten des kommunalen Ber- 
lins: der Magiſtrat, die Stadtverordneten, Ehren⸗ 
bürger, die Alteſten der Naufmannſſtaft, Mitglieder 
der Handelskammer und Dertreter der Preſſe ver- 
ſammelt, ebenſo waren der Reichskanzler Fürſt Bü⸗ 
lo w, die Staatsſekretäre v. Bethmann⸗Holl⸗ 
weg und Freiherr v. Schoen, die Miniſter 
v. Moltke und Frhr. v. Rheinbaben, der 
Oberpräſident v. Trott zu Solz, der Polizei⸗ 
präſident, die Rektoren der Hochſchulen, die Bot- 
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ſchafter Sir Edward Goſchen und Graf Wolff⸗ 
Metternich, die Herren des Ehrendienſtes ꝛc. 
anweſend. König Eduard wurde von den beiden 
erſten Bürgermeiſtern und den Stadtverordneten⸗ 
vorſtehern empfangen und in den Saal geleitet, wo 
er mit Muſik begrüßt wurde. Oberbürgermeiſter 
Kirſchner ſprach hierauf den Dank für den Be- 
ſuch aus und bot dem König im Namen der Stadt 
einen Ehrentrunf. König Eduard ſprach feinen 
herzlichſten Dank für den ſchönen geſtrigen Emp- 
fang ſowie für die Gelegenheit, das ſchöne Rathaus 
zu ſehen aus und fügte hinzu, ſein größter Wunſch 
fei, daß die Beziehungen zwiſchen beiden Ländern 
immer die beſten fein mögen. Nach einer Reihe 
von Vorſtellungen unterhielt ſich der König u. a. 
mit Profeſſor Dr. Noch und dem Fürſten Bülow. 
Hierauf folgte ein Rundgang durch die Prunkräume, 
der im Feſtſaale endete, wo Stadtverordnetenvor⸗ 
ſteher Michelet ein Hoch auf den König aus⸗ 
brachte. Dieſer verabſchiedete fidh darauf in der 
liebenswürdigſten Weiſe und begab ſich zum Früh⸗ 
ſtück in die engliſche Botſchaft, wo er auch eine De⸗ 
putation der engliſchen Kolonie empfing, die eine 
Adreſſe überreichte. Nachmittags beſuchte das eng⸗ 
liſche Königspaar das Kaiferin Friedrich⸗Haus und 
beſichtigte die Einrichtung und die Sammlungen. 
Dem Reichskanzler Fürſten Bülow, der nachmit⸗ 
tags eine Beſprechung mit dem Staatsſekretär Sir 
Charles Hardinge gehabt hatte, ſandte König 
Eduard ſeine Bronzebüſte und eine Bronzebüſte 
der Königin Alexandra. Abends war großer 
Hofball im Schloſſe. 

Wegen einer leichten Erkältung des Königs 
Eduard unterließ das engliſche Königspaar am 
1. Februar die beabſichtigte Fahrt nach Potsdam 
zum Mauſoleum in der Friedenskirche, beſuchte aber 
mittags den königlichen Marſtall, und dann begab 
ſich der König zum Frühſtück in die Kaferne des 
I. Gardedragonerregiments (Königin von Grof- 
britannien und Irland). Er brachte in deutſcher 
Sprache den Toaft auf den Kaifer aus und ließ 
ſich nach der Tafel mit dem Offizierkorps photogra⸗ 
phieren. Nachmittags beſuchten der Kaifer und die 
Kaiſerin mit dem engliſchen Königspaar das Kaifer 
Friedrichs⸗Muſeum. Abends fand im Palais des 
Kronprinzen Familientafel und ſpäter Galavorſtel⸗ 
lung im Gpernhauſe ſtatt. Wegen der kalten Wit- 
terung unterblieb auch am folgenden Tage (Frei⸗ 
tag) der Ausflug nach Potsdam. Die Kaiferin 
machte mit der Königin Alexandra mittags dem 
Hohenzollernmuſeum im Schloffe Monbijou einen 
Beſuch, zu dem auch der Kaiſer eingetroffen war. 
Währenddem unternahm König Eduard mit dem 
Prinzen Heinrich eine Automobelfahrt nach dem 
Grunewald. Um 2 Uhr fand Familientafel im 
Schloſſe ſtatt, und gegen 5 Uhr begleiteten der 
Kaifer und die Kaiferin, Prinz und Prinzeſſin 
Heinrich, ſowie Prinz und Prinzeſſin Adolf 
von Schaumburg-Lippe den König Eduard und 
die Königin Alexandra zum Bahnhof. Das 
trotz der ſtrengen Kälte ſehr zahlreiche Publikum 
begrüßte die Majeſtäten ſehr lebhaft. Der Abſchied 
auf dem Bahnhof war ungemein herzlich, noch nach 
der Abfahrt grüßten der König und die Königin 
noch lange aus den Fenſtern des Salonwagens mit 


der Hand. — Der Geſamteindruck des englifchen 
Königsbeſuches in Berlin wurde in der ganzen 
Preſſe günſtig geſchildert. Wenn auch keine neuen 
Vereinbarungen für die Sukunft getroffen worden 
feien, fo hätten fih doch auch weder bei den Be- 
ſprechungen der Herrſcher noch bei denen der Staats- 
männer Meinungsverſchiedenheiten ergeben. Ge— 
wiſſe Nachrichtenmacher wußten noch über allerlei 
beſondere Abmachungen zu berichten, die aber 
ſämtlich auf Erfindung beruhten. Das engliſche 
Königspaar, das nach einer ſehr ſtürmiſchen Über- 
fahrt am 13. gegen 6 Uhr abends in Eondon 
eintraf, wurde dort von der Bevölkerung mit un⸗ 
gewöhnlichem Enthuſiasmus begrüßt. König 
Eduard ſprach ſich mehrfach ſehr befriedigt über 
den Aufenthalt in Berlin aus; er durfte zufrieden 
fein, denn er hatte herzliche Wärme ohne Über- 
ſchwänglichkeit gefunden. 

In die Tage des engliſchen Königsbeſuches 
fiel auch der Abſchluß des neuen Abkommens zwi- 
ſchen Deutſchland und Frankreich über Marokko. 
Es iſt gewiſſermaßen eine Ergänzung zur Algeciras⸗ 
akte, an der es ſelbſtverſtändlich nichts ändert, aber 
ihre Grundlagen: die Integrität Marokkos und die 
offene Tür für den Handel aller Nationen von 
neuem rechtsverbindlich feſtlegt. Frankreich erkennt 
außerdem ausdrücklich die wirtſchaftlichen Jnter- 
effen Deutſchlands und dieſes eine gewiſſe Dor- 
machtftellung Frankreichs in Marokko — natürlich 
im Rahmen der Algecirasakte an. Dieſes Ab⸗ 
kommen wurde in Deutſchland ſehr verſchieden be- 
urteilt, was nicht befremden kann, denn in keinem 
Lande wird mit gleichem Eifer an vorgefaßten Mei- 
nungen feſtgehalten, und zwar um ſo mehr, wenn 
es mit dem Anſchein des Beſſerwiſſens geſchehen 
kann. Nun hat die deutſche Politik niemals im 
Ernſte daran denken können, die politiſche Vor— 
macht in Marokko zu werden. Leute, die dergleichen 
meinten, waren darüber ebenſo unklar wie ihre 
Forderung, Deutfchland müſſe einen Kriegs- und 
Handelshafen an der Weſtküſte von Marokko er- 
werben, wo es bekanntlich keinen gibt. Aber bei 
Leuten in anderen Ländern, die ebenfalls nicht 
wiſſen, daß es keine ſolchen Häfen gibt, mußte dieſe 
unſinnige Forderung das einmal vorhandene Dor- 
urteil von der Hab- und Raubgier Deutſchlands 
verſtärken. Darunter hat die Stellung Deutfchlands 
in der Marokkofrage dauernd gelitten. Die Ent- 
wicklung derſelben iſt in Deutſchland von dieſer 


Seite immer mißverſtanden worden. Als das Ab- 


kommen zwiſchen England und Frankreich ab- 
geſchloſſen worden war, in dem erſteres Agypten 
in die freie Band bekam, während es Frankreich 
geſchickt mit Marokko belaſtete, hätte die franzö- 
ſiſche Regierung nach diplomatiſcher Gepflogenheit 
die Pflicht gehabt, der Reichsregierung offiziell da- 
von Anzeige zu machen. Deutſchland hätte dann, 
wie jetzt, feine Bandelsintereffen gewahrt, die es 
übrigens bei ſeiner Macht von Metz aus zu jeder 
Seit gegen Frankreich zu ſchützen in der Cage iſt, 
und alles wäre gut geweſen. Aber die franzöſiſche 
Regierung tat das nicht. Herr Delcaffe ver- 
ſuchte, wahrſcheinlich in Erinnerung an einige ver- 
gnügte Frühſtücksſtunden bei König Eduard, der 
damals feinem kaiſerlichen Neffen zürnte, Deutſch⸗ 
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land gefliſſentlich zu überſehen. Das konnte ſich 
Deutſchland nicht bieten laſſen, und es erfolgte der 
bekannte Beſuch des Kaiſers in Tanger, womit 
Deutſchland fid auf den Boden der Marokkokonfe- 
renz von 1880 ſtellte, die ſicher in Vergeſſenheit 
geraten wäre, wenn Frankreich korrekt gehandelt 
hätte. Das Fallenlaſſen der Politik Delcaffes 
und bald darauf ſein Sturz verhinderten die weitere 
Suſpitzung der damals ſehr ernſten Cage. Trotz 
hartnäckigem Widerſtandes der franzöſiſchen Regie— 
rung mußte fie ſchließlich doch den deutſchen Stand- 
punkt anerkennen und in eine neue Marokkokonferenz 
willigen. | 

Das war der Erfolg der deutfchen Politif, und 
niemand wird mehr, nach dieſer feſten Haltung, 
den Verſuch machen, Deutſchland zu überſehen. Daß 
in Algeciras ſich das faſt allgemeine Mißwollen 
gegen die neue Weltmacht geltend machte, fällt 
daneben gar nicht ins Gewicht. Diejenigen, die 
meinen, jede diplomatiſche Aktion müſſe eine Ge— 
bietsabtretung oder mindeſtens eine Geldſumme 
bringen, waren damit nicht zufrieden, ebenſo die 
nicht, die wünſchten, Deutſchland müſſe ſich in Ma— 
rokko feſtſetzen, und die fih darum auch das Dor- 
gehen der deutſchen Politik in dieſem Sinne zurecht 
gelegt hatten. — Ein Vorzug des neuen Abkom— 
mens ift die ausdrückliche Anerkennung der dent- 
ſchen Bandelsintereſſen in Marokko durch Frankreich, 
die weit über die allgemein gehaltenen Beſtim— 
mungen der Algecirasakte hinausgeht. Frankreich 
hat damit die Politik der ſogenannten penetration 
pacifique in Marokko Deutſchland gegenüber auf— 
gegeben. Das Unglück der ganzen Marokkofrage 
beſtebt darin, daß fie trotz ihrer Geringfügigkeit 
an ſich zeitweiſe ein Glied in der ſogenannten 
Ententepolitik geworden war und darum einen 
Aufwand von diplomatiſchen Mitteln erforderte, der 
weit über ihre wirkliche Bedeutung hinausging. 
Wer ſich nicht dieſes Geſamtbild vor Augen zu halten 
vermag, dem wird freilich das Endergebnis ſehr 
gering erſcheinen. Man möge fih aber erinnern, 
daß einſt um einer ſpaniſchen Königswahl willen der 
größte Krieg in Europa ausbrach, und ferner, daß 
es fidh bei dem Uaiſerbeſuch in Tanger nicht um 
die Einleitung einer deutſchen Feſtſetzung in Ma— 
roffo, ſondern um die Durchbrechung einer politi- 
ſchen Cage handelte, die noch lange hinterher, als 
ſchon jede Gefahr vorüber war, in den Köpfen 
gewiſſer Ceute als ſogenannte Einkreiſungspolitik 
eine große Rolle ſpielte. Als ſie anfingen, davon 
zu reden, war die Einkreiſung ſchon abgewendet. 
Und wenn ſie heute wieder behaupten, die jetzigen 
wirtſchaftlichen Sugeſtändniſſe Frankreichs wären 
ſchon früher leicht zu haben geweſen, ſo irren ſie 
ſich. Was damals vielleicht nicht durch eine mili— 
täriſche Drohung erreicht worden wäre, war aber 
jetzt unter einer vollſtändig umgewandelten politi— 
ſchen Cage von ſelbſt zugejtanden worden. 

In allen unterrichteten und billig denkenden 
Kreifen des In- und Auslandes, namentlich auch 
in Frankreich und England, fand das Abkommen 
freudige Huſtimmung. Daß die eigentlichen Heg- 
blätter und auch Berr Delcaffe anderer Mei— 
nung waren und darin eine gewiſſe Demütigung 
Deutſchlands ſehen wollten, verſteht ſich von ſelbſt; 
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ſie konnten zu ihrer Rechtfertigung ſogar auf einen 
Teil der deutſchen Blätter hinweiſen, die weiter 
eifrig nachſchrieben, was in deutſchfeindlichen Blät⸗ 
tern des Auslands gegen die deutſche Politik ge— 
ſagt wurde. Su dieſen Albernheiten gehörte auch 
die Seitungsente, daß ſich England und fpeziell. 
König Eduard um die Übereinkunft Derdienfte 
erworben hätten. Die Verhandlungen waren in 
der Hauptſache zwiſchen dem Staatsſekretär Frhrn. 
v. Schoen und dem franzöſiſchen Botſchafter 
Cambon m Berlin geführt worden, wo auch am 
9. Februar die Unterzeichming erfolgte, der deutſche 
Botſchafter Fürſt Radolin hatte in Paris wefent- 
liche Unterſtützung geleiſtet. Kaiſer Wilhelm war 
über das Abkommen ſehr erfreut, verlieh dem Bot- 
ſchafter Cambon das Großkreuz des Roten Adler⸗ 
ordens und dankte dem Fürſten Radolin durch 
ein beſonderes Telegramm. Frhr. v. Schoen und 
Fürſt Radolin erhielten das Großkreuz der Ehren- 
legion. Anſcheinend durch eine Indiskretion des 
Telegraphenbureaus war der Pariſer „Matin“ in 
der Cage, das Telegramm an den Fürſten Radolin 
mit Randglojfen an die Öffentlichkeit zu ziehen, 
worüber in den Seitungen wieder viel Gerede ohne 
Sweck und Bedeutung entſtand. Einzelne deutſche 
Blätter rührten vergeblicherweiſe auch wieder die 
Novemberereigniſſe auf. Warum foll denn der 
Kaifer nicht einem Botſchafter danken dürfen! Das 
Abkommen räumte mit einem unliebſamen Streit— 
objekt zwiſchen Deutſchland und Frankreich auf, ein 
Vorteil, der ſelbſt eines Opfers wert geweſen wäre, 
was ſich aber nicht einmal als nötig erwieſen hatte. 
Nun bleibt als einziger trennender Gegenſtand zwi- 
ſchen beiden Mächten nur noch Elſaß-Lothringen. 
Kein vernünftiger Menſch in Deutſchland mißdeutet 
es den Franzoſen, wenn fie mit Trauer daran ge- 
denken. Hatte man doch ſelbſt zwei Jahrhunderte 
dieſen Verluſt nicht vergeſſen, der einſt dem machtlos 
gewordenen Deutſchen Reiche zugefügt worden war. 
Sanz im Sinne der vorſtehenden Auseinander- 
ſetzungen ſind auch die vorſichtig zurückhaltenden 
Außerungen des Fürſten Bülow am 29. März 
im Reichstage aufzufaſſen. 

Etwas vorgreifend möge hier auch noch das 
letzte Nachſpiel des Marokkoſtreites erwähnt wer- 
den. Am 21. Mai fällte das Schiedsgericht im 
Haag fein Urteil in der bekannten Caſablanca-Ange— 
legenheit. Der Spruch gibt beiden Teilen recht und 
unrecht, wie man es nehmen will. Da der Fall 
ſeine Bedeutung nur durch die politiſchen Neben- 
umſtände erhalten hatte, unter denen er ſich ereig— 
nete, ſo empfand man jetzt in beiden Cändern nur 
Befriedigung darüber, daß die Sache aus der Welt 
geſchafft worden war. Schon vor Ende des Monats 
wurde die Formel vereinbart, unter der ſich die 
deutſche und die franzöſiſche Regierung gegenſeitig 
das Bedauern über die vom Schiedsgerichte er— 
kannten Mißgriffe ihrer Behörden ausdrückten. 

Fürſt Bülow begab ſich am 4. April mit 
ſeiner Gemahlin wieder zu einem vierzehntägigen 
Aufenthalt nach Venedig, wo er am Oſterſonntag 
(Il. April) den Beſuch des Miniſters des Außern 
Tittoni empfing und mit ihm längere Beſpre— 
chungen hatte. Derſchiedene Blätter benutzten die 
Gelegenheit wieder, um der Welt zu verkünden, was 
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ſie gar nicht wiſſen können. Die Behauptung, es 
ſei über die Verlängerung des Dreibundes verhan⸗ 
delt worden, war einfach lächerlich, da er bis 1913 
rertragsmäßig beſteht. Eine beſondere Derunlaj- 
ſung zu politiſchen Beſprechungen lag auch nicht 
vor, doch bot die Anweſenheit des deutſchen Reichs⸗ 
kanzlers eine erwünſchte Gelegenheit, Meinungen 
über gewiſſe Tagesfragen auszutauſchen, an denen 
Italien in feiner Doppelſtellung als Dreibund⸗ und 
Mittelmeermacht mehr beteiligt ſein dürfte als 
- Deutfchland. Selbſtverſtändlich wurde vollſtändige 
Übereinſtimmung der beiden Staatsmänner erzielt. 
Die obige Ente wurde wenige Tage danach von 
dem anſcheinend im franzöſiſchen Solde ſtehenden 
römiſchen Blatte „Vita“ von neuem in die Welt 
geſetzt, diesmal mit der Pointe, die bevorſtehende 
Begegnung des Kaifers Wilhelm mit dem König 
Viktor Emanuel bezwecke, durch einen Druck 
der beiden, nach ihrem Erfolge in der bosniſchen 
Frage übermütig gewordenen mitteleuropäiſchen 
Mächte Italien zum Verbleiben im Dreibunde zu 
zwingen. Die Bereitwilligfeit, mit der die noch 
im alten Stile arbeitende Preſſe der Ententemächte 
die Fabel weiter verbreitete, diente nur dazu, durch 
Reizung der italienifchen Eitelkeit Mißſtimmung zu 
erregen. Kaifer Wilhelm reifte mit der Kaiſerin 
und dem Prinzen Oskar am 15. April von Sta⸗ 
tion Wildpark ab und traf in Venedig am Mittag 
des folgenden Tages bei fchönem Wetter ein. Beim 
Empfang waren außer den Spitzen der Behörden ꝛc. 
auch Fürſt Bülow mit Gemahlin anweſend. In 
einer Rudergig erfolgte die Fahrt nach der „Hohen⸗ 
zollern“. Das zahlreiche Publikum, darunter viele 
Deutſche, am Ufer des Kanals, auf den Balkonen 
und Dächern der beflaggten Häuſer grüßte lebhaft, 
die italieniſchen Schiffe hatten Slaggengala ans 
gelegt und feuerten ebenſo wie die „Hamburg“ 
Salut. Nachmittags machte das Kaiferpaar eine 
Gondelfahrt, abends war Tee an Bord der „Hohen— 
zollern“, die von Hunderten von Gondeln umgeben 
war. Dem Kaiſerpaar wurde eine Serenade ge- 
bracht, außerdem ſpielte die Kapelle der Hohen- 
zollern“ abwechſelnd mit einer italieniſchen Kapelle. 
Die Ufer waren bengaliſch beleuchtet. Am fol- 
genden Tage machten die Majeſtäten Beſuche und 
Spazierfahrten. Erzherzog Karl Stephan war 
war auf ſeiner Jacht „Rovenska“ eingetroffen und 
empfing den Beſuch des Kaiferpaares. Abends 
war Tafel auf der „Hohenzollern“, die am Mor- 
gen des 16. nach Korfu in See ſtach. 

Dort waren König Georg und die Kron- 
prinzeſſin Sophie eingetroffen, die griechiſchen 
Panzerſchiffe „Spetzſai“ und „Hydra“ lagen im 
Hafen. Die „Hohenzollern“, die unterwegs von den 
mit Schießübungen beſchäftigten öſterreichiſch⸗unga⸗ 
riſchen Panzerſchiffen „Habsburg“ und „Baben⸗ 
berg“ mit Salut begrüßt worden war, ging am 
17. mittags im Hafen von Korfu vor Anker, König 
Georg, Kronprinzeſſin Sophie und Großfürſtin 
Georg Michailowitſch, der deutſche Geſandte 
Frhr. v. Wangenheim ſowie die Spitzen der 
griechiſchen Marine, des Militärs und der Be⸗ 
hörden erſchienen zur Begrüßung an Bord, ſpäter 
fand Tafel ſtatt. Dann begaben ſich die griechi⸗ 
ſchen Herrſchaften an Cand und empfingen das lan- 
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dende Haiſerpaar, das fih nach der offiziellen Be- 
grüßung durch die Behörden in Automobilen unter 
ſtürmiſchen Jubelrufen der Bevölkerung durch die 
beflaggte Stadt nach dem Achilleion begab. Der 
Aufenthalt auf Korfu dauerte bis zum 9. Mai und 
wurde meift zu Ausflügen benutzt. Der Verkehr 
mit dem König Georg war ſehr lebhaft. Am 
I. Mai reiſte Prinz Oskar auf dem „Sleipner“ 
nach Brindiſi ab. Nach der Verabſchiedung von 
Korfu traf das Kaiſerpaar am 10. Mai nach uns 
günſtiger Überfahrt vormittags um 10 Uhr im Hafen 
von Malta unter dem Kanonendonner der Forts 
und der engliſchen Kriegsſchiffe ein, die Spitzen 
der Behörden und der deutſche Konſul meldeten 
fich an Bord, mittags erſchienen der Herzog und 
die Herzogin von Connaught mit der Prinzeſſin 
Patricia zur Begrüßung auf der „Hohenzollern“. 
Um I Uhr begab fih das Kaiferpaar an Cand, 
wo feierlicher Empfang ſtattfand, und fuhr in Auto⸗ 
mobilen unter dem lebhaften Händeklatſchen der 
Bevölkerung durch die beflaggte Hauptſtraße, in 
der Militär Spalier bildete, nach dem Herzogs- 
ſchloſſe. Dort fand abends Feſttafel ſtatt, die deut⸗ 
ſchen und britiſchen Schiffe im Hafen hatten illu- 
miniert. Im Caufe des Tages hatten Kaifer Wil- 
helm und König Eduard herzliche Telegramme 
gewechſelt. Am nächſten Morgen früh erfolgte die 
Abfahrt nach Brindiſi, wohin an demſelben Tage 
der König und die Königin von Italien aus Rom 
abgereiſt waren, um an Bord des Panzerſchiffes 
„Vittorio Emmanuele“ zu gehen, während dem 
deutſchen Kaifergefchwader als Eskorte zwei Tor- 
pedozerſtörer entgegengefandt wurden. 

Die „Hohenzollern“ traf am 12. Mai um 
10½ Uhr vormittags unter dem Salut der italieni⸗ 
ſchen Kriegsſchiffe, auf denen die Mannſchaften 
paradierten, im Hafen von Brindiſi ein, der von 
vielen mit Flaggen geſchmückten Fahrzeugen voller 
Suſchauer belebt war, das Wetter war prächtig. 
Unmittelbar darauf begab fich das italieniſche Kö- 
nigspaar an Bord der „Hohenzollern“ und wurde 
vom Kaifer und der Kaiferin an der Treppe emp⸗ 
fangen. Die Begrüßung war ſehr herzlich, der 
Kaiſer und der Hönig küßten ſich wiederholt. Später 
unterhielten ſie ſich längere Seit auf Deck, während 
die Kaiſerin und die Königin im Königsjalon ver- 
weilten. Nach einer Stunde verließ das Königs⸗ 
paar die „Hohenzollern“ wieder. Gegen 2 Uhr 
begaben fich der Kaifer und die Kaiſerin zum Be- 
fuh an Bord des „Vittorio Emmanuele”, wurden 
vom König Viktor Emanuel und der Königin 
Helene an der Treppe empfangen und nach den 
üblichen Vorſtellungen und Begrüßungen in den 
Admiralitätsſalon geleitet, wo ein Frühſtück ſtatt⸗ 
fand, an dem u. a. auch der Miniſter Tittoni 
teilnahm. In den gewechſelten Trinkſprüchen be- 
tonten beide Monarchen gegenſeitig das Wohl ihrer 
durch den Dreibund geeinigten Länder, deren Bünd⸗ 
nis ſich länger als drei Jahrzehnte als Friedens⸗ 
hort bewährt habe. Kaifer Wilhelm gedachte 
außerdem der großen Erdbebenkataſtrophe und der 
aufopfernden Tätigkeit, die König Viktor Ema⸗ 
nuel und feme Gemahlin dabei an den Tag ges 
legt hatten. Um 4 Uhr gaben der Kaifer und 
die Kaiſerin auf der „Hohenzollern“ einen Tee, 
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und nach der herzlichſten Verabſchiedung vom italie» 
niſchen Herrſcherpaare wurde um 5 Uhr die Ab⸗ 
fahrt nach Pola angetreten. Über die Begegnung 
in Brindiſi wurde namentlich in der dreibundfeind⸗ 
lichen Preſſe wieder viel geſchrieben und fabuliert. 
Die eigentliche Bedeutung derſelben, daß die verant- 
wortlichen Kreiſe in Italien gar nicht daran denken, 
die Vorteile aufzugeben, die ihnen das Dreibund⸗ 
verhältnis bietet, konnte ſie doch nicht wegdispu⸗ 
tieren. Man weiß in dieſen Kreiſen ſehr wohl, 
in welchem Umfang die beiden verbündeten Mächte 
der eigenartigen Stellung Italiens im Mittelmeere 
verſtändnisvoll Rechnung tragen, und in entſchei⸗ 
denden Fällen dringt auch ſtets der geſunde Sinn 
der italieniſchen Bevölkerung nach dieſer Richtung 
durch. Daneben fallen gewiſſe Preßtreibereien 
innerhalb und außerhalb Italiens gar nicht ins 
Gewicht. Das iſt nach Bismarcks Ausſpruch 
nur bedrucktes Cöſchpapier. 

Von einer unbedingt einheitlichen Stimmung 
getragen wurde der nun folgende Beſuch des deut⸗ 
ſchen Kaiferpaares in Wien. Dank der Haltung 
Deutſchlands hatte die habsburgiſche Monarchie 
einen vollen Erfolg in der Annexionspolitik davon- 
getragen, der Dreibund hatte fidh der vielgerühmten 
Ententepolitik überlegen gezeigt; dieſem Eindruck 
konnten fih auch die verbiſſenſten ſlawiſchen Deutſch⸗ 
feinde nicht entziehen. So bildete die Anwe— 
ſenheit des Kaiſers Wilhelm und der Kaiferin 
Auguſta Viktoria in Wien wirklich ein auf 
allen Seiten mit vollſter Freude begrüßtes Ereignis. 
Darum hat auch die öſterreichiſche Hauptftadt bei 
dem Empfang des Kaiſerpaares ihre dankbaren 
und bundesfreundlichen Empfindungen in einem 
Umfang bekundet, wie dies kaum einem Herrſcher 
in einer fremden Hauptſtadt zu teil geworden iſt. 
Und es handelte fidh dabei um keine flüchtige He- 
fühlswallung, man hat im geſamten Ausland den 
Eindruck davon zu würdigen verſtanden, und das 
tft für alle Sukunft gut. Die Kaiſerjacht „Hohen⸗ 
zollern“ traf am 15. Mai, mittags 1 Uhr, unter 
dem Donner der Kanonen der öſterreichiſch— 
ungariſchen Kriegsſchiffe und des Hafenkaſtells ſowie 
dem Hurra der Matroſen im Innenhafen von Pola 
ein, worauf ſich die Erzherzogin Maria Joſefa 
zur Begrüßung an Bord begab. Darauf erſchienen 
die höchſten Spitzen des Heeres, der Marine, des 
Landes und der Stadt zur Meldung auf der „Bohen⸗ 
zollern“, wo um 2 Uhr ein Diner ſtattfand. Dann 
ſtattete das Kaiſerpaar der Erzherzogin einen Be- 
ſuch auf ihrer Jacht „Phantaſie“ ab, begab 
fih um ½5 Uhr an Land und beſtieg unter großen 
Ehrenbezeugungen und den lebhaften Begrüßungen 
des freudig erregten Publikums den Hofzug nach 
Wien. Dort waren die Vorbereitungen für den 
Empfang ſo großartig getroffen wie noch nie. Eine 
lächerliche Ausſtreuung der „Times“ wollte von 
einer Unzufriedenheit des Naiſers Wilhelm 
wiſſen, dem das alles gewiſſermaßen noch nicht 
genug ſei. Darauf erfolgte aber die prompte Ab⸗ 
weiſung, daß gerade der deutſche Kaiſer nur einen 
Beſuch in Schönbrunn beabſichtigt hatte, aber auf 
ausdrücklichen Wunſch des Kaiſers Franz Jofef 
Wien für die Suſammenkunft gewählt worden fei, 
der die geſamte Bevölkerung in geradezu begeiſterter 


Stimmung entgegenfah. Die Straßen vom Bahn- 
hof bis zur Hofburg trugen herrlichen Feſtſchmuck, 
deutſche und öſterreichiſche Fahnen wehten von allen 
Häufern, trotz des ungünſtgen Wetters waren die 
Straßen von vielen Tauſenden angefüllt, die ſchon 
den Kaiſer Franz Joſef bei der Fahrt zum 
Bahnhof mit ſtürmiſchem Jubel begrüßten. 

Um 10 Uhr vormittags am 14. Mai fuhr der 
Hofzug mit dem deutſchen Kaiſerpaar in die Halle 
des Südbahnhofes ein, wo ſich der greife Kaifer 
Franz Joſef mit ſämtlichen Erzherzogen (nahezu 
alle in preußiſcher Uniform) und Erzherzoginnen, 
die deutſchen Geſandtſchaften, die höchſten Spitzen 
des Heeres, des Kandes und der Stadt zum Empfang 
eingefunden hatten. Kaifer Franz Joſef war 
in der Uniform eines preußiſchen Feldmarſchalls 
dicht an das Geleiſe getreten und war der Kaiferin 
Augufta Viktoria beim Ausſteigen behilflich; 
er küßte ihr höflich die Hand, worauf fih beide 
küßten. Nun begrüßte Kaifer Wilhelm (in 
öſterreichiſch-ungariſcher Feldmarſchallsuniform) den 
greifen Monarchen, beide Herrfcher umarmten und 
küßten ſich dreimal, gar nicht höfiſch und zeremoniell, 
ſondern wie ein Freund den Freund küßt. Die 
gleiche Begrüßung fand auch zwiſchen dem Kaifer 
Wilhelm und dem Thronfolger Erzherzog Franz 
Ferdinand ſtatt. Nach der ebenfalls äußerſt 
herzlichen Begrüßung der übrigen Mitglieder des 
Kaiſerhauſes und den offiziellen Vorſtellungen hielt 
Bürgermeiſter Dr. CTCueger folgende Begrüßungs⸗ 
anſprache: „Der Bürgermeiſter der Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien ift der Dolmetſch der ganzen 
Bevölkerung, wenn er dem Danke für die Bundes- 
treue Ew. kaiſerlichen Majeſtät ſowie der Freude 
Ausdruck gibt, Ew. Majeſtät und Ihre Majeſtät 
die Kaiſerin in Wien auf das herzlichſte begrüßen 
zu können.“ Kaifer Wilhelm dankte in freund- 
lichſter Weiſe. Nun erfolgte die Fahrt nach der 
Hofburg, wegen des herabrieſelnden Regens in ge- 
ſchloſſenen Wagen. Aber das hielt die in dichten 
Reihen hinter dem Truppenſpalier ſtehenden Men⸗ 
ſchenſcharen nicht ab, ihrer Freude durch die leb⸗ 
hafteſten Surufe Ausdruck zu geben, was auch weiter 
geſchah, als kurz danach Kaiſer Wilhelm und 
die Kaiferin Augufta Diktoria die üblichen 
Befuchsfahrten unternahmen. Darnach fand in der 
Hofburg Familienfrühſtück ſtatt. 

Der politiſche Höhepunkt der Wiener Kaifer- 
begegnung war abends das Galadiner im Sere⸗ 
monienſaale der kaiſerlichen Hofburg mit den dabei 
ausgebrachten Trinkſprüchen, die ausdrücklich ver⸗ 
leſen wurden, damit ſie als authentiſche politiſche 
Aktenſtücke hinausgehen könnten in alle Welt und 
zeigen ſollten, wie ſehr die beiden Monarchen durch⸗ 
drungen waren von der Bedeutung der Stunde, und 
welches Gewicht ſie ihr beilegen. Darum wurde 
auch von beiden nachdrücklich des dritten Verbün⸗ 
deten gedacht. Kaifer Franz Joſef erwähnte 
die friedengefährdenden Ereigniſſe des letzten Win⸗ 
ters. „Mit tiefer und aufrichtiger Dankbarkeit ge⸗ 
denke ich hiebei der neuerdings in glänzender Weiſe 
bewährten bundesfreundlichen Haltung des Deut⸗ 
ſchen Reiches, deffen ſtets hilfsbereite Unterſtützung 
die Erfüllung meines innigen Wunſches in ſo hohem 
Maße erleichtert hat, alle entſtandenen Schwierig— 
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keiten ohne kriegeriſche Verwicklungen auszugleichen. 
Wenn auch alle Mächte einig in dieſem redlichen 
Bemühen, ſo iſt es doch vor allem der unerſchütter— 
lichen Bundestreue meiner hohen Freunde und Ver— 
bündeten, Ew. Majeſtät und Sr. Majeſtät des Kö- 
nigs von Italien, zu danken, wenn wir hente mit 
ungetrübter Befriedigung auf die erzielten Erfolge 
blicken können.“ Kaifer Wilhelm hob hervor: 
„Ein Menſchenalter it vergangen, ſeitdem Ew. Ma- 
jeſtät mit meinem in Gott ruhenden Herrn Grop- 
vater den Grund zu dem Freundſchaftsbunde ge- 
legt haben, der bald darauf zu unſerer hohen 
Freude durch Italiens Beitritt erweitert wurde. 
Welcher Segen auf dieſem Bunde geruht hat, das 
wird dereinſt die Geſchichte künden. Alle Welt 
weiß aber ſchon heute, wie wirkungsvoll gerade 
in den letzten Monaten dieſes Bündnis dazu bei— 
getragen hat, ganz Europa den Frieden zu erhalten. 
Was damals begründet worden iſt, ſteht heute feſt— 
gewurzelt in den Berzen unſerer Völker. Sw. Nia- 
jeſtät wiſſen, wie ſpontan hüben und drüben, in 
Eſterreich-Ungarn wie in Deutſchland, die Suſtim— 
mung war, fo oft unfer trenes und geſchloſſenes 
Suſammenſtehen nach außen hervortrat. Und als 
die Kaiferin und ich heute früh durch Ew. Majeſtät 
im Frühlingsſchmuck prangende Beſidenzſtadt Wien 
unſeren Einzug in die altehrwürdige Burg hielten, 
da klang uns aus den goldenen Alt-Wiener Berzen 
brauſender Jubel entgegen, und mächtig war der 
Widerhall, den dieſer Jubel in unſeren Herzen 
fand.“ 

Dieſen authentiſchen Worten von authentiſcher 
Seite gegenüber vermag die Totengräberinduſtrie 
der Dreibundgegner nicht mehr aufzukommen. Sie 
hatte fih davon genährt, daß fo lange Jahre hme 
durch kein Ereignis eingetreten war, das eine Er— 
probung des Dreibundes erforderte. Aber beim 
erſten Fall, wo dies nötig wurde, hat dieſes von 
Bismarcks Meiſterhand errichtete politiſche Werk 
die Prüfung glänzend beſtanden. Und die Geſchichte 
wird noch an den Tag bringen, daß in den letzten 
ſchweren Monaten auch König Viktor Emanuel 
und ſein treuer Tittoni eifrig mit am Werke 
geweſen ſind, wenn auch nach Cage der Derhältniffe 
ihre Tätigkeit weniger ſichtlich zu Tage trat. Beide 
Kaifer ſandten auch von Wien aus eine Begrü— 
ßungsdepeſche an den König von Italien, die dieſer 
ſofort erwiderte. Die Wiener Blätter brachten jeden 
Tag Artikel voller Begeiſterung, deren Sinn ſich 
in dem im offiziöfen „Fremdenblatt“ ausgeſpro— 


chenen Leitmotiv zuſammenfand: „Der Dreibund 


iſt der Friede!“ Nach dem Galadiner fand im 
überaus prächtig geſchmückten Redoutenſaale eine 
glänzende Soiree ſtatt, an der über 1400 Gäſte 
teilnahmen. Die beiden Kaifer zogen zahlreiche 
Anweſende ins Geſpräch, u. a. den Präſidenten des 
Abgeordnetenhauſes Dr. Pattai. Am folgenden 
Vormittag legte das deutſche Kaiferpaar in der Ka- 
puzinergruft an den Särgen der Kaiſerin Elifa- 
beth und des Kronprinzen Rudolf Kränze nieder. 
Kaiſer Wilhelm empfing dann den Schen. 
v. Aehrenthal, dem er ſeine Büſte zum Ge— 
ſchenk gemacht hatte, und begab ſich ſpäter in das 
Muſeum für Kunft und Induſtrie, wohin auch die 
Kaiſerin Augufta Viktoria nachfolgte, nach— 


dem fie mit der Erzherzogin Maria Annunziata 
eine Ausfahrt in den Prater unternommen und die 
Kaiferin Eliſabeth Gedächtniskapelle ſowie die Kron- 
prinz Rudolf-Brücke beſichtigt hatte. Im Muſeum 
wendeten fte der Erzherzog Karl-Ausſtellung ihre 
befondere Aufmerkſamkeit zu. Um 1½ Uhr nat» 
mittags fand im Marmorſaale der Hofburg Fa— 
milienfrühſtück ſtatt, und eine Stunde ſpäter erfolgte 
unter begeiſterten Kundgebungen der Bevölkerung, 
die alles bei derartigen Anläſſen herkömmliche Maß 
weit überſchritten, die Abfahrt des deutſchen Kaifer- 
paares nach dem Weſtbahnhof. Kaifer Franz 
Joſef in preußiſcher Generalsuniform geleitete 
den Kaifer Wilhelm, der öſterreichiſch-ungariſche 
Generalsuniform trug. Das Wetter war fehr ſchön. 
Die Verabſchiedung auf dem Bahnhofe war die 
denkbar herzlichſte. Das Publikum harrte aber noch 
auf den Straßen aus, um den Kaiſer Franz Jofef 
auf der Rückfahrt ſtürmiſch zu begrüßen, und, damit 
war für Wien das große Feſt der Bundesfeier 
vorüber. 

Das deutſche Kaiferpaar begab fih zunäckſſt 
nach Karlsruhe zum Beſuche am großherzoglichen 
Hofe und dann nach Wiesbaden, wo am IT. Fürſt 
Bülow zum Vortrag erſchieu, und nahm dann 
am Sängerwettſtreit in Frankfurt a. M. teil, wor- 
auf die Rückkehr nach Potsdam erfolgte. Spätere 
Keiſepläne wurden zum Teil durch die Einladung 
des Kaiſers Nikolaus zu einer erneuten Begeg- 
nung auf der Reede von Bjrkoe geändert, die 
offiziell als Erwiderung des vorjährigen garen- 
beſuches in Swinemünde galt, aber großes Auf— 
ſehen hervorrief, da ſie ein offenkundiger Beweis 
dafür war, daß Kaifer Nikolaus die europäiſche 
Politik Rußlands nicht im feindlichen Gegenſatz zum 
Deutſchen Reiche und zu Öfterreitellngarn geführt 
wiſſen will. Die bisherige Ententepreſſe war höchſt 
mißvergnügt darüber, und engliſche Blätter ver- 
ſuchten fogar zu beſtreiten, daß die Einladung von 
Rußland ausgegangen ſei. Sie erhielten ein 
promptes Dementi; ſie können ſich eben die alte 
füge Verhetzungspolitik unter den Mächten des Kon⸗ 
tinents nicht abgewöhnen, und ihnen war es ſehr 
angenehm, ſie bisher in zwei Beerlager geſchieden 
zu ſehen. In Petersburg hat man aber erkannt, 
daß die Ententepolitik, deren Vorteile in Aſien und 
Europa man natürlich gern einſtrich, während der 
Orientkriſe doch auch bedenkliche Gefahren mit ſich 
brachte, die durch die Wiederherſtellung des guten 
Einvernehmens mit Deutſchland von ſelbſt wegfallen. 
Eine Abwendung von den bisherigen Freunden lag 
darin keineswegs, ein Teil der engliſchen Preſſe 
mit dem „Standard“ an der Spitze, wollte das 
aber durchaus nicht einſehen, und verriet dadurch 
nur die kindliche Erwartung, Rußland werde engli— 
ſchen Wünſchen und Intereſſen Vorſpann leiſten. 
Dazu ſind die Mächte aber nicht da, jede einzelne 
mag in erſter Linie für fih ſelbſt ſorgen und zus 
frieden ſein, wenn ſie dabei das Wohlwollen oder 
auch die Unterſtützung anderer findet. Wer mehr 
verlangt, müßte ernſtliche Gegendienſte in Aus- 
ſicht ſtellen, aber davon hat man in England nie 
viel wiſſen wollen. Daß auch in Rußland ein 
großer Teil der Preſſe ſich unzufrieden, ja ſelbſt 
feindſelig zeigte, machte in Deutſchland wenig Ein- 
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druck; man iſt dergleichen von jeher gewöhnt und 
hat ſich ſtets damit begnügt, ſich mit dem offiziellen 
Rußland im Einvernehmen zu halten und die Dolfs- 
meinung drüben ihre eigenen Wege gehen zu laſſen. 
Sie hatte auch diesmal nicht begriffen, daß die 
Ententepolitik Rußland bisher recht erhebliche 
Schlappen gebracht hat. 

Die ruſſiſche Kaiſerjacht „Alexandra“ war am 
12. Juni mit der kaiſerlichen Familie an Bord nach 
den finniſchen Gewäſſern in See gegangen, das 
deutſche Kaiſergeſchwader fuhr am 15. abends von 
Neufahrwaſſer ab und traf am 17. früh bei Björkoe 
ein, wo ſich nach der Begrüßung der deutſchen 
und ruſſiſchen Geſchwader Kaifer Nikolaus an 
Bord der „Hohenzollern“ begab und eine halbe 
Stunde verweilte, worauf ſich Maiſer Wilhelm 
zum Gegenbeſuch auf den ruſſiſchen „Standart“ 
begab, wo ihn die Kapelle mit der „Wacht am 
Rhein“ empfing. Er wurde von Kaifer Nikolaus 
und Kaifern Alexandra, in deren Gefolge ſich 
auch der Miniſterpräſident Stolypin und der 
Miniſter des Auswärtigen Iswolski befanden, 
auf das herzlichſte begrüßt. Um I Uhr war Früh⸗ 
ſtück auf dem „Standart“, Kaiſer Wilhelm blieb 
dort bis halb 6 Uhr und nahm auch den Tee. 
Die Abendtafel fand wieder auf dem „Standart“ 
ſtatt und erhielt ihr politiſches Gepräge durch die 
dabei gewechſelten Trinkſprüche. Dieſe Kundge⸗ 
bungen atmen in ſo hervorragendem Maße den 
Geiſt des Friedens und der Eintracht, wie es kaum 
je bei ähnlichen Gelegenheiten der Fall geweſen iſt. 
Nach überaus herzlichem Willkommen und der Er- 
innerung an die in Swinemünde genoſſene Gaſt— 
freundſchaft, nahm der Sar diefe glückliche Ge- 
legenheit“ wahr, um zu verſichern, daß er „den 
aufrichtigen und unveränderlichen Wunſch hege, die 
traditionellen Beziehungen herzlicher Freundſchaft 
und gegenſeitigen Vertrauens dauernd zu er— 
halten, . . . . die zu pflegen nicht bloß als ein Unter- 
pfand der guten Beziehungen zwiſchen unſeren beiden 
Ländern, fondem auch des allgemeinen Friedens“ 
er lebhaft wünſche. Kaiſer Wilhelm betonte 
ſeinerſeits, er ſehe in dem Empfang „eine neue und 
wertvolle Beſtätigung der engen und aufrichtigen 
Freundſchaft, welche unſere Perſonen und unſere 


Häuſer verbindet“, und zugleich „eine neue Beſtä- 


tigung der traditionellen Beziehungen herzlicher 
Freundſchaft und des Vertrauens, die, den vielſeitigen 
Intereſſen und den durchaus friedlichen Gefin- 
nungen unſerer Länder gleichermaßen entſprechend, 
zwiſchen unſeren Regierungen beſtehen“. Man 
ſollte meinen, daß diz ſe deutlichen Worte jede Mög- 
lichkeit ausſchließen, ihr einen anderen Sinn unter- 
zulegen, als fie gemeint find. Von 5 Uhr ab 
hatte Staatsſekretär Frhr. v. Schoen eine längere 
Unterredung mit dem Miniſterpräſidenten Stoly- 
pin und dem Miniſter des Außern Jswolsfi 
gehabt. 

Der Verkehr des Kaifers Wilhelm mit der 
geſamten ruſſiſchen Kaiferfamilie war ungemein 
herzlich. Am Vormittag des 18. begab ſich Kaifer 
Nikolaus in deutſcher Admiralsuniform zur 
„Hohenzollern“ und beſichtigte dann mit dem Kaifer 
Wilhelm den Kreuzer „Gneiſenau“, deffen Mann- 
ſchaften der Sar in deutſcher Sprache begrüßte, und 


darauf das ruſſiſche Torpedoboot „Finn“, deſſen 
Beſatzung Kaifer Wilhelm ruſſiſch anſprach. 
Später wohnte der Deutſche Kaifer auf der „Stans 
dart“ dem Gottesdienſte zum Geburtstage der jun- 
gen Großfürſtin Anaſtaſia bei, um J Uhr war 
Frühſtück auf der „Hohenzollern“, wobei Kaifer 
Wilhelm einen Toaſt auf die Kaiferm Alexan⸗ 
dra ausbrachte. Nun fanden ſich auch die Kinder 
des Saren auf der „Hohenzollern“ ein und wurden 
vom Kaifer, der den Thronfolger hochhob und 
küßte, herzlich begrüßt. Bis zur Abfahrt der 
„Hohenzollern“ blieb Kaifer Nikolaus mit Ge- 
mahlin und Kindern auf dem Schiffe und verab— 
ſchiedete ſich dann vom Kaiſer Wilhelm, den er 
dreimal küßte. Unter den Klängen der ruſſiſchen 
Nationalhymne und dem Abſchiedsſalut der „Gnei— 
fenau” verließ die ruſſiſche Kaiſerfamilie die „Hohen- 
zollern“, die ſich nun in Bewegung ſetzte. Bei 
der Dorüberfahrt an der „Standart“ ſtand Kaifer 
Wilhelm auf der Nommandobrücke und rief dem 


-Kaifer Nikolaus einen Abſchiedsgruß zu, die 


Kaiſerin und die Kinder grüßten noch lange durch 
Winken mit Taſchentüchern. Während in Rußland 
die Oppoſitionspreſſe in ihrem Deutſchenhaſſe be- 
harrte, lenkte der übrige Teil der Blätter unter dem 
Eindruck der Monarchenbegegnung ein, und einige 
äußerten ſogar die ſehr vernünftige Anſicht, daß 
an der ganzen Verhetzung Rußlands gegen Deutfch- 
land nur England die Schuld trage. Das mögen 
übrigens die Ruffen halten wie fie wollen. In 
Deutſchland hegt man keine Illuſionen, aber es 
wird von Nutzen für beide Länder und für den 
Weltfrieden ſein, wenn zwiſchen ihren Regierungen 
und Dynaſtien perſönlich vertrauensvolle Beziehun- 
gen beſtehen. Wie viele das in Rußland einſehen, 
ift für Deutſchland vor der Hand ziemlich gleich- 
gültig. Die engliſchen Blätter bemühten ſich, der 
Welt zu verſichern, daß bei der Begegnung nichts 
Beſonderes abgemacht worden ſei, wozu nicht viel 
Scharfſinn gehörte. Die Bedeutung lag doch aber 
darin, daß ſie überhaupt ſtattgefunden hatte, und 
zwar wenige Monate nach dem Suſammenbruch der 
ſogenannten Ententepolitik und dem Scheitern der 
Konferenzidee. 

Kaiſer Wilhelm, der in Eilfahrt nach Berlin 
zurückgekehrt war, um mit der Kaiſerin am 20. Juni 
noch rechtzeitig in hamburg beim Horner Rennen 
anweſend zu ſein und am 22. die Preisverteilung 
für die Regatta in Cuxhaven vorzunehmen, betonte 
dort mit Nachdruck in ſeiner Rede in Bezugnahme 
auf die Begegnung mit dem Kaifer Nikolaus: 
„Daher werden wir beide ſtets danach ſtreben, ſo— 
weit es in unſeren Kräften liegt, mit Gottes Hilfe 
für die Förderung und Wahrung des Friedens zu 
wirken.“ Rußland wird demnach an keiner gegen 
Deutſchland gerichteten Politik mehr teilnehmen. Sein 
Einvernehmen mit England beſteht fort, aber da— 
neben wird die Pflege der Freundſchaft mit Deutſch— 
land betrieben. Damit hat die erfolgreiche Drei— 
bundpolitik einen weiteren Stützpunkt gewonnen, und 
da ſich auch Deutſchland und Frankreich, dem ſchon 
die von England angezettelten Händel in der Orienta 
kriſe zum Ärger geworden waren, entſchieden ge— 
nähert haben, fo ſchloß das erſte Halbjahr für den 
Weltteil unter unzweifelhaft febr friedlichen Sn- 
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ſtänden, die ſchon kurz vorher Sir Edward Grey 
im Unterhauſe treffend dahin charakteriſierte, daß 
die Mächte wieder „friedlich vor Anker liegen“. 


Die Finanzreform und Fürſt Bülows 
Rücktritt. 


Es war ein erhebendes Gefühl für das ge— 
ſamte deutſche Volk, daß die vom Kaifer und dem 
Fürſten Bülow mit ebenſo viel Wärme als Ge— 
ſchick geführte deutſche Politik auf ſo erfolgreichen 
Pfaden wandelte, aber an dem, was mittlerweile 
die e in der inneren Politik trieben 
und verpfuſchten, könnte fich keines Menſchen Herz 
erfreuen. Der Reichstag ſetzte ſeine am 4. November 
des Vorjahres eröffnete Seſſion am 12. Januar 
fort. Es ift ihm ſpäter der Vorwurf der Saum- 
ſeligkeit gemacht worden, aber er verdient ihn nicht, 
denn er hat im großen und ganzen recht fleißig 
gearbeitet. Der Vorwurf richtete ſich auch eigent⸗ 


lich gegen die unglückſelige Finanzkommiſſion, die 


mit der vom Volke mit wahrer Sehnſucht erwar— 
teten Steuerreform abſolut nicht von der Stelle kam. 


Die Bevölkerung macht eben zwiſchen dem Reichs⸗ 


tag und ſeinen Kommiſſionen keinen Unterſchied, für 
ſie iſt der Reichstag ein ganzes, und die Parteien 
des Hauſes find fih gar nicht darüber klar, daß 
dem Reichstag als ſolchen ein Ruf, ein Anſehen 
eignet, das gehütet werden ſollte, da es ebenſo er⸗ 
höht als vergeudet werden kann. Das Volk urteilt: 
Der „Reichstag“ hat dies und jenes getan, und 
wenn ihm die Sache lange genug mißfallen hat, 
der Kaifer auflöft und das Volk aufruft, dann 
wählt es eben einen ganz anderen. Das hat ſich 
nun ſchon viermal ereignet, aber die Leute mit 
Parteibrillen vor den Augen, erkennen dieſen ein- 
fachen Vorgang nicht, ſondern tun immer ſo, als 
ob dieſe oder jene Partei (beſonders die eigene) 
geſiegt habe. Das iſt doch keineswegs der Fall. 
Die Mehrheit des Volkes hat ſich ſtets für die 
Kandidaten entſchieden, die ſich nach der Auflöſung 
für Kaifer und Kanzler ausſprachen, der Partei» 
ſtandpunkt war den Wählern dabei ganz gleidh- 
gültig. So iſt der Verlauf ſchon viermal geweſen, 
und hoffentlich bleibt es auch in Sukunft dabei; 
denn ſonſt verſagt die ganze Reichsorganiſation, und 
es würde, da die Verfaſſung für dieſen Fall keine 
Beſtimmungen enthält, zu irgend einem Neubau ge— 
ſchritten werden müſſen. Vorläufig beſteht in dieſer 
Beziehung noch keine Gefahr, denn das Anſehen 
des Reichstags ſteht infolge der Vorgänge des 
Jahres abermals nicht hoch, und zwar nicht etwa 
wegen der zu ſtande gebrachten Steuerreform. Der 
Reichstag hatte es in der Hand, fein Anſehen mit 
einem Male zu einer bisher unerreichten Höhe zu 
ſteigern, wenn er mit raſchem Entſchluſſe die Steuer⸗ 
reform befchloffen hätte. Sobald aber die Bevöl— 
kerung merkte, daß dieſer große Sug fehlte, daß 
man in den Parteien um Intereſſen mäkelte, da 
wurde bei jedem Einzelnen auch der Gedanke rege, 
daß es ſich wohl wieder um ungerechte Verteilungen 
handeln werde, und da ſei es beſſer, wenn der 
andere für ihn zahle. Und wenn heute die Liberalen 
mit der Selbſtberühmung im Lande agitieren, fie 
hätten nicht für die Steuer geſtimmt, und wenn ſie 


dieſe Steuerreform recht ſchlecht machen, ſo ſetzen 
jie damit bloß das Anſehen des Reichstags her- 
unter, der ſie beſchloſſen hat, und erreichen für 
ſich nichts. Alle Nachwahlen beſtätigen das. Durch 
den Parteienhader, deſſen Ehrlichkeit oder Unehrlich⸗ 
keit nur wenige zu durchſchauen vermögen, iſt das 
Anſehen des Reichstags wieder ſo tief geſunken wie 
vor der letzten Auflöſung, und auch der Normals 
ſtand der damaligen Volksſtimmung iſt wieder ein⸗ 
getreten. Der nationale Hauch, der durch das Reich 
wehte, iſt wieder verflogen. Der Nichtwähler wählt 
wieder einmal nicht mehr mit, weil ihm das Parteis 
treiben widerwärtig ift, und der Mitläufer ift wieder 
zu Bebels Gefolgſchaft übergetreten, die ja erſt 
recht glaubt, daß die Finanzreform nichts taugt. 
Das iſt das Werk der Parteien, oder richtiger der 
Parteiführer, und die Bevölkerung reagiert in der 
gewohnten Weiſe darauf. 

Der Reichstag hielt zunächſt ununterbrochen 
Sitzungen bis zum 2. März, worauf er bis zum 
20. in die Oſterferien ging. Wenn auch der eigent- 
liche Schwerpunkt feiner Tätigkeit in den Kommij» 
ſionen lag, von denen es nicht weniger als zwanzig 
gab, ſo wurden in den Plenarſitzungen doch, neben 
minder wichtigen oder rein nebenſächlichen, auch 
Gegenſtände von wirklicher Tragweite verhandelt. 
Su dieſen gehörte außer dem Etat, der in 59 Sit⸗ 
zungen mit nur zwei Tagen Verſpätung durchberaten 
wurde, die kleine Vorlage zum Wechſelſtempel⸗ 
geſetz, die einige kleine Härten befeitigte, die Vor- 
lage über die politiſche Wirkung der Armenunter⸗ 
ſtützung, die die Entziehung des Wahlrechts und 
anderer politiſcher Rechte nur noch nach dem Ver⸗ 
luſt der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit eintreten läßt, 
der Nandelsvertrag mit San Salvador, der Ent- 
wurf über den Markthandel mit Schlachtvieh. 
Größeres Intereſſe nahm der Entwurf des Ar⸗ 
beitskammergeſetzes am 15. und 16. Jänner in Ans 
ſpruch, wobei der Staatsſekretär des Innern von 
Bethmann⸗Hollweg eine bemerkenswerte po⸗ 
litiſche Rede hielt. Der 21., 22. und 25. Jänner 
brachte die Beratung der Interpellationen der Po⸗ 
len und Sozialdemokraten über die Handhabung 
des neuen Vereins- und Verſammlungsgeſetzes. Sie 
ergab, daß keine weſentlichen Mißgriffe vorge— 
kommen find, und Staatsſekretär v. Bethmann 
Hollweg wies überzeugend nach, daß die pol- 
niſchen Vereine vielfach nicht wirtſchaftliche, ſon⸗ 
dern politiſche Swede verfolgen. Die Dorlagen 
über die Doppelbeſteuerung und über den un⸗ 
lauteren Wettbewerb wurden in erſter und zweiter 
Ceſung beraten, die Vorlage über die im Vorjahre 
abgelehnte Erhöhung der Reichsdampferſubven⸗ 
tion um 500.000 Mark angenommen, ebenſo in 
erſter Ceſung das Bankgeſetz; das Weingeſetz wurde 
am 16. und das Automobilgeſetz am 27. März ver⸗ 


abſchiedet. Bei der Beratung des Kolonialetats 


fehlte es nicht an Sympathieverſicherungen ſür den 
Staatsſekretär Dernburg, auch die Indemnität 
für die Bahn Rehobot - Windhuk wurde am 
5. Februar in namentlicher Abſtimmung mit 190 
gegen 120 Stimmen bewilligt. Große und freudige 
Überraſchung bereitete die Erledigung des Slotten- 
etats durch einſtimmige Annahme nach nur andert- 
halbſtündiger Beratung, eine Tat, die bei der po» 
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litiſchen Lage eines deutſchen Reichstags würdig 
war. Bei Beratung des Heeresetats verteidigte der 
wieder geneſene Kriegsminiſter v. Einem feine 
Verwaltung geſchickt gegen Angriffe vom Sentrum, 
von den Sreilimigen und den Sozialdemokraten. 
Wenn auch eine ganze Reihe von ziemlich 
zweckloſen Reden, Wiederholungen und Interpel⸗ 
lationen mit rein agitatoriſcher Abſicht nicht zu ver⸗ 
meiden war, ſo läßt ſich doch nicht in Abrede 
ſtellen, daß der Reichstag bis dahin großen ſach⸗ 
lichen Fleiß entwickelt und dem durch die Wahl 
ausgedrückten Willen des Volkes durchaus ent⸗ 
ſprochen hatte. Die Sahl der hochintereffanten 
Sitzungen, die allein weite Kreiſe zu feſſeln ver— 
mögen, war allerdings nicht groß geweſen. Eine 
beſondere Beachtung verdient die Sitzung vom 
25. Februar, in der der Antrag des polnifchen 
Abg. Brandys auf Freiheit des Grunderwerbs 
ohne Rückſicht auf Glaubensbekenntnis, politiſche 
Geſinnung oder Nationalität, womit dem preußiſchen 
Enteignungsgeſetz in den Rücken gefallen werden 
ſollte, wie der konſervative Abg. Graf Weſt or p 
treffend nachwies, beraten wurde. Trotz dieſer 
Maren Sachlage wurde der Antrag gegen 132 mit 
189 Stimmen des Sentrums, der Polen, der Sozial⸗ 
demokraten und der Freiſinnigen angenommen. Die 
Regierung hatte ſich an der Debatte gar nicht be⸗ 
teiligt, eine Wirkung hat der Antrag in keinem 
Falle, und in der liberalen Preſſe wurde wenig 
darüber geredet. Es muß aber doch in einer Jahres⸗ 
rückſchau darauf hingewiefen werden, daß der Frei⸗ 
ſinn — noch dazu in einer nationalen Frage — 
für ſich das Recht in Anſpruch nimmt, mit den Po⸗ 
len zu ſtimmen, während er das bei anderen Par- 
teien, wie es ſich bald bei der Finanzreform zeigen 
ſollte, zu einem politiſchen Verbrechen zu ſtempeln 
verſucht. 
Großes Intereſſe erregten die Sitzungen am 
29. und 30. März, in denen der Etat des Reichs⸗ 
kanzlers auf der Tagesordnung ſtand und Reden 
des Fürſten Bülow erwartet wurden. An beiden 
Tagen war das Haus voll beſetzt, die Tribünen 
waren überfüllt. Am erſten Tage gab der Reichs⸗ 
kanzler eine ſehr ruhig gehaltene, aber freimütige 
Darlegung ſeiner auswärtigen Politik in den großen 
internationalen Fragen der letzten Monate. Er 
knüpfte an die Verhandlungen im engliſchen Unter⸗ 
haufe und die Flottenpanik im britiſchen Volke an, 
ließ aber deutlich erkennen, daß er dieſen Vorgängen 
nicht die Wichtigkeit beilegt, die ſie in den deutſch⸗ 
feindlichen Betrachtungen engliſcher Parteiblätter er⸗ 
halten haben. Wohl gab er an erſter Stelle der 
Genugtuung Ausdruck, die der Beſuch des eng» 
liſchen Königspaares in Berlin hervorgerufen hatte, 
aber er ſchien doch dafür zu halten, daß bei der 
überreizten Stimmung in England freundliche Worte 
keinen Sweck haben würden. Er ließ darum Sah⸗ 
len ſprechen, die den ungeheuren Umfang der 
Handelsbeziehungen zwiſchen Deutſchland und Eng- 
land beweiſen und die jenſeits des Kanals eher 
eines Eindrucks fähig ſind als Worte. Die eigenen 
Intereſſen weiſen beide Staaten auf ein friedliches 
Auskommen miteinander hin. Das Verhältnis zu 
Frankreich zu erörtern, iſt immer eine ſchwierige 
Sache. und eine ausführliche Darlegung des Ju- 


ſtandekommens der Vereinbarung über Marokko 
wäre ohne die Berührung früherer Spannungen 
und Empfindlichkeiten nicht möglich geweſen. Der 
Reichskanzler beſchränkte fih darum auf die An- 
führung, daß Frankreich als Grenzmacht der über- 
wiegende politiſche Einfluß geſichert ſei aber ohne die 
Möglichkeit einer Erwerbung Marokkos, während 
Deutſchland dort wirtſchaftlich Frankreich gleichge⸗ 
ſtellt ſei. „Ich könnte Ihnen, meine Herren, in 
einer hiſtoriſchen Betrachtung nachweiſen, daß, wenn 
unſere Methode nicht immer die gleiche war, doch 
unſer ſachlicher Standpunkt immer derſelbe geblie— 
ben iſt. Im Fall des Marokkoabkommens liegt dem 
Vorwurf der Inkonſequenz, wie ich glaube, eine 
irrige Auffaſſung über unſere Aufgaben in Ma⸗ 
rokko zugrunde.“ Er verwarf die „Theorie einer 
krummen Politik“ gegenüber Frankreich, weil es 
wieder einmal unſer Feind ſein könne. Den größten 
Eindruck machten die Ausführungen über Deutſch⸗ 
lands Haltung während der Orientkriſe. Es ift nicht 
nötig, hier ausführlich darauf einzugehen. Schla⸗ 
gend war der Nachweis, daß Deutſchland ſich von 
vornherein auf die Seite Gſterreich-Ungarns ges 
ſtellt habe, daß dieſe Politik im eigenen Intereſſe 
Deutſchlands gelegen habe, und daß nur auf dieſem 
Wege zu Gunſten des Friedens hätte gewirkt wer⸗ 
den können. Dieſe Ausführungen wurden von der 
großen Mehrheit des Hauſes mit Suſtimmung, zum 
Teil mit lebhaftem Beifall aufgenommen, und der 
Sozialdemofrat Cedebour, der nachträglich zu 
kriteln verſuchte, holte ſich beim Fürſten Bül o w 
unter großer Heiterkeit des Hauſes eine ſcharfe 
Abfuhr. 

Am folgenden Tage gab der Reichskanzler 
ein Expoſé über die innere Politik. Zunächſt fer- 
tigte er einige Angriffe mit Überlegenheit ab. Er 
wies einen ſcharfen Ausfall unter Verdächtigung 
feiner Königstreue des Welfen Götz von Olen- 
huſen in der braunſchweigiſchen Angelegenheit 
mit Nachdruck zurück. „Ich lehne es ab, mir von 
dem Abg. Götz von Olenhuſen Porfhriften 
machen zu laſſen über meine Haltung gegenüber 
meinem König und Herrn.“ (Kebhaftes Bravo.) 
Dem ſozialdemokratiſchen Abg. David, der auf 
die Novemberdebatten zurückgekommen war, rief 
er zu: „Greife man mich an, ſoviel man will, 
aber laſſe man den Kaiſer aus dem Spiel! Der 
Kaifer hat dem deutſchen Volke volles Vertrauen 
bewieſen. Er hat bewieſen, daß er nicht klein 
denkt... . Das Land hat genug von dieſen Er- 
örterungen.“ Dann wandte er ſich der Finanz⸗ 
reform zu, die in der Kommiſſion ſchon heillos ver⸗ 
fahren war. Er entfaltete ſeine ganze Geſchicklich⸗ 
keit, den Standpunkt der verbündeten Regierungen 
deutlich und entſchieden zum Ausdrucke zu bringen. 
„Die verbündeten Regierungen bleiben daher dabei, 
daß ein großer Teil der neuen Steuern direkt er- 
hoben werden muß. Es bleibt hiefür nur der Weg 
der Erbſchaftsſteuer übrig, wie die verbündeten Re- 
gierungen noch jetzt meinen. Ich bin der Anſicht, 
daß die Bedenken dagegen zum allergrößten Teil 
werden behoben werden können.“ Aber er ließ 
dabei keinen der kleinen Fäden fahren, deren Su— 
ſammenknüpfen den Block doch noch wieder zu— 
ſammenführen und das Gelingen der Finanzreform 
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ſichern könnte, und führte aus: Die Abſicht des 
Blocks, die liberalen und konſervativen Gegenſätze 
zu mildern, und fo brachliegende Kräfte fruchtbar 
zu machen, iſt eine geſunde. Dieſe Idee hat im 
Volke Wurzel gefaßt, und ihre Berechtigung be- 
ſteht noch. Ich hoffe, daß der Block noch manchen 
der Anweſenden überleben wird. Das Land emp- 
findet es als nationale Kalamität, daß die Finanz— 
reform verzögert wird. Die verbündeten Regierun— 
gen verlangen daher von dieſem hohen Haufe eine 
feſte, unzweideutige, endgültige Entſcheidung in der 
Reformfrage und noch in dieſer Seſſion. Die 
Schuld an der Verſchleppung trifft alle 
Parteien gleich. Die großen Geſichtspunkte 
müſſen in den Vordergrund geſtellt werden. Die 
Abgeordneten dürfen ſich nicht durch die Gefahr 
des Mandatsverluſtes beeinfluſſen laſſen. Ebenſo 
müſſen die egoiſtiſchen Intereſſen gewiſſer Erwerbs— 
gruppen zurücktreten. Das Haus muß dem Lande 
und dem Auslande beweiſen, daß es imſtande iſt, 
dieſe Aufgaben zu löſen. Das Haus ſpendete der 
großzügigen und gedankenreichen Rede lebhaften 
Beifall, aber die Parteien waren ſchon jetzt ent- 
ſchloſſen, die großen Ideen ſich auf das Konto zu 
ſchreiben, den anderen aber die Gpfer zuzumuten. 

Der Reichstag beendete am J. und 2. April 
in drei Sitzungen noch die zweite und dritte Ceſung 
des Etats und ging dann in die Oſterferien. Seine 
anerkennenswerten Leiſtungen wurden wenig be- 
achtet, denn alle Aufmerkſamkeit war auf die Finanz⸗ 
kommiſſion gerichtet, die in drei Monaten nichts 
Poſitives geſchaffen hatte. Schon ihr erſter Be— 
ſchluß im Jänner, die einſt vom Reichstage ge- 
ſchaffene, verpfuſchte Fahrkartenſteuer zu refor- 
mieren ſtatt ſie aufzuheben, wie die Regierung unter 
Vorbehalt anderweitiger Deckung vorgeſchlagen 
hatte, ließ auf die Geneigtheit ſchließen, vom Ver— 
nünftigen gerade das Gegenteil zu tun. Im März 
wurden auch die Inſeratenſteuer und die Has- und 
Elektrizitätsſteuer abgelehnt, ohne daß an einen Er- 
fag gedacht wurde, die Konſervativen hatten fich 
nachdrücklich gegen die Erbanfallſteuer erklärt. An⸗ 
fang März hatten — unter Vorbehalt — die ſoge— 
nannten Blockparteien ein Kompromiß vereinbart, 
nach dem von den Bundesſtaaten — jeder nach feiner 
Art — 100 Millionen direkte Steuern aufgebracht, 
während die weiteren 400 Millionen durch indirekte 
Steuern erzielt werden ſollten. Die Reichsregierung 
verhielt ſich zunächſt nicht ablehnend dazu, da ihr 
jeder gangbare Weg zur Finanzreform recht ſein 
mußte. In der letzten Woche des Monats kam es 
indeſſen zum Bruche zwiſchen dem rechten und lin- 
ken Flügel des Blocks. Wer die Parteibetrachtung 
im vorigen Jahrgang in Erinnerung hat, dem 
wird dieſe unerfreuliche Wendung nicht ganz uner— 
wartet kommen. Die grundſätzliche Täuſchung der 
liberalen Parteien, in dem Ausfall der letzten 
Reichstagswahl einen Sieg ihrer Parteigrundſätze 
zu ſehen, während es ſich tatſächlich um einen durch⸗ 
ſchlagenden Erfolg des nationalen Gedankens han- 
delte, hatte ſie zu der wenig berechtigten Forderung 
verleitet, nun müſſe auch in ihrem Sinne regiert 
werden. Dazu waren fie mit ihren höchſtens 10 
Stimmen im Reichstage doch nicht ſtark genug. Sie 
hatten aber trotzdem die ſelbſtmörderiſche Forderung 
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auf Einführung des Reichswahlrechtes in Preußen 
aufgeſtellt, das doch nur der Sozialdemokratie nützen 
konnte und darum gegen den Blockgedanken ver- 
ſtieß. Su den maßloſen Angriffen gegen die Perſon 
des Uaiſers in den vorigen Vovemberdebatten 
hatten ſie auch noch die Forderung auf Einführung 
des parlamentariſchen Regierungsſyſtems gefügt. 
Das waren Schritte, die den Nonſervativen das 
Verharren im Block nicht ſympathiſch machen konn- 
ten. Dazu kam das zögernde Verhalten der Libe— 
ralen in der Finanzkommiſſion, was in bezug auf 
die indirekten Steuern wohl nur durch Wahlrück— 
ſichten bedingt wurde, aber ſchließlich bei den Kon- 
ſervativen — ob mit ausreichendem Grunde, tut 


nichts mehr zur Sache — ſchließlich den Eindruck 


hervorrief, die Liberalen wollten ibre Suftimmung 
zur Finanzreform von der Gewährung des Reihs- 
wahlrechts für Preußen, wie die liberale Preſſe viel- 
fach forderte, abhängig machen. 

So war die Stimmung, als in der Finanz⸗ 
kommiſſion die neue Branntweinſteuer zur Beratung 
kam. Dabei handelte es ſich auch um die ſogenannte 
„Liebesgabe“. Mit dieſer demagogiſchen Bezeich— 
nung benennt die liberale Preſſe ſeit jeher die 
zwanzig Prozent betragende Ermäßigung der 


Spiritusſteuer, die landwirtſchaftliche Brenne— 
reien genießen, welche nur zu wirtſchaft⸗ 
lichen Swecken, auch nicht das ganze Jahr 


hindurch betrieben werden und in ihrer Erzeugung 
kontingentiert ſind. Wie es mit dieſer „Liebesgabe“ 
eigentlich ſteht, dafür möge als euge ein ausge- 
ſprochen liberaler Mann, der Bankdirektor Doktor 
Witting (Bruder des Maximilian Barden), ſpre— 
chen, der als langjähriger Oberbürgermeiſter von 
Poſen die Verhältniſſe im Often genau kennt und 
im „Berl. Tagebl.“ ausdrücklich erklärte, ohne dieſe 
Steuerermäßigung ſei in den öſtlichen Provinzen 
der Kartoffelbau überhaupt nicht aufrechtzuerhalten. 
Dem fei nun wie ihm wolle, blockfreundlich war 
es auch nicht, daß die liberalen Parteien jetzt die 
Gelegenheit benutzten, dieſe Steuerermäßigung be— 
ſeitigen zu wollen. Mit Unterſtützung des Sentrums, 
der wirtſchaftlichen Vereinigung und der Polen ge— 
lang es den Konſervativen, die „Liebesgabe“ fo- 
gar in der bisherigen Höhe aufrechtzuerhalten. Über 
dieſen Kommiſſionsbeſchluß wurde in den liberalen 
Blättern ein großer Lärm erhoben, auch vom Bruch 
des Blocks geſprochen, und als wenige Tage danach, 
am 2. März, im Reichstagsgebäude zwiſchen dem 
konſervativen Abg. v. Normann und dem naz 
tionalliberalen Führer Baſſermann eine ſcharfe 
Auseinanderſetzung über das Verhalten der Parteien 


in der Finanzkommiſſion — Authentiſches darüber 


iſt nicht bekannt geworden — ſtattfand, erklärte 


letzterer, jener habe den Block gekündigt. Das wurde - 


zwar von konſervativer Seite in Abrede geſtellt, da 
aber von keiner der beiden Parteien ein ernſter 
Verſuch zur Wiederannäherung gemacht wurde, fo 
darf man wohl das Ende des Blocks von dieſem 
Tage datieren. Als die Finanzkommiſſion in die 
Oſterferien ging, hatte ſie kaum 100 Millionen für 
die Finanzreform ſichergeſtellt, alles andere war 
abgelehnt oder befand ſich in der Schwebe. Während 
der Oſterwochen verlautete aus allen Teilen des 


Reiches von Beſchlüſſen und Aufforderungen zur 


‘ 
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Vollendung der Finanzreform, auch mannigfache An- 
regungen an die Konſervativen zur Bewilligung der 
Erbanfallſteuer. ? 

Am Tage der Wiedereröffnung des Reichstags 
empfing der Reichskanzler Abordnungen aus Süd— 
deutſchland und Thüringen mit einer Deputation des 
Bundes der Induſtriellen, die Reſolutionen und 
Adreſſen zu Gunſten der Reichsfinanzreform über- 
reichten. In feiner Erwiderung an diefe 41 Herren 
gab Fürſt Bülow den bereits bekannten Stand- 
punkt der Regierung kund, als neu fügte er hinzu, 
daß die Licht⸗ und die Inſeratenſteuer aufgegeben 
ſeien, wofür in den nächſten Tagen Erſatzſteuern 
eingebracht werden würden. Bemerkenswert war 
die Schärfe, mit der er die terroriſtiſche Agitation 
der ihre Sonderintereſſen hartnäckig verfechtenden 
Erwerbsgruppen, befonders des Tabakvereins, ver- 
urteilte. Der Reichstag werde nicht vor einer end— 
gültigen Stellungnahme zur Finanzreform vertagt 
werden. In dieſer Lage und unter dieſen Stim- 
mungen ſetzte der Reichstag ſeine Beratungen fort 
und war trotz allem recht fleißig. Es genügt hier, 
ſeine Ceiſtungen in aller Kürze anzuführen. Auf ju- 
riſtiſchem Gebiet kamen die Vorlagen über die 
Sivilprozeßordnung und zum Strafgeſetzbuch zur An⸗ 
nahme, Beſchwerden des Mittelſtandes fanden durch 
die Geſetze über den unlauteren Wettbewerb und 
die Sicherung der Bauforderungen Abhilfe. Auger- 
dem wurden die Vorlagen über die Haftung des 
Keichs für Amtsvergehen ſeiner Beamten, eine 
Münznovelle zur Einführung des Viertelmarkſtückes, 
die Beſtimmungen über die Schankgefäße, das Geſetz 
über die Doppelbeſteuerung, ſowie das über die 
Sollbehandlung der Einführung von Futtergerſte 
erledigt. Auch wurde eine ziemliche Reihe von 
Anträgen beraten. Der Schluß der Seſſion ſchnitt 
nur die große Gewerbeordnungsvorlage, das in 
der Kommifjion bereits durchberatene Arbeits- 
kammergeſetz und das Geſetz über die Fernſprech— 
gebühren ab. 

Das Hauptwerk des Reichstags blieb aber die 
Reichsfinanzreform und die davon abhängige Be- 
ſoldungsvorlage. Infolge der Konflikte und der dem 
bisherigen Blockverhältniſſe widerſprechenden Ab— 
ſtim mungen hatten ſich die Parteien immer mehr 
auf ihre Standpunkte verſteift. Am 14. Mai legte 
der Dorfigende der Finanzkommiſſion, der national- 
liberale Abg. Dr. Paaſche wegen eines Streits 
um Formalitäten den Vorſitz nieder, worauf der 
Konfervative Freih. v. Richthofen zum Nad- 
folger gewählt wurde und infolge der neuen Partei— 
gruppierung die ſeit ſieben Monaten unerhört ver— 
zögerten Arbeiten der Nommiſſion raſcher fort- 
ſchritten. Obgleich es am 28. Mai zu einem wei— 
teren Konflikt und der Niederlegung der Bericht— 
erſtattung durch die dafür auserſehenen Mitglieder 
der Linken kam, hatte die Kommiffion doch ſchon 
am folgenden Tage ihre Arbeiten abgeſchloſſen. 
Die Berichte ſollten nach Pfingſten am 12. Juni 
feſtgeſtellt werden. Die Mehrheit der Mommiſſion 
rechnete wohl kaum auf die Annahme aller ihrer 
Beſchlüſſe und Anträge, aber es war wenigſtens 
poſitives Material für die endliche Beratung im 
Haufe geſchaffen worden. In dem nach Pfingſten 
am 15. Juni wieder zuſammengetretenen Reichstage 


hielt der Reichskanzler am folgenden Tage eine 
Rede zur Begründung der von der Reichsregierung 
vorgeſchlagenen Erſatzſteuern, in erſter Linie der 
abgeänderten Erbanfallſteuer. Zugleich benützte er 
die Gelegenheit, um ſich über den Standpunkt der 
Bundesregierungen und ſeine Stellung zu den Par— 
teien auszuſprechen. Er ließ keinen Sweifel darüber, 
daß ein großer Teil der Kommiſſionsbeſchlüſſe ver- 
worfen werden müſſe, weil ſie den Bedingungen 
einer annehmbaren Finanzreform nicht entſprechen, 
aber nicht weil ſie von gewiſſen Parteien kamen. 
Die Regierung habe das Sentrum nicht ausſchalten 
wollen, ſondern auch Mitglieder der Partei zu Be— 
ſprechungen über die Finanzreform zugezogen. Die 
Mitwirkung des Liberalismus ſei bei großen Auf— 
gaben der Geſetzgebung wünſchenswert, aber eine 
gewiſſe doktrinäre Schwäche dieſer Parteirichtung 
habe ſich namentlich bei der hartnäckigen Ableb- 
nung der „Liebesgabe“ gezeigt, und das zeitweiſe 
Ausſcheiden aus der F.nanzkommiſſion fei ein ſchwe— 
rer Fehler. So wenig wie einer anderen Partei 
könne er ſich der konſervativen unterordnen. Die 
Erbſchaftsſteuer ſei die einzig mögliche allgemeine 
Beſitzſteuer, das Feſtlegen auf ihre Ablehnung ſei 
ebenfalls ein ſchwerer Fehler, es könnte dadurch 
einem ſchädlichen Radikalismus der Weg geebnet 
werden. Das Weſentliche der Blockpolitik ſei, die 
Liberalen zu poſitiver Mitarbeit und die Konfer- 
vativen zu vernünftiger Fortentwicklung anzuleiten, 
damit künftige ſchwere Konflikte vermieden würden. 
Die verbündeten Regierungen würden jede Sonder— 
beſteuerung einzelner Teile von Einkommen und 


Vermögen ablehnen und an der gleichmäßig ge- 


rechten Erbanfallitener feſthalten. Wenn im Keichs⸗ 
tage ſachlich unberechtigte Parteiwünſche und Macht⸗ 
beſtrebungen die Oberhand gewinnen ſollten über 
Gemeinſinn und foztales Empfinden, dann werde 
er keinen Augenblick zögern, dem Kaifer fein Rück- 
trittsgeſuch zu unterbreiten. 

Man durfte dieſe letzte Wendung wohl kaum 
anders auslegen, als daß Fürſt Bülow nicht im 
Amte bleiben werde, wenn die Finanzreform unter 
Ausſchließung der Mitwirkung der Liberalen zu- 
ſtande kommen werde. Aber weil dieſe Auffaſſung 
von der ſich immer gehäſſiger gebärdenden libe— 
ralen Preſſe ſtürmiſch vertreten wurde, fand ſie 
auf konſervativer Seite umſoweniger Glauben. Die 
Ereigniſſe ſpitzten ſich immer mehr zu, nahmen aber 
nun einen raſchen Verlauf. Alles Intereſſe wendete 
ſich der Erbſchaftsſteuer zu, und die weitverbreitete 
liberale Preſſe tat ihr möglichſtes, um den Ceſern 
jetzt und auch weiterhin vorzureden, dieſe Steuer 
ſei das eigentlich Weſentliche der Steuerreform. Da 
fie nur auf 35 Millionen veranſchlagt war, ift 
das doch bei einem Geſamtbedarf von 500 Mil- 
lionen purer Unſinn. Was nun dieſe Steuer ſelbſt 
betrifft, ſo hatte ſie anfangs nicht nur in den 
fonjervativen Parteien, ſondern auch unter den 
Nationalliberalen zahlreiche Gegner, während viele 
nichtagrariſche Konſervative ihr nicht feindlich geaen- 
überjtanden. Jetzt war fie aber das Kampfobjekt 
der Parteien geworden, das zu einer Machtprobe 
benützt werden ſollte. Wäre ſie nicht ſeit Monaten 
von der liberalen Preſſe zu den gehäſſigſten An— 
griffen gegen die Konſervativen und Agrarier aus— 
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genützt worden, ſo hätte ſich eine geringe Mehr— 
heit für ſie erzielen laſſen, nun fühlte ſich aber eine 
Anzahl von Konfervativen bewogen, ihre Partei 
nicht im Stiche zu laſſen, da es offenkundig die 
Liberalen und Sozialdemokraten darauf anlegten, 
ihr eine demütigende Niederlage zu bereiten. Die 
verhängnisvolle Abſtimmung fand am 24. Juni 
ſtatt, die Steuer wurde mit 194 gegen 186 Stimmen 
abgelehnt, und zwar in allen Teilen, ſo daß ſie 
auch nicht mehr zur dritten Leſung kommen konnte. 
Sur Mehrheit gehörte die Mehrzahl der Konſer— 
vativen, einige Freikonſervative und einige Mit- 
glieder der wirtſchaftlichen Vereinigung, das Jen- 
trum und die Polen, zur Minderheit die National- 
liberalen, die Fraktionszwang beſchloſſen hatten, die 
übrigen £iberalen, die Sozialdemokraten und die 
Mehrzahl der Freikonſervativen (Reichspartei). 
In vier weiteren Sitzungen wurden in der 
Kommiſſion die neuen Erſatzſteuern der Regierung 
(Erbanfallſteuer, Stempelſteuergeſetznovelle, Erhö— 
hung des Wechſelſtempels und Scheckſteuer) beraten, 
auf Einſpruch der Bundesregierungen waren die von 
der neuen Mehrheit vorgeſchlagene Mühlenumfaz- 
ſteuer und der Koblenausfuhrzoll fallen gelaſſen 
und die Uotierungsſteuer in eine Sinsbogen— 
(Talon⸗)ſteuer umgewandelt worden, während die 
Einführung einer Wertzuwachsſteuer auf zwei Jahre 
verſchoben wurde. In den erſten Tagen des Juli 
erfolgten im Reichstage die Abſtimmungen über 
die einzelnen Steuern, die durchwegs in der faf- 
ſung der Kommiſſion mit den Stimmen der beiden 
konſervativen Parteien, des Sentrums, der wirt- 
ſchaftlichen Vereinigung, der Polen und der frat- 
tionsloſen angenommen wurden, während die Libe- 
ralen, Sozialdemokraten, Welfen und Dänen da— 
gegen ſtimmten. Die Liberalen hatten erklärt, ſie 
würden fih wohl an der Diskuſſion beteiligen, 
nicht aber am Suſtandekommen. Am 10. Juli gab 
Staatsſekretär v. Bethmann-Hollweg im Na- 
men des Reichskanzlers eine Erklärung ab, die 
zugab, daß wohl durch die bewilligten Steuern der 
Geſamtbedarf des Reiches gedeckt werde, aber ein 
Einverſtändnis über die vom Bundesrate bevor- 
zugten Beſitzſteuern nicht erzielt, und die wünſchens⸗ 
werte Bindung der Matrikularumlagen nicht er- 
reicht worden ſei. Trotzdem habe ſich der Bundes⸗ 
rat entſchloſſen, unter Vorbehalt der weiteren Der- 
folgung der Neuordnung der Reichsfinanzen, die 
vereinbarten Steuern unter Ausſchluß der unan- 
nehmbaren Kotterungsfteuer als einheitliches Ganze 
zur Verabſchiedung zu bringen, wofür fachliche, 
nüchterne Berechnungen beſtimmend geweſen ſeien 
und bei der Stellung der Parteien ſpäter kein gün⸗ 
ſtigeres Ergebnis zu erwarten ſei. Die Verſchiebung 
ins Ungewiſſe komme trotz aller Mängel des Er- 
reichten einer Tat der Gegenwart nicht gleich. Die 
verbündeten Regierungen leiſteten dem Daterlande 
einen Dienſt, wenn ſie in Gemeinſchaft mit dem 
Reichstage in dieſem Sinne handelten. Hierauf folgte 
die dritte Leſung, ſoweit fie nicht ſchon durchgeführt 
war, der einzelnen Steuern, die mit der bekannten 
Stimmengruppierung angenommen wurden. Damit 
war die Reichsfinanzreform zu Ende geführt. Nadh- 
dem am 15. Juni auch die Beſoldungsvorlage in 
dritter Kefung in der zwiſchen dem Bundesrat und 
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dem Finanzausſchuſſe vereinbarten Faſſung ange» 
nommen worden war, hatte der Reichstag ſeine 
Arbeit erledigt und wurde durch Derlefung einer 
kaiſerlichen Botſchaft geſchloſſen. Die Seſſion um- 
faßte einen Zeitraum von acht Monaten und zehn 
Tagen, war ſomit ausgedehnter wie jede frühere 
und ihre bedeutſamſte Tat war die Finanzreform. 

Man braucht ſich durch den hinterher darüber 
ausgebrochenen Seitungslärm und Parteihader in 
der Wertſchätzung dieſer „Tat“, wie Staatsſekretär 
v. Bethmann⸗Hollweg die erzielte Einigung 
richtig bezeichnete, nicht irre machen zu laſſen. Der 
Bundesrat wußte ganz genau, warum er zuſtimmte. 
Bezeichnend ift für die Volksſtimmung, daß der Lärm, 
den die liberale und ſozialdemokratiſche Preſſe früher 
bei jeder Steuer- und Sollvorlage durch Schürung 
der Einzelintereſſen hervorzubringen gewußt hatte, 
diesmal erſt entſtand, als das Reformſchifflein 
ſicher im Hafen lag. Vorher wollte man im Volke 
vom Hader nichts wiſſen. Bier iſt es auch am Platze, 
mit der Fabel aufzuräumen, als fei die Reichs- 
finanzreform mißlungen. Sie iſt im Gegenteil im 
ganzen wohl gelungen, denn es will bei dem heu- 
ligen Parteiweſen mit feiner ausgeſprochenen Rüde 
ſichtnahme auf Wahlintereſſen ſchon viel ſagen, 
500 Millionen Steuern mit einem Male durchzu⸗ 
ſetzen. Iſt auch der urſprüngliche Reformplan, der 
wie kaum ein anderer vor der fachwiſſenſchaftlichen 
Kritik beſtand und auch in der öffentlichen Meinung 
auf keinen nennenswerten Widerſtand geſtoßen war, 
nicht in allen ſeinen Teilen durchgebracht worden, 
was ja heute kaum der geringfügigſten Geſetzvorlage 
zu widerfahren pflegt, ſo iſt es doch reichlich zur 
guten Hälfte gelungen. Die übrige kleinere Hälfte 
kann auch nicht als mißlungen bezeichnet werden, 
und die zuſtande gebrachte Reform hat noch den 
Vorzug, daß ſie infolge des Verhaltens der Parteien 
für etwaige Bedürfniſſe der Sukunft eine gewiſſe 
Reſerve an Steuern und Steuerformen übrig ge- 
laſſen hat: die Weinſteuer, das ſtaatliche Erbrecht, 
auch die kaum für alle Seiten beſeitigte Erbanfall- 
ſteuer, und ſchließlich eine weitere Tabakſteuer; 
denn es iſt doch kaum anzunehmen, daß neben einer 
beträchtlichen Erhöhung anderer indirekter Steuern 
die diesmal unter dem Einfluß des Tabakvereins 
bewirkte Zerabminderung der urſprünglich beabſich⸗— 
tigten Erhöhung von 77 auf 45 Millionen das Ende 
der Heranziehung dieſes in allen Kulturländern 
viel höher beſteuerten ausgeſprochenen Genußmittels 
und CTuxusgegenſtandes bedeuten ſollte. Die Finanz⸗ 
reform hat alſo neben der erfreulichen Tatſache, daß 
fie überhaupt zuftande gekommen iſt, auch noch einige 
Vorzüge. Betrübend ſind nur die Begleiterſchei⸗ 
nungen: die erneute Verfeindung der auf reinnatio⸗ 
nalem Boden ftehenden Parteien und der Rücktritt 
des Fürſten Bülow, alſo insgeſamt das Scheitern 
der ſogenannten Blockidee, mit der er ſich ſolidariſch 
gefühlt zu haben ſcheint, denn ſonſt lag kein Grund 
zu ſeinem Scheiden aus dem Dienſte vor. 

Wenn es dem erfolgreichen Diplomaten und 
gewandten Unterhändler nicht geglückt war, die 
„konſervativ-liberale Paarung“ durchzuführen, fo 
konnte er ſich mit ſeinem großen Vorgänger, dem 
Fürſten Bismarck tröſten, dem es 1879 trotz der 
größten Mühe auch nicht gelang, die Nationallibe⸗ 
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ralen für eine fonfervativsliberale Mehrheit zum 
Suſtandebringen der Solltarifreform zu gewinnen. 
Dieſe Mehrheitsbildung gelang erſt acht Jahre 
ſpäter, zur Seit der großen nationalen Erregung 
während der Septennatswahlen. Der Blockgedanke 
unter dem Fürſten Bülow nahm den umgekehrten 
Weg: er erſtand in einer lebhaften nationalen Be- 
wegung für unſere Überſeeintereſſen und erſtarb 
unter dem mit der Finanzreform verknüpften Wider- 
ſtreit der wirtſchaftlichen und Parteiintereſſen. Das 
brauchte aber dem Reichskanzler immerhin doch 
keinen Anlaß zum Rücktritte zu geben. Er hatte eine 
erſte entſchiedene Andeutung darauf ſchon am 10. No⸗ 
vember des Vorjahres während der ſogenannten 
Kaiferdebatten gemacht. Seine damaligen Worte: 
„Wie lange mir das möglich iſt, ſteht dahin,“ war 
von der ganzen Milieupreſſe dahin ausgelegt wor⸗ 
den, fie bezögen fih auf fein Verhältnis zum Mon- 
archen. Es iſt ſchon im vorigen Jahre nachgewieſen 
worden, daß dieſe Auffaſſung irrig ſein mußte, 
da jenes Verhältnis feſtſtand, und daß die Andeu— 
tung nur dem Verhältnis der Parteien gelten konnte, 
da ſich ſoeben bei den die Grenze der Suläſſigkeit 
weit überſchreitenden (übrigens im Auslande wie 
auf das deutſche Volk jede Wirkung verfehlenden) 
Angriffen auf die Perſon des Kaifers eine weite 
Kluft zwiſchen den beiden Gruppen des Blocks 
aufgetan hatte, die nur ſchwer wieder zu ſchließen 
war. Er, der allein Verantwortliche in dieſer An⸗ 
gelegenheit, fah deutlich diefe Kluft, die fih durch 
eine fernere Surückweiſung von ſeiner Seite noch 
erweitert hätte, und die nur durch ſpäteres gemeine 
ſames Suſammenarbeiten auf nationalem Boden 
möglicherweiſe wieder ausgefüllt werden konnte. 
Den Anlaß dazu konnte die Reichsfinanzreform bie- 
ten, eine nationale Pflichtarbeit, hinter der auch der 
einmütige Wille aller vaterländiſch geſinnten Kreiſe 
des Volkes ſtand. Ob die Hoffnungen des tief- 
blickenden Staatsmannes groß waren, ſteht dahin, 
die erſte Ceſung im Dezember war ſicher nicht ge- 
eignet, ſie zu ſtärken; der Block war, trotz der 
Stimmung im Reiche, nicht mehr feſt genug, um 
die Belaftungsprobe der Reichsfinanzreform auszu⸗ 
halten. 

Dieſe Auffaſſung läßt das weitere Verhalten 
des Fürſten Bülow vollkommen erklärlich er- 
ſcheinen. Er hielt ſein Preſtige durch jene Debatten, 
für die er, welche Verſion über die Veröffentlichun⸗ 
gen des „Daily Telegraph“ richtig ſein mochte, 
die Verantwortung trug, und denen die weitere 
Spaltung des Blocks gefolgt war, für erſchüttert. 
Nur die Beſinnung der Blockparteien auf die Be⸗ 
dingungen, unter denen ſie gewählt worden waren, 
konnte die frühere Cage wieder herſtellen, aber 
davon war bei der auf beiden Seiten bereits hervor⸗ 
getretenen Gegenſätzlichkeit und Erbitterung ſchon 
nicht mehr die Rede. Die Konſervativen ließen die 
Kückſicht auf das Reich hinter dem agitatoriſchen 
Einfluß des Bundes der Landwirte zurücktreten, und 
die Ciberalen ſchwammen vollkommen im Fahrwaſſer 
ihrer weitverbreiteten Preſſe, die längſt wieder die 
alte Methode der Verhetzung gegen jede Steuer 
und gegen die Agrarier aufgenommen hatte. Unter 
dieſen Umſtänden iſt die Surückhaltung, die der 
Reichskanzler bewahrte, verſtändlich, wenn fie auch 


im vollkommenen Gegenſatz ſtand zu dem warmen 
Eifer, mit dem er vor drei Jahren in die Wahl- 
agitation eingegriffen hatte. Er ſchien die Hoffnung 
aufgegeben zu haben und beſchränkte ſich in ſeiner 
letzten Rede am 16. Juni, neben der Rechtfertigung 
des Standpunktes der Bundesregierungen und unter 
der jetzt notwendig erſcheinenden Schonung des Sen⸗ 
trums auf eine eindringliche Mahnung an die Blod- 
parteien, mfonderheit an die Konſervativen, von 
denen er die beſſere Einſicht in die Cage erwartete. 
Er wurde nicht mehr gehört oder wenigſtens nicht 
mehr verſtanden, und darum reiſte er unmittelbar 
nach der erſten Ablehnung der Erbanfallſteuer durch 
das Plenum zum Kaifer nach Kiel und bat ihn am 
26. Juni um Entlaffung. Der Kaiſer billigte die 
Gründe ſeines bewährten Reichskanzlers, entſchied 
aber, daß der Rücktritt erſt nach Durchführung der 
Finanzreform erfolgen ſollte. Das Ereignis rief im 
gefamten Jn- und Auslande große Erregung her- 
vor, auch von den Parteien, mit Ausnahme des 
Sentrums, der Polen und der Sozialdemokraten, 
wurde es ſchmerzlich empfunden, die liberale Preſſe 
beeilte ſich, die Schuld allein den Konſervativen 
zuzuſchieben, und fie verlangte ſtürmiſch die Auf- 
löſung des Reichstags in dem irrigen Glauben, 
für die Liberalen ſtänden große Wahlerfolge in 


Ausſicht. Die Regierung ließ ſich aber auf das 


in dieſer Cage gefährliche Experiment nicht ein, und 
die bald darauffolgenden Reichstagserſatzwahlen 
haben durch ihren Ausfall gezeigt, wie ſehr ſie Recht 
hatte. 

Das Bedauern über Bülows Rücktritt war 
allgemein, und am meiſten taten ſich jetzt die hervor, 
die ihn Jahre hindurch wegen ſeiner angeblich 
„ſchwächlichen“ äußeren und ſeiner „agrariſchen“ 
inneren Politik herabgeſetzt, ihm die Stimmung ver— 
dorben und die Arbeit nach außen und innen er- 
ſchwert hatten. In der äußeren Politik ſtand ſeine 
groß angelegte Diplomatie gerade auf der Höhe 
des größten Erfolges, und ſelbſt die, deren wenig 
beneidenswertes Gewerbe es iſt, alles über ihnen 
ſtehende herabzuſetzen und ins Kächerliche zu ziehen, 
hatten das anerkennen müſſen. Die ganze En⸗ 
tentenpolitik hatte fih als ein hinfälliges Karten- 
haus erwieſen, das vor des Kaifers und Bülo ws 
Bundestreue in lächerlicher Weiſe zuſammenge— 
klappt war. Der Nachlaß Bülows als Miniſter 
des Außeren ift glänzend und wird feinem Nad- 
folger einen ſorgenfreien Anfang und auf lange 
Jahre hinaus eine leichte Arbeit bieten. Verlangte 
es freilich die äußere Lage, fo würde ihn ſein 
Pflichtgefühl trotzdem im Amte gehalten haben. Er . 
ift wegen der Parteizuſtände im Reichstage gegans 
gen, und ob es gerade notwendig war, daraus 
die äußerſten Folgerungen zu ziehen, darüber zu 
urteilen war er allein zuſtändig. Er hatte ſich per⸗ 
ſönlich zu ſehr mit dem Blockgedanken verknüpft, 
der wegen Mangel an Derftändnis bei den Par— 
teien wie in der Preſſe undurchführbar geworden 
war, hatte ſich ſchließlich, wohl im Vertrauen auf 
die Konjervativen, zu ſehr für die Erbſchaftsſteuer 
eingeſetzt, ſodaß er bei ſeiner Feinfühligkeit an— 
nehmen mochte, ſein ſtaatsmänniſches Anſehen habe 
gelitten. Beim deutſchen Volke gewiß nicht, das 
ihm ſchon bei der letzten Reichstagswahl das vollſte 
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Vertrauen entgegengebracht hatte, das in ſeinem 
Gedenken den vierten Reichskanzler ſtets unmittel— 
bar neben den unvergeßlichen erſten ſtellen und 
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Dr. Theobald von Bethmann⸗Hollweg, Deutſcher Reichskanzler. 


fid einſt, wenn der gegenwärtige Seitungs⸗ und 
Parteilärm vergeſſen ift, deren erinnern wird, daß 
es der Reichstag war, der dieſen Rücktritt veran⸗ 
laßte. Aus letzterem Umſtande hatten ausländiſche 
Blätter den Schluß ziehen wollen, das ſei der erſte 
Anfang einer parlamentariſchen Regierung in 
Deutſchland, und einige deutſche Blätter hatten dies 
in ihrer Kritikloſigkeit nachgedruckt. Es ift unnötig, 
gegen dieſen baren Unſinn ein Wort der Wider— 
legung zu verſchwenden. 

Unmittelbar nach dem Abſchluß der Finanz⸗ 
reform, am 14. Juli, genehmigte der Kaifer das 
Rücktrittsgefuch des Fürſten Bülow unter Per- 
leihung des Schwarzen Adlerordens mit Brillanten. 
Das Entlaſſungsſchreiben hebt hervor, wie ſchwer es 
dem Monarchen geworden ift, auf das vertrauens- 
volle Suſammenwirken mit dem Fürſten zu ver- 
„ zichten, und ſagt unter anderem: „Es ift mir 
aber ein Bedürfnis des Herzens, Ihnen bei dieſer 
Gelegenheit für die Bingebung und Aufopferung, 
mit denen Sie in den verſchiedenen Ämtern und 
Stellungen Ihrer ehrenvollen und ſegensreichen 
Dienſtlaufbahn meinen Vorfahren, mir und dem 
Daterlande fo hervorragende Dienſte geleiftet haben, 
meinen wärmſten Dank auszuſprechen.“ Der Kaifer 
empfing den Abſchiedsbeſuch des Fürſten Bülow 
am genannten Tage im königlichen Schloſſe, führte 
ihn nach dem gegenüber der Burgſtraße gelegenen 
kleinen Schloßgarten unmittelbar neben der Kur- 
fürſtenbrücke und promenierte mit ihm längere Seit 
in lebhaften Geſpräch. Sahlreiche Suſchauer waren 
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Seugen dieſes freundſchaftlichen Abſchieds. Von 
allen deutſchen Bundesfürſten waren dem Fürſten 
Sympathiekundgebungen zugegangen. Am 18. Juli 
reifte er mit feiner Gemahlin zunächſt nach Klein- 
Flottbeck bei Hamburg ab, von wo er fich ſpäter 
nach Norderney begab. Während der Fahrt nach 
dem Bahnhofe wurden beide vom Publikum mit 
lebhaften Hochrufen begrüßt. Auf dem Lehrter 
Bahnhofe hatten fidh ſämtliche Miniſter, die Beam 
ten des Auswärtigen Amtes, zahlreiche Diplomaten 
und im Auftrage des Kaifers der Flügeladjutant 
Obert v. Rein eccius eingefunden. Bei der 
Abfahrt fang das Publikum: „Deutſchland, Deutſch— 
land über alles.“ 


Politiſche Ereigniſſe des zweiten Halbjahres. 


Während ſich im Reichstage die letzten Ent⸗ 
ſcheidungen über die Finanzreform vollzogen, hatte 
der Kaifer wie alljährlich an der ſogenannten Kieler 
Woche teilgenommen und dann am 6. Juli ges 
meinſam mit dem König Guſtav von Schweden 
die Eröffnung des Trajekts Saßnitz⸗Trelleborg voll- 
zogen. Durch die Dampffährſchiffe „Deutſchland,“ 
„Preußen“ und „Drottning Viktoria“ werden die 
Eiſenbahnzüge von einer Küfte nach der anderen 
zur direkten Weiterfahrt übergeführt. Die Feſtlich⸗ 
keiten begannen am 5. Juli in Saßnitz, wo die ſchwe⸗ 
diſchen Gäſte nachmittags auf der „Drottning Vif- 
toria” eingetroffen waren. Abends hatte der pren- 
ßiſche Verkehrsminiſter v. Breitenbach im 


r 
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Klemens Delbrück, Reichsſtaatsſekretär des Innern. 


Schloſſe Dwaſieden ein Diner für die deutſchen und 
ſchwediſchen Feſtgäſte veranſtaltet, dem ſpäter eine 
Fahrt auf dem Dampfer „Odin“ unter maleriſcher 
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Beleuchtung der Kreidefelſen, der Ufer und des 
Schloſſes folgte. Kaiſer Wilhelm war Nach⸗ 
mittags 5 Uhr auf der „Hohenzollern“ mit den Be— 
gleitſchiffen „Hamburg“ und „Sleipner“ ange- 
kommen. Am anderen Vormittag um 8 Uhr traf 
König Guſtav bei ſehr ſchönem Wetter mit einem 
ſchwediſchen Geſchwader auf der Rhede von Saß— 
nitz ein, und machte ſofort auf der „Hohenzollern“ 
einen Beſuch, den der Kaifer auf dem Panzer 
„Oskar II.“ erwiderte. Auf der „Hohenzollern“ 
fand dann ein Frühſtück ſtatt, bei dem der Kaifer 
und der König herzliche Trinkſprüche wechſelten, 
die der gemeinſchaftlichen Bemühung beider Staaten 
um die Herſtellung der neuen Verkehrsverbindung 
gedachten, die den Handel und Verkehr kräftig be- 
leben und eine neue Brücke zwiſchen den von 
altersher befreundeten Völkern bilden möge. Nach- 
mittags fuhren das deutſche und das ſchwediſche 
Geſchwader, ebenſo die Fährſchiffe „Deutſchland“ 
und „Drottning Viktoria“ nach Trelleborg ab, wo 
fie nach 7 Uhr eintrafen. Wie in Saßnitz waren 
auch hier Mais, Molen und Hafenbollwerk mit 
dichten Menſchenmaſſen beſetzt und trugen reichen 
Flaggenſchmuck. Nachdem zuerit König Gu ſt a v 
und dann Kaiſer Wilhelm gelandet waren, hielt 
der Miniſter Graf Hamilton zuerſt in fchwe- 
diſcher, dann in deutſcher Sprache die Eröffnungs- 
rede. Ein Feſtbankett für die Gäſte auf dem ſchwe— 
diſchen Fährboot ſchloß die bedeutungsvolle Feier. 

Nach feiner Rückkehr nach Kiel machte Kaifer 
Wilhelm mit der Kaiſerin eine mehrtägige 
Küftenfahrt an der Oſtküſte der Nordmark, wobei 
überall ſehr herzlicher Empfang ftattfand, von dem 
ſich aber der däniſche Teil der Bevölkerung abjicht- 
lich fernhielt. Der Kanzlerwechſel machte dann die 
Anweſenheit des Monarchen in Berlin notwendig. 
Am 14. Juli wurde der bisherige Staatsſekretär 
v. Bethmann-Hollweg zum Reichskanzler er- 
nannt, der bisherige Handelsminiſter Delbrück 
wurde fein Nachfolger, der Staatsſekretär des 
Reichsſchatzamtes Sydow Handelsminiſter und an 
ſeine Stelle trat Unterſtaatsſekretär Wermuth. 
Der ſeit längerer Seit wegen Krankheit beurlaubte 
Kultu⸗miniſter Holle erhielt die erbetene Entlaſ— 
fung und der bisherige Oberpräſident von Branden- 
burg v. Trott zu Solz wurde ſein Nachfolger. 
Für ihre Verdienſte um das Suſtandekommen der 
Finanzreform erhielt der Finanzminiſter Freiherr 
v. Rheinbaben die Brillanten zum Kreuz und 
Stern der Komture des Hohenzollernordens und 
Nandelsminiſter Sydow den Roten Adlerorden 
1. Klaffe mit Eichenlaub. Die Veränderungen in 
den höchſten Staatsſtellen erregten in der Öffent- 
lichkeit wenig Aufſehen, da es ſich um bekannte 
und bereits bewährte Perſönlichkeiten handelte, nur 
auf den neuen Reichskanzler richtete fih die all- 
gemeine Aufmerkſamkeit. Die Fabel vom Beginn 
des parlamentariſchen Regimes wegen des Rück⸗ 
trittes Bülows infolge einer parlamentariſchen 
Entſcheidung wurde durch die Ernennung ſicher 
nicht beſtätigt, denn der neue Reichskanzler wurde 
nicht aus den Reihen der Mehrheit entnommen. Herr 
v. Bethmann⸗Hollweg war als nächſter Mit- 
arbeiter des Fürſten Bülow mit deſſen Anſichten 
beſonders eng verwachſen, fo daß feine Übernahme 


des Amtes wohl auch die Fortſetzung der bisherigen 
Politik bedeutet. Es iſt auch von keiner Seite be— 
ſtritten worden, daß der Kaifer den Rat Bül o ws 
eingeholt hatte. Nur die Berufung eines ‚anderen 
hätte Erſtaunen hervorgerufen, obwohl auch ein 
Diplomat, ein höherer Armee- oder Marineoffizier 
mit diplomatiſcher Erfahrung ſehr wohl hätten in 
Frage kommen können. Der neue Reichskanzler iſt 
der erſte, der aus der inneren Verwaltung hervor- 
gegangen iſt, und man hat daraus den Schluß 
ziehen wollen, es ſei aus dem Grunde geſchehen, 
daß augenblicklich der Schwerpunkt der deutſchen 
Politik auf dem Gebiete des Innern läge. Das 
dürfte kaum der Grund geweſen ſein, denn trotz 
der unter dem Fürſten Bülow geſchaffenen und 
einen dauernden Frieden verſprechenden Cage kann 


Auguſt von Crott zu Solz, preuß. Kultusminiſter. 


doch kein Menſch wiſſen, was in der äußeren Po- 
litik der morgige Tag bringt. Sollte man erſt dann 
geſchwind einen eingearbeiteten Miniſter des Außeren 
ſuchen? Beſondere innere Schwierigkeiten und Auf— 
gaben find auch nicht erſichtlich, denn der uns 
leidliche Parteienwirrwarr ift doch — einige erfreu⸗ 
liche Pauſen ausgenommen — immer dageweſen. 
Theobald v. Bethmann⸗-Hollweg ift 55 
Jahre alt, entſtammt einer Gutsbeſitzer- und Beam⸗ 
tenfamilie im Brandenburgiſchen, die ihren Ur— 
ſprung aus dem bekannten Frankurter Bankhauſe 
Bethmann genommen hat. Wenn ein Berliner Blatt 
daraus eine jüdiſche Herkunft annehmen zu dürfen 
glaubte, ſo lief das auf eine Täuſchung hinaus; 
die Familie Bethmann ſtammt aus dem Barz wie 
auch die Familie Goethe. 

Der Uaiſer kehrte nach dieſen Perſonalverän— 
derungen wieder an die Seeküſte zurück, machte 
am I. Juli dem Hagenbeckſchen Tierpark bei Dam- 
burg einen Beſuch und trat am folgenden Tage die 
gewohnte Nordlandsfahrt an. Sie führte am 19. 
nach Bergen, wo Tags darauf König Haakon 
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erſchien und auf der „Hohenzollern“ feinen Beſuch 
abſtattete, den Kaifer Wilhelm auf der „Norge“ 
erwiderte. Später fand ein Frühſtück auf dem Aus⸗ 
ſichtspunkte Flöjen und abends Diner auf der 
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Adolf Wermuth, Reichsſchatzſekretär. 


„Hohenzollern“ ſtatt. Der freundſchaftliche Verkehr 
der beiden Monarchen wurde auch am folgenden 
Tage fortgefett, und in der Nacht ging die „Bohen⸗ 
zollern“ weiter nordwärts in See. Am 22. wurde 
der Stadt Aaleſund und der neuerbauten Kirche ein 
Beſuch abgeſtattet und bei ungünſtiger gewordenem 
Wetter Molde erreicht, wo bis zum 27. Aufenthalt 
genommen wurde. Bei wechſelnder Witterung wurde 
am 29. wieder Bergen, am 50. Odde erreicht. 
Don dort wurde am I. Auguft die Rückreiſe ange- 
treten; am 3. langte die „Hohenzollern“ Nachmit⸗ 
tags nach 4 Uhr wieder in Swinemünde an, wo 
der Kaiſer vom Publikum bei der Ankunft lebhaft 
begrüßt wurde. Reichskanzler v. Bethmann⸗ 
Hollweg war zum Bericht erſchienen. Während» 
dem hatte Kaifer Nikolaus, der fih auf der 
Beſuchsreiſe nach Paris und Condon befand, mit 
feiner Familie dem Prinzen Heinrich, feinem 
Schwager, auf Schloß Bemmelmark bei Kiel einen 
Beſuch abgeſtattet, wo auch Großherzog Ern ft 
Ludwig von Heſſen mit Gemahlin eintraf. Der 
Aufenthalt dauerte vom 27. bis zum 29. Juli, an 
welchem Tage Kaifer Nikolaus die Reife durch 
den Kaifer Wilhelmskanal fortſetzte. Bei der Rück⸗ 
kehr am 6. Auguſt wurde er auf der Fahrt durch 
den Kanal von ſeinen Verwandten empfangen und 
begleitet. Kaifer Wilhelm fuhr ihm am 7. bis 
zum Andorfer See entgegen, hatte mit ihm eine 
herzliche Begegnung auf der Kaiſerjacht „Standart“ 
und begleitete ihn bis in die Kieler Bucht. Abends 
reiſte Kaiſer Wilhelm nach Berlin und begab 
ſich am folgenden Tage mit der Kaiferin, die von 
Wilhelmshöhe nach Münſter gekommen war, nach 


Cleve zur Feier der Enthüllung des Denkmals des 
Großen Kurfürſten, die am 9. zur Erinnerung an 
die dreihundertjährige Sugehörigkeit des Herzogs 
tums zum Staate der Hohenzollern mit großen Seft- 
lichkeiten und unter überaus zahlreicher Beteiligung 
der Bevölkerung vor ſich ging. Nachmittags machte 
das Kaiferpaar dem Grafen Bentinck und 
Waldeck⸗Limpurg auf Schloß Middachten bei 
dem holländiſchen Orte de Steeg einen Beſuch und 
reiſte am folgenden Tage nach Wetter a. d. Ruhr, 
um an der dreihundertjährigen Erinnerungsfeier 
der Sugehörigkeit der Grafſchaft Mark auf der 
Hohenfyburg teilzunehmen. Die Feſtlichkeit verlief 
in gleich glänzender Weiſe und unter überaus zahl⸗ 
reicher Beteiligung der Bevölkerung wie in Cleve. 


Das Kaiferpaar nahm dann in Wilhelmshöhe 


Aufenthalt. 

Am 12. Auguſt erfolgte die Bekanntgabe 
der Enthebung des Kriegsminifters General 
der Kavallerie von Einem gen. von Roth» 
maler von ſeiner Stellung, der er acht 
Jahre unter allſeitiger Anerkennung und Be— 
liebtheit — namentlich auch im Reichstage — vor⸗ 
geſtanden hatte. Er hatte wegen ſeines Befindens 
um die Enthebung erſucht und wurde vom Uaiſer 
zunächſt mit der Vertretung des kommandierenden 
Generals des VII. Armeekorps und ſpäter mit dem 
definitiven Kommando betraut. Sein Nachfolger 
als Kriegsminifter wurde der bisherige kommandie⸗ 
rende General des II. Armeekorps, General der 
Infanterie v. Heeringen. 

Am 18. Auguſt wurde auf Schloß Wilhelms- 
höhe wie alljährlich der Geburtstag des Kaifers 
Franz Joſef feierlich begangen und am 20. in 
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General J. v. Heeringen, preuß. Kriegsminifter. 
Gegenwart des Kaifers Wilhelm in Falkenſtein 


im Taunus das Offizier⸗Geneſungsheim eingeweiht, 
das ſolchen Offizieren des Heeres, der Flotte und 


der Schutztruppe zum Aufenthalt dienen ſoll, die 
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ſich in der Rekonvaleszenz befinden oder durch das 
Tropenklima gefchädigt worden find. Das Heim 
it auf Anregung des Kaiſers als Stiftung vor- 
nehmlich durch reiche Suwendungen aus Erwerbs- 
kreiſen entſtanden. Der Kaifer wohnte dann am 
26. Auguſt der Eröffnungsfeier des neuerbauten 
Hoftheaters in Kaffel mit der Aufführung von 
Cortzings „Undine“ bei, beſuchte am folgenden 
Tage das Damenſtift Fiſchbeck bei Hameln, wo er 
der Abtiſſin Frau v. Butlar einen Äbtifjinnen- 
ſtab überreichte, und begab ſich nach Berlin, um 
bei der Ballonfahrt des Grafen Seppelin nach 
der Reichshauptſtadt anweſend zu fein. Nach der 
Herbſtparade des Gardekorps am I. September 
nahm er bis zum 5. an den Flottenmanövern teil, 


der Paradetafel im königlichen Schloſſe begleitete 
Hönig Wilhelm den Kaiſer, der zu den Manövern 
in Mähren abreiſte, unter ſtürmiſchen Surufen einer 
rieſigen Menſchenmenge zum Bahnhofe. Vier Tage 
darauf war Kaiſer Wilhelm ſchon wieder bei 
der Parade des XIV. (bad.) Armeekorps anweſend, 
die bei Forchheim in der Nähe von Karlsruhe ſtatt⸗ 
fand und zu der ſchon am Tage vorher die Grof- 
herzoge von Meckkenburg⸗Schwerin und von Heſſen, 
der Herzog⸗Kegent Johann Albrecht von 
Braunſchweig, Kronprinz Friedrich Wilhelm 
und Prinz Oskar von Preußen, Prinz Ludwig 
von Bayern und Fürſt Friedrich von Hohen⸗ 
zollern eingetroffen waren. Bei dem feierlichen Ein- 
zuge des Kaifers in Karlsruhe, der ert nach der 


Die neue Schack⸗Galerie in München. 


die Prinz Heinrich zum letzten Male leitete. 
Am 7. September war das Kaiſerpaar in Stutt- 
gart bei der Parade des XIII. (württemb.) Armee⸗ 
korps anweſend, wozu fchon am Tage vorher Erz⸗ 
herzog Friedrich als Vertreter des Kaifers 
Franz Joſef eingetroffen und vom König wie 
von ſämtlichen Prinzen des Hönigshauſes auf dem 
Bahnhofe feierlich empfangen worden war. Bei der 
Parade waren außerdem anweſend: König Fried— 
rich Auguſt von Sachſen, Prinz Sitel Fried— 
rich, Prinz Cudwig von Bayern, Erzherzog 
Franz Salvator, Prinz Johann Georg 
von Sachſen, Fürſt Friedrich von Hohenzollern, 
Graf Zeppelin und viele andere. Kaifer Wil- 
helm hatte am Tage vorher kurz nach ſeiner An⸗ 
kunft mit der Kaiſerin auch dem neuen Stuttgarter 
Rathaufe einen feierlichen Beſuch abgeſtattet. Nach 


Parade erfolgte, wurde er vom Bürgermeiſter S i- 
griſt mit einer Anſprache begrüßt und hatte in 
ſeiner Erwiderung, in Anknüpfung an die vortreff— 
lichen Ceiſtungen des Armeekorps, eine Außerung 
in dem Sinne getan, daß die Armee zur Erhaltung 
des Friedens den rocher de bronze bilden müſſe, 
folange es noch Kriege gebe. An dieſen ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen Gedanken verſuchten wieder demokra⸗ 
tiſche Blätter aller Schattierungen, die von Ab- 
rüſtung und Milizheeren ſchwärmen, allerlei törichte 
Redereien über perſönliches Regiment u. dgl. an= 
zuknüpfen. Warum follte der Kaifer als oberſter 
Kriegsherr gerade nach den militäriſchen Eindrücken 
der letzten Tage nicht einem Grundſatze Ausdruck 
verleihen, der ſonſt allen Menſchen als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich gilt? Vor wenigen Monaten erſt hatte der 
KReſpekt vor der deutſchen und der öſterreichiſch— 
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ungariſchen Armee, und ſonſt nichts anderes, den 
Frieden erhalten. 

Nach Schluß der Naiſermanöver traf Kaifer 
Wilhelm am 18. September zur Neueröffnung 
der Schackgalerie im neuen preußiſchen Geſandt— 
ſchaftsgebäude in München ein. Bei der Ankunft 
früh um 83, Uhr wurde er vom Prinzregenten 
Luitpold und ſämtlichen Prinzen des Königs- 
hauſes, die in ihren preußiſchen Uniformen er— 
ſchienen waren, in der herzlichſten Weiſe empfangen. 
Er ſelbſt trug die Uniform feines bayeriſchen Ulanen— 
regiments und ließ ſich bei den Begrüßungen vom 
Prinzregenten auch den in letzter Seit vielgenannten 
Prinzen Ernſt Auguſt von Braunſchweig-Lüne⸗ 
burg vorſtellen. Die Fahrt durch die Stadt, die 
namentlich auf dem Bahnhofsplatz und dem Marien— 
platz reich und künſtleriſch vollendet geſchmückt war, 
erfolgte mit dem Prinzregenten unter ſtürmiſchem 
Hochrufen überaus zahlreicher Menſchenſchaaren, 
die trotz des nebeligen und regendrohenden Wetters 
die Straßen füllten. Nach dem Frühſtücke in der 
Reſidenz fand in dem alten kunſthiſtoriſch berühm— 
ten und feſtgeſchmückten Rathauſe um I Uhr die 
feierliche Überreichung der goldenen Bürgermedaille 
an den Kaifer ftatt, eine Feier, die in ihrem intimen 
Reize und feiner künſtleriſcher Wirkung den Mon- 
archen ſichtlich tief ergriff. Unter Glockengeläute und 
Fanfarenklängen war er in der Uniform ſeines 
baverifchen Infanterieregiments im alten Rathauſe 
eingetroffen, wurde von den Vertretern der Ge— 
meindekollegien empfangen und unter Dorantritt 
von Herolden, Pagen und Feſtjungfrauen in den 
Saal geleitet, den eine glänzende Feſtverſammlung 
füllte. Der Kaifer nahm vor dem Throne Platz, 


und hierauf hielt Oberbürgermeiſter Dr. v. Borſcht 


eine Anſprache, in der er daran erinnerte, daß der 
Kaifer die ihm vererbte Galerie des Grafen Adolf 
Friedrich v. Schack der Stadt München er— 
halten und ihr nun auch ein neues Heim geſchaffen 
habe. In freudiger Erinnerung daran, daß ſich 
der Kaifer in der alten Galerie ſelbſt als Bürger 
von München bezeichnet habe, böte ihm jetzt die 
Gemeinde die goldene Bürgermedaille. Bei der 
Überreichung brachte der Sprecher ein begeiſtert 
aufgenommenes Hoch auf den Kaifer aus, feier— 
licher Geſang ertönte, Ehrenjungfrauen mit Korn- 
blumenkränzen näherten ſich blumenſtreuend dem 
Kaifer, während Ehrendamen den Feſttrunk fre- 
denzten und eine junge Münchener Dame einen 
ſinnigen von F. v. Oſtini gedichteten Willkommen⸗ 
gruß für den Kaifer ſprach. Dieſe Szene von un- 
gemein poetiſchem Reiz machte einen tiefen Eindruck 
auf die feſtliche Derſammlung. Kaifer Wilhelm 
dankte mit einer Anſprache, in der er ſeinen herz— 
lichen Geſinnungen für München in ſinniger Be— 
redtſamkeit Ausdruck verlieh, und tat den Ehren— 
trunk. In dem nun folgenden Cercle, bei dem fich 
Kaifer Wilhelm eine Reihe von Herren vor- 
ſtellen ließ, mit denen er ſich unterhielt, ſprach er 
wiederholt ſeine herzliche, aufrichtige Freude über 
die in ihrer Art einzig ſtimmungsvolle Feier aus 
und bekundete in den zwangloſen Geſprächen das 
wärmſte Intereſſe für alle Verhältniſſe Münchens. 

Hierauf begab ſich Kaiſer Wilhelm, geführt 
non beiden Gberbürgermeiſtern und geleitet von 


Edelknaben und Pagen, zu Fuß über den Marien— 
platz nach dem neuen Rathauſe. Der Platz, wie die 
Fenſter und Dächer waren dicht mit Menſchen be— 
ſetzt, die in brauſende Hochrufe ausbrachen, während 
von den Sinnen des Rathauſes Fanfaren ertönten. 
Im großen Hofe wurde der Kaifer von den Mün- 
chener Geſangvereinen mit einer Bymne begrüßt, 
er beſichtigte mit großem Intereſſe den prächtigen 
Bau und begab fidh dann zu Fuß unter ununter— 
brochenen HBochrufen des Publikums nach der Refi- 
denz. Um I Uhr war Frühſtückstafel in der preu- 
ßiſchen Geſandtſchaft, wo der vorher eingetroffene 
Kaifer den Prinzregenten empfing und in den Saal 
geleitete. Außerdem nahmen teil ſämtliche bayriſche 
Prinzen, der Reichskanzler v. Betbmann-Boll- 
weg, Miniſterpräſident Frhr. v. Podewils, 
Oberbürgermeiſter Dr. v. Borſcht, die auswär— 
tigen Feſtgäſte u. a. Nach der Tafel begaben ſich 
die Gäſte in den anſtoßenden Lenbachſaal der 
Schackgalerie, wo ſich das diplomatiſche Korps, das 
Miniſterium, der Erzbiſchof, eine große Anzahl von 


Reichs- und Staatsräten, Profefjoren, Künſtler zc. - 


eingefunden hatten. Kaifer Wilhelm betonte in 
ſeiner Begrüßungsanſprache, daß die Sammlung 
auch ein Maßſtab zur Beurteilung der jetzigen Kunft 
fein folle. Der Künſtler habe die ſchöne Aufgabe, 
„nicht nur die Vorkommniſſe des alltäglichen Le— 
bens in zum Teil draſtiſcher, ſenſationeller und ab- 
ſtoßender Form zur Darſtellung zu bringen, ſondern 
vielmehr unter dem Einfluß der Aſthetik mit reinem 
Sinn, in vornehmer Auffaſſung, die Flamme des 
Ideals in der Bruſt, ſeine Seitgenoſſen über die 
Miſere des alltäglichen Lebens emporzuheben und 
das Schönheitsgefühl des Volkes zu pflegen und 
zu ſtärken.“ Er bat zum Schluß den Prinzregenten, 
die Galerie für eröffnet zu erklären. Prinzregent 
Luitpold dankte dem Kaifer für die der 
baveriſchen Bauptjtadt ſchon oft und jetzt abermals 
bewieſene gnädige Geſinnung, erklärte die Galerie 


für eröffnet und ſchloß mit einem Hoch auf den 


Kaifer, der aber ſofort mit einem Burraruf auf 


den Prinzregenten erwiderte. Mit dieſen Huldigungs⸗ 


grüßen ſchloß die Eröffnungsfeier, und es folgte 
ein Rundgang durch die Galerie, wobei Kaifer 
Wilhelm den Prinzregenten Luitpold gelei- 
tete. Abends war Hoftafel im Reſidenzſchloſſe, bei 
der die gewechſelten Toaſte der ausgezeichneten Hals 
tung der bayerifchen Truppen beim Kaifermanöper 
galten. Der Kaifer reiſte Abends 10 Uhr nach 
Altenburg ab. Reichskanzler v. Bethmann- 
Hollweg, der vom Prinzregenten und vom Prin- 
zen Ludwig empfangen, und dem der Hubertus— 
orden verliehen worden war, begab ſich nach Wien. 

Sonntag den 19. September, früh 8½ Uhr, 
traf Kaifer Wilhelm in Altenburg ein, wenig, 
Minuten ſpäter kam die Kaifern Auguſta Dif- 
toria von Potsdam an. Herzog ESrnſt und die 
Herzogin waren auf dem Bahnhofe anweſend, die 
Begrüßung war ungemein herzlich. Die Fahrt nach 
dem Schloß erfolgte unter dem brauſenden Jubel 
der Bevölkerung. Während des Frühſtücks ſangen 
im Schloßhofe 1000 Schulkinder, die Mädchen mit 
Blumenkränzen im Haar, vaterländiſche Lieder. Das 
Kaiferpaar wohnte dem Gottesdienſte in der Schloß— 
kirche bei und begab fidh um 1) Uhr zum Marktplatz, 
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wo der Kaifer Parade über den Landes⸗Krieger⸗ 
verband Sachſen-Altenburg abhielt, von dem 132 
Vereine mit Fahnen und Muſik erſchienen waren. 
Dann folgte der Huldigungszug der Bauernſchaft 
des Oſtkreiſes. Eine Deputation in der bekannten 
Candestracht begrüßte das Kaiferpaar; ein alter 
Bauer hielt eine Anſprache, eine Bäuerin begrüßte 
die Kaiſerin, eine andere überreichte Blumen. Der 
Kaiſer und die Kaiſerin dankten und reichten den 
erfreuten Leuten freundlich die Hand. Den Feſtzug 
eröffneten Vorreiter mit Schärpen in den Reichs- 
und Kandesfarben, dann folgte ein bäuerliches 
Trompeterkorps zu Pferde, berittene Fahnenträger, 
der Feſtausſchuß im Wagen und dann ein großer 
ländlicher Hochzeitszug, wie er in reichen Bauern» 
familien noch heute vorkommt: Muſikanten, Fahnen⸗ 
träger, Hochzeitsbitter, Freundinnen der Braut, Blu- 
men ftreuende Kinder, Brautjungfern, das Braut- 
paar (das in den nächſten Tagen wirklich Hochzeit 
hatte), Brautführer, die Eltern des Hochzeitspaares, 
der Ausſtattungswagen mit Bettgeſtell, Spinnrad 
und Wiege, Verwandte und Gäſte — alles zu Pferde 
und in Wagen — und zum Schluß etwa 100 Freunde 
des Bräutigams zu Pferde. Der Kaifer und die 
Kaiferin waren ſichtlich erfreut über die prächtigen 
Gruppen des Feſtzuges. Auf der Rückkehr zum 
Schloſſe, wo um ? Uhr Galatafel ftattfand, wie bei 
der Fahrt nach dem Bahnhofe um 10 Uhr Abends 
waren ſie unausgeſetzt der Gegenſtand begeiſterter 
Kundgebungen der von weit und breit herbeige— 
eilten Bevölkerung. Die Kaiſerin kehrte nach Pots- 
dam zurück, der Kaifer begab fich in das Manöver- 
gelände der ſächſiſchen Truppen (XII. und XIX. 
Armeekorps), wurde am 21. früh vom König 
Friedrich Auguſt und den ſächſiſchen Prinzen 
auf dem Bahnhofe Hainichen erwartet und fuhr mit 
ihnen in Automobilen in das Übungsgebiet. Dann 
wurde, auch noch die von den Eiſenbahntruppen 
erbaute Feldeiſenbahn Borritz - Wilsdruff und die 
280 Meter lange Feldbrücke bei Meißen beſichtigt. 
Die Ankunft in der prachtvoll renovierten Albrechts⸗ 
burg erfolgte erſt Abends 7 Uhr. Kurze Seit darauf 
begann die Manövertafel im großen Bankettſaal. 
Um 9½ Uhr wurde eine Elbfahrt auf dem Dampfer 
„Kaifer Wilhelm II.“ unternommen, um die Illu⸗ 
mination der Stadt, der Elbufer, der Fahrzeuge 
und der entfernteren Höhen in Augenſchein zu 
nehmen. Die Beleuchtung der Albrechtsburg bildete 
dabei den Höhepunkt. 

Das Kaiferpaar traf am 22. September in 
Rominten ein und blieb dort bis zum 5. Oktober. An 
dieſem Tage machte Kaifer Wilhelm in Königs- 
berg einen Beſuch, nahm das Frühſtück im Kafıno 
des 2. Oſtpr. Gren.⸗Rgts. Nr. 3 (König Friedrich 
Wilhelm l.) und reiſte nachmittags nach Ca- 
dinen. Von dort machte er am 8. dem Biſchof 
von Ermland Dr. Bludau in Frauenburg einen 
Beſuch, fuhr von da im Automobil über Elbing 
nach Marienburg und traf ½ e Uhr Abends in 
Danzig ein, wo er nach Beſichtigung des Patſchken⸗ 
haufes (mit Majoliken aus Cadinen) im Uppen- 
hagen⸗Park das Diner im Offizierskaſino der Leib- 
hufaren-Brigade in Langfuhr nahm und ½ 1 Uhr 
nach Hubertusſtock abreiſte. Am 18. Oktober fand 
in der Friedenskirche zu Potsdam die Konfirmation 
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und Einſegnung der Prinzeſſin Viktoria Cuiſe 
in Anweſenheit ihrer kaiſerlichen Eltern, ſämtlicher 
Angehörigen der kaiſerlichen Familie und vieler 
fürſtlicher Verwandten, des Reichskanzlers v. Beth» 
mann⸗Hollweg, des Oberhofſtaates, von Per- 
tretern der ſtaatlichen, ſtädtiſchen und Gemeinde⸗ 
behörden unter den im Hohenzollernhauſe üblichen 
Bräuchen ſtatt. Die Anſprache hielt Oberhofprediger 


D. Dryander. Die Prinzeſſin legte nach Hauss 


brauch das von ihr ſelbſt geſchriebene Glaubensbe⸗ 
kenntnis ab, dem ſie Ev. Joh. 6, Vers 68, 69 zu⸗ 
grunde gelegt hatte. Nach der Einfegnung nahm 
die kaiſerliche Familie gemeinſam mit der Prinzeffin 
das Abendmahl. 

Ein nach verſchiedenen Richtungen hin Jnter- 
eſſe bietendes Ereignis war der viertägige Beſuch 
des öſterreichiſch⸗ungariſchen Thronfolgers Erzher⸗ 
zogs Franz Ferdinand mit Gemahlin bei der 
kaiſerlichen Familie in Potsdam. Bekanntlich iſt die 
Gattin des Thronfolgers eine ehemalige Gräfin 
Chotek, und ihre Kinder find nicht ebenbürtig. 
Sie ift nicht in allen Kreiſen der kaiſerlichen Sas 
milie gern geſehen, hat ſich aber klugerweiſe darauf 
beſchränkt, ihrem ritterlichen Gatten ein trautes 
Familienheim zu ſchaffen und hat ſich dadurch eine 
Stellung erworben. Wenn fie auch bei den Hoffeſt⸗ 
lichkeiten früher niemals erſchien, verſäumten doch 
die fürſtlichen Beſucher in Wien in keinem Falle, 
im Belvedere, der Reſidenz des Thronfolgers, vor- 
zuſprechen, wo fie als Fürſtin Sophie von Hohen- 
berg als Hausfrau waltete. Anfang Oktober erfuhr 
fie eine Standeserhöhung, indem fie zur Herzogin 
mit dem Titel Hoheit ernannt wurde, wodurch ſie 
zwar noch immer nächſt den Erzherzoginnen ran⸗ 
giert, aber ihre Stellung wenigſtens äußerlich ſtark 
ausgeglichen wird. Es wurde vermutet, daß dieſe 
Standeserhöhung auch mit dem bevorſtehenden Bes 
ſuche in Potsdam im Suſammenhang ſtehe, wo die 
Gattin des Thronfolgers als Herzogin und Hoheit 
erſchien. Der Beſuch, der der perſönlichen Freund⸗ 
ſchaft zwiſchen dem Kaiſer Wilhelm und dem 
Erzherzog⸗Thronfolger entſprungen ift, trug in Be- 
rückſichtigung der Derhältniffe am Wiener Hofe 
einen rein freundſchaftlichen Charakter und bewegte 
fih fo wenig als möglich im Rahmen des höfi⸗ 
ſchen Seremoniells. Offizielle Feſtlichkeiten fanden 
nicht ſtatt. Erzherzog Franz Ferdinand weilte 
den größten Teil der Seit mit dem Kaifer auf 
Hofjagden im Hannöveriſchen, während feine Ges 
mahlin bei der Kaiſerin Auguſta Viktoria in 
Potsdam verblieb, mit ihr Wohltätigkeitsanſtalten 
beſichtigte und auch im Hoftheater erſchien. 

Die Ankunft erfolgte am 11. November um 
12 Uhr 47 Minuten auf dem Anhalter Bahnhofe 
in Berlin, wo Kaifer Wilhelm, die Prinzeſſin 
Sitel Friedrich, der Reichskanzler v. Beth⸗ 
mann⸗Hollweg, der öſterreichiſch-ungariſche 
Botſchafter v. Szegyvönyi u. a. erſchienen 
waren und eine Ehrenkompagnie vom Kaiſer Franz⸗ 
Gardegrenadierregiment aufgeſtellt war. Die Be⸗ 
grüßung war ungemein herzlich, und die Herrſchaf⸗ 
ten fuhren danach in Automobilen durch den Grune- 
wald nach Potsdam, wo nach ebenfalls ſehr herzlicher 
Begrüßung durch die Kaiſerin ein Samilienfrüh- 
ſtück ſtattfand. Abends war in der Jaſpisgalerie 
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Tafel, zu der außer den in Berlin anweſenden 
Fürſtlichkeiten der Kronprinz von Griechenland mit 
Gemahlin, der Reichskanzler, Botſchafter v. Sze— 
gyönyi⸗Marich, Staatsſekretär Freiherr von 
Schoen u. a. geladen waren. Am folgenden Vor— 
mittag fuhr der Kaifer mit dem Erzherzog nach 
Letzlingen, wo Jagden auf Damwild und Wilde 
ſchweine abgehalten wurden und Abends bei der 
Tafel auch der berühmte, noch von Friedrich 
Wilhelm III. herſtammende VDerierbecher aus 
Birſchgeweihen feine Rolle ſpielte. Am 15. abends 
trafen die Jagdgäſte wieder in Potsdam ein. Am näch— 
ſten Tage wohnte Erzherzog Franz Ferdinand mit 
Gemahlin dem Gottesdienſte in der katholiſchen 
Kirde in Potsdam bei, machte dann dem Prinzen 
Friedrich Leopold in Glienicke einen Beſuch 
und nahm um I Uhr am Familienfrühſtück im 
Neuen Palais teil. Nach demſelben fuhr Kaifer 
Wilhelm mit dem erzherzoglichen Paar — der 
Kaifer mit der Herzogin im erſten Automobil — 
nach Charlottenburg, wo das Mauſoleum und das 
Schloß beſucht wurden. Nach ungemein herzlicher 
Verabſchiedung erfolgte die Abreiſe des erzherzog— 
lichen Paares um 4½ Uhr vom Bahnhof Char- 
lottenburg. Es verdient bemerkt zu werden, daß 
dieſer Beſuch in ganz Deutſchland mit warmer 
Sympathie aufgenommen und als neuer Beweis 
für die engen Beziehungen der beiden Kaijerböfe 
und für den dauernd geſicherten Beſtand des Bünd— 
niſſes zwiſchen Deutſchland und Gſterreich-Ungarn 
angeſehen wurde. 


Der Wirrwarr der Parteien. 


Es ſcheint faſt ſo, als ob das deutſche Volk 
mit ſeiner Neigung zu ſtaatsgefährlicher und volks— 
ſchädigender politiſcher Eigenbrötelei immer ein 
problematiſches Volk bleiben ſoll, das ſelbſt die 
politiſche Unfruchtbarkeit als Ideal aufputzt, große 
Worte für Taten nimmt und mit politiſcher Wich— 
tigkeit nichtige „Grundſätze“ predigt. Ab und zu 
iſt es ſeinen großen Männern gelungen, dieſe Erb— 
ſünde unſchädlich zu machen und neue kräftige An— 
triebe zu geben. Aber ſchon Bismarck hat auf 
dieſem Gebiete nationale Rückfälle erleben müſſen, 
und der Derjuch des Fürſten Bülow, die natio- 
nalen Kräfte zu ernſter Tätigkeit zu ſammeln, iſt 
nach kaum zwei Jahren an dem alten Parteijammer 
geſcheitert, von dem das Volk fih mit Ernſt abzu— 
wenden begonnen” hatte. Die 15 Fraktionen und 
Fraktiönchen, oder richtiger ihre Führer, haben es 
in einem halben Jahre fertiggebract, den kraft— 
vollen Aufſchwung des Volkes wieder in die her— 
gebrachte Serfahrenheit zu verwandeln, und gerade 
in einer Seit, in der das Reich ohne Schwertſchlag, 
ja ſelbſt ohne Drohung, gewiſſermaßen nur durch 
die durchſchlagende Kraft ſeines Daſeins in ſchwie— 
riger Cage jene führende Stellung wiedergewonnen 
hatte, die ſeit Bismarcks Abgang verloren ge— 
gangen zu ſein ſchien. Für ſolche Momente haben 
unſere Parteiführer kein Verſtändnis, fie gleiten 
höchſtens mit einigen nichtsſagenden Redensarten 
darüber hinweg und fahren fort, ihren privatpoli— 
tiſchen Standpunkt auf die Lebens- und Schickſals⸗ 
fragen ihres Staates anzuwenden. Ein Mandat mehr 
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für die Partei gilt ihnen mehr als die entſcheidendſten 
Angelegenheiten des Reichs, deſſen Namen ſie oft 
geradezu mißbrauchen, um ihre Parteibegehrlich— 
keiten zu verbrämen. Mit dieſer Praktik haben ſie 
es glücklich dahin gebracht, die einheitliche Volks- 
ſtimmung, die noch beim Jahresanfang opferbereit 
die ſchleunige Erledigung der Reichsfinanzreform 
heiſchte und vollen Unwillens über die Derfchlep- 
pung im Reichstage war, binnen wenigen Monaten 
in das frühere, vor der Reichstagswahl beſtandene 
Chaos zu verwandeln. Jede Mißſtimmung iſt den 
Demagogen recht, denn ihr Vorhandenſein gibt ihnen 
die Möglichkeit, fie in eine gewünſchte Richtung ab- 
zulenken. Dieſe ſchöne Gelegenheit wäre verloren 
gegangen, wenn der Reichstag mit raſcher Tat die 
Finanzreform beſchloſſen und damit der nationalen 
Volksſtimmung einen weiteren Aufſchwung und die 
Feſtigung für alle Zukunft gegeben hätte. Man hoffte 
eben, für die eigene Partei durch Anreizung der 
Privatintereſſen mehr Vorteil zu erzielen und die 
Mißſtimmung gegen den Reichstag auf die Gegen— 
parteien abzuleiten. Das Experiment iſt inſoweit 
gelungen, als die Parteiverhetzung in der früheren 
Weiſe von neuem blüht, aber die Parteihoffnungen 
haben ſich als eitel Täuſchung erwieſen: der la— 
chende Erbe iſt die Sozialdemokratie, der man aber— 
mals wie beim Solltarif und bei der Fleiſchnothetze 
die Agitation gratis geliefert hat. 

Es ift ſchon in früheren Jahrgängen darauf 
hingewieſen worden, daß ſich die liberalen Par— 
teien über ihre Erfolge bei der Reichstagswahl 
einer unzweifelhaften Täuſchung hingaben. Die li— 
beralen Blätter phantaſierten viel von einem Sieg 
des Liberalismus, während doch bloß von einem 
gewaltigen Durchbruch des nationalen Gedankens 
und von einer kräftigen Unwillensäußerung der 
bürgerlichen Parteien gegen die ſie peinigenden 
Sozialdemokraten die Rede ſein konnte. Der Auf— 
ſchwung des Liberalismus war früher ausgeblieben, 
weil es dazu an den nötigen Wählern fehlt, und 
die liberalen Abgeordneten, mit wenigen Ausnah— 
men, nur in Stichwahlen durch Unterſtützung von 
rechts oder links als das kleinere Übel in den 
Reichstag gewählt worden waren. Im Jänner 1907 
war es anders geweſen. Da waren auf den Ruf 
Bülows Wähler aller Parteien, dazu auch fehr 
viele bisherige Nichtwähler herbeigeeilt, und hatten 
in nationaler Begeiſterung jeden gewählt, der ſich 
zu Kaifer und Kanzler bekannte. Das war doch 
kein Aufſchwung des Liberalismus, aber der Wahl— 
erfolg hätte ſich dazu geſtalten können, wenn ſich 
die liberalen Führer nicht einer grundſätzlichen 
Täuſchung darüber hingegeben hätten. Die Schuld 
liegt hauptſächlich in der liberalen Preſſe. Die Un- 
zahl der deutſchen Seitungen erſcheint in Städten, 
und darum haben ſie, mit geringen Ausnahmen, 
eine liberale ſtädtiſche Haltung, wenn auch in den 
verſchiedenſten Nuancen. In dieſen Blättern tauchte 
der „Aufſchwung des Liberalismus“ immer wieder 
auf, wurde zwiſchen ihnen hin und her geſchoben, 
variiert und geſteigert, und das mußte auf Leute, 
die bloß „zwiſchen Häuſern und Seitungen leben,“ 
wie einſtmals Bismarck treffend bemerkte, den 
Eindruck machen, das ſei die öffentliche Meinung. 
Das war aber eben die Täuſchung, und die Regierung 
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weiß es ſehr wohl. Als darum nach der erſten 
Ablehnung der Erbanfallſteuer der ganze Chor 
der liberalen Blätter den Ruf nach Auflöſung 
des Reichstags erhob, hütete ſie ſich, darauf einzu— 
gehen, und Fürſt Bülow wußte ganz genau, daß 
er wohl Nichtwähler und Mitläufer ins nationale, 
aber nicht ins liberale Lager ziehen könne, daß 
vielmehr die erſteren wieder zuhauſe bleiben und 
die letzteren abermals mit den Sozialdemokraten 
wählen würden. Alle ſpäteren Nachwahlen haben 
es beſtätigt. 

Die mehr oder weniger vorteilhafte Stellung 
in einem Parteibündnis, wofür doch der Block galt, 
hängt lediglich von dem Maße des Vertrauens ab, 
das fih eine Partei bei den anderen erwirbt. ES 
wird nicht verkannt, daß ſich namhafte Führer der 
Liberalen, freiſinnige und ſüddeutſche Volkspar— 
teiler noch mehr als nationalliberale, im erſten 
Jahre redlich bemüht haben, auf diefe Vertrauens- 
ſtellung hinzuwirken, und ſie hatten auch dafür bei 
den Konſervativen das wärmſte Entgegenkommen 
gefunden. Aber das hatte ſich mit der Seit ge— 
ändert. Die liberale Preſſe ſtellte immer wieder 
die Forderung auf und richtete ſie auch an die 
Regierung, infolge des angeblichen Sieges des 
liberalen Gedankens müſſe nun auch ausſchließlich 
im liberalen Sinne regiert werden. Es iſt doch 
aber bei einem Parteienbündnis untunlich, daß bloß 
im Sinne einer Partei vorgegangen wird, es müſ— 
ſen vielmehr für alle Einzelfälle Kompromiſſe ver— 
einbart werden, wie es auch beim Börjen- und beim 
Vereinsgeſetz der Fall geweſen war. Am auffällig— 
iten war die Forderung auf Einführung des Reichs- 
tagswahlrechts in Preußen. Nach Cage der Sachen 
iit doc) ohne weiteres klar, daß dafür weder im 
Abgeordnetenhaus noch im Herrenhaus eine Mehr— 
heit und die Huſtimmung der Regierung überhaupt 
nicht zu haben war. Ferner iſt das allgemeine 
Wahlrecht urſprünglich gar kein liberaler Grund— 
jag, denn im konſtituierenden Reichstage des Nord- 
deutſchen Bundes hatten fidh die damaligen Şort- 
ſchrittler gegen ſeine Einführung viel entſchiedener 
ausgeſprochen als ſelbſt die äußerſten Konſervativen. 
Außerdem war mit Sicherheit vorauszuſehen, daß 
nach Einführung dieſes Wahlrechts in Preußen 
die meiſten liberalen Mandate an die Sozialdemo— 
kraten fallen mußten und die übrigen nur durch 
Unterſtützung von rechts gehalten werden konnten. 
Unter dieſen Umſtänden erſchien die Annahme ganz 
berechtigt, daß dieſes Vorgehen der Liberalen nur 
rein agitatoriſch gemeint war, vielleicht in der Ab— 
ſicht, den Sozialdemokraten Wähler zu entziehen. 
Aber es it ihren Sübrern dabei ganz entgangen, 
daß die Aufrollung dieſer Frage, die eigentlich nur 
von den Sozialdemokraten vertreten wurde und nur 
ihnen zugute kommen würde, im vollſtändigen 
Widerſpruche mit dem Gedanken des Blocks ſtand 
und nicht angeregt werden durfte, ſolange man 
darin bleiben wollte. Als die Erbitterung der Par— 
teien am böchiten geſtiegen war, wurde in der li— 
beralen Preſſe das allgemeine Wahlrecht in Preußen 
fogar durchgängig als Gegengabe für die Reichs- 
finanzreform gefordert. 

Dazu waren bei den ſogenannten Uaiſerde— 
batten die jedes Maß überſchreitenden perſön— 


lichen Angriffe gegen den Monarchen und die 
weitere Forderung nach Einführung des parlamen— 
tariſchen Regiments gekommen: lauter Dinge, die 
den Konferpativen das Verbleiben im Block un- 
behaglich machen mußten. Die Möglichkeit des 
Scheiterns des Blocks und des darauf folgenden 
Rücktritts des Fürſten Bülow ift ſchon im vorigen 
Jahre bei der Beſprechung der Uaiſerdebatte an- 
gedeutet worden, die dem unparteiiſchen Huſchauer 
nicht anders als ein Wendepunkt in der Parteien- 
lage erſcheinen mußte. Der Bruch erfolgte freilich 
erſt bei der Finanzreform, wobei! wieder der liberalen 
Preſſe ein großer Teil der Schuld zufällt. Obwohl 
die Führer und auch ſämtliche Parlamentarier 
ſtändig verſicherten, ſie würden ernſtlich am Su— 
ſtandekommen der unvermeidlichen Finanzreform 
mitarbeiten, begann doch die liberale Preſſe, ganz 
wie in den früheren Seiten der reinen Gppoſitions⸗ 
ſtellung, die einzelnen Steuervorlagen herunter— 
zureißen, die ganze Finanzreform zu bekämpfen und 
fich zum Sprachrohr der Intereſſen aller Gewerbs— 
kreiſe berzugeben, die von den neuen indirekten 
Steuern einen Nachteil für ihren Geſchäftsgewinn 
befürchteten. Das machte zwar anfangs keinen Eins 
druck auf die Bevölkerung, ſah aber nicht nach 
poſitiver Mitarbeit aus und war politiſch unklug, 
denn die liberale Preſſe hätte wiſſen müſſen, daß 
das Sentrum bereit ſtand, um durch Eintreten in 
jede durch Veranlaſſung der Liberalen geſchaffene 
Tücke bei der Finanzreform die vor zwei Jahren 
eingebüßte parlamentariſche Stellung wiederzuge— 
winnen. Beharrlich und bedachtſam hat das Sen— 
trum daran gearbeitet, die Stellung des Fürſten 
Bülow zu untergraben. Die Arbeit wäre nicht 
ſo bald gelungen, wenn nicht die Linke ſich be— 
müht hätte, den ſogenannten Block zu einer Art 
liberaler Verſicherungsanſtalt zu machen, wenn fie 
vielmehr ſeinem rein nationalen Swecke mehr 
Rechnung getragen hätte, und infolgedeſſen Rechte 
und Linke ſich dauernd auf der mittleren Linie 
zuſammenfinden konnten. Aber die Betzereien über 
die ſogenannte „Liebesgabe“ und die Wiederauf— 
nahme der alten Schimpfpolitik gegen die Kon- 
ſervativen in der liberalen Preſſe und ſelbſt von 
liberalen Abgeordneten machte es dieſen kaum noch 
möglich, von ihrem Standpunkte weiter nachzu- 
laſſen. Da ſchon mehrfach deutlich zu erkennen 
geweſen war, wie bereitwillig die liberalen Par— 
lamentarier der Strömung ihrer Preſſe nach— 
ſchwammen, mußte der innerlich ſeit den November— 
Debatten bereits geborſtene Block auch nach außen 
in Trümmern gehen. 

Das war die notwendige Folge der Täu— 
ſchung über den vermeintlichen Aufſchwung des 
Liberalismus. Die Erbanfallſteuer ſollte nun der 
Punkt ſein, von dem aus man die konſervative 
Welt aus den Angeln heben wollte. Wie man 
ſich auch zu dieſer Steuer ſtellen mochte: eine ent— 
ſcheidende Bedeutung konnte man ihr grundſätzlich 
nicht beimeſſen. Gas- und Elektrizitätsſteuer, In- 
ſeratenſteuer ꝛc. waren glatt abgelehnt worden, und 
die Regierung hatte Erſatzſteuern eingebracht; die 
Tabakſteuer war in der Rommiſſion von 77 auf 
75 Millionen heruntergeſetzt worden, und die Re- 
gierung hatte keine Miene verzogen. Sie hatte 
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wohl auch die von den Konjervativen grundſätz⸗ 
lich abgelehnte Erbanfallſteuer der ſtärkſten ge— 
tadelten Härten entkleidet, freilich ohne den ge— 
wünſchten Erfolg, aber es hätte, wie die Folge 
lehrte, auch leicht Erſatz dafür geſchaffen werden 
können. Unter dieſen Umſtänden muß doch die Frage 
aufgeworfen werden: warum fih Fürſt Bülow 
gerade für dieſe Steuer ſo ſehr einſetzte und nach ihrer 
Ablehnung fogar feinen Abſchied nahm. Die Ant- 
worten der gewöhnlichen Preſſe darauf waren falſch, 
denn ſie beruhten auf der hergebrachten Täu— 
ſchung, aber eine Lesart dürfte richtig fein. Darnach 
habe der Reichskanzler, der ſchon bei den No— 
vemberdebatten den inneren Suſammenbruch Des 
Blocks erkannt hatte und darum nach der Voll— 
endung der Reichsfinanzreform ohnehin zurücktreten 
wollte, um nicht mit dem wieder in den Vorder— 
grund tretenden Sentrum verhandeln zu müſſen, 
nur noch den Sweck verfolgt, die Finanzreform 
zu ſichern. Bei dem hinhaltenden Benehmen der 
Liberalen, die mit Kückſicht auf ihre Wähler nur 
zögernd an die direkten Steuern herangingen, bei 
der bis zur Erbitterung geſteigerten Verfeindung 
von rechts und links und der Taktik des Sentrums, 
daraus Vorteil zu ziehen, war an eine ſchleunige 
Erledigung der Reform überhaupt nicht zu denken, 
und wahrſcheinlich wäre ſie heute noch nicht fertig. 
Raſch mußte es dagegen gehen, wenn er demonſtrativ 
ſeine Perſon opferte und dadurch ſeine erbitterten 
Gegner für die Sache intereſſierte und verpflichtete. 
Das Kalkül war richtig geſtellt. Als er bei der Erb— 
anfallſteuer gewiſſermaßen die Kabinettsfrage ſtellte 
und Polen und Sentrum ſie mit Befriedigung 
niedergeſtimmt hatten, trat er zurück, und richtig: 
die neue Mehrheit, der ſich im Reichsintereſſe die 
Reichspartei anſchloß, fand nun binnen zwei Wo- 
chen Erſatzſteuern und bewilligte alles, nur damit 
er nicht wiederkommen ſollte. Damit war das Werk 
durchgeſetzt worden, und der Bundesrat nahm die 
Reform an, wie ausnahmsweije erklärt wurde ein- 
ſtimmig, und bezeichnete ſie als eine „Tat“. 
Die Liberalen beteiligten ſich nicht mehr an 
den Abſtimmungen und erwarteten, damit einen gu- 
ten Eindruck auf die Wähler zu machen. Auch 
das iſt eine Täuſchung geweſen. Sie haben damit 
nur den Sozialdemokraten ein weiteres Recht, ge- 
gen die Bedrückung der „Armen“ durch die in- 
direkten Steuern zu hetzen, und ihrer Preſſe Un- 
laß gegeben, in ähnlichem Tone die ganze Steuer- 
reform zu verläſtern und damit der Sozialdemo— 
kratie die Wege zu ebenen. Darum die Mißerfolge 
bei den Nachwahlen, in denen alle liberalen Kan- 
didaten gegen Sozialdemokraten unterlagen. Die 
Spaltung des Blocks, die unausgeſetzte Verhetzung 
gegen die Konfervativen und ſchließlich der Rück- 
tritt Bülo ws bedeuten allerdings einen ſtarken 
Kuck nach links, den die Liberalen im eigenſten 
Intereſſe hätten hemmen ſollen, ſtatt ihn durch 
Reden und die Agitation zu beſchleunigen. Um 
mit einem Bilde Bismarcks zu ſprechen, waren 
fie blindlings in einen ug nach Potsdam eim- 
geſtiegen und gedachten, in Nohlhaſenbrück auszu⸗ 
fteigen, aber es war ein Schnellzug, der fie un- 
aufhaltſam nach Potsdam mitführte. Das heißt: 
die von ihnen angefachte Agitation kam nur der 
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Sozialdemokratie zugute, ſie ſtellte überall die 
Parteizuſtände vor den letzten Reichstagswahlen 
wieder her, ſie verwandelte die Steuerfreudigkeit 
der weiteſten Kreiſe der Bevölkerung in eine ſchließ— 
lich in demokratiſche Kanäle verlaufende unfrucht- 
bare Verärgerung. Dieſe wurde noch vermehrt durch 
die Begehrlichkeit gewiſſer Händlerkreiſe und 
Brauereiverbände, die die liberalen und ſozial— 
demokratiſchen Übertreibungen bei der Steuerhetze 
zu einer unerhörten Preisſteigerung benutzen woll— 
ten, die fim aber die Bevölkerung doch nicht 
wieder wie in früheren Seiten gefallen ließ, ſon— 
dern mit einer ernſten Boykottbewegung die Herab— 
ſetzung auf die durch die Steuer gerechtfertigte Höhe 
durchſetzte. Die Sache hatte übrigens eine recht 
erfreuliche Folge, denn es kamen ſehr viele Leute 
dahinter, daß man auch bei Beſchränkung des ge— 
wohnten Biergenuffes ein durchaus anſtändiges £e- 
ben führen kann. Die Folgen haben die Bier— 
erzeuger einzig und allein ihrer Profitwut zuzu— 
ſchreiben, wenn fie auch die Steuer dafür verant- 
wortlich machen werden. 

Die Vorgänge bei dem Suſtandekommen der 
Keichsfinanzreform ſamt dem Rücktritt des Reichs- 
kanzlers hatten noch einige Nachſpiele auf dem 
Gebiete des Parteiweſens zur Folge. Wenige Tage 
nach feinem Rücktritt wurden im „Bamb. Korreſp.“ 
Auslaſſungen des Fürſten Bülow über die Ur— 
ſachen feines Rücktritts und die neue Parteien- 
ſtellung von ſeinem bekannten Standpunkte aus 
dargelegt, nur mit dem beſonderen Unterſchiede, 
daß feine Vorwürfe gegen die Haltung der Kon- 
ſervativen noch ſchärfer zugeſpitzt waren wie früher. 
Er tadelte, daß fie das Opfer, das er perſönlich 
von ihnen verlangt hatte, ihm perſönlich verweigert 
und er dadurch in die Lage gebracht wurde, die 
Finanzreform mit dem Sentrum und den Polen zu- 
ſtande bringen zu müſſen. Das wurde nun wieder 
von den Liberalen zu heftigen Angriffen gegen die 
Konfervativen ausgenützt, bis fie darauf aufmerf- 
ſam gemacht wurden, daß Fürſt Bülow ihrer 
doch gar nicht gedacht habe, und am allerwenigſten 
ihr Verhalten bei den letzten Ereigniffen rühmte. 
Das tat er auch nicht einige Tage ſpäter in ſeiner 
Antwort auf die Telegramme, die die national- 
liberale Partei nach ſeinem Scheiden aus dem 
Amte an ihn gerichtet hatte. Er betonte ausdrüc- 
lich nur „die Ergebniſſe gemeinſamer Arbeit der 
konſervativen und liberalen Fraktionen,“ wünſchte 
der nationalliberalen Partei „eine Zukunft, die ihren 
in der Vergangenheit erworbenen großen Verdienſten 
um die Belebung des nationalen Gedankens im 
deutſchen Volke und um den Ausbau unſerer po— 
litiſchen Einheit entſpricht,“ erwähnte aber mit 
keiner Silbe die Stellungnahme der Partei bei der 
Finanzreform, obgleich die zweite Depeſche deutlich 
darauf angeſpielt hatte. Die Liberalen konnten 
daraus keinen Anlaß ableiten, ſich gewiſſermaßen 
die Rolle der Leidensgefährten des Fürſten zurecht- 
zulegen, und ließen auch die darauf gerichteten 
Verſuche bald fallen. 

Dieſe Vorgänge, namentlich der Rücktritt des 
Fürſten Bülow, hatten in der konſervativen Par- 
tei eine nicht geringe Erſchütterung hervorgerufen. 
Das hatte man nicht gewollt, das ging gegen 
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die konſervative Tradition. Namentlich die nicht⸗ 
agrariſchen Kreife, die auch die grundſätzliche 
Gegnerſchaft gegen die Erbanfallſteuer nur in ge⸗ 
ringer Sahl teilten, waren mit der Parteileitung 
im hohen Maße unzufrieden. Man warf ihr vor, 
daß ſie die dringende Mahnung des Fürſten Bü⸗ 
low nicht beherzigt und den Schein auf fih ge» 
laden hatte, als hätten ihn die Konſervativen ge- 
ſtürzt, wie der ganze Chor der liberalen Preſſe 
behauptete; daß ſie nicht den Anſchein vermieden 
hatte, daß die konſervative Partei nicht beſſer ſei 


wie die anderen. Man erhob auch mit Recht Dor- 


würfe gegen die parlamentariſche Taktik der Füh⸗ 
rer. Erſt am 10. Juli, nachdem die Entſcheidungen 
bereits gefallen waren, hielt Herr v. Heyde 
brand und von der Caſa, der Vorſitzende, eine 
bedeutſame, der Partei würdige Rede, in der er 
namentlich betonte, einer Körperfchaft, wie der 
Reichstag, in dem wohl einmal die Sozialdemo— 
kraten die Mehrheit erlangen könnten, dürfe man 
in keinem Falle Eingriffe in das Privatvermögen 
einräumen. Das war ein Standpunkt, der Beach- 
tung verdiente, und den man als Hauptargument 
bei der Oppoſition gegen die Erbſteuer hätte ver- 
wenden müſſen. Statt deſſen hatte man vorher 
eigentlich nur agrariſche Redner vorgeſchickt, die 
mit ihren tragifchen Worten über die Untergra- 
bung des Familienſinns und anderen ſentimentalen 
Wendungen wohl einen Eindruck in Verſammlungen 
des Bundes der Landwirte machen konnten, aber 
nicht in einem Reichstage, der doch über die Auf- 
legung von 500 Millionen neuer Steuern beſchließen 
ſollte, die jedermann erhebliche Opfer auflegten. 
Gerade ſolche Außerungen wurden von der libe- 
ralen Preſſe eifrig gegen die Konſervativen aus- 
genutzt, um ihnen Eigennutz und Ähnliches vorzu⸗ 
werfen. Bier lagen offenbar ſtarke taktiſche Feh⸗ 
ler vor, die das Anſehen der Partei ſchädigten. 
Auch ging die Meinung dahin, bei geſchickterer 
parlamentariſchen Stellungnahme hätte es nicht 
ſchwer fallen können, die Liberalen zu einer ent- 
ſchieden verneinden Haltung in der Frage der in- 
direkten Steuern zu zwingen, bevor man ſich mit 
Sentrum und Polen zur Erledigung der Steuer— 
reform zuſammenſchloß, was nun von der libe- 
ralen Preſſe als vorher abgekartetes Bündnis hin⸗ 
geſtellt wurde und auch in vielen Kreijen Glauben 
fand. Es bildete fih darum eine kleine fonfer- 
vative Vereinigung, die ſich aus dieſen Gründen 
entſchieden gegen die Parteileitung erklärte. 

Die Nationalliberalen hätten aus dieſer da- 
mals in konſervativen Kreiſen weit verbreiteten 
Stimmung erhebliche Vorteile ziehen und ſich na⸗ 
mentlich für die Sukunft zahlreiche Wähler ſi⸗ 
chern können, wenn fie in dieſem Augenblick ver- 
ſtanden hätten, die nationale Seite ihres Pro» 
gramms zu betonen. Sie hätten ſagen müſſen: 
Die Reichsfinanzreform ift verfaſſungsmäßig, wenn 
auch nicht ganz in unſerem Sinne, durch Reichstag 
und Bundesrat vereinbart worden, wir werden ſie 
darum, ſo wie ſie iſt, mit Geduld tragen, denn 
ſie iſt zum Wohle des Reiches unbedingt notwendig. 
Damit hätte ſie vermieden, an der Verhetzung des 
Volkes mitzuarbeiten, jedenfalls keine Wähler an 
die Sozialdemokratie verloren und aus verſtimmten 


Kreifen von rechts neue erworben. Aber die na⸗ 
tionalliberale Parteileitung hat ein unglückliches 
Jahr hinter fih und nur mit Derluften. abge- 
ſchloſſen. Hauptſächlich infolge des Einfluffes ihrer 
nur im Süden gedeihenden, aber in Preußen auf 
entſchiedene Ablehnung geſtoßenen jungliberalen 
Gruppe, verfiel auch ſie der Täuſchung aller Libe⸗ 
ralen, die Vorgänge bei der Finanzreform brächten 
eine ſtarke Bewegung nach links, alſo auch für 
ſie, wenn ſie ſich recht weit links ſtellten. Ihre 
Preſſe, die ſich längſt kaum noch von der radikalen 
unterſcheidet, wetteiferte mit der übrigen liberalen 
in den bitterſten Angriffen auf die Finanzreform, 
gegen die Konfervativen, den Bund der Landwirte 
und natürlich erſt recht gegen das Sentrum. Das 
war ſehr unklug, denn faſt alle nationalliberalen 
Wahlkreiſe find Stichwahlkreiſe gegen die Sozial- 
demokraten, die man doch nicht unnötig permehren 
durfte, und gegen die das Mandat nur durch 
Unterſtützung des Bundes der Landwirte und der 
Konfervativen zu behaupten war. Suerſt ging 
Landau, das feit dem Sollparlament (1867) un- 
unterbrochen durch Nationalliberale vertreten ge- 
weſen war, an die Sozialdemokraten verloren, den 
gleichen Verlauf nahm die Nachwahl in Koburg, 
wo die Liberalen einen ihrer feſteſten Sitze eins 
büßten. Dieſe Wahl war fehr bezeichnend, denn 
hier kam kein Haß gegen Konſervative und Sen- 
trum wegen der Finanzreform ins Spiel, ſondern 
die Sozialdemokraten hatten 2000 neue Stimmen 
aufgebracht und ſiegten in der Stichwahl gegen 
die vom Freiſinn unterſtützten Nationalliberalen, ob» 
wohl doch beide gegen die Finanzreform geſtimmt 
hatten. Auch hier war der Ruck nach links und 
die nachfolgende Verhetzung nicht den Liberalen 
zugute gekommen, ob aber ohne letztere die So» 
zialdemokraten die knappe Mehrheit von 400 
Stimmen erreicht hätten, läßt ſich bezweifeln. Da 
die Nationalliberalen infolge des Fraktionszwanges 
bei der Abſtimmung über die Erbanfallſteuer ſchon 
drei Abgeordnete zum Austritt veranlaßt hatten, 
koſtete ihnen ihre Taktik bei und nach der Finanz⸗ 
reform nicht weniger als fünf Mandate. 

Bier fei noch das Ergebnis der beiden außer- 
dem ſtattgefundenen Wahlen angeführt. Halle ging 
wieder an die Sozialdemokraten verloren, die mit 
4000 Stimmen ſiegten, während der Freiſinn 1907 
mit einer ungefähr gleichen Mehrheit durchge- 
drungen war. Auch hier war die Bewegung nach 
links den Sozialdemokraten, nicht den Liberalen 
zugute gekommen. Bei allen drei Wahlen war 
übrigens den in Frage kommenden Konferpativen 
oder Kandwirtsbündlern von der Parteileitung das 
Eintreten gegen die Sozialdemokraten anempfohlen 
worden. Intereſſant verlief die Wahl in Lands- 
berg⸗Soldin, bei der es ſich um ein konſervatives 
Mandat handelte, das alſo an die Liberalen hätte 
fallen müſſen, wenn ihre Anſicht richtig war. Aber 
der gemeinſame Kandidat der Nationalliberalen und 
Freiſinnigen kam nicht einmal in die Stichwahl, 
in der dann die Nationalliberalen dem Konſervativen 
zur Mehrheit verhalfen, während der von den Frei— 
ſinnigen unterſtützte Sozialdemokrat unterlag. Die 
Wahlbeteiligung war um 3000 Stimmen geringer 
wie 1907, die Sozialdemokratie hatte nur 1000 
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Wähler gewonnen, aber die vereinigten National— 
liberalen und Freiſinnigen hatten nur 200 Wäh— 
ler mehr aufgebracht als 1907 der Freiſinn allein. 
Damals waren die Vationalliberalen von vorn— 
herein mit den Konfervativen gegangen. Dieſe 
Wahlen ſind nur ausnahmsweiſe ausführlicher be— 
ſprochen worden, um mit Tatſachen zu belegen, 
daß die Auffaſſung der Liberalen über die poli— 
tiſche Lage ein Irrtum war. Die liberale Preſſe 
aller Schattierungen wehrte ſich aber hartnäckig 
gegen diefe Erkenntnis und ſetzte mit umſo größerer 
Erbitterung die Augriffe gegen die konſervative 
Partei fort, was aber nur zur Folge hatte, daß der 
dort zutage getretene Swieſpalt ſich raſch wieder 
ſchloß, auf dem konſervativen Parteitag am 
il. Dezember der Parteileitung geglaubt wurde, daß 
fie unter den obwaltenden parlamentariſchen Der- 
hältniſſen nicht gut anders handeln konnte, und 
daß fie ein einſtimmiges Vertrauensvotum erhielt. 
Damit war auch die ſogenannte „Pankower“ 
Sonderbewegung in der Partei gegenſtandslos ge— 
worden. | 

Im Anſchluſſe hieran ſei noch des gerade 
während der Beratung der Finanzreform vielfach 
erwähnten Bundes der Landwirte gedacht. Seine 
meiſten Mitglieder gehören der konſervativen Par— 
tei an, aber er bildet nur einen weſentlichen Be- 
ſtandteil, nicht die Partei ſelbſt. Er ſtellt eine reine 
Intereſſenvertretung dar, wie Tabakverein, 
Brauereiverbände, Beamtenvereine ꝛc., und geht 
in der Betonung ſeiner Intereſſen ebenſo von einem 
einſeitig egoiſtiſchen Standpunkte aus, wie dieſe an— 
deren auch, die aber, weil meiſt ſtädtiſchen Cha- 
rakters, von der liberalen Preſſe gefördert werden, 
während der Bund der Landwirte infolge des feit 
vielen Jahrhunderten beſtehenden Gegenſatzes zwi— 
ſchen Stadt und Land von ihr grundſätzlich ange- 
feindet wird. Wegen der unbeſtreitbaren großen 
Erfolge bei der Vertretung der landwirtſchaftlichen 
Intereſſen nehmen ſeine Redner häufig den Mund 
etwas voll, ohne aber dafür immer die Billigung 
der Partei zu finden; im Gegenteil hatte gerade ihr 
zu ſtarkes Hervortreten bei den Steuerdebatten die 
erwähnte Mißſtimmung in der konſervativen Par— 
tei hervorgerufen. Wegen der zahlreichen gemein— 
ſamen Grundſätze und Intereſſen wird indeſſen in 
abſehbarer Seit niemals eine Trennung der Fon- 
ſervativen Partei und des Bundes der Landwirte 
in Frage kommen, ſo oft und viel auch die liberale 


Preſſe in doktrinärer Befangenheit und erſtaunlicher 


Unkenntnis der ländlichen Verhältniſſe darüber re- 
det. Auf einem ähnlicheren Mißverſtändnis beruhte 
offenbar auch der zur Seit der großen Partei— 
kriſis unternommenen Verſuch, bei dem meiſtens 
Nationalliberale beteiligt waren, im Gegenſatz zu 
dem Bunde der Landwirte, einen ſogenannten 
Bauernbund zu gründen mit der ausgeſprochenen 
Abſicht, die Bauern gegen den Großgrundbeſitz aus— 
zuſpielen. Es werden ſich nun überall leicht einige 
Landwirte finden, die meiſt aus perſönlichen Grün- 
den auf dieſen Gedanken eingehen, aber im all— 
gemeinen fehlt dafür jede Grundlage, weil in der 
Landwirtſchaft nicht jener geſchäftliche Gegenſatz 
zwiſchen groß und klein beſteht, wie in den ſtäd— 
tiſchen Gewerben. Der Großgrundbeſitzer ift nicht 
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der Konkurrent des kleineren Beſitzers, weil es in 
der Landwirtſchaft einen Konkurrenzkampf wie im 
Handwerk, Naufmannsgewerbe und in der Induſtrie 
überhaupt nicht gibt. Der Bauer ſieht im Grof- 
grundbeſitzer nicht den geſchäftlich überlegenen Kon- 
kurrenten, ſondern in der Regel ſein wirtſchaftliches 
Vorbild, ſeinen Berater und den beſten Vertreter 
der landwirtſchaftlichen Intereſſen. Darum arbeitet 
er auch gern mit dem Großgrundbeſitzer in land— 
wirtſchaftlichen Vereinen und wählt ihn meiſtens 
zum Abgeordneten, weil in ſeinem Stande nur we— 
nige in der Cage ſind, ein Mandat zu übernehmen. 
Daher kommt die den liberalen Blättern ſo ärger— 
liche große Anzahl der „Junker“ in den Parla- 
menten. Unter dieſen Umſtänden war der Verſuch 
der Gründung des Bauernbundes ein Schlag ins 
Waſſer ohne ſichtlichen Erfolg. 

Es ift ſchon im vorigen Jahrgang ausgeführt 
worden, daß die Konferpativen infolge ihres ge- 
ſamten parlamentariſchen Verhaltens auch bei der 
Finanzreform von ihrem Standpunkt mehr durch— 
ſetzen würden als die Liberalen. Das hat ſich voll— 
kommen beſtätigt, und es iſt nur eine nicht eigent— 
lich in der Sachlage begründete Nebenerſcheinung, 
daß der Bund der Landwirte fo ſehr im Vorder— 
grunde ſtand und namentlich von der liberalen 
Preſſe als der eigentliche Träger des Erfolges hin- 
geftellt wurde. Das Reſultat wäre indeſſen das 
gleiche geblieben, wenn die konſervative Partei— 
leitung den parlamentariſchen Aufmarſch anders ge- 
ſtaltet hätte. In weiten Kreiſen wurde indeſſen 
die Tatſache des konſervativen Erfolgs unter der 
einſeitigen Beleuchtung der Preſſe lediglich als ein 
Triumph der Agrarier aufgefaßt, und es entſtand 
infolgedeſſen eine tiefgehende Bewegung aller derer, 
die ſich durch ein einſeitiges Übergewicht agrariſcher 
Intereſſen, namentlich durch das deutliche erkenn⸗ 
bare Beſtreben bedroht fühlten, das erforderliche 
Quantum an direkten Reichsſteuern der Börſe und 
dem mobilen Kapital aufzulegen. Darum fand ſchon 
am 15. Juni im Sirkus Schumann in Berlin eine 
große Verſammlung ftatt, die die Gründung eines 
„Nanſabundes“ für Gewerbe, Bandel und Induſtrie 
beſchloß. Man hat über den tönenden Namen des 
neuen Bundes gewitzelt, aber der Name tut nichts 
zur Sache. Dergleichen Vereinigungen ſind ebenſo 
berechtigt wie der Bund der Landwirte, und ſie 
hätten ſchon längſt als Gegenwicht gebildet werden 
follen. Daß es jetzt erft in einem Augenblick z0r- 
niger Erregung geſchah, war keineswegs von gün- 


ſtigem Einfluß, denn die gemeinſame Oppofition 


gegen die Agrarier iſt keine geeignete Grundlage 
für eine poſitive Tätigkeit. Indem man dieſe ge— 
ſamte Oppoſition in eine Einheit zufammenfaffen 
wollte, verſuchte man, Gewerbsgruppen mit vielfach 
ſtark widerſtrebenden Intereſſen unter einen But 
zu bringen. Das wird ebenſo große Schwierigkeiten 
finden wie die ſogenannte Mittelſtandsbewegung, 
für die auch die gemeinſame Tatſache einer mittleren 
Lebensführung keine ausreichende Triebkraft bildet, 
um die großen Intereſſengegenſätze zwiſchen Hand- 
werkern, Kaufleuten, Beamten ꝛc. auszugleichen. 

Die neue Vereinigung hatte wohl den Dor- 
teil großer ziffernmäßiger Stärke, aber trotzdem 
ließ die erwartete poſitive Betätigung auf ſich 
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warten, da es ſehr ſchwer war, für ſo viele 
widerſtrebende Intereſſenkreiſe ein gemeinſames 
Programm aufzuſtellen. Die „Richtlinien des Hanfa- 
bundes“ wurden erft Anfang Gktober veröffentlicht 
und mußten unter den gegebenen Derhältnijien 
ebenſo vielſeitig wie allgemein gehalten ausfallen. 
Es fehlte zwar nicht an kräftigen Ausfällen gegen 
das Überwiegen des Agrariertums und gegen die 
Finanzreform, aber es mußte doch betont werden, 
daß politiſche und konfeſſionelle Gegenſätzèé im 
Hanſabunde keinen Platz finden ſollten. Wenn auch 
unter der großen liberalen Aufregung zuſtandege— 
kommen, dennoch war die Charakteriſierung 
des Bundes als eine ausdrücklich liberale Schöpfung 
ausgeſchloſſen. Dem entſprechend hatten die Ver— 
ſuche von liberaler und nationalliberaler Seite, in 
der neuen Gründung die Leitung zu erlangen und 
ſie für die eigene Partei auszunützen, auch keinen 
Anklang gefunden. Die Beteiligung der großen 
Induſtrieverbände wird in Sukunft verhüten, daß 
der Banſabund als Vorſpann für einzelne Partei- 
beſtrebungen benutzt wird, denn in dieſen weit— 
blickenden Gewerbskreiſen durchſchaut man ſehr 
wohl, daß eine politiſche Verfeindung zwiſchen 
Handel, Induſtrie und Candwirtſchaft keinem dieſer 
großen Gewerbe von Dorteil fein kann, und viel— 
mehr auf die Ausgleichung vorhandener Inter— 
eſſengegenſätze hingearbeitet werden muß. 

Die einſichtigen Führer der drei linksliberalen 
Fraktionen ſchienen doch einzuſehen, daß das 
Triumphgeſchrei der Blätter über den großen li- 
beralen Erfolg ſehr wenig begründet war, und 
die Wablergebniſſe zeigten überall, daß die Selbſt— 
ausſchaltung bei der Finanzreform den gewollten 
Erfolg nicht gebracht hatte. Aus taktiſchen Grün- 
den behielt man zwar die Siegermiene bei, aber 
man wußte ſehr gut, daß wohl faft alle Blätter 
liberal waren, leider aber die Mehrzahl der Leſer 
nicht. Man mußte darum die liberale Front zu 
verſtärken ſuchen, und darum wurde die ſeit Jahren 
wenig geförderte Einigung der linksliberalen Frak- 
tionen eifriger betrieben. Su einer Einigung mit den 
Nationalliberalen kam es nicht, und die von einigen 
demokratiſchen Schwärmern gewünſchte Vereinigung 
von „Baſſermann bis zu Bebel“ fand ſehr wenig An— 
klang. Ein Briefwechſel zwiſchen dem ſüddeutſchen 
Demokraten C. Baußmann und Bebel An- 
fang Oktober ließ auch jeden Anſchluß an die äußerſte 
Sinte ausſichtslos erſcheinen. Kurz vor Weih- 
nachten kam der Viererausſchuß der freiſinnigen 
Volkspartei, der freiſinnigen Vereinigung und der 
ſüddeutſchen Volkspartei über ein Einigungs— 
programm und ein Organiſationsſtatut überein, die 
beide bloß noch der Genehmigung der drei Par— 
teien bedurften. (Die Einigung iſt nach Neujahr 
vollzogen worden). Es ift ein entſchiedener Sort- 
ſchritt für das deutſche Parteiweſen, daß ſich dieſer 
Suſammenſchluß vollzogen hat, nicht allein wegen 
der Verminderung der Fraktionen. Wenn aber der 
Ciberalismus wachſen will, muß er fidh durchaus auf 
den nationalen Boden ſtellen. Seine große Seit war, 
als ihn das deutſche Volk für den Träger des Ein— 
heitsgedankens hielt, ſein letzter Erfolg gründete ſich 
auf ſein Eintreten für die Kolonialpolitik. Dieſe Tat— 
faden lehren mehr als alle Worte und Programme. 


Das Sentrum befand fih das ganze Jahr 
hindurch dank ſeiner vortrefflichen Taktik ſehr wohl. 
Es ſah den Block auseinanderfallen, den Fürſten 
Bülow infolgedeſſen feinen Platz verlaſſen; es 
ſtellte ſich ganz unbefangen an die Stelle der 
ausſcheidenden Liberalen, deren parlamentariſche 
und Preßangriffe wirkungslos blieben. Daß die 
Liberalen durch ihre Hetzereien die Sahl der So- 
zialdemokraten vermehrten, verbeſſerte nur ſeine 
Stellung. Es konnte ganz ruhig die Seit abwarten, 
in der der Unverſtand der Radikalen den Suſtand 
wiederhergeſtellt haben würde, in dem es im Reichs⸗ 
tage mit den Sozialdemokraten die verneinende, 
mit den Konfervativen die bejahende Mehrheit 
bildete. Man mag darüber denken, wie man will, 
jedenfalls könnten die anderen Parteien von dieſer 
Politik lernen, ſo unter anderen auch, daß man 
mit ſolchen Erfolgen auch demokratiſche und kon⸗ 
fervative Elemente in einer Partei zuſammenzu⸗ 
halten vermag. Ein um die Oſterzeit ausgebrochener 
Streit über das eigentliche Weſen der Partei wurde 
ſpielend beigelegt. Der Katholikentag, der in Bres- 
lau in den letzten Auguft- und den erſten Sep- 
tembertagen abgehalten wurde, verlief unter den 
Augen des Kardinals Dr. Kopp ſehr würdig und 
tolerant, und man beſchäftigte fih nur mit katho⸗ 
liſchen Angelegenheiten. Ein Schatten fiel auf die 
Derfammlung, weil die Regierung polniſche Reden 
verboten hatte. Man hielt fin aber auch mit dieſer 
„politiſchen“ Sache nicht lange auf, ſondern be— 
hielt ſich die Erledigung im Reichstage vor. Aber 
dieſer „polniſche Schatten“ liegt für alle national 
empfindenden Deutſchen auf dem Sentrum, dem 
ja einſichtsvolle Leute nichts vorwerfen, als daß 
ihm katholiſch über deutſch geht. 

Am wohlſten befanden ſich die Sozialdemo— 
kraten, die unter dem Suſammenſchluß der bürger— 
lichen Parteien zwei wenig erfreuliche Jahre hinter 
ſich hatten, obwohl ſie es ſich natürlich nicht mer⸗ 
ken ließen. Jetzt während und nach der Finanz⸗ 
reform machte die radikale Preſſe wieder ihre Ge— 
ſchäfte, und ſie hatten nur nötig, in ihren Blättern 
die nötigen Kraftworte im Parteiton hinzuzufügen 
und im übrigen die Wahlſiege zu zählen, die 
ihnen die erneute Parteihetze im Reich, in den 
Bundesftaaten und in den Gemeinden reichlich ein— 
brachte. Ja, es iſt eine Freude, von den Fehlern 
feiner Gegner leben zu können! Unter dieſen Um- 
ſtänden konnte man ſich ſchon erlauben, wieder ein 
wenig mit der revolutionären Maske zu ſpielen. 
Am 9. Februar, dem Einzugstage des Königs 
Eduard in Berlin, hatten Großſtadtpöbel und 
arbeitsſcheue Störenfriede in einzelnen, von Polizei 
entblößten Stadtteilen Ausſchreitungen verſucht, aber 
bei der Bevölkerung ſelbſt energiſchen Widerſtand 
gefunden. In einer Markthalle hatten die dort be— 
ſchäftigten Arbeiter zu Beſen und Knitteln ge- 
griffen und die Unholde vertrieben, ſodaß die 
Polizei nachträglich wenig zu tun fand. Die Sozial- 
demokraten hielten aber für nötig, ſich dieſer an— 
geblich „Arbeitsloſen“ anzunehmen. Sie braucht ſich 
dann aber nicht zu wundern, wenn die Polizei ſich 
bereit hält, ihre Schuldigkeit zu tun, ſo bald 
dieſe Schützlinge der Partei, auf eigene Fauſt oder 
im Binterarunde von Demonjtrationen, den Drang 
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zur Betätigung verſpüren. Es handelt fih für die 
Führer dabei immer nur darum, in den Maſſen eine 
gewiſſe revolutionäre Stimmung zu erhalten. Der⸗ 
gleichen war auch bei einzelnen mutwillig herauf- 
beſchworenen Streikbewegungen wie 3. B. in 
Mansfeld zu beobachten. Auch wurde die angeblich 
„ausgepowerte“ Arbeiterſchaft veranlaßt, für die 
ebenfalls mutwillig ſtreikenden ſchwediſchen Arbeiter 
gegen eine halbe Million zu ſammeln. Der alljähr⸗ 
liche ſozialdemokratiſche Parteitag wurde in der er⸗ 
ften Septemberhälfte in Leipzig abgehalten und bot 
das übliche Bild. Mit dem Gezeter über den er— 
neuten Steuerdruck kontraſtierte auffällig die Höhe 
der Parteieinnahmen, die ob freiwillig geleiſtet oder 
durch Terrorismus erpreßt, hauptſächlich die Mittel 
zur Beſoldung der zahlreichen Parteiangeſtellten ge» 
währen, die dafür auch das größte Intereſſe daran 
haben, daß die Partei ſo bleibt und zuſammenhält 
wie bisher. Wegen des fröhlichen Schimpftons wid⸗ 
mete die Preſſe den Verhandlungen mehr Raum, 
als ihnen eigentlich gebührte. Gewiſſe liberale Blät⸗ 
ter wollten wieder einen Erfolg des ſogenannten 
„Reviſionismus“ herausgehört haben, viele lobten 
auch den Beſchluß über den Schnapsboykott. Damit 
wird es ſeine guten Wege haben, denn eine auf 
revolutionäre Erregung aufgebaute Partei kann ja 
das Kneipenleben nicht entbehren. „Wir müſſen 
Ol ins Feuer gießen, wo wir die Brandſtoffe nur 
herkriegen, um fortgeſetzt eine große Bewegung zu 
entfeſſeln, daß wir alle zuſammen trotz aller 
Meinungsverſchiedenheiten für unſere große Sache, 
für die Entwicklung des Sozialismus tätig ſein wer⸗ 
den.“ Dieſes mit allgemeinem Beifall aufgenommene 
Schlußwort Ledebours umfaßt Radikale und 
Reviſioniſten, überhaupt das eigentliche Weſen der 
Sozialdemokratie. Es leben außerdem ſo viele davon 
und ſpielen eine Rolle in der Gffentlichkeit. Das 
erhält die Partei. 


Die Winterſeſſion des Reichstages. 


Am letzten Tage des November trat der 1007 
gewählte Reichstag zu ſeiner dritten Seſſion zu⸗ 
fammen. Die zweite hatte mit der definitiven Be⸗ 
ſiegelung des Bruches des Blockes geendet, und noch 
war kein politiſches Ereignis eingetreten, das im 
ſtande geweſen wäre, die Aufmerkſamkeit mehr von 
der Vergangenheit abzuziehen und ſie auf, neue 
gemeinſame Arbeit zu lenken. Es ſtand auch keine 
beſonders wichtige Aufgabe in Ausſicht, und die 
vollkommen geſicherte äußere Lage geſtattete den 
Parteien und der Preſſe, ſich ſo recht nach Be⸗ 
hagen auf dem Parteifechtboden zu ergehen, nach⸗ 
dem die Blockpolitik ſo lange Seit wenigſtens einige 
Zurückhaltung geboten hatte. Daß ſie eigentlich 
richtig geweſen war und in Sukunft doch wieder 
eingeſchlagen werden müſſe, wollte man namentlich 
auf der linken Seite abſolut nicht hören. Es iſt 
Tatfache, daß die Mahnung, in der Polemik un- 
nötige Schärfen zu vermeiden, ausſchließlich nur 
in mehr oder minder rechtsſtehenden Blättern zu 
leſen war, aber von der Linken unwirſch abgelehnt 
wurde, als wenn man gar nicht merkte, daß die 
Sozialdemokratie auf der Lauer ſtand, um den 
hadernden bürgerlichen Parteien Wahlſitze wegzu— 


nehmen, und daß dieſe Derlufte die meiſt unſicheren 
liberalen Mandate trafen. Daß alle nicht von Partei- 
wut befallenen Leute diefe notwendigen Folgen des 
Sankes vorausgeſagt hatten, ſchien die führenden 
Männer und Seitungen erſt recht zu erbittern. Man 
ergötzte ſich an der neuen Erfindung vom „ſchwarz⸗ 
blauen Block“, obwohl man wußte, daß zwiſchen 
Konſervativen und Sentrum kein Bündnis beſtand, 
und man hing ihm auch noch die Polen an, die 
doch nur, um ſich an Bülow zu rächen, für 
die Finanzreform geſtimmt hatten. Der neue Reichs; 
kanzler hatte anfangs eine „gute Preſſe“ gefunden, 
denn er galt mit Recht als Nachfolger auf den 
Wegen ſeines Vorgängers; man verzieh ihm ſogar 
deshalb in der Milieupreſſe, daß er die FFf-Sinanz- 
reformgeſetze unterzeichnet hatte. Man überſah nur 
dabei, daß die Fortſetzung der Bülow fchen inneren 
Politik ihm umſo ſchwerer fallen müſſe, je mehr 
ſich die Ciberalen von deſſen liberal-konſervativer 
Kichtſchnur entfernten. Als er nun die Taktik ein- 
hielt, den Parteien⸗ und Blätterkampf ſich aus⸗ 
toben zu laſſen, ſtatt ihn durch Erklärungen und 
Programme neu zu beleben, da verlor er auch die 
„gute Preſſe“, denn was nützt den Seitungen ein 
Reichskanzler, der ihnen keinen Stoff liefert? So 
begann die neue Reichstagsſeſſion faſt unter dens 
ſelben Stimmungen, unter denen die letzte ge— 
ſchloſſen worden war. 

Der Reichstag wurde vom Kaiſer Wilhelm 
im Weißen Saale des Königfchloffes unter den 
üblichen Gebräuchen und bei Anweſenheit einer 
ſehr großen Sahl von Abgeordneten mit einer 
Thronrede eröffnet, die alle enttäuſchte, die auf 
ein großes Programm gerechnet hatten. Sie war 
faſt noch nüchterner als alle früheren und beſchränkte 
fich im weſentlichen auf die Aufzählung der Haupt- 
beratungsgegenſtände, ohne für irgend einen ein 
wärmeres Intereſſe auszudrücken, was auch bei 
keinem erforderlich war. Die Erwähnung der 
äußeren politiſchen Cage klang wenigſtens etwas 
lebhafter im Ton, war indeſſen auch ſtreng ſachlich 
gehalten. „Um dem deutſchen Volke eine ruhige 
und kraftvolle Entwicklung zu ſichern, iſt meine 
Regierung andauernd bemüht, friedliche und freund⸗ 
liche Beziehungen zu den anderen Mächten 
zu pflegen und zu feſtigen. Mit Befriedigung 
fehe ich, daß das mit der franzöſiſchen Regierung 
getroffene Abkommen über Marokko in einem Geiſte 
ausgeführt wird, der den Swecken, die beiderſeitigen 
Intereſſen auszugleichen, durchaus entſpricht. Im 
Deutſchen Reiche ift ebenſo wie in der öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie dankbar der Seit gedacht 
worden, als vor einem Menſchenalter die ſpäter 
durch den Beitritt Italiens zum Dreibund er⸗ 
weiterte Allianz beider Mächte ins Leben trat. Ich 
hege das Vertrauen, daß das Suſammenhalten der 
drei verbündeten Reiche auch ferner ſeine Kraft 
für die Wohlfahrt ihrer Völker und die Erhaltung 
des Friedens bewähren wird.“ Bei der Erwähnung 
des Dreibundes wurden Bravorufe laut. Die be- 
ſondere Erwähnung Italiens machte unzweifelhaft 
gewiſſen Preßerörterungen über angebliche politiſche 
Neigungen dieſes Landes ein Ende. Bemerkens- 
wert war daneben auch die Anerkennung der loyalen 
Ausführung des Marokkovertrags durch Frankreich. 
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Aber die Finanzreform, überhaupt über die Ver⸗ 
gangenheit, ſchwieg die Thronrede zum großen 
Arger der Milieupreſſe, die ſich eingeredet hatte, 
die Regierung würde den Konſervativen wegen 
der Ablehnung der Erbanfallſteuer die Fehde an⸗ 
ſagen. Das hätte doch nur geſchehen können, wenn 
ſie zugleich die Liberalen wegen ihres förmlichen 
Streiks ebenſo behandelt hätte! Die Mitteilungen 
über die Kolonien, namentlich über die Förderung 
der dortigen Bahnbauten klangen ſehr verheißungs⸗ 
voll, bemerkenswert war die Anführung, daß im 
Etat die Sparſamkeit ſtark Einkehr gehalten hat. 
Nachdem der Reichskanzler den Reichstag für er- 
öffnet erklärt und der bayeriſche Bundesratsgeſandte 
Graf Lerchenfeld ein Hurra auf den Kaiſer 
ausgebracht hatte, entfernte ſich dieſer mit den 
Prinzen. 


Die am nächſten Tage ſtattfindende Präſidenten⸗ 


wahl, die ſelbſtverſtändlich das Sentrum nicht wie⸗ 
der ausſchalten konnte, mußte die veränderte Lage 
zum Ausdruck bringen. Da der perſönliche Ver— 
kehr zwiſchen den Führern der Rechten und Linfen 
infolge der in den letzten Monaten noch geſtiegenen 
Verbitterung ziemlich erſchwert erſchien, ſo hatten 
fich Konſervative, Sentrum, Reichspartei und wirt- 
ſchaftliche Vereinigung dahin geeignet, daß der Kon- 
fervative Graf Stolberg-Wernigerode zum 
Präfidenten, das Sentrumsmitglied Dr. Spahn 
zum erſten, der Nationalliberale Dr. Paaſche 
zum zweiten Vizepräſidenten zu wählen ſeien, was 
der Stärke der Parteien gerecht wurde, nachdem 
das Sentrum zu Gunſten des bisherigen bewährten 
Präſidenten Graf Stolberg zurückgetreten war. 
Man durfte deshalb die Suſtimmung der National» 
liberalen erwarten. Bei der Unſicherheit über deren 
Haltung war wohl auch die Reichspartei in Frage 
gekommen, ſie hatte aber mit Rückſicht auf die Na⸗ 
tionalliberalen und weil ſie ihre Parteiintereſſen 
durch die Wahl des Grafen Stolberg ausreichend 
gewahrt fah, fich entſchieden geweigert, im Präſi⸗ 
dium vertreten zu fein. Die wegen ihrer Mitglieder- 
zahl zunächſt noch nicht in Frage gekommenen Libe⸗ 
ralen hatten unzweideutig erklärt, ſie würden in 
keinem Falle im Präſidium des Reichstags mit der 
„ſchwarzblauen“ Mehrheit eine Stelle annehmen. 
Nach dieſem Präludium ging die Präſidentenwahl 
vor ſich. Graf Stolberg und Dr. Spahn 
wurden mit großer Mehrheit gewählt, obgleich 
Nationalliberale, Liberale und Sozialdemokraten 
weiße Settel abgaben, Dr. Paaſche, der darauf 
ebenfalls gewählt wurde, lehnte aber dankend die 
Wahl im Einverſtändnis mit ſeinen Parteigenoſſen 
ab. Sie hatten ſich erſt kurz vor der Sitzung dazu 
entſchloſſen. Da weiter keine Vereinbarung über 
den zweiten Dizepräfidenten getroffen worden war, 
wurde die Wahl auf die nächſte Sitzung verſchoben 
und dann der Hoſpitant der Reichspartei, Erbprinz 
zu Hohenlohe- Langenburg, gewählt. Die 
liberale Preſſe ſchilderte die Vorgänge in dem Sinne, 
daß man die „ſchwarzblaue“ Mehrheit hätte zwin- 
gen wollen, einen Welfen oder Polen in das Prä- 
ſidinm wählen zu müſſen. Nach der Ablehnung der 
Reichspartei und der liberalen Gruppen hätte, da 
die Sozialdemokraten überhaupt nicht in Frage tom- 
men, nur der welfiſch geſinnte Abg. v. Damm 


von der wirtſchaftlichen Vereinigung oder ein Pole 
gewählt werden können. Es ſollte dadurch im Prä⸗ 
ſidium ein „Symbol“ des „ſchwarzblauen“ Blocks 
geſchaffen werden. Da die Reichspartei nach Ab⸗ 
lehnung der liberalen Gruppen die ſtärkſte war, hatte 
ſie durch Beanſpruchung ihres Rechtes den natio⸗ 
nalen Charakter des Reichstags ebenſo gewahrt wie 
durch ihr Verhalten bei der Finanzreform. Ein Teil 
der nationalliberalen Preſſe war mit dem Verhal- 
ten der Partei nicht einverſtanden. 

Nun konnten endlich die Beratungen beginnen. 
Die Verlängerung des Handelsvertrags mit England 
wurde ohne Debatte in erſter und zweiter Kefung 
erledigt, die Hinausfchiebung des Termins für das 
Inkrafttreten der Witwen- und Waiſenverſorgung 
nach den unvermeidlichen langen ſozialpolitiſchen 
Reden bewilligt, der Handels vertrag mit Portugal 
einer Kommiſſion überwieſen und zwei Tage auf 
Interpellationen wegen des Kieler Werftprozeſſes, 
der eben mit der Freiſprechung ſämtlicher Ange⸗ 
klagten geendet hatte und über den an anderer 
Stelle berichtet werden wird, verwendet. Dienſtag, 
den 9. Dezember begann endlich die Etatsberatung, 
die das Baus und die Tribünen vollſtändig gefüllt 
hatte, da der Reichskanzler v. Bethmann- 
Hollweg zum erſten Male ſprechen ſollte. Nach 
der ganzen politiſchen Lage durfte man fih nur 
auf eine vorſichtige und ruhige Betrachtung gefaßt 
machen, trotzdem fand man die Rede über alle 
Maßen nüchtern. Er ergriff gleich zu Beginn das 
Wort und ſprach nur wenig über eine Dierteljtunde. 
Die Quinteſſenz ſeiner Rede dürfte in dem Satze 
liegen: „Wir können uns nicht den Lurus ge- 
ſtatten, uns bei Vergangenem aufzuhalten oder un» 
tätig zu bleiben.“ Die Reichsregierung könne ſich 
keine feſte Mehrheit auf Grund irgend eines Prin- 
zips bilden; ſie könne dem Reichstage nur geſetz⸗ 
geberiſche Arbeiten vorlegen ohne Rückſicht auf 
Parteigrundſätze. Die Notwendigkeit der Arbeit 
werde ſchließlich die auf dem Boden der Staats» 
ordnung ſtehenden Parteien zuſammenführen, da 
es nicht angeht, alles nach der Formel: Reaktion 
und Radikalismus zu behandeln. Die leidenſchafts⸗ 
loſen, ausſchließlich auf die Zukunft gerichteten Uus- 
führungen fanden bloß warme Suſtimmung auf 
der rechten Seite des Hauſes, die Nationalliberalen 
hüllten fih in tiefes Schweigen, die Sozialdemo— 
kraten und einzelne Freiſinnige fuchten durch höh⸗ 
niſche und wüſte Swiſchenrufe zu glänzen. In der 
darauffolgenden Unruhe im Hauſe gingen die ſehr 
klaren Darlegungen des neuen Staatsſekretärs 
Wermuth faſt verloren, aus denen hervorging, daß 
der Etat endlich wieder einmal im Gleichgewichte ſei, 
und daß die neuen Steuern, deren Beharrungs- 
zuſtand nicht ſo bald erreicht werden dürfte, bei 
vorſichtiger Sparſamkeit genügen würden. In Su⸗ 
kunft würde keine Ausgabe mehr ohne Deckung vor- 
geſchlagen werden. 

Am folgenden Tage erklärte der Reichskanzler 
in einer kurzen Erwiderung auf eine Anzapfung 
des freiſinnigen Abg. Dr. Wiemer, daß er die 
preußiſche Wahlreform erft in dem dafür zuſtän— 
digen preußiſchen Candtage berühren werde, und 
gab dann ein kurzes Expoſé über die auswärtige 
Politik. Das Verhältnis zu öſterreich-Ungarn fet 
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über jeden Tadel erhaben, und wegen des Saren— 
beſuches in Racconigi haben Italien und Ruß— 
land vollkommen befriedigende Mitteilungen ge— 
macht. Der engliſche Premierminiſter habe ſoeben 
erſt den Wunſch nach einem friedlich-freundſchaft— 
lichen Verhältnis zu Deutſchland ausgeſprochen; die 
Deutſchfeindlichkeit ruſſiſcher Blätter habe bei der 
deutſchfreundlichen Politik der ruſſiſchen Regierung 
keine Bedeutung. „Es iſt nicht zu beſtreiten, daß es 
dort ebenſo wie anderwärts gewiſſe Kreiſe gibt, 
die es ſich zur Aufgabe zu machen ſcheinen, Deutſch— 
land abenteuerliche, den Weltfrieden bedrohende Ab— 
ſichten anzudichten. Mit Recht und einmütig leitet 
unſere Nation daraus die Forderung an ihre Re— 
gierung ab, daß die deutſche auswärtige Politik, 
die derartige Siele nicht kennt, mit um ſo größerer 
Ruhe und Stetigkeit und frei von aller Nervoſität 
geführt werde.“ Die Etatsberatung bot im übrigen 
nur wenige intereſſante Momente, die Parteiredner 
ſtellten ihre Standpunkte feſt und bekämpften die 
der anderen wie immer, nur etwas heftiger und 
auf der Linken oppoſitionsluſtiger, die ſozialdemo— 
kratiſchen Redner in ausfälligerer Weiſe wie ſonſt. 
Das Reſultat war indeſſen, daß die Reichsregierung 
für alle eingebrachten Vorlagen einer Mehrheit ſi— 
cher ſein kann. Nachdem der Reichstag noch die 
beiden Nachtragsetats bewilligt und in zwei langen 
Sitzungen die Interpellationen über den Arbeits- 
nachweis der Arbeitgeber des Nuhrreviers in ver- 
hältnismäßig ſehr ruhiger Weiſe erledigt hatte, ging 
er am 15. Dezember in die Weihnachtsferien. 


Polen, Dänen, Welfen. 


Die polniſche Frage hat fih im Verlaufe des 
Jahres wenig geändert. Daß ſie überhaupt nicht 
beſtehen würde, wenn die preußiſche Regierung 
von vornherein etwa in der Weiſe verfahren wäre, 
wie die Franzoſen in Nizza nach der Annerion vor 
50 Jahren, ſteht auf einem anderen Blatte. Aber 
die „barbariſchen“ Preußen haben eben den Polen 
die verfaſſungsmäßige Gleichberechtigung, Pref- 
freiheit, wirtſchaftliche Förderung, vortrefflichen 
Schulunterricht ꝛc. angedeihen laſſen und haben 
nun jetzt das Vergnügen, das auf dieſen Frei— 
heiten emporgekommene, anſpruchsvoll gewordene 
und auf Lostrennung ſinnende Polentum nicht 
durch Gewalt, ſondern nur durch verfaſſungs— 
mäßige Mittel von der weiteren Surückdrängung 
des Deutſchtums in den Oſtmarken abzuhalten. Die 
ſeinerzeit gehegte Erwartung, die neu erworbenen 
Untertanen zu polniſch ſprechenden Preußen zu 
erziehen, hat ſich nicht erfüllt, im Gegenteil ver— 
ſichern die polniſchen Führer und Seitungen bei 
jeder Gelegenheit, daß die ungeheuere Mehrheit der 
polniſchen Volksgeſamtheit „in allen drei Teilen“ 
das „Verlangen nach einem ſelbſtändigen polni— 
ſchen Staatsweſen“ fühle, die ganze polniſche £i- 
teratur von Rej bis Sienkiewicz fei von 
dieſem Sehnen durchzogen, und man werde nicht 
aufhören zu agitieren, bis dieſes Sehnen ge— 
ſtillt fei. Dieſer Polonismus hat fih den poetiſchen 
Kultus eines mehr eingebildeten, als wirklich je— 
mals beſtandenen Vaterlandes geſchaffen, be— 
geiſtert fih darin bis zur Raſerei und bekämpft in 


dieſer Selbſttäuſchung mit geradezu phantaſtiſchem 
Fanatismus namentlich das Deutſchtum, weil es in 
ihm das hauptſächlichſte Bindernis der Verwirk— 
lichung ſeiner politiſchen Träume ſieht, für die 
ſchon oft und vergeblich polniſches Blut gefloſſen 
iſt. Will Preußen nicht das kulturelle Kapital, das 
es ſeit faſt anderthalb Jahrhunderten in ſeine öſt— 
lichen Provinzen geſteckt hat, gänzlich verlieren, ſo 
bleibt ihm nur übrig, energiſche Maßregeln zur 
Surückdämmung der weiteren Poloniſierung und 
ſtaatsfeindlichen Verhetzung zu ergreifen und durch— 
zuführen. So ſteht die Sache und wird auch noch 
lange ſo ſtehen. Sicher iſt aber, daß der Uaiſer 
und feine Regierung, nachdem fich die Verhältniſſe, 
meiſt infolge früherer Schwankungen, ſo unerträg— 
lich geſtaltet haben, feſt entſchloſſen ſind, die not— 
wendigen Abwehrmaßregeln, wenn auch mit der 
eines Kulturſtaates würdigen Milde, aber entſchieden 
durchzuführen. Daß die Polen durch ihre internatio- 
nalen Verbindungen in der Preſſe Preußen und 
Deutſchland dafür zu ſchmähen und zu verdächtigen 
ſuchen, läßt ganz kalt; man iſt im Deutſchen Reiche 
an dergleichen längſt gewöhnt. 

Kaifer Wilhelm machte am 5. Juni in 
Poſen zur Beſichtigung des neuen, ſeiner Vollendung 
entgegengehenden Reſidenzſchloſſes einen Beſuch und 
wurde von der in den geſchmückten Straßen von 
allen Seiten herbeigeeilten deutſchen Volksmenge 
jubelnd begrüßt. Schon die Wahl des Stils des 
Kaiferpalaftes drückt aus, daß es fih um die Fort- 
ſetzung der deutſchen Berrſchaft im Mittelalter han- 
delt und daß man ſich um die an die polniſche 
Swiſchenherrſchaft geknüpften Träume und Hoff— 
nungen nicht ſonderlich kümmert. Anfang Juni 
unternahm auch der Miniſter des Innern von 
Moltke eine Bereiſung der Provinz Poſen und 
der Anſiedelungsgebiete. Die polniſche Preſſe hat 
vollkommen Recht, wenn fie in dem neuen Miniſter⸗ 
präfidenten und Reichskanzler v. Bethmann- 
Hollweg den Nachfolger des Fürſten Bülow 
erkennt und bekämpft, und er hat ſchon in feiner 
Antwort auf ein Begrüßungstelegramm bei der Ent— 
hüllung des Bismarckdenkmals in Kulm am I. Sep- 
tember bekräftigt: „Das Deutſchtum in unſeren 
Oſtmarken zu erhalten und zu ſtärken, bleibt mir 
eine Aufgabe, an deren Erfüllung getreu den Tra— 
ditionen des großen Staatsmannes, dem Sie ſo— 
eben ein Denkmal geweiht haben, ohne Wanken 
fortgearbeitet werden wird.“ Auch Fürſt Bül o w 
erklärte zu dieſer Seit gegenüber gewiſſen Aus- 
ſtreuungen liberaler Blätter, er habe öffentlich und 
privatim eine verſtändige und vorſichtige Anwen- 
dung des Enteignungsgeſetzes in Ausſicht geſtellt, 
aber ſelbſtverſtändlich feine Nichtanwendung niemals 
verſprochen. Über diefe Einmütigfeit in allen lei— 
tenden Kreiſen geben ſich auch die Polen keiner 
Täuſchung hin. Von beſonderem Wert war im Mai 
die Bereiſung der Provinzen Poſen und Weſtpreußen 
ſowie der Anſiedelungsgebiete durch eine Anzahl 
ſüddeutſcher Parlamentarier und Journaliſten, um 
die Erfolge der zwanzigjährigen Kulturarbeit kennen 
zu lernen und einen Einblick in die Verhältniſſe 
der Oſtmark zu gewinnen. Sie haben die Über- 
zeugung gewonnen und ihr auch unverhohlen Aus— 
druck gegeben, daß Preußen die moraliſche linter- 
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ſtützung des ganzen deutſchen Volkes bei ſeinem 
erfolgreichen Kampfe um das nationale Volkstum 
verdient. „Dort haben die Steine zu uns geſprochen 
und uns, die ſpäten Enkel, gemahnt, dem Rüd- 
ſtoß der Polen nicht zu weichen und das Väter- 
erbe nicht verderben zu laffen.” Das Suſammen⸗ 
ſtehen aller deutſchen Parteien im Often ift jeden- 
falls für die Sukunſt geſichert. | 

Wenn auch das Enteignungsgeſetz vom Jänner 
vorigen Jahres noch nicht in einem einzigen Falle 
angewendet worden iſt, ſo hat es doch günſtig 
gewirkt, inſofern es die Preistreiberei auf dem 
Gütermarkt zum Stillſtand gebracht hat. Die Polen 
haben bereits bei Gütern, die überzahlt worden 
waren, in der Swangsverſteigerung erhebliche Der- 
luſte erlitten. Es wird ſich aber noch ein Geſetz 
über die Beſchränkung der Parzellierung notwendig 
machen, um die Tätigkeit der polniſchen Banken 
lahmzulegen. Über die deutſchen Kulturarbeiten ver- 
öffentlichte George Cleinowo aus langjähriger 
Kenntnis von Land und Leuten im September in 
der „Leipziger Illuſtrierten Seitung“ ein anſchau— 
liches Bild. „Wo ſich früher Gut an Gut reihte 
und weite Flächen Roggen, Gerſte und Hafer, aber 
auch große Strecken Unland, Beide und Weiden 
auf die Vorherrſchaft des Großgrundbeſitzes bins 
deuteten, da erheben fih gegenwärtig Hunderte 
von Bauerngehöften. Die tote Chauſſee von ehedem 
hat ſich in eine belebte Verkehrsſtraße verwandelt, 
auf der zahlreiche Bauernwagen zur Genoſſenſchafts- 
molkerei, von der genoſſenſchaftlichen Mühle oder 
Siegelei, von und zu wohlbeſtellten Feldern eilen 
und keuchen. Der tiefe Sandweg von damals, der 
Batteriechef und Futtermeiſter in gleich ſchlechte 
Laune verſetzt hatte, ift gepflaſtert oder wenigſtens 
zur Cehmchauſſee geworden. Viele Sümpfe und 
Tümpel, die die Karte verzeichnet, find verſchwun⸗ 
den. Soweit das Auge ſchweift, liegen, von jungen 
Obſtbäumen umgeben, Gehöfte mit roten und 
ſchieferblauen Dächern im Umkreiſe verſtreut, und 
aus den dunklen Parks der alten Güter ragen — 
ehrgeizig und ſtolz zugleich — ſchlanke Türme 
lutheriſcher Kirchen, herrliche Wahrzeichen deutſchen 
Strebens nach oben, nach Vollendung.“ 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Polen mit 
aller Anſtrengung dagegen ankämpfen. Aber der 
1905 von Herrn v. Noscielski auf feinen „Pos 
litiſchen Teeabenden“ begründete Straſchverein hat 
auf die Dauer nicht die erwarteten Erfolge ge— 
habt, im nächſten Jahre follen nun große Grun- 
wald- und Chopinfeiern veranſtaltet werden, die 
natürlich in erſter Linie Agitationszwecken dienen 
ſollen. Das „polniſche Informationsbureau,“ das 
alles Material zur Hetze gegen das Deutſchtum 
im Jn- und Auslande lieferte, iſt aus Mangel an 
Geld wieder eingegangen. Der polniſche National- 
ſchatz auf Schloß Rapperswyl in der Schweiz iſt 
angeblich aufgelöſt worden. Ob er nahezu aufgezehrt 
ift, wie behauptet wurde, ſcheint fraglich, wahr— 
ſcheinlich ijt die Auflöſung nur auf Forderung der 
Schweizer Bundesregierung erfolgt, der der gemein— 
gefährliche Charakter des Nationalſchatzes immer 
bedenklicher geworden war. Dafür ſammeln die 
Polen in Amerika einen Nationalſchatz; an Geld 
wird es alſo nicht fehlen, wenn es einmal „los— 
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geht“. Auch beabſichtigen die Polenvereine in den 
Vereinigten Staaten einen großen Ausflug zur fünf— 
hundertjährigen „Grunwaldfeier“ (Schlacht bei 
Tannenberg) im nächſten Jahre in Krakau, wobei 
ſie den „preußiſchen“ Bahnen auch nicht einen Gro— 
ſchen zu verdienen geben wollen. Die polniſchen 
Agitationen unter den Maſuren in Oſtpreußen 
haben auch in dieſem Jahre keinen Erfolg gehabt, 
dagegen ſcheinen ſie unter den Kaſchuben in der 
Danziger Gegend Fuß zu faſſen. Am bedenklichſten 
find die Suſtände in OGberſchleſien, das über 700 
Jahre nicht mehr zum polniſchen Reiche gehört 
hat, aber trotzdem von den Polen reklamiert wird. 
Die Agitation ift von Poſen aus in das and 
getragen worden, hat aber jetzt ihren Hauptherd 
in Galizien, vorwiegend in Krakau. Namentlich in 
den letzten zwanzig Jahren ift planmäßige Polo- 
niſierungsarbeit betrieben worden, zuerſt auf reli— 
giöſem und nationalen Gebiet, dann durch wirt- 
ſchaftliche Förderung und foziale Organiſation. Die 
eigentlichen Mittelpunkte der großpolniſchen Agi- 
tation find gegenwärtig Beuthen und Uattowitz, 
die Hauptführer Napieralski und Seyda, 
beide gebürtige Poſener. 

Dieſe beiden ſind auch bei den letzten Wahlen 
in ſeither dem Sentrum treu geweſenen Wahl— 
kreiſen in den Reichstag gewählt worden. Früher 
war in Oberſchleſien der katholiſche Klerus der 
Führer in der politiſchen Geſinnung des Volkes, 
jetzt find es die Poſener Sendlinge des Marcin- 
kowskivereins und die Stipendiaten des polniſchen 
Vereins „Unterrichtshilfe“, junge Kleriker, die zu 
geſchworenen Feinden des Deutſchtums herangezogen 
werden. Bald wird es in Oberſchleſien ſein wie 
in Poſen und Weſtpreußen, wo der katholiſcho nie— 
dere Klerus die Hauptſtütze der großpolniſchen 
Agitation bildet und bei den kirchlichen Oberen 
und den weſtlichen Glaubensgenoſſen noch Schutz 
dabei findet. Die konfeſſionelle Weltanſchauung 
ſchlägt das vaterländiſche Empfinden und das naz 
tionale Denken in Feſſeln. Wenn ſich die Polen 
zum evangeliſchen Glauben bekennten, würde ſich 
kein Sentrumsmann um ſie kümmern, jetzt verzeiht 
man ihnen ſogar die Verdrängung bei den Wahlen. 
Tatſächlich haben die Polen dafür nur Verachtung, 
ihr Volkstum ſteht ihnen höher als Rom, ſie kennen 
die Muttergottes nur als Königin von Polen, fie 
verlangen auch in deutſchen katholiſchen Kirchen 
polniſche Altäre und würden ſich von einer Re— 
ligion abkehren, die ſich nicht in den Dienſt ihrer 
nationalen Beſtrebungen ſtellte. Die Deutſchen in 
Oberſchleſien erkennen die Gefahr und ſchließen 
fib zuſammen. Der Deutſche Tag des Oſtmarken⸗ 
vereins, der diesmal vom 4. bis 6. September 
in Kattowitz abgehalten wurde, legte davon Seug— 
nis ab wie von dem Intereſſe, das man in weiten 
Kreifen des Reiches an dem nationalen Kampfe im 
Oſten nimmt. Auch die Antwort des Kaijers auf 
ein Begrüßungstelegramm erkennt dankbar die Be— 
ſtrebungen des Vereins an und ſchließt: „Möge 
der für die Zukunft und die Größe des deutſchen 
Vaterlandes ſo bedeutungsvollen Arbeit Gottes 
Schutz und Segen in reichem Maße beſchieden ſein.“ 
Der Reichskanzler ſagte in ſeiner Antwort für alle 
auf dieſes Stel gerichteten Beſtrebungen feine Mit- 
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arbeit zu. Daß weder die Reichs- noch die preu- 
ßiſche Staatsregierung gewillt ſind, den Dingen in 
Oberſchleſien ihren weiteren Lauf zu laffen, be- 
ſtätigte Mitte Dezember die Verſetzung „im Inter— 
eſſe des Dienſtes“ von zwölf Lehrern und Beamten, 
die bei der Gemeindewahl in Kattowitz auf Ein— 
wirkung der Sentrumspartei großpolniſchen Kans 
didaten ihre Stimmen gegeben hatten. 

In Schleswig hat unſtreitig die Agitation der 
Dänen zugenommen, die Maßregeln zur milderen 
Behandlung der Optanten haben ihr neue Kräfte 
zugeführt. Das iſt die notwendige Folge der in 
Deutſchland im Gegenſatz zu anderen nationalen 
Staaten immer wieder bewieſenen Milde bei der 
Behandlung fremder Bevölkerungsbruchſtücke. Im 
Grunde genommen iſt die Sache nicht ſo ſchlimm, 
weil aus dieſen Agitationen im Norden niemals 
eine Gefahr für Deutſchland erwachſen kann. Es 
macht nur einen nichts weniger als erhebenden 
Eindruck, wenn ein ſo mächtiges Reich ſeine innere 
Geſetzgebung derartig geſtaltet hat, daß man offen- 
kundigen landesverräteriſchen Beſtrebungen nicht 
beikommen kann. Aber bei der Haltung des Reihs- 
tags, deffen Liberalen aus doktrinären, deffen Sen- 
trum aus konfeſſionellen Gründen keine ſogenannten 
Ausnahmegeſetze zugeſtehen würden, war es doch 
ſchon bei der Beratung des Reichsvereinsgeſetzes 
beinahe ſo weit gekommen, daß man Polen, Dänen 
ꝛc. vollkommene Gleichberechtigung ihrer Sprachen 
im Deutſchen Reiche zuerkennen wollte. Die fran- 
zöſiſche Republik würde mit ſicherem nationalen 
Inſtinkt die Italiener in Nizza und Savoyen ganz 
anders behandeln, wenn fie fih fo aufführen wür— 
den wie die Dänen in Vordſchleswig. Inzwiſchen 
muß ſich die preußiſche Regierung auf andere, 
meiſt koſtſpielige Mittel zur Surückdrängung des 
ſtaatsfeindlichen Dänentums beſchränken. Sie hat im 
Jahre 1909 für 900.000 Mark Ländereien zur 
Sicherung und Vermehrung des deutſchen Beſitzes 
angekauft; ſie findet dabei Unterſtützung durch die 
den gleichen Sweck verfolgende neugebildete ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſche Siedelungsgenoſſenſchaft, die ſich 
auch der Unterſtützung des Provinziallandtages er- 
freut. Der Miniſter des Innern v. Moltke hat 
im Abgeordnetenhauſe am 26. Februar mit Be- 
ſtimmtheit erklärt, daß an die Stelle der Nach— 
giebigkeit gegen das Dänentum eine entſchiedene 
Abwehr däniſcher Übergriffe und eine kräftige Unter- 
ſtützung des bedrängten Deutſchtums treten werde, 
und Gberpräſident v. Bülow ſagte beim Feſt⸗ 
eſſen des Provinziallandtages in Anweſenheit des 
Prinzen Heinrich wenige Tage darauf: „Es iſt 
unſer Wille und unſere Aufgabe, das Land, das 
wir von unſeren Vätern ererbt haben, uns auch 
innerlich ganz zu eigen machen ... Was Kaifer 
Wilhelm der Große erwarb, das wird Kaifer 
Wilhelm II., das wird kein deutſcher Kaifer 
jemals wieder preisgeben.“ Die Regierung hat be— 
reits mit der Ausweiſung einer Reihe von däniſchen 
Optantenſöhnen, die aus Abneigung gegen den 
Heeresdienſt die Naturaliſation verweigerten, ſowie 
verſchiedener däniſcher Heger begonnen, ein Lehrer 
wurde verſetzt, weil er däniſch geſtimmt hatte, und 
einem anderen, der däniſcher Redakteur geworden 
war, die Penſion entzogen, was die Suſtimmung 
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des angerufenen Abgeordnetenhaufes fand. Auch 
die Gerichte verhängten über däniſche Agitatoren 
empfindliche Strafen, u. a. über den Schriftſteller 
Erich Schlaik je r. Leider findet die däniſche Agi- 
tation Unterſtützung bei gewiſſen Freiſinnigen wohl 
aus Wahlrückſichten, und die Förderung der dä- 
niſchen Sprache beim nordſchleswigſchen Paſtoren⸗ 
verein wegen des Konfirmationsunterrichtes. 

Die Welfen in Hannover ſterben nach und 
nach aus, der neue Nachwuchs iſt nur ſpärlich. Da⸗ 
gegen wird im Braunſchweigiſchen eine neue Welfen⸗ 
frage lebendig, da man aus partikulariſtiſchen 
Gründen einen cumberländiſchen Prinzen zum Her- 
zog haben möchte. Ohne einen vollſtändigen Per- 
zicht auf Hannover ift das aber verfaſſungsmäßig 
in Deutſchland nicht denkbar. Die Begegnung des 
Kaifers mit dem Prinzen (Herzog) Ernſt Auguft 
von Cumberland in München, wo zweimal eine vom 
Kaiſer mit der größten Liebenswürdigkeit geführte 
Unterhaltung ſtattfand, hat vieles Gerede über An- 
näherungen ꝛc. zur Folge gehabt, die aber höchſtens 
als erſter Schritt einer Anbahnung betrachtet werden 
dürften. Die politiſche und ſtaatsrechtliche Frage 
liegt zu klar, als daß mehr erwartet werden könnte, 
bevor nicht im Hauſe Cumberland gewiſſe Gelöb⸗ 
niſſe erloſchen oder aufgegeben ſind. Im April hat 
das braunſchweigiſche Oberlandesgericht ein Geſuch 
des Herzogs von Cumberland um Anerkennung 
ſeiner angeblichen Staatsangehörigkeit in Braun⸗ 
ſchweig abgewieſen. Auf die Andeutungen eines 
rheiniſchen Blattes, am Schweriner Hofe fpiele das 
Welfentum eine bedeutende Rolle, wurde amtlich 
erklärt, daß die Fürſten von Mecklenburg⸗Schwerin 
allzeit treu zu Kaiſer und Reich geſtanden und 
auch dieſe Geſinnung ſtets betätigt haben. 


Heer und Flotte. 


Die deutſche Armee hat in dieſem Jahre einen 
großen Erfolg errungen, ohne einen Schuß tun 
zu müſſen. Dadurch, daß ſie von Kaiſer und Kanzler 
als letztes diplomatiſches Mittel in der Balkan⸗ 
politik als ſicherer Kampfgenoſſe des befreundeten 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Heeres nur gezeigt wurde, 
blieb auch dieſem erſpart, ſich mit halbbarbariſchen 
kleinſtaatlichen Scharen herumſchlagen zu müſſen, 
und der Friede war geſichert. Die Heere der all- 
gemeinen Wehrpflicht ſind nicht mehr ſo kriegs⸗ 
durſtig wie einſt die Werbetruppen, und doch wird 
ihnen niemand nachfagen, daß fie jenen an Kriegs» 
tüchtigkeit nachſtünden. Mehr denn je kommt es 
aber bei den heutigen Maſſenheeren auf den Geiſt 
und die Disziplin an, die in dem Volksheere herr- 
ſchen. Die Waffen und die Ausrüſtung ſind es nicht 
allein, die die Überlegenheit eines Heeres ausmachen, 
und übrigens kann heutzutage jeder Staat, der 
die nötigen Geldmittel anwendet, ſich auf dem Welt⸗ 
markt die neuſten Waffen kaufen, falls die eigene 
Induſtrie ſie nicht ſchaffen kann. Das iſt alles 
leicht nachzumachen, auch das äußere Getriebe einer 
Armee kann leicht erkannt und nachgeahmt werden, 
weniger gelingt das aber mit dem inneren Ge— 
triebe, dem eigentlichen Geiſte, der die Truppen 
beſeelt. Der iſt nicht überall der gleiche, ſchon 
deshalb nicht, weil ſich die taktiſchen Formen, die 
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Dorfcriften für das Gefecht, ja die gefamten Heeres⸗ 
einrichtungen in gewiſſem Sinne dem Volkscharakter 
und dem mittleren Bildungsgrade anpaſſen müſſen. 
Die Derausfegungen dafür find nicht überall gleich, 
aber in allen Staaten wird die Notwendigkeit er- 
kannt, das zerſtreute Gefecht fo aufgelöſt wie mög- 
lich zu führen, und dabei kommt auf die Charakter- 
eigenſchaften des einzelnen Mannes alles an. Je 
mehr es die heutige Fernwirkung der Waffen mit 
ſich bringt, daß er ſelbſtändig handelt, um ſo mehr 
muß der Geiſt in ihm lebendig ſein, ſich als Glied 
des großen Ganzen fühlen, ſonſt wird er zum 
Drückeberger. Je mehr dieſer Geiſt in jedem Ein- 
zelnen lebt, um ſo mehr wird er ſelbſt, wird erſt 
recht das Ganze leiſten. Wie auch die Meinungen 
im einzelnen auseinandergehen mögen, wird doch 
im allgemeinen im In- und Auslande anerkannt, 
daß in der Pflege dieſes Gemeinſamkeitsgefühls 
die vielgeſtaltige deutſche Armee den ausländiſchen 
mindeſtens gleichſteht. 

Am 1. März wurde die Hundertjahrfeier des 
preußiſchen Kriegsminiſteriums feſtlich begangen. 
Kaifer Wilhelm gedachte in einer gedankenreichen 
Rede der trüben Seit der Entſtehung und der be— 
deutungsvollen Leiſtungen des Inſtituts insbeſondere 
unter Sharnhorft und Roon. 

Das abgelaufene Jahr hat nur geringfügige 
Vermehrungen gebracht. Der Felddienſtordnung ift 
das neue Ererzierreglement für die Kavallerie vom 
5. April gefolgt. Als Leitmotiv für die geſamte 
Ausbildung dürfte der alte friederizianiſche Aus⸗ 
ſpruch gelten: „Keine Esquadron foll abwarten, 
bis ſie attaquieret wird, ſondern allemal zuerſt 
den Feind attaquieren.“ Es ift alfo an der Grund- 
anſchauung feſtgehalten worden, daß die Reiterei 
in erſter Linie auf den Mampf zu Pferde ange— 
wieſen ift. Bei der ungemein auflöjenden Wirkung 
des heutigen Infanteriegefechts beſtehen für ſie 
Ausſichten des Erfolgs für Angriffe in größerem 
Verbande namentlich bei der Verfolgung, auch muß 
eine bedeutende reiterliche Leiſtung für die Aus- 
nutzung des Fußgefechts gefordert werden. Darum 
iſt die Ausbildung im Gefecht zu Pferde derjenigen 
zu Fuße vorangeſtellt. Die Stärke des Fußgefechts 
der Kavallerie liegt in der Möglichkeit, dieſes ſchnell 
dahin zu tragen, wo es dem Gegner beſonders 
empfindlich wird. Auf die Wichtigkeit des Gefechts 
zu Fuß wird beſonders hingewieſen, und es iſt 
nach Möglichkeit in die Übungen zu Pferde einzu⸗ 
flechten. Die Schulung für den Schützenkampf er- 
folgt in der Schwadron, doch ſind auch größere 
Verbände im Fußgefecht zu üben. Für die Derwen- 
dung der reitenden Artillerie und der Maſchinen— 
gewehre enthält das Reglement umfaſſende Be— 


ſtimmungen, da beide Waffen die Kavallerie bes. 


fähigen, ſchon auf weite Entfernung den Marſch 
feindlicher Kolonnen hemmend zu beeinfluſſen. Die 
Vereinfachung der Formen bei der Ausbildung iſt 
ziemlich bedeutend; bemerkenswert iſt, daß das 
Keichttraben in allen Verbänden die Regel ift, nur 
mit „angefaßter Lanze“ wird nicht leicht getrabt. 
Das Mitteltrabtempo ift von 500 auf 275 Schritt 
in der Minute herabgeſetzt worden. Durch Kabinetts⸗ 
order vom 2. Dezember ift auch eine Schießvor⸗ 
ſchrift für die Kavallerie genehmigt worden. Um 


ihr eine annähernd gleichwertige Schußwaffe in die 
Hand zu geben wie der Infanterie, iſt ſie mit dem 
längeren Karabiner M 93 ausgerüftet worden, der 
auch in der Regel beim Dienſt zu Fuß getragen 
wird. Über ein im Fußgefecht aufzupflanzendes 
Seitengewehr iſt noch keine Entſcheidung getroffen 
worden, auch die Erprobung der neuen Bekleidung 
und übrigen Ausrüſtung der Kavallerie ſcheint noch 
nicht vollſtändig abgeſchloſſen zu ſein. An Stelle 
des Revolvers ift die Selbſtladepiſtole M 08 in 
der Armee eingeführt worden; ſie hat neun Milli⸗ 
meter Kaliber, acht Patronen im Magazin und 
iſt leicht und ſicher zu handhaben. Die Feldartillerie 
hat durch das Feldhaubitzgeſchoß M 05 ein Ein- 
heitsgeſchoß erhalten, das ebenſowohl als Schrapnell 
wie als Granate mit Auffchlagzünder oder mit 
Verzögerung verfeuert werden kann. 

Die Verwendung von Automobilen für den 
Heeresdienſt macht Fortſchritte. Die Heeresverwal— 
tung gewährt Privatfirmen, die Automobilfahr- 
zeuge für den Kriegsfall zur Verfügung ſtellen, 
Suſchüſſe beim Ankauf und für den jährlichen Be- 
trieb. Mit der Automobiliſierung des Trains iſt 
beim Train-Bataillon Nr. 17 in Danzig begonnen 
worden. Bei der Kraftwagenabteilung ſind vier 
kleine Depeſchenwagen mit Erfolg erprobt worden, 
die an die Stelle der Motorräder treten dürften. 
Das militäriſche Verkehrsweſen aller Länder wendet 
der Militärluftſchiffahrt großes Intereſſe zu. Die 
Erfolge mit Luftſchiffen verſchiedener Syſteme, na- 
mentlich in Deutſchland haben ergeben, daß die 
vorhandenen Luftfahrzeuge, trotz noch mancher ihnen 
anhaftenden Mängel, dem Heere im Kriege große 
Dienſte zu leiſten vermögen. Eine militäriſche Ver— 
wendung der Luftſchiffe nach ſtrategiſchen oder tak— 
tiſchen Geſichtspunkten iſt indeſſen heute noch nicht 
möglich, es handelt ſich gegenwärtig nur um den 
Erkundigungsdienſt. Dafür find alle drei in Deutſch— 
land erprobte Syſteme verwendbar. Ende Oktober 
und Anfang November fanden bei Köln Luftſchiff— 
manöver zu allerhand Vergleichsfahrten und zur 
Ausbildung von Führern, Maſchiniſten und Mann⸗ 


ſchaften für Höhen-, Jiel- Dauer-, Nacht⸗ und 


Fernfahrten ſtatt, an denen die im Beſitz der Heeres— 
verwaltung befindlichen Fahrzeuge P I (Parſeval), 
Z II (Seppelin) und M II (Groß), außerdem an 
mehreren Tagen das im Privatbeſitz befindliche 
Cuftſchiff PIII teilnahmen. Über die Ergebniſſe 
wird ebenſo Stillſchweigen bewahrt, wie über die 
Verſuche mit drahtloſer Telegraphie mittels Lenk- 
ballons. Seit Ende November ſind ZI, PI und 
M I dauernd in Metz ſtationiert. 

Die Kaiſermanöver fanden diesmal an der 
Tauber in größerem Umfange als früher und auch 
ſonſt unter Umſtänden ſtatt, die einer politiſchen 
Erwähnung wert find. Es nahmen 10 Infanterie⸗ 
und 5 Kavalleriediviſionen teil, alfo mehr als ein 
Fünftel der deutſchen Armee im Friedensſtande. Kon- 
tingente von Baden, Württemberg, Beſſen, Bayern, 
Preußen und Mecklenburg waren beteiligt. Die an- 
genommene Kriegslage bot eine ganz neue Si— 
tuation: den erſten Beginn der militäriſchen Ope- 
rationen bei der auf der einen Seite noch nicht 
vollſtändig durchgeführten Mobilmachung. Je mehr 
fih diefe Übungen der Wirklichkeit nähern, deſto 
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größeren Nutzen gewähren fie für die Ausbildung 
der Perſönlichkeiten, die zur Führung von Armeen 
berufen ſind, und ihrer Gehilfen. Es handelt ſich 
keineswegs um unnütze und teuere Spielereien, wie 
gewiſſe Leute behaupten möchten, denn im Ernſt— 
falle würde ein Mangel an Erfahrung und Ge— 
wandtheit in der höheren Truppenführung ſich ſehr 
folgenſchwer äußern, und hierüber haben in man— 
chen, noch gar nicht weit zurückliegenden Kriegen 
alle anderen Armeen viel trübere Erfahrungen ge— 
macht wie die preußiſche, bei der die Friedens- 
manöver immer eine große Rolle ſpielten. Die beiden 
oberſten Truppenführer: Prinz Leopold von 
Bayern (Generalinſpektor der 4. Armeeinſpektion) 
und Generaloberſt v. Bock und Polach (In⸗ 
ſpektor der 3. Armeeinſpektion) haben der ihnen 
geſtellten Aufgabe vollkommen entſprochen. Große 
Marſchleiſtungen der Infanterie waren ebenſo be— 
achtenswert, wie die Leere des Gefechtsfeldes, die 
neben der geſchickten Verwendung der Uavallerie 
im Aufklärungsdienſt und Feuergefecht deutlich er— 
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Der neue Schrecken Englands, die deutſche 
Flotte, entwickelt ſich ruhig nach dem aller Welt 
bekannten Plane weiter, unbekümmert darum, was 
man jenſeits des Kanals darüber denkt und ſagt. 
Am 17. März fah fih Staatsſekretär v. Tir pi tz 
bei der Beratung des Slottenetats in der Budget- 
kommiſſion ausdrücklich genötigt, die offiziöſen eng- 
liſchen Angaben zu dementieren, nach denen Deutſch—⸗ 
land 1912 angeblich 17 „Dreadnoughts“ haben 
würde, während bis zum Herbſt des Jahres erſt 
15 fertig ſein werden. Daß die Entwicklung der 
deutſchen Flotte raſch fortſchreitet, beſtreitet niemand, 
aber der Wille des Volkes ſteht dahinter. Noch vor 
ſieben Jahren ſtand ſie hinter der ruſſiſchen zurück 
an fünfter Stelle, jetzt hat ſie bereits die fran— 
zöſiſche überholt und wird 1912 vorausſichtlich der 
nordamerikaniſchen gleichkommen. Dieſe Entwicklung 
entſpricht durchaus dem Stand der deutſchen Handels- 
flotte und hat für niemand etwas Bedrohliches, 
wenn man es nicht abſichtlich ſucht. Einer Ab- 
rüſtungspolitik, mit der England aus durchſichtigen 
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kennen ließen, in wie hohem Maße den beiden 
Truppengattungen die neuen Felddienſtordnungen 
bereits in Fleiſch und Blut übergegangen ſind. Das 
Eingreifen der Feldartillerie in das Infanterie— 
gefecht, die Mitwirkung der ſchweren Artillerie, 
der Maſchinengewehrabteilungen und die ausgiebige 
Tätigkeit der Pioniere fanden allgemeine Aner— 
kennung, namentlich auch bei den zahlreichen aus- 
ländiſchen Offizieren. Die Verwendung des Luft- 
ſchiffes M II lieferte infolge feiner funkentelegra— 
phiſchen Ausrüſtung bemerkenswerte Reſultate trotz 
ungünſtiger Witterung. Über die weiteren Leiſtungen 
des Nachrichten- und Derpflegsdienftes ift nur zu 
bemerken, daß in jeder Beziehung gegenüber den 
Vorjahren noch Verbeſſerungen und Fortſchritte er- 
zielt worden find. Die Anweſenheit des Erzherzog— 
Thronfolgers Franz Ferdinand und des 
Generalſtabschefs General der Infanterie Conrad 
v. Yötzendorf entbehrte nicht größerer poli- 
tiſchen Bedeutung: ſie wurde von mehr wie einer 
Seite als militäriſche Bekräftigung des Freund- 
ſchaftsbundes zwiſchen Deutſchland und Öiterreich- 
Ungarn gedeutet. 


Gründen kokettiert, ſteht Deutſchland, wie die an— 
deren Großmächte auch, ablehnend gegenüber, wird 
aber zu jeder Seit eine den Intereſſen beider 
Länder dienende Friedenspolitik mit Freude be- 
grüßen. Von den neuen Linienſchiffen zu 18.500 
Tonnen ſind erſt in den letzten Monaten des Jahres 
„Weſtfalen“ und „Naſſau“ in die Flotte eingeſtellt 
worden, „Rheinland“ und „Poſen“ folgen im 
Jahre 1910. Die Beſtückung beſteht aus zwölf Ge— 
ſchützen mit 28 Sentimeter, 12 zu 15 Sentimeter 
und 16 zu 8,8 Sentimeter, ſämtlich Schnellfeuer— 
fanonen. Der ebenfalls vollendete große Kreuzer 
„Blücher“ hat 15.000 Tonnen, 12 zu 21 Sentimeter-⸗, 
8 zu 15 Sentimeter- und 16 zu 8,8 Sentimeter⸗ 
Schnelladekanonen, ſteht alſo den engliſchen großen 
Kreuzern vom Typ „Invincible“ an Größe und 
Kaliber erheblich nach; er iſt alſo nicht zu den 
ſogenannten „Dreadnoughts“ zu zählen. Der nächſte 
große Kreuzer „v. d. Tann“ mißt allerdings 
19.000 Tonnen und wird eine größere Anzahl 
28 Sentimeter-Schnellfeuergeſchütze erhalten. Vom 
Stapel gelaufen find im Herbit drei neue Linien- 
ſchiffe „Thüringen“, „Oſtfriesland“ und „Helgo— 
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land“, die größer find als die Naſſauklaſſe und den 
neueſten engliſchen „Dreadnoughts“ gleichkommen 
werden. Die neuen großen Kreuzer erhalten Tur— 
binenmaſchinen, wie auch alle künftigen Linien- 
ſchiffe, kleinen Kreuzer und Torpedoboote. Von 
dieſem Winter ab beſtehen die deutſchen Torpedo- 
flotillen nur noch aus Hochſeetorpedobooten, alle 
früheren Arten find ausgeſchieden; im ganzen 
8414 Boote in 7 Flotillen zu je 7 Schiffen. Die 
ehemalige KHaiſerjacht „Kaiſeradler“ (die erſte 
„Bohenzollern“) und elf Panzerfanonenboste haben 
feinen Gefechtswert mehr, find aus der Flotte aus- 
geſchieden und kommen zum Verkauf. Auch das letzte 
Schiff mit Takelage, die noch als Schulſchiff ver- 
wendete „Charlotte“, iſt aus der Marine ausge— 
ſchieden. Im Jahre 1909 waren im ganzen 
255 Krieastahrzeuge dauernd oder vorübergehend 
unter der Flagge. Im Dienſt ſtanden auch vier 
Unterſeeboote, vier weitere befinden fih noch im 
Bau; die Aufſtellung einer beſonderen Unterſee— 
bootsabteilung erfolgt am J. April 1910. 

Ende Oktober ſind neue Beſtimmungen für 
den Dienſt an Bord herausgegeben worden, die ein 
friſcher Geiſt durchweht. Vieles Deraltete iſt ge— 
ſtrichen und überall der Forderung der Neuzeit 
Rechnung getragen worden. An fremden Beſuchen 
empfing die Flotte u. a. Ende März ein ruſ— 
ſiſches Geſchwader und Ende Juni das engliſche 
Kadettenſchulſchiff „Cornwall“. Die großen Flotten— 
manöver fanden in Anweſenheit des Kaiſers vom 
51. Auguſt bis 5. September in der Oſtſee ſtatt. 
Die beiden Geſchwader der Bochſeeflotte, das Re— 
ſerve-(Müſtenpanzer-)geſchwader, die Torpedoflot— 
tillen, Unterſeeboote und Verſuchsſchiffe nahmen 
daran teil. Nach beendetem Manöver beförderte 
der Kaiſer den Prinzen Heinrich, der drei Jahre 
das Kommando der Bochſeeflotte geführt hatte, 
zum Großadmiral, womit die Stellung eines Genc- 
ralinſpektors der Marine verbunden iſt. Großadmiral 
v. Köſter, der Ende 1906 aus dem aktiven Dienſte 
geſchieden war, beging am 21. Juni fein fünfzig— 
jähriges Dienſtjubiläum und erhielt die Brillanten 
zum ſchwarzen Adlerorden. 

Die Verlegung des erſten Geſchwaders nach 
Wilhelmshaven, wofür ausgedehnte Arbeiten und 
Verbeſſerungen des Fahrwaſſers der Jahde nötig 
waren, erfolgt am I. April 1910, woraus hervorgeht, 
daß auch ein Teil der gemeinſamen Übungen der 
Flotte künftig in der Nordſee vor ſich gehen wird. 
Der neue Schutzhafen für kleinere Fahrzeuge auf 
Helgoland iſt nahezu vollendet und hat bereits eine 
anſehnliche Vergrößerung des Unterlandes durch 
Anſchwemmung veranlaßt. Die Emsmündung hat 
eine Sicherung durch Befeſtigungsanlagen auf der 
Inſel Borkum erhalten. 


Die deutſchen Kolonien. 


Ein volles Dierteljabrbundert erfreut ſich das 
junge Deutſche Reich feines Rolonialbeſitzes, und 
die allgemeine Volksſtimmung nimmt daran mit 
einem gewiſſen Stolze teil. Es erinnert ſich dank— 
bar deſſen, daß es der unvergeßliche Bismarck 
war, der damit dem deutſchen Volke neue Ideale 
ſtecken wollte und dieſes Siel auch nach Über— 


windung des üblichen parlamentariſchen Wider— 
ſtandes erreichte, ohne übrigens die Tragweite zu 
ahnen, wie tief der überſeeiſche Idealismus von 
den deutſchen Herzen Beſitz ergreifen werde. Der 
weitere Aufſchwung erfolgte erſt, als Kaiſer Wil— 
helm II. den engen Suſammenhang zwiſchen 
ſeiner Flotten- und Weltpolitik und den kolonialen 
Angelegenheiten in voller Klarheit durchſchaute. 
Seit dieſer Seit iſt die Entwicklung der Kolonien 
raſch fortgeſchritten, ſie ſind dem deutſchen Volke 
ein Schmerzens- und Lieblingskind geworden, je 
mehr die vielen, die in Dienſt, Verkehr und Kampf 
„draußen“ geweſen ſind, daheim davon zu er— 
zählen wiſſen. Neben ihren lebensfriſchen Worten 
iſt die Gleichgültigkeit und Mißgunſt der Preſſe 
nicht von Bedeutung geweſen wie leider ſonſt in 
vielen anderen Fragen. Es hat ſich eine ganz 
ſelbſtändige Volksmeinung gebildet, die der Preſſe 
gar nicht mehr bedarf. Heer, Flotte, Kolonien: das 
find die drei Dinge, an die man von der Oppo- 
ſition nicht rühren läßt. Freilich ſo, wie es ſich 
der Altreichskanzler zuerſt gedacht hatte, iſt die 


Entwicklung der Kolonien nicht verlaufen. Er hatte 


gemeint, der „königliche Kaufmann“ werde die Sache 
machen, und das Reich brauche bloß zum Schutze 
die Flagge darüber zu halten. Ja, wenn die deutſchen 
Erwerbungen ſo reich wie Indien geweſen wären, 
hätte es wohl ſo gehen können, aber ſolche Kolo— 
nien waren eben nicht mehr zu haben. In der 
Tat haben darum in den erſten zwanzig Jahren 
und darüber Offiziere und Beamte die Hauptrolle 
geſpielt, es ſtellte ſich heraus, daß man erſt ent— 
wickeln und kultivieren müſſe, bevor man ernten 
könne, und das koſtete viel Geld und Blut. Die 
Folge davon war eine zeitweilige KNolonialmüdigkeit 
im Parlament und in den leitenden Kreifen, ſowie 
eine allgemeine Unauſerei bei den Ausgaben. Da 
ſteckte der Aufſtand in Südweſtafrika ein helles Licht 
darüber auf, was an nationaler Ehre und an ans 
gelegten Werten auf dem Spiele ſtand, und nun ging 
eine Wandlung oben und unten durch das Land. 
Man ſchlug nach ſchweren, ſelbſtverſchuldeten 
Opfern neue Bahnen ein, um das Erworbene und 
Behauptete zu erſchließen. 

Beute ſteht ein Kaufmann an der Spitze der 
Kolontalverwaltung. Darin liegt kein Mißtrauen 
gegen die alten „Afrikander“, die ihr Beſtes ge— 
tan haben. Aber auf Grund der von ihnen aus- 
geſtreuten Ideen, mehr oder weniger geglückten 
Verſuchen und dem reichen Schatze der dabei gc- 
ſammelten Erfahrungen find neue Verwaltungs- 
grundſätze mit genauer Rechnung, genauen Bi— 
lanzen, gründlich vorbereiteten Unternehmungen und 
Bauentwürfen zur Geltung gekommen. Insbeſondere 
hat ſich der Gedanke Durchbruch verſchafft, daß 
die Kolonien durch Bahnen erſchloſſen, zur Ruhe 
und zur Entwicklung gebracht werden müſſen. 
Gegenwärtig ſind 2000 Kilometer im Betrieb, 
1550 Kilometer im Bau begriffen, weitere Babn- 
bauten haben Ausſicht auf Verwirklichung. Die 
Kolonien ſollen ſich ſelbſt erhalten und auch für 


Eiſenbahnen einſtehen, das Reih ſoll nur noch die 


militäriſchen und politiſchen Noſten tragen. Die 
Handelsbilanz befindet ſich in erfreulichem Auf— 
ſchwunge, ſie beträgt bereits 150 Millionen, die 
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Beteiligung des Privatkapitals an kolonialen Unter- 
nehmungen beläuft ſich auf etwa 250 Millionen, 
der tatſächliche Suſchuß des Reiches hat ſich auf 
8 Millionen vermindert und dürfte in nicht ferner 
Sukunft gänzlich wegfallen. Die weiteren Siele der 
Kolonialpolitik müſſen die Hebung und Erziehung 
der Eingeborenen zu ſtetiger Arbeit und damit zum 
Wohlſtand, die Förderung der deutſchen Anſiedler 
und Pflanzer durch Arbeitsordnungen, Selbſtver— 
waltung und Derbefjerung des Gerichts- und Bant- 
weſens, ſtrenge Trennung der Raſſen und Förderung 
der deutſchen Beſiedelung fein. Es foll den Ein- 
geborenen gut gehen, weil ſie bei den kulturwirt— 
ſchaftlichen Beſtrebungen brauchbare Mitarbeiter 
werden ſollen, aber wenn eine alle Kolonien 
ruinierende Miſchraſſe vermieden werden ſoll, muß 
auf alle Seiten eine Schranke zwiſchen Weißen 
und Eingeborenen aufgerichtet werden. Falſche Hu- 
manität hat namentlich in Deutſchoſtafrika bewirkt, 
daß der Reſpekt vor der weißen Raſſe abgenommen 
hat. Neger wie Indier faſſen in jedem Falle die 
Gewährung der Gleichberechtigung als Schwäche 
auf, die Sulaffung auch des getauften Negers zum 
Eid würde die deutſche Rechtſprechung entwürdigen 
und ihrer Grundlage berauben. Die Vermehrung 
der deutſchen Beſiedelung iſt in vielen Gebieten 
möglich, an die man früher gar nicht zu denken 
wagte. Jeder neue deutſche Anſiedler trägt zur 
Sicherung der Kolonie bei und läßt die Vermehrung 
der Schutztruppe weniger nötig erſcheinen. Auch 
für die Selbitverwaltung wird ſich zwifchen den 
Rechten des Reiches und der Selbſtſucht und dem 
bei Deutſchen unvermeidlichen Beſſerwiſſen der An— 
ſiedler ein Ausgleich finden laſſen. 

In Deutſchoſtafrika macht fich der för- 
dernde Einfluß der Bahnen, ſowohl der deutſchen 
Morogorobahn, die im erften Drittel bis Kiloffa 
vollendet wurde, wie der engliſchen Ufambara- 
bahn deutlich bemerkbar. Tauſende von ehemaligen 
Karawanenträgern find dadurch für die Bodenbear— 
beitung freigeworden. Der Plantagenbetrieb breitet 
ſich aus und beginnt mit den Hilfsmitteln des land⸗ 
wirtſchaftlichen Großbetriebes zu arbeiten. Die Be⸗ 
ſchränkung der indiſchen Einwanderung hat noch 
nicht den Beifall des Gouverneurs Freih. v. Rechen⸗ 
berg gefunden, der im Gegenteil das indiſche 
Element zu begünſtigen ſcheint. Infolge der Şort- 
ſchritte der Beſiedelung des Kilimandſcharo-Meru⸗ 
gebietes ſoll dort eine landwirtſchaftliche Verſuchs⸗ 
ſtation eingerichtet werden. Wegen des Ausbleibens 
der Regenzeit ift in Morogoro, Kiloſſa und Tabora 
eine teilweiſe Mißernte eingetreten. Es mag übrigens 
an dieſer Stelle betont werden, daß das einſt ſo 
beklagte Sanſibar heutzutage handelspolitiſch und 
wirtſchaftlich bedeutungslos geworden iſt, während 
Helgoland die wichtigſte Rolle bei der Verteidigung 
der deutſchen Küſten ſpielt. Auch die Anſchauungen 
über Südweſtafrika haben ſich weſentlich ge⸗ 
ändert. Wer möchte heute die vielgeſchmähte 
„Sandwüſte“ wieder hergeben, nachdem ſich dort 
ein ſo geſundes deutſches Volkstum entwickelt hat, 
die Farmwirtſchaft blüht und ſogar Diamanten im 
Sande liegen! Der Glücksfall mit den Diamanten- 
funden iſt gewiß mit Freuden zu begrüßen, denn 
es läßt fih jetzt hoffen, daß die Kriegskoſten 


wieder aus der Kolonie herausgeholt werden können. 
Leider haben die Diamanten auch manchen Un- 
frieden geſtiftet; man wird darum gut tun, Süd- 
weſtafrika auch ferner hauptſächlich als Siedelungs⸗ 
kolonie zu betrachten. Die Klagen über Benachtei⸗ 
ligung bei den Diamantenfunden durch die Kolonial- 
verwaltung haben inzwiſchen im Reichstage wenig 
Anklang gefunden. Die Schutztruppe ift auf 21 
Mann herabgeſetzt worden. Dank des Suſammen⸗ 
wirkens der deutſchen und britiſchen Behörden hat 
das Berumftreifen unruhiger Negerbanden fo ziem⸗ 
lich aufgehört. Die Heranziehung brauchbarer Ar- 
beiter aus den Negerſtämmen im Norden und Sü- 
den hat erfreuliche Fortſchritte gemacht. Am 19. Jän⸗ 
ner iſt in Windhuk eine ſechsklaſſige Realſchule 
mit der Berechtigung zum einjährig-freiwilligen 
Beeresdienft eröffnet worden. Die Regenzeit ift ſehr 
günſtig verlaufen, der Bergbau, namentlich auf 
Kupfer und neuerdins auf Marmor, entwickelt ſich 
weiter. Die Otavibahn ift vom Volonialfiskus an=- 
gekauft und an die Otavi-Minengeſellſchaft ver⸗ 
pachtet worden. Im Anſchluß daran wird der 
Umbau der Staatsbahn nach Windhuk auf Kapfpur 
und der Bau der Linie Windhuk —-Heetmanshoop 
erfolgen. Auf der Staatsbahn Windhuk — Swakop⸗ 
mund verkehren ſeit Juli ſchon Eilzüge lediglich 
mit Perſonen⸗-, Gepäck⸗ und Poſtverkehr im An- 
ſchluß an die Ozeandampfer. Aus Kamerun war 
die bemerkenswerteſte Nachricht die vom Ausbruch 
des für erloſchen gehaltenen Kamerunvulkans Ende 
April, der bis zum Jahresende noch nicht gänzlich 
wieder zur Ruhe gekommen war. Außer dem üblichen 
Schrecken hat er keinen beſonderen Schaden ange— 
richtet. Die Kolonie hat infolge des Preisrückganges 
auf dem Weltmarkte einen Rückgang der Ausfuhr 
erlitten, befindet fich aber trotzdem in der gedeih— 
lichſten Entwicklung. Togo hat weiter den Rang 
als Muſterkolonie behauptet. 

Auf Samoa waren infolge der bekannten 
Stammeseiferſüchteleien mit Rückſicht auf einen 
etwaigen Nachfolger des greifen Gberhäuptlings 
Mataafa Streitigkeiten ausgebrochen, und einer 
der angefehenften Häuptlinge Lauati war mit 
feinem Anhange nach Apia gezogen, um dem Gou- 
verneur Dr. Solf Verhaltungen über gewiſſe An— 
gelegenheiten zu machen, wurde aber von 
Dr. Solf, der feit zehn Jahren Land und Leute 
kennt, abgewieſen. Da der Gouverneur über 
keine Schutztruppe verfügt, wurde das oſtaſiatiſche 
Kreuzergefchwader beauftragt, nach Samoa abzu— 
gehen. Der neue Kreuzer „Leipzig“ mit Kontre⸗ 
admiral Coerper an Bord traf am 15. März 
in Apia ein, Kreuzer „Arkona“, Kanonenboot 
„Jaguar“ und Begleitſchiff „Titania“ folgten in 
den nächſten Tagen. Cauati ſtellte fih auf Auf⸗ 
forderung ſelbſt und wurde mit einigen anderen 
unruhigen Geiſtern nach Saipan abgeführt. In 
Neuguinea hatte der neue von Berlin aus 
verfügte Solltarif zu unangenehmen perſönlichen 
Streitigkeiten zwiſchen dem Gouverneur Dr. Hahl 
und einer Anzahl europäifcher Pflanzer und Kauf- 
leute geführt, was den Gouverneur veranlaßte, 


im Auguſt einen neuen Gouvernementsrat zu bilden. 


Kiautſchau, diefe Kolonie der Marine, ent» 
wickelt fidh, trotz eines durch die allgemeine Handels» 
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lage bewirkten Rückſchlags in den Einnahmen von 
40.000 Dollars, in der günſtigſten Weiſe weiter. 
Das Anführen von Sahlen hat keinen Sweck, wohl 
aber ſei hier der Ausſpruch des Staatsſekretärs v. 
Tirpitz in der Budgetkommiſſion des Reichstags 
vom 20. März wiedergegeben, wonach Tſingtau 
in elf Jahren aus einem öden armen Dorfe zur 
ſiebenten Handelsſtadt Chinas unter den 40 euros 
päiſchen Niederlaſſungen emporgewachſen iſt. 


Handel und Verkehr. 


Die allgemeine Wirtſchaftskriſe des Jahres 
1907 it in Deutſchland nicht annähernd fo ſtark 
zum Ausbruch gekommen wie in den Vereinigten 
Staaten und einigen anderen Ländern, dafür aber 
zeigt es ſich, daß die Überwindung der Depreſſion 
langſamer erfolgt wie nach früheren Krifen, und 
daß Nordamerika darin ſogar ſchon weiter zu ſein 
ſcheint. Der Tieſpunkt iſt auch in Deutſchland 
längſt wieder überſchritten, aber auch das erft be- 
gonnene Jahr 1910 verſpricht kaum einen Auf- 
ſchwung wie in früheren Seiten, um ſo mehr da 
bedenkliche Lohnkämpfe in Ausſicht zu ſtehen 
ſcheinen. Es drängt ſich überhaupt die Annahme 
auf, daß die Entwicklung der handelspolitiſchen 
Weltlage den bisherigen Wechſel zwiſchen großen 
Aufſchwungs⸗ und Niedergangsbewegungen erheb— 
lich beſchränken wird. Die Hochwellen wurden doch 
meiſt bedingt durch die Exportmöglichkeiten, auf 
deren Vermehrung der größte Teil der Unterneh— 
mungen der Induſtrieländer zugeſchnitten iſt. Bei 
der erſten Aufwärtsbewegung trat darum ein über— 
mäßiger Wetteifer in Erzeugung, Derbejjerung der 
Einrichtungen und Neubegründungen ein, um die 
Konjunktur auszunützen. Gerade der Umfang der 
Neuanſchaffungen erhöhte den Aufſchwung und ver- 
lieh ihm den Anſchein der Geſundheit, bis die 
ſchließlich notwendigen Folgen: Aberproduktion und 
hoher Kursftand eine Stockung und Krije hervor- 
riefen. Die Steigerung der Exportmöglichkeiten hat 
fich aber vermindert, je mehr die induſtrieller ge- 
wordenen Länder ihre eigenen Erzeugniſſe für den 
Inlandsmarkt durch Sölle zu ſchützen beginnen, 
und ſelbſt England, das Urſprungsland der Frei— 
handelstheorie, dieſen Gedanken fallen läßt. Die 
Ex portmöglichkeiten nehmen eher ab als zu, es 
koſtet alle Anſtkengung, das früher Errungene auch 
nur zu behaupten, und induſtrielle Erneuerungen 
und Neugründungen müſſen jih in mäßigen Gren- 
zen halten. Damit fällt ein weſentlicher Anſtoß für 
aufwärtsſchnellende Bewegungen fort, dafür tritt 
aber zugleich die bisher ziemlich obenhin behandelte 
Bedeutung des Inlandsmarktes für die Induſtrie 
in den Vordergrund. Muß doch die ſtets ſehr frei- 
händleriſch geſinnte Berliner Handelskammer in 
ihrem Bericht über 1909 zugeſtehen: „Bemerkens— 
wert iſt ferner, daß diejenigen Gewerbe und Be— 
triebe, welche vorzugsweiſe landwirtſchaftliche Kund- 
ſchaft haben, in dieſem Umſtande eine Stütze ihres 
Abſatzes fanden, eine Tatſache, die wir auch ſchon 
für das Jahr 1908 feſtſtellen konnten. Der Ertrag 
der landwirtſchaftlichen Betriebe hat ſich in den 
letzten Jahren dank guter Ernten, die zu hohen 
Preiſen verwertet wurden, nicht unbeträchtlich ge— 
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hoben.“ Das iſt doch ſchon etwas. Man wird auch 
in dieſen Kreifen noch einſehen lernen, wie wahr 
der Spruch ift: „Hat der Bauer Geld, hat's die 
ganze Welt.“ 

Die der Induſtrie ſicher nicht fremde Elber— 
felder Handelskammer geht in ihrem Berichte noch 
weiter und ſagt offen: „Sur Anbahnung einer 
Beſſerung hat dann nicht wenig die gute Cage der 
LCandwirtſchaft beigetragen, die fih wiederum einer 
vorzüglichen Ernte erfreute und durch die Schutz— 
zollpolitik in ihrer Kaufkraft geſtärkt worden iſt.“ 
Das Letztere ift natürlich die Hauptſache, denn ein 
reicher Ernteertrag allein bringt es noch nicht mit 
ſich. Hier mag auch gleich angeführt werden, daß 
nach dem Ausweiſe der Handelsſtatiſtik die von 
freihändleriſchen Rednern und Journaliſten ge- 
ſchmähten neuen Bandelsverträge der deutſchen 
Ausfuhr in der jetzigen Seit des wirtſchaftlichen 
Stillſtandes eine feſte Stütze gegeben haben, was 
deutlich beim Vergleich mit der Ausfuhr anderer 
Länder hervortritt. Natürlich können Handelsver— 
träge eine allgemeine Depreſſion nicht aufheben. 

Die Entwicklung von Handel und Verkehr wurde 
in den erſten vier Monaten des Jahres von der 
unſicheren politiſchen Weltlage beeinflußt. Die 
Streitigkeiten um Marokko, die fortgeſetzten eng— 
liſchen Verhetzungen gegen Deutſchland, die Bal- 
fanwirren und die damit zuſammenhängende Er— 
probung des Bündniſſes zwiſchen Deutſchland und 
Gſterreich-Ungarn hemmten jede Unternehmungs— 
luſt, fpäter trat eine Wendung zum Beſſern ein, 
die aber weniger in einem Umſchwung der Stim— 
mung als in einer erheblichen, nahezu allgemeinen 
Steigerung der wirtſchaftlichen Tätigkeit zum Uus- 
drucke kam. Am günſtigſten hat die eleftrifche 
Induſtrie abgeſchnitten, die für den Ausfall an 
Aufträgen durch ſtärkere Beſchäf— 
tigung im Inlande, namentlich durch den Bau von 
Überlandzentralen, entſchädigt wurde. Die Eiſen— 
induſtrie und der Kohlenbergbau befanden fidh 
hauptſächlich infolge ihrer zweiſchneidigen Kartell- 
politik noch in einer ſchwierigen Lage, die Textil— 
induſtrie erfreute ſich einer mäßigen Erholung, die 


Schiffbauinduſtrie hatte noch ein recht ſorgenvolles 


Jahr, aber die zunehmende allgemeine Geſundung 
zeigte ſich in den von Monat zu Monat ſteigenden 
Einnahmen der Bahnen und der Seedampferlinien. 
Der günſtige Einfluß des trotz großer Beſorgniſſe 
wegen der Witterung reichlich ausgefallenen Ernte- 
ertrages iſt ſchon erwähnt worden; leider läßt die 
ungenügende Futterernte für das Jahr 1910 höhere 
Viehpreiſe befürchten. Die überaus hohen Weizen- 
und Roggenpreife von März bis Juli fallen durchaus 
nicht der Candwirtſchaft zur Kaft, die um diefe Seit 
keine Vorräte mehr in der Band hatte. Als vom 
September ab die neue Ernte auf den Markt kam, 
hatte der Getreidehandel die Preiſe bereits auf 
eine normale Höhe ſinken laffen. Börſe, Banken 
und Geldmarkt waren vom Verlauf des Jahres 
befriedigt, die Börſe ſtand ſogar unter dem Seichen 
einer ganz außergewöhnlichen Spekulation, die 
ihren erſten Antrieb durch die Diamantenfunde in 
Deutſchſüdweſtafrika und einen zweiten durch die 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage in den Ver— 
einigten Staaten erhielt. 
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Entſprechend der Entwicklung der induſtriellen 
Tätigkeit verhielt fih die Lage auf den Arbeits- 
markt; im erſten Vierteljahr war die Sahl der 
Stelleſuchenden noch größer als im gleichen Seit— 
raume des Vorjahres, ſpäter nahm ſie ab und 
hatte zu Ende des Jahres einen verhältnismäßig 
günſtigen Stand erreicht. Die Sahl der Streiks und 
Ausſperrungen hat keine Zunahme gegen früher 
erfahren, dafür haben aber einzelne an Ausdauer 
und Heftigkeit zugenommen. Bei dieſen handelte 
es ſich immer um die bekannte Machtfrage zwiſchen 
dem Arbeitgeber und den ſozialdemokratiſchen Füh- 
rern. Am meiſten Aufſehen hat der Bergarbeiter— 
ſtreik im Mansfelder Bergrevier erregt. Dort 
wurden unter den meiſt angeſeſſenen Knappen keine 
Sozialdemokraten geduldet, es hatte auch keine ge— 
geben. In der letzten Seit hatte aber die ſozial— 
demokratiſche Parteileitung vom Bochumer Der- 
band dort Fuß zu faſſen geſucht, und als infolge— 
deffen 71 Bergleute entlaſſen wurden, brach der 
Streik aus. Die Wut der Streikenden richtete ſich 
noch ſchärfer als gegen die Bergwerksleitung ge- 
gen die große Anzahl der Arbeitswilligen, die in 
der roheſten Weiſe beſchimpft und mißhandelt wur- 
den. Da die Unruhen den Charakter des Aufruhres 
annahmen, wurde von Halberſtadt, Halle und 
Magdeburg Militär abgeſchickt, deffen Hauptauf- 
gabe darin beſtand, die Arbeitswilligen ungefährdet 
an die Arbeitsſtelle zu geleiten. Das Magdeburger 
Bataillon hatte, da es fie doch nicht gut zu Haufe 
laſſen konnte, auch ſeine zwei Maſchinengewehre 
mitgebracht, über welche „Provokation“ ſelbſt in 
bürgerlichen Blättern unverſtändige Senſation ge- 
macht wurde. Das Militär hat keinen Schuß zu 
tun gebraucht. Nach ſechs Wochen mußte die Par— 
teileitung den Streik aufgeben und das Reſultat 
war, daß einige hundert Arbeiter, die ſich be— 
ſonders um den Streik bemüht hatten, nicht wieder 
angenommen, andere wegen Mißhandlung und Be— 
ſchimpfung zu Gefängnisſtrafen verurteilt wurden. 


Preußen. 


Gleichzeitig mit dem Reichstage trat der Land- 
tag am 12. Jänner wieder zuſammen. Finanz⸗ 
miniſter Freiherr v. Rheinbaben brachte den 
‚ Etat mit einer die Finanz- und wirtſchaftliche Cage 
ziemlich ungünſtig ſchildernden Rede ein. Die Min- 
dereinnahmen der Staatsbahnen wirken beſonders 
empfindlich. Unter dieſen Umſtänden waren dem 
Candtage, da er in dieſer Ungunſt der Seit auch 
noch die Mittel zu einer anſehnlichen Reform der 
Beamtenbeſoldung zu beſchaffen hatte, eine beſon— 
ders ſchwierige Aufgabe geſtellt. Sunächſt wurden 
zur Befriedigung gewiſſer Parteiwünſche einige 
Sitzungen mit vergeblichen Reden über die Arbeits- 
loſigkeit und über die Ausſchreitungen der ſoge— 
nannten Nacktkultur verbracht. Dann begann die 
wirkliche Arbeit mit der Budgetdebatte, die nur die 
drei Sitzungen vom 18. bis 20. Jänner in An- 
ſpruch nahm. Sie brachten neben den üblichen, 
wenig hervorragenden Parteireden am 19. Mittei- 
lungen des Miniſters des Innern v. Moltke über 
ſeinen Plan der Vereinfachung der inneren Ver— 
waltung und wurden am Schluſſe ſtark beeinflußt 


Das Jahr 1909. 100 


durch die in Ausſicht ſtehende Ungültigerklärung 
der Berliner ſozialdemokratiſchen Kandtagsmandate. 

Das wichtigſte Ereignis war aber am genann— 
ten Tage eine große Rede des Miniſterpräſidenten 
Fürſten Bülow. Sie erregte ſchon dadurch einige 
überrafchung, daß er auch Gegenſtände berührte, 
die eigentlich in den Reichstag gehörten, deren enger 
Suſammenhang mit der preußiſchen Politik aber 
nicht zu bezweifeln war und deren Beſprechung 
im Reichstage nach deſſen Geſchäftseinteilung zu⸗ 
nächſt nicht in Ausſicht ſtand. Die Rede begann mit 
einer nochmaligen Ermahnung zur Sparſamkeit, und 
damit ergab fich von ſelbſt der Übergang zur Reichs- 
finanzreform, wobei der Fürſt den Konfervativen 
ans Berz legte, den Widerſtand gegen die Nadh- 
laßſteuer aufzugeben. Er ſelbſt wie auch der Finanz⸗ 
miniſter ſei ſeit zwei Jahren in dieſer Frage vom 
Saulus zum Paulus geworden, und er hoffe das 
gleiche von der konſervativen Partei, wenn auch 
dieſe Steuer beſonders den ländlichen Grundbeſitz 
ſtärker treffe als das bewegliche Vermögen. In 
bezug auf das Wahlrecht würden die Vorarbeiten 
mit allem Eifer betrieben und die Vorſchläge wür⸗ 
den erfolgen, ſobald das Material einen ſicheren 
überblick gewähre. Über den Fall Schücking 
führte Fürſt Bülow aus, daß unter ihm kein 
Beamter wegen liberaler oder freiſinniger Gefin- 
nung gemaßregelt werden würde, folange dieſer fo 
viel Takt und Surückhaltung zeige, wie ſie das 
Amt und die Rückſicht auf die Dorgeſetzten er- 
fordern. Aber ein Beamter könne auch nicht des- 
halb ſakroſankt ſein, weil er liberal oder freiſinnig 
jei. Davon fei im vorliegenden Falle keine Aus» 
nahme gemacht worden. Sur Sszialdemokratie 
dürfe ſich kein Beamter bekennen. Eine beſondere 
Stellung nehmen die politiſchen Beamten ein, die 
nach dem königlichen Erlaß vom 4. Jänner 1882 
zur Unterſtützung der Politik der Staatsregierung 
ausdrücklich verpflichtet find. Der infolge von Über- 
arbeitung erkrankte Kultusminifter Rolle, deffen 
Entlaſſungsgeſuch vorläufig abgelehnt worden fei, 
werde im Frühjahr einen Nachfolger erhalten, wenn 
ſich ſein Suſtand nicht beſſern ſollte. Dann ging 
Fürſt Bülow auf die von den Vorrednern be— 
rührte Frage des ſogenannten „perſönlichen Re— 
giments“ des Kaifers ein und berief ſich unter 
Hinweis auf die neuerlich gegen ihn in der Preſſe 
erhobenen Angriffe darauf, daß es ſeine Pflicht ſei, 
die Stellung der Krone ſowohl zum Lande wie 
auch die des Landes zur Krone nach dem Wortlaute 
und dem Geiſte der Verfaſſung zu wahren. „Dieſer 
Verpflichtung habe ich mich nie entzogen, ſeit— 
dem ich die Verantwortung trage für den Gang 
der Staats- und Reichsgeſchäfte . Ich habe 
auch, als jener Artikel im „Daily Telegraph“ er⸗ 
ſchien und eine große Bewegung durch das Land 
ging, nicht einen Augenblick gezögert, den Sach- 
verhalt richtigzuſtellen und die Schuld auf mich zu 
nehmen. . .. Ich bin überzeugt, daß... jeder 
ehrliche und denkende Anhänger der monarchiſchen 
Staatsform und der Stellung des Kaifers im 
Reiche mich verftehen und mir glauben wird, wenn 
ich ſage, daß ich gerade in den ſchweren und 
ſchmerzlichen Novembertagen als wahrhafter Rova- 
lift gehandelt habe in voller Übereinſtimmung mit 
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dem geſamten Staatsminiſterium und dem geſamten 
Bundesrate (Bravo). In dieſer Überzeugung laſſe 
ich mich nicht irre machen, auch nicht durch ein⸗ 
fältige und perfide Seitungsartikel, durch Klatſch 
und Kamarillagerede (Bravo) . ... Preußen iſt 
groß geworden durch feine Rerrſcher. Wir 
wiſſen auch alle, daß wir in unſerem Hönig und 
Kaiſer einen von großen Idealen erfüllten Herr— 
ſcher haben .. .. er hat die Flotte gefchaffen, er 
hat unſer Heer ſchlagfertig erhalten und vervoll- 


kommnet, er hat den Frieden erhalten. In dem 


Verſtändnis zwiſchen König und Volk, in dem Ernſt, 
mit dem von beiden Seiten dieſes Verhältnis auf- 
gefaßt wird, darin daß der Fürſt ſich fühlt als erſter 
Diener des Landes und daß das Land weiß, daß 
die Intereſſen des Landes auch die Intereſſen des 
Fürſten und ſeine Richtſchnur ſind, darin lag in 
der Vergangenheit unſere Kraft, darauf beruht auch 
unſere Sukunft.“ 

Sum Schluffe ſprach fürt Bülow über das 
Verhalten gegenüber der Sozialdemokratie. Mit 
Rückſicht auf die Aufforderung zu ihrer energiſchen 
Bekämpfung gab er wohl die Möglichkeit zu, „daß 
die Regierung im Laufe der Seit genötigt ſein 
wird, der Sozialdemokratie gegenüber den Weg der 
Geſetzgebung zu beſchreiten,“ bemerkte aber, die 
Regierung habe bis auf weiteres die Überzeugung, 
daß die vorhandenen Mittel bei richtiger energiſcher 
Anwendung genügen. Erforderlich aber ſei vor 
allem, daß die bürgerlichen Parteien zuſammen— 
halten und nicht der Sozialdemokratie durch Schä— 
digung der Autorität Waffen liefern, wie dies ſeit 
zwei Jahrzehnten in bedenklichem Maße geſchehen 
ſei. Nach einem geſchickt modifizierten Vergleiche 
mit den Suſtänden vor der franzöfifchen Revolution 
ſchloß er: „Aber lernen ſollen wir aus der Ge— 
ſchichte, lernen und uns nicht überheben, wir follen 
in allen Kreiſen und an allen Stellen ſtark, be— 
ſcheiden, einfach und tüchtig bleiben (Beifall rechts). 
Dann, aber nur dann werden die Söhne behaupten, 
was die Väter erworben haben.“ (Lebhafter Bei- 
fall, Siſchen bei den Sozialdemokraten.) Soweit 
die Rede auf weitere Kreije berechnet war, machte 
ſie kaum den gewünſchten Eindruck. Alle Parteien 
ſuchten ſich das aus, was ihnen nicht paßte, und 
mäkelten daran. Die Liberalen hatten einen Kom- 
mentar zu den Andeutungen der Thronrede über 
die Candtagswahlreform erwartet, ſei es auch nur 
als Stoff für ihre Seitungen, denn ſie ſelbſt hatten 
fich bereits auf das allgemeine Stimmrecht fejt- 
gelegt. Auf gewiſſen Seiten wollte man aus den 
Andeutungen der Rede die Ankündigung eines neuen 
Geſetzes gegen die Sozialdemokratie herausleſen, 
während man auf anderen gerade darüber unzu— 
frieden war, daß eigentlich das Gegenteil gemeint 
ſei. Erfreulicher als dieſe Serfahrenheit war die 
in dieſen Tagen in der Kommiſſion vollzogene Der- 
ſtändigung über die Beſchaffung der Mittel für die 
Erhöhung der Beamtengehälter. Dann wurden 
wieder zwei Tage auf unnützes, nur die Partei- 
gegenſätze ſchürendes Nedegeplänfel über die An- 
träge der Freiſinnigen und Sozialdemokraten auf 
Einführung des Reichstagswahlrechts in Preußen 
verwendet. Der Miniſter des Innern v. Moltke 
lehnte die Teilnahme der Regierung an der De— 


batte ab. Am 26. Jänner wurden ſämtliche An⸗ 
träge gänzlich abgelehnt, wozu gerade die in den 
letzten Tagen von den Berliner Sozialdemokraten 
veranſtalteten Straßendemonſtrationen nicht wenig 
beigetragen hatten. 

Schon am 28. und 29. Jänner wurde die zweite 
Lejung der Beſoldungs vorlage erledigt. Swiſchen 
den Parteien und der Regierung war darüber ein 
Kompromiß zu ſtande gekommen, das die letztere 
auch im Herrenhauſe vertreten wollte. Am 50. Jän- 
ner lehnte das Baus den ſozialdemokratiſchen Ans 
trag auf Haftentlaſſung des Abg. Dr. Liebknecht 
ab und nahm am 4. Februar die Beſoldungsvor⸗ 
lage in dritter Leſung einſtimmig an; auch die 
Sozialdemokraten ſtimmten dafür. Man wird dem 
Abgeordnetenhaus und ſeiner Kommiſſion das Cob 
nicht vorenthalten können, daß ſie mit Ernſt und 
Eifer eine ſehr ſchwierige Arbeit in recht kurzer 
Seit durchgeführt und dem mit der gleichen Auf— 
gabe betrauten Reichstage ein nachahmenswertes 
Beiſpiel gegeben haben. Die Anhänger des preu— 
Bifchen Wahlrechts zogen den keineswegs unbegrün⸗ 
deten Schluß daraus, daß das Dreiklaſſenwahlrecht 
doch gar nicht ſo unvernünftig ſein könne, wenn 
es eine ſo geſchickte Kammer hervorgebracht habe. 
Fürſt Bülow lud am I. März die Mitglieder 
der Mommiſſion, die Präſidenten und die Vorſitzen— 
den aller Parteien des Abgeordnetenhauſes zu einem 
Mahle im Reichstanzlerpalais ein und ſprach ihnen 
im Namen der Regierung Dank und Anerkennung 
aus. Im Februar hatte das Abgeordnetenhaus noch 
die wichtigen Geſetze über die Beſoldung der Lehrer 
und der Geiſtlichen und einige kleinere Geſetzvor— 
lagen in erſter und zweiter Leſung erledigt, nach 
heftigen Redegefechten die Wahl der Berliner ſo— 
zialdemokratiſchen Abgeordneten kaſſiert und einen 
großen Teil des Etats beraten. 

Nach Oſtern trat das Baus am 21. April 
wieder zuſammen, beriet bis Pfingſten den 
Etat zu Ende und einigte fih in einer cm- 
zigen Sitzung über das vom hHerrenhauſe 
abgeänderte Beſoldungsgeſetz. Unter den weiter an- 
genommenen Geſetzen verdienen beſondere Erwäh— 
nung das Berggeſetz und das für die Befoldungs- 
reform notwendige Stempelſteuergeſetz. Das Herren- 
haus nahm am 22. Mai die Beſoldungsvorlage 
in der neuen Faſſung des Abgeordnetenhauſes an, 
ebenſo die Steuervorlagen. Unter dieſen erfreulichen 
Umſtänden war die Arbeit nach Pfingſten nicht 
mehr groß, da es ſich nur noch um zweite und 
dritte Kefungen handelte. Schon am 25. Juni hatten 
beide Häuſer des Landtages ihre Verhandlungen 
beendigt, und die Seſſion wurde in einer gemein- 
famen Sitzung nachmittags geſchloſſen. Das Abac- 
ordnetenhaus hatte feit dem 10. Oktober 1908 100, 
das Herrenhaus 18 Plenarſitzungen abgehalten. Die 
Regierungsvorlagen waren ſämtlich, bis auf einen 
kleinen Geſetzentwurf über die Anderung von Land— 
gerichtsbezirken im Rheinland, erledigt worden. Als 
Verdienſt des angeblich „reaktionären“ preußiſchen 
Landtags muß doch betont werden, daß er in ra— 
ſcher und wenig geräuſchvoller Arbeit Geſetzent— 
würfe angenommen hat, die mit der Erhöhung 
der Einkommen⸗ und Vermögenſteuer ſowie der 
neuen Stempelſteuer eine recht erbebliche Mehrbe— 
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laſtung der beſitzenden Klaffen zu Gunſten der 
mittleren und unteren Beamten nebſt der Dolfs- 
ſchullehrer brachten, ſowie mit dem neuen Berg— 
geſetz berechtigten Wünſchen weit entgegenkamen. 
Neben dem großen Lärm und der Parteienſpaltung 
im Reichstag machte dieſe würdigernſte Arbeit den 
beſten Eindruck. 

Die Erſatzwahlen in Berlin infolge von vier 
für ungültig erklärten ſozialdemokratiſchen Man— 
daten ergab in drei Wahlkreiſen die Wiederwahl 
der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, während im 
Wahlkreiſe Moabit durch das Suſammenwirken der 
bürgerlichen Parteien in der Stichwahl am 50. No- 
vember der Freiſinnige Runze gewählt wurde. 

In der letzten Woche des Jahres wurde die 
ſtatiſtiſche Bearbeitung der Wahlen für das Abge— 
ordnetenhaus im Jahre 1908 veröffentlicht, woraus 
die Parteien ſelbſtverſtändlich das herausnahmen, 
was ſie für ihre Anſchauungen brauchbar fanden. 
Es ließ ſich aber doch nicht verkennen, daß ge— 
wiffe Urteile abfälliger Art, die nach kraſſen Aus- 


nahmefällen der Großſtädte über die Dreiklaſſen⸗ 


wahl gefällt worden ſind, für die Allgemeinheit 
nicht zutreffen. 


Aus den Bundesſtaaten. 


In einem Bundesſtaat wird es immer 
einige Reibungen unter den Einzelſtaaten geben 
und zwar um ſo mehr, wenn ſie infolge ihrer 
Größe und wirtſchaftlichen Entwicklung einer be— 
ſonderen Betätigung fähig ſind. Selbſt in der Schweiz 
kommt zuweilen derartiges vor, obgleich die Ulein— 
heit der Derhältniffe beſondere Schwierigkeiten 
kaum aufkommen läßt. In Deutſchland bietet die 
überwiegende Größe Preußens dem oft recht kurz 
ſichtigen Partikularismus in den Einzelſtaaten ſehr 


häufig Anlaß, die eigene Suppe am eigenen Feuer- 


chen warm zu halten, und man verſchließt ſich der 
Einſicht, daß ſich die oft übertriebenen Leiden in 
den meiſten Fällen leicht heilen ließen, wenn man 
der unitariſchen Richtung einen größeren Spiel- 
raum gewähren wollte. Der Widerſtand dagegen 
kommt weniger von den Fürſtenhäuſern als von 
dem partikulariſtiſchen Beamtentum, das leicht an 
den Fingern abzählen kann, wie viele Stellen dann 
überflüſſig werden würden. Ein Hauptübel und der 
Gegenſtand fortwährender Reibereien und Eifer- 
ſüchteleien ſchreibt fih davon her, daß § 42 der 
Reichsverfaſſung mit der ausdrücklichen Verpflich- 
tung „alle deutſchen Eiſenbahnen im Intereſſe des 
allgemeinen Verkehres wie ein einheitliches Netz 
zu verwalten“ nur höchſt unvollkommen durchge— 
führt worden iſt. Preußen hat ſich, nach Ablehnung 
des dieſer Verpflichtung entſprechenden Reichseiſen⸗ 
bahngedankens genötigt gefehen, alle für fein Per- 
fehrsgebiet wichtigen Bahnlinien zu erwerben. Die 
kleineren Staaten find feinerzeit aus guten Grün- 
den bereitwillig darauf eingegangen, ohne irgend— 
welche Bedingungen zu ſtellen. Trotzdem ſind in 
den letzten Jahren immer lautere Klagen über 
daraus entſpringende Steuerbenachteiligungen der 
kleineren Staaten erhoben wurden. Um dem ein Ende 
zu machen, iſt eine Novelle zur Beſeitigung der 
Doppelbeftenerung in Kraft getreten, nach der die 


Eiſenbahnbeamten ihre Steuern nicht mehr an den 
anſtellenden Staat zahlen, ſondern an den Staat, 
in dem ſie wohnen, obgleich er ihnen keinen Ge— 
halt zahlt. Preußen verliert dadurch gegenwärtig 
378.000, Sachſen 40.375, Heffen 25.708, die übrigen 
Staaten zuſammen 6699 Mark. Während das Geſetz 
für die kleineren Staaten Erhöhungen der Steuer- 
einkünfte bringt, wird Preußen nur einen ſehr ge- 
ringen Anteil ſeines Ausfalls durch die Neube— 
rechnung wieder erhalten. 

Obgleich Preußen auch hier wieder Opfer 
bringt, erntet es in gewiſſen ſüddeutſchen Kreiſen 
doch nur Undank. Die jährliche Erſparnis durch 
die Güterwagengemeinſchaft wird von der badiſchen 
Regierung auf 729.000, von den Eifenbahnver- 
waltungen in Sachſen auf 1,506.26, in Bayern auf 
975. 000 Mark angegeben. Das find doch ganz er- 
hebliche Summen, die bei der nur Defizite veranlaf- 
fenden Unzulänglichkeit der verkehrspolitiſchen Ein- 
richtungen der Einzelſtaaten nicht zu verachten ſind. 
Trotzdem häufen ſich die Angriffe in ſüddeutſchen 
Blättern, und es werden zu dieſem Swecke An- 
gaben verbreitet, die ebenſowohl aus verkehrspoli⸗ 
tiſcher Unkenntnis als auch partikulariſtiſcher Der- 
ärgerung entſpringen. So fah fich die badiſche Re- 
gierung Anfang Februar genötigt, der Unwahrheit 
entgegenzutreten, daß Baden 2000 Güterwagen 
(20%) neu anſchaffen müſſe, während Preußen mit 
7,3% wegkomme. Tatſächlich handelt es fih um 
die Neubeſchaffung von 485 Güterwagen, alſo nicht 
einmal 5%, und dafür ſind drei Jahre gewährt. 
Das Naivfte an Erfindungen brachten aber Jei- 
tungen in Bayern, das bei feinen Verkehrsanſtalten 
mit einem Ausfall von 10 Millionen zu rechnen 
hat. Im Mai wurde behauptet, die guten bayriſchen 
Güterwagen gingen nach Preußen, das dafür 
ſchlechte ſchicke. Das iſt ſchon darum barer Unſinn, 
weil gerade die bayriſchen Güterwagen im Durch- 
ſchnitt älter, mangelhafter und minder tragfähig 
ſind als die preußiſchen. Im Auguſt wurde nach 
dem „Eiſenbahner“ in bayrifchen Blättern gar be- 
hauptet, eine außerbayriſche (natürlich die preu- 
ßiſche) Eiſenbahnverwaltung benutze etwa 120 mit 
ihren Beſitzabzeichen verſehene bayriſche Waggons. 
Das bayrifche Verkehrsminiſterium nahm ſich Seit, 
den wahren Sachverhalt über diefe angeblich „ge⸗ 
ſtohlenen Güterwagen“ klarzuſtellen. Schon einige 


Cage vorher hatte die offiziöfe „Norddeutſche Allg. 


Seitung“ zu einem Plane für den baldigen Su— 
ſammenſchluß ſämtlicher deutſcher Eifenbahnen auf 
föderativer Grundlage geäußert: „Ob in Preußen 
große Geneigtheit beſtehen wird, dem entwickelten 
Plane näher zu treten, möchten wir nach den ge— 
machten Erfahrungen bezweifeln.“ Der „Schwäb. 
Merkur“ hatte auch vorher bemerkt, der Plan ſei 
für die ſüddeutſchen Staaten wohl annehmbar, aber 
kaum für Preußen, daß dafür die „Dreingabe der 
üblichen Schmähungen, daß es die ſüddeutſchen 
Staaten hineingelegt und übervorteilt habe,“ er- 
halten werde. In Württemberg ift wegen der Unter- 
bilanz der Bahnen die Neigung ſehr ſtark, in die 
preußiſch-heſſiſche Eiſenbahngeſellſchaft aufge- 
nommen zu werden. Wenn Preußen darauf ein— 
gehen wollte, müßte Bayern ſchwer geſchädigt 
werden. 
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Ein Gegenſtand, der den Partikulariſten und 
gewiſſen Intereſſenten mannigfachen Anlaß zur Auf- 
regung gegen Preußen lieferte, war der ſeit einigen 
Jahren von dieſem Staate betriebene Plan, ſeine 
Waſſerſtraßen für größeren Verkehr auszubauen 
und zur Deckung der dadurch entſtehenden Koften 
Schiffahrtsabgaben zu erheben. Da der Staat das 
Recht hat, ſich die für die Eiſenbahnen aufgewen⸗ 
deten Koften von den fie Benutzenden erſtatten zu 
laffen, fo muß er es auch für feine zur Förderung 
der Schiffahrt geſchaffenen Einrichtungen haben. 
Das allgemeine Intereſſe an den Schiffahrtsſtraßen 
iſt ſicher nicht größer als wie an den Eifenbahnen; 
man würde ſogar auch heute noch allgemein 
Chauſſee⸗ und Brückengelder haben, wenn 
ſich die Erhebung lohnte. Daß ſich die 
Schiffahrtsintereſſenten gegen eine neue Ab— 
gabe ſträuben, iſt begreiflich, aber ſie ſoll⸗ 
ten doch erwägen, ob nicht die ihnen in 
Ausſicht ſtehenden Vorteile überwiegen. Die 
Hamburger Handelskammer, die ſich früher 
auch ablehnend verhielt, hat ſich neuerdings 
auf dieſen Standpunkt geſtellt. Es iſt nun 
für die deutſchen Verhältniſſe recht be- 
zeichnend, daß ſich einzelne Regierungen, 
ſtatt die neue Vervollkommnung des Der: 
kehrsnetzes zu fördern, ſich zum Vertreter 
der Schiffahrtsintereſſenten aufwerfen; da— 
bei ſind wohl Beweggründe lokaler Na— 
tur, die um ſo ausſchlaggebender ſein 
können, je kleiner der Staat iſt, entſcheidend 
geweſen. Man beruft fih auf § 54 der 
Keichsverfaſſung, der noch aus einer Seit 
ſtannnt, in der man an die heutige Der- 
kehrsentwicklung noch gar nicht dachte, und 
deſſen Abſicht offenſichtlich dahin ging, die 
Einzelſtaaten zu verhindern, die natürlichen 
Waſſerſtraßen finanziell auszunützen, wie 
es noch zu Seiten des deutſchen Bundes 
verſucht worden war. Preußen hatte auch 
urſprünglich den Paragraphen als gar nicht 
inn Wege ſtehend angeſehen, iſt aber we— 
gen des erhobenen Widerſpruchs dazu ge- 
ſchritten, beim Bundesrat eine neue Faſ— 
jung des § 54 zu beantragen. Das läuft 
natürlich auf eine Derfaffungsänderung 
hinaus, die als abgelehnt gelten würde, 
wenn fih im Bundesrat I4 Stimmen 
dagegen erklären. Dieſe ſind aber 
bis zum Jahresſchluſſe nicht zuſammengebracht 
worden. Als Gegner ſind Sachſen, Baden und 
Heffen aufgetreten, und die Regierungen beider erft- 
genannten Staaten hatten ſogar eine gemeinſame 
Proteſterklärung erlaſſen, die in ihrer Schärfe weit 
über die Bedeutung des Gegenſtandes hinausging 
und faſt an gewiſſe Vorgänge aus den letzten Tagen 
des deutſchen Bundes erinnerte. Trotz des Kärms 
der Preſſe zu Gunſten gewiſſer Intereſſenten hat 
man die Angelegenheit weder in Berlin noch ſonſtwo 
tragiſch genommen. 

Bayern. Prinzregent Luitpold zählt mit 
feinen 89 Jahren nun zu den letzten jener mar- 
tigen Geſtalten, die den großen Seiten der Ent- 
ſtehung des Reiches durch ungebrochene Lebens- 
kraft bis ins Greiſenalter ein jo charakteriſtiſche 


— 


Gepräge verliehen haben. Die Eindrücke jener welt- 
erſchütternden Tage, von denen die heutige Gene- 
ration aus eigenem Erleben nichts mehr weiß, ſind 
für feine politiſchen Handlungen maßgebend ge- 
blieben. Das zeigte ſich wieder in der Tatſache, 
daß er bei der Anweſenheit des Kaiſers in München 
nach den Kaifernmanövern bekannt gab, daß im 
kommenden Sommer auch die Büſte des Feldmar⸗ 
ſchalls Grafen Moltke, ſtiftungsgemäß zehn Jahre 
nach dem Ableben, in der Walhalla zur Aufſtel⸗ 
lung gelangen werde. Am 18. März machte der 
Herzogregent von Braunfhweig dem 
bayriſchen Hofe feinen Antrittsbeſuch. Der ältefte 
Sohn des Prinzregenten, Prinz Ludwig, iſt an 


Prinzregent Luitpold von Bayern. 


den Kämpfen um die deutſche Einheitsfrage perſön— 
lich beteiligt geweſen und auch darum der geiſtige 
Erbe des Vaters, ein vollkommener Wittelsbacher, 
aber kein bayrifcher Partikulariſt. Er liebt es, bei 
Gelegenheit ein offenes Wort zu ſprechen und küm⸗ 
mert ſich wenig darum, wie es ſich die Parteien 
für ihre Swecke zurechtzulegen ſuchen. So betonte 
er beim Feſtmahl zur 150-jährigen Gründungsfeier 
der Münchener Akademie am 15. Mai, die Frei— 
heit ſei gewiß eine ſchöne Sache, man müſſe aber 
auch die Anſichten über Freiheit, die andere haben, 
reſpektieren, und der Weg zur Wahrheit müſſe jeder- 
mann freiſtehen, da es keine zweierlei Wahrheiten 
gebe. Größeres Aufſehen erregte feine Rede bei- 
der Einweihungsfeier eines Gedenkſteins zur Er- 
innerung an das Gefecht bei Belmſtadt (25. Juli 
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1866 ſüdlich von Würzburg), wo er als Ordonnanz— 
offizier ſeines Vaters verwundet wurde. Die Feier 
fand am 3. Oktober ftatt. Prinz Ludwig ſprach 
über die großdeutſche Idee und ihre Bedeutung für 
die Deutſchen in Gſterreich. Seiner Verſicherung, 
er habe damals für die großdeutſche Idee ge— 
kämpft, iſt unbedingt Glauben zu ſchenken, denn 
daran glaubten damals alle jungen Deutſchen im 
Süden, ob aber auch die von Herrn v. d. Pford 
ten geleitete bayriſche Politik dieſes Siel ver- 
folgte, müßte erſt bewieſen werden. Wegen dieſer 
Erinnerung übrigens aus dem bayrifchen Thron- 
folger einen heimlichen Gegner des jetzigen Deutſchen 
Reiches machen zu wollen, war ein vergebliches 
Bemühen gewiſſer Blätter. Der Gedankengang 
führte den Rednern von ſelbſt auf die Lage der 
Deutſchöſterreicher, worüber er ſich in warmer, den 
namentlich im Süden vertretenen Auffaſſungen ent- 
ſprechender Weiſe äußerte, ihnen empfahl, feſt zu— 
ſammenzuhalten und treue Gſterreicher zu fein. Er 
ſchloß mit Binweiſen auf das enge Bündnis mit 
Gſterreich⸗Ungarn und den Dreibund, der ungefähr 
das Gebiet umfaſſe wie einſt das heilige römiſche 
Reih unter den Hohenſtaufen. Die Rede hat bei 
den Deutſchöſterreichern nicht den guten Eindruck 
hervorgerufen, in dem ſie gemeint war. Vor allem 
vertragen ſie nicht die leiſeſte Andeutung, als ſeien 
ſie gewiſſermaßen Schmerzenskinder. Sie behaupten 
in ihren nationalen Kämpfen zuweilen felbft Ahn⸗ 
liches, aber von anderer Seite mögen ſie es nicht 
gern hören und empfinden es geradezu als eine 
HNerabſetzung. Am 50. November ſtarb nach voll- 
endetem 70. Lebensjahre der Chef der herzoglichen 
Linie Dr. Karl Theodor, Herzog in Bayern, 
an den Folgen einer Influenza im Bad Kreuth. 
Er hatte in jungen Jahren gleich den anderen 
bayriſchen Prinzen die militäriſche Caufbahn er- 
griffen, als Offizier an den Feldzügen von 1866 
und 1870 teilgenommen, war aber nach dem Tode 
ſeiner erſten Gemahlin zum Studium der Medizin 
übergegangen und erwarb ſich als Augenarzt, noch 
mehr als Wohltäter armer Blinder einen großen 
Auf. Die Trauer um das Hinſcheiden des fürft- 
lichen Menſchenfreundes wurde in allen Kreifen 
durch das ganze Deutſchland geteilt. Auf legt- 
willigen Wunſch wurde der Dahingeſchiedene am 
5. Dezember in Tegernſee in aller Stille bei— 
geſetzt. 


Auch Bayern leidet, wie die meiſten Bundes⸗ 


ſtaaten und das Reich ſelbſt, an der Finanznot. 
Wie überall, hat man um der Partei willen ge- 
geben und bewilligt, und nun machen ſich die Folgen 
davon geltend, um fo mehr ſeitdem die Verkehrs- 
anſtalten und der Malzaufſchlag Mindererträge er- 
geben. Seit Dezember 1908 beriet eine Steuer- 
kommiſſion des Landtags über die Finanzlage und 
die Reform des ziemlich veralteten Steuerweſens. 
Als am 29. September die Abgeordnetenkammer 
zuſammentrat, erklärte Finanzminiſter v. Pf aff, die 
Finanzlage ſei nicht erfreulich, denn neue Einnahmen 
ſeien notwendig, aber im Vergleich zu anderen 
Ländern würde die Belaſtung nicht groß und auch 
nicht hinderlich für die Entwicklung des Landes 
werden. Schon am 4. November nahm die Kammer 
mit 150 gegen 20 Stimmen das Einfommenfteuer- 
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geſetz an, durch das eine allgemeine progrefjive 
Einkommenſteuer eingeführt wird. Damit nicht die 
kleinen und mittleren Einkünfte eine Mehrbelaſtung 
erleiden, ſollten ſie bei der Gemeindebeſteuerung 
geſchont werden. Schwierigkeiten boten fih eigent- 
lich erft bei dem die Diſtrikts- und Gemeindeum— 
lagen regelnden Umlagegeſetz, das an die Kom- 
miſſion zurückverwieſen wurde und in abgeänderter 
Geſtalt am 3. Dezember mit 19 gegen 50 Stimmen 
zur Annahme gelangte, wobei diesmal ein Teil 
der Liberalen mit den Sozialdemokraten dagegen 
ſtimmte. Im Gegenſatz zu den Vorgängen im Reichs- 
tag hatten die Liberalen die Neigung überwunden, 
die Finanzreform im ganzen abzulehnen, obwohl 
ſie auch mehr oder minder berechtigte Klagen über 
Benachteiligung der ſtädtiſchen Bevölkerung erhoben. 
Es verdient bemerkt zu werden, daß Bayern bisher 
noch keine Einfommenfteuer hatte. Aus den fon- 
ſtigen Verhandlungen der Abgeordnetenkammer iſt 
noch mitzuteilen, daß fie am 14. Gktober einen 
liberalen Antrag auf Kündigung des Auslieferungs⸗ 
vertrags mit Rußland einſtimmig annahm, obgleich 
der Miniſterpräſident freih. v. Podewils auf 
die Unfreundlichkeit eines ſolchen Schrittes hinge⸗ 
wieſen und angeführt hatte, Bayern habe überhaupt 
nur in 4 Fällen eine Auslieferung wegen Mordes 
zugeſtanden, während es in zwei überhaupt vorge- 
kommenen Fällen die Auslieferung erreicht habe. 
In der Kammer der Reichsräte wurde der Antrag 
aber am 16. November einſtimmig abgelehnt, nadh- 
dem der Miniſterpräſident ausgeführt hatte, der 
Vertrag habe Bayern davor bewahrt, ein Sammel- 
punkt für revolutionäre und anarchiſtiſche Elemente 
aus Rußland zu werden. Der Militäretat, der be- 
kanntlich vom Reichstag bewilligt wird und an dem 


nichts zu ändern iſt, gibt gleichwohl der Kammer 


der Abgeordneten jedesmal Gelegenheit, mehrere 
Tage mit Reden über militäriſche Angelegenheiten 
zu verbringen. Diesmal wurde am 15. Dezember 
namentlich über die Kaiſermanöver vielerlei Su- 
treffendes und noch mehr Unzutreffendes vorge— 
bracht. Kriegsminiſter v. Born ſtellte am fol- 
genden Tage das Irrige richtig und betonte ins⸗ 
befondere, die Teilung der Armee fei aus rein mi- 
litäriſchen Gründen erfolgt und um politifche Eifer- 
ſüchteleien auszuſchließen. 

Die Parteiverhältniſſe haben fich nicht geändert.“ 
Das Sentrum behauptet ſeine übermächtige Stellung, 
obgleich der demokratiſche Flügel unter Dr. Heim 
Anlaß zu Mißvergnügen gibt. So ſeine neuerliche 
Gründung eines Verbandes der ländlichen Dienft- 
boten, von dem man eine Stärkung des mühſam 
niedergekämpften Bauernbundes befürchtet, um ſo 


mehr da in bäuerlichen Kreijen das Suſammen⸗ 


gehen des Zentrums mit der Sozialdemokratie un- 
angenehm berührt. Dafür kümmert ſich das Sentrum 


mit kluger Surückhaltung grundſätzlich nicht um die 


unausgeſetzten Streitereien im liberalen Lager, die 
durch den Gegenſatz zwiſchen Jung- und National- 
liberalen eine neue Auffriſchung erfahren haben. 

Sachſen. Der ſeit Jahren betriebene Kampf 
gegen das Dreiklaſſenwahlrecht hat im vergangenen 
Jahre fein Ende erreicht, indem das von den Na- 
tionalliberalen empfohlene Pluralwahlrecht einge— 
führt wurde. Wie ſchon im Vorjahre angedeutet 
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wurde, hatte ſich die am 7. Jänner wieder zu⸗ 
ſammengetretene zweite Ständekammer am 22. mit 
72 gegen 5 Stimmen für ein von der erſten Stände⸗ 
kammer vereinbartes Kompromiß entſchieden, das 
jedem direkte Staatsſteuer zahlenden Sachſen über 
25 Jahre das Wahlrecht zuſpricht mit Suſatzſtimmen 
je nach Einkommen, Beſitz, Selbſtändigkeit, Bil- 
dung und Alter, die aber nicht mehr als vier be⸗ 
tragen dürfen. König Friedrich Auguſt verlieh 
ſofort nach dem Suſtandekommen des Geſetzes dem 
Staatsminiſter Grafen Rohenthal den Haus- 
orden der Rautenkrone. Am 17. hatten in Dresden 
ſozialdemokratiſche Wahlrechtsdemonſtrationen mit 
Kundgebungen gegen den König und blutigen Ju- 
ſammenſtößen mit der Polizei ftattgefunden; ähn- 
liche Demonftrationen wiederholten fih am 20. Jän- 
ner. Nachdem noch das Waſſergeſetz angenommen 
worden war, wurde der Landtag am 26. mit einer 
Thronrede geſchloſſen. Am 27. Februar trat der 
König über Antwerpen eine Reife in das Mittel- 
meer und nach Süditalien an, von wo er nach 
einem Beſuche am großherzoglichen Hofe in Karls- 
ruhe am 29. März wieder in Dresden eintraf. 
Mitte April wurde veröffentlicht, daß Staatsmi- 
niſter Graf hohenthal wegen ſchwerer Erkran— 
kung am J. Juli in den Ruheſtand treten und durch 
den bisherigen Geſandten in Berlin Grafen Di tz⸗ 
thum v. Sckſtädt erſetzt werden würde. Am 
4. Mai machte der Berzogregent Johann 
Albrecht von Braunſchweig dem königlichen Hofe 
in Dresden feinen Antrittsbeſuch, am 26. über- 
brachte Infant Don Fernando von Spanien dem 
König Friedrich Auguſt die Uniform des ihm 
verliehenen ſpaniſchen Infanterieregiments Soria 
Nr. 9. Am l4. Juni nahm an der Feier des 
200 jährigen Beſtehens des 5. Infanterieregiments 
Nr. 102 „Prinzregent Luitpold” in Sittau Prinz 
Cudwig von Bayern, am 20. an der Feier des 
gleichen Jubiläums des 4. Infanterieregiments 
Nr. 105 in Bautzen, Großherzog Friedrich II. 
von Baden, teil. 

Dom 28. bis zum 31. Juli wurde das 500- 
jährige Jubiläum der Univerſität Leipzig in feier- 
licher Weiſe begangen. Zur Teilnahme waren König 
Friedrich Auguſt mit den königlichen Prinzen 
und Prinzeſſinnen, Prinz Auguſt Wilhelm von 
Preußen als Vertreter des Kaiſers, die Großherzoge 
von Baden und Heſſen, der Kronprinz von Rumä⸗ 
nien, die Herzoge von Sachſen⸗Altenburg, Georg 
Alexander und Karl Michael zu Mecklen⸗ 
burg, Erbprinz Bernhard von Sachſen⸗Meinin⸗ 
gen, Erbprinz Heinrich XXVII. von Reuß j. L., 
die Prinzen Heinrich XXXIV. von Reuß j. L. 
und Otto von Schaumburg-Lippe, ſowie Depu- 
tationen zahlreicher inländiſcher und ausländiſcher 
Univerſitäten erſchienen, worunter die Vertreter der 
deutſchen Univerſität in Prag, der Mutteranſtalt, 
beſondere Beachtung fanden. Den Höhepunkt der 
Fe ier bildete am 30. der Feſtaktus in der Univerfitäts- 
aula mit der feierlichen Immatrikulation des Erb⸗ 


prinzen Georg und des Prinzen Friedrich, 


Ehriftian. König Friedrich Auguſt ſchloß 
feine Rede: „Möge unſere liebe Univerſität das- 
ſelbe in Sukunft fein und bleiben, was fie in der 
Vergangenheit war, eine Pflanzſtätte der Wiſſen⸗ 


ſchaft, eine Zuflucht und Schutz für unſeren hei⸗ 
ligen chriſtlichen Glauben, ein Hort guter Geſinnung 
gegen König und Vaterland, gegen Kaifer und 
Reich! Das walte Gott!“ Auf den Feſtaktus folgte 
ein hiſtoriſcher Feſtzug der Studentenſchaft und 
Abends ein großer Feſtkommers, dem der König 
präſidierte. Den Schluß der Feſtlichkeiten bildete 
am 31. Juli eine Feſttafel auf der Albrechtsburg 
in Meißen. Am J. September wurden in Chemnitz 
in Gegenwart des Königs die von der Stadt mit 
einem Aufwande von 3½ Millionen errichteten 
Monumentalgebäude, das König Albert-Muſeum 
und das neue Stadttheater eingeweiht. Am II. und 
12. Oktober ſtattete König Friedrich Auguſt 
dem herzoglichen Hofe in Altenburg und am 18. 
und 19. dem großherzoglichen Hofe in Schwerin 
einen Beſuch ab. Am 29. September war der 


Chriſtoph Graf Vitzthum v. Sckſtädt, 
ſächſiſcher Miniſter des Innern und der auswärtigen Angelegenheiten. 


kürzlich erft in den Ruheſtand getretene Staats- 
miniſter Graf Hohenthal-Bergen feinen £ei- 
den erlegen. Seine Derdienfte als langjähriges 
Mitglied des Bundesrats find ebenſo allgemein an- 
erkannt worden als die während ſeines dreijährigen 
Minifterprafidiums, währenddeſſen er fih nament- 
lich für die Wahlreform bemühte. Er hatte be- 
kanntlich vor zwei Jahren einen eigenen Entwurf 
vorgeſchlagen, von dem man bald ſagen wird, er 


wäre beffer geweſen, wie das jetzige Kom- 
promißgeſetz, das nie eine aktive Kammer ers- 
geben wird. 


Für die Neuwahlen am 21. Oktober war den 
ganzen Sommer hindurch eifrig agitiert worden, 
alles was politiſch links ſtand, hatte ſich vereinigt, 
die bisherige Mehrheit der Konſervativen zu bre— 
chen, was ſich übrigens bei dem neuen Wahlgeſetz 
fo ziemlich von ſelbſt verſtand. Die Liberalen hätten 
darum wohl klüger getan, nicht zu ſehr mit den 
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Sozialdemokraten in eine Kerbe zu hauen. Der Er- 
folg des verfehlten Eifers zeigte fih dann auch 
bei der Wahl. Es wurden nur 4 Vationalliberale, 
dagegen 14 Konſervative und 15 Sozialdemokraten 
bei 58 Stichwahlen gewählt. Es zeigte ſich auch 
hier, daß die Liberalen aus eigener Kraft nur 
über wenige Mandate verfügen. Da in den Stich— 
wahlen die Konſervativen überall für die Libe— 
ralen eintraten, fo ergab ſchließlich das Ge- 
ſamtreſultat 29 Konſervative, 29 Nationalliberale, 
8 Deutſchfreiſinnige und 25 Sozialdemokraten. Die 
neue Abgeordnetenkammer trat am 7. November 
zuſammen und wählte den Nationalliberalen D o- 
gel zum Präſidenten, den Nonſervativen Opitz 
zum erſten und den Freiſinnigen Bär zum zweiten 
Vizepräſidenten. Die offizielle Eröffnung der Kam- 
mer erfolgte am W. durch den König mit einer 
Thronrede. 

Württemberg. Auch das Königreich Württem⸗ 
berg leidet an Finanznot. Der Finanzminiſter Dbe- 
kannte in ſeiner Finanzrede am 9. Jänner, daß 
bei den Stats für 1909 und 1910 ein Fehlbetrag 
von je 4 Millionen in Ausſicht ſtehe und eine Er— 
höhung der Einkommen-, Grund-, Gebäude-, Ge- 
werbe- und Kapitalſteuer notwendig fei. Die Haupt- 
ſchuld liegt am rapiden Rückgang der Erträge der 
Eiſenbahnen, weil man bei Einführung der vierten 
Klaffe einfach Wagen 3. Klaſſe mit einer 4 be— 
zeichnet hatte. Infolgedeſſen fahren 72% der Rei— 
fenden in der 4. Ulaſſe. Nachdem die zweite 
Kammer das Volksſchulgeſetz beraten und am 
9. Februar mit 63 gegen 20 Stimmen des en- 
trums angenommen hatte, vertagte ſie ſich bis zum 
25. März, um der Budgetkommiſſion Seit zur Be— 
ratung zu geben. Das Volksſchulgeſetz beſeitigt die 
bisher weitgehende HBerrſchaft der Kirche, betont 
den Charakter der Schule als Staatsanſtalt und be— 
ſeitigt die geiſtliche Aufſicht. Die Oberſchulbe hörde 
ſoll einheitlich ſein, aber eine evangeliſche und eine 
fatholifche Abteilung erhalten. Die Bezirksſchul⸗ 
aufſicht wird durch Fachmänner ausgeübt, die lo- 
kale Tätigkeit des Ortsſchulrats beſchränkt ſich auf 
die äußere Schulpflege, den Vorſitz führt der Orts- 
vorſteher. Die Höchſtſchülerzahl wird von 90 auf 
60 herabgeſetzt. In den Unterricht wird Seichnen, 
für Knaben Turnen, für Mädchen weibliche Hand- 
arbeit aufgenommen. Die erſte Kammer ſetzte mit 
Nückſicht auf den Lehrermangel die Höchſtziffer auf 
70 hinauf, die Einheitlichkeit der Oberſchulbe hörde 
und die fakultative Simultanſchule wurde abgelehnt, 
für kleine Orte die Leitung des Grtsſchulrates an 
den Geiſtlichen und die Leitung des evangeliſchen 
Religionsunterrichts den kirchlichen Organen zurück— 
gegeben. Nach langen Verhandlungen zwiſchen bei— 
den Kammern begnügte ſich die zweite mit der 
Höchſtziffer 
übrigen Punkten, die in der Hauptſache mit der 
urſprünglichen Regierungsvorlage übereinſtimmten, 
nach. Durch die letzte Abſtimmung in der erſten 
Kammer am Il. Auguſt wurde das Volksſchulgeſetz 
definitiv mit 28 gegen 8 Stimmen angenommen. 
Am 14. Auguſt nahm die zweite Kammer den Etat mit 
65 gegen 14 ſozialdemokratiſche Stimmen an. Einen 
febr unangebrachten Antrag leiſteten fih die De- 
mokraten am 4. Auguſt, indem fie wegen Der- 


von 60 Schülern und gab in den' 
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ſpätung der Ernte die Verſchiebung der Kaifermas 
növer verlangten. Obgleich der Antrag ſchließlich 
mit Sl gegen 34 Stimmen angenommen wurde, blieb 
er ſelbſtverſtändlich ohne Wirkung. 

Baden. Nachdem König Friedrich Auguſt 
von Sachſen am 27. März dem großherzoglichen 
Hofe einen Beſuch abgeſtattet hatte, folgten am 
Il. Mai das württembergiſche Mönigspaar und am 
le. und 18. Prinz Ludwig von Bayern in Der- 
tretung ſeines Vaters, des Prinzregenten. Am 
25. Mai wurde in Bühl in Anweſenheit des groß— 
herzoglichen Paares das erſte Denkmal für den 
Großherzog Friedrich J. enthüllt, am 28. Juni 
im Schloßgarten zu Baden-Baden, das von der 
Großherzoginwitwe geſtiftete zweite. In den fol— 
genden Tagen reiſten der Großherzog und Ge— 
mahlin zu längerem Aufenthalt nach Stockholm ab. 
Die inneren Derhältniffe wurden faſt das ganze 
Jahr von den Landtagswahlen beherrſcht, für die 
die Agitationen ſchon im Frühjahr begannen. Die 
Nationalliberalen, die vor 20 Jahren noch 80% 
aller Mandate beſaßen, hatten ſchon vor vier Jah- 
ren ein Bündnis mit der Linken bis zu den Sozial- 
demokraten abgeſchloſſen, um ihre Verluſte auszu— 
gleichen, aber ohne Erfolg. Diesmal erneuerten ſie 
den ſogenannten Block wenigſtens für die Stich— 
wahlen mit dem ausgeſprochenen Sweck, eine 
liberal-Demofratifche Sweidrittelmehrheit zu fchaffen. 
Das iel wurde nicht erreicht; das Sentrum ver- 
lor nur 2, die Konfervativen 1 Mandat, die Nas 
tionalliberalen aber 6; gewonnen hatten nur die 
Sozialdemokraten, die mit 20 Sitzen als zweit- 
ſtärkſte Partei in den Landtag eintraten, wo die 


Nationalliberalen nur noch 17 Sitze haben. Selbft 


die nationalliberale Berliner „Nationalzeitung“ gab 
zu: „Der Einfluß der extremen Linken wurde durch 
das Großblockabkommen geſtärkt, aber nur zum 
Schaden der nationalliberalen Partei.“ Das Ab» 
kommen trat auch bei der Wahl in das Präſidium 
noch in Wirkung, wo fich die Linke von den Sozial- 
demokraten ins Schlepptau nehmen ließ, ohne die 
freilich keine Mehrheit gebildet werden kann. Der 
Landtag wurde am 25. November vom Großherzog 
mit einer Thronrede eröffnet, die wefentliche Steuer- 
erhöhungen in Ausſicht ſtellte. Bei der Präſidenten— 
wahl wurde der Nationalliberale Rohr hurſt mit 
41 gegen 28 Stimmen gewählt; da der zum erſten 
Dizepräfidenten gewählte Fehrenbach (Sentrum) 
ablehnte, wurde der Sozialdemokrat Geß und als 
zweiter der Demokrat Heim burger gewählt. Da 
Geß ablehnte, „zu Hofe zu gehen,“ wurde diesmal 
die Wahl des Präſidiums dem Großherzog nur 
ſchriftlich angezeigt. 

Elſaß⸗cothringen. Es läßt fih nicht vers 
kennen, daß ſeit der Aufhebung der ſogenannten 
„Diktatur“ die Französlinge immer kecker den Kopf 
erheben. Es haben ſich im abgelaufenen Jahr ver— 
ſchiedene Demonſtrationen ereignet, die zwar ſelbſt— 
verſtändlich für Deutſchland ungefährlich ſind, aber 
doch im auffälligen Widerſpruch mit dem Streben 
der Elſaß-Cothringer nach größerer Selbſtändigkeit 
der Reichslande ſtehen. Hierüber ließen auch der 
Staatsſekretär Frhr. Sorn v. Bulach am 7. Juli 
im Landesausfchuffe wie der Reichskanzler v. Beth- 
mann-Hollweg in feiner dritten Rede im 
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Reichstage am 15. Dezember feinen Zweifel beſtehen. 
Die Parole „Elſaß den Elſaß-Lothringern“ habe 
etwas für ſich, es müſſe aber Garantie gegen eine 
Schädigung der Intereſſen des Reichs geboten 
werden. Die Beſtrebungen auf eine künſtliche Der- 
welſchung würde der Gewährung der Autonomie 
durchaus im Wege ftehen. 

Beffen. Die Finanzlage ift ziemlich unerträg⸗ 
lich geworden, obgleich ſeit dem Abſchluß der 
preußiſch⸗heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft die Bah- 
nen ſtatt des früheren Defizits erhebliche Überſchüſſe 
ergeben. Die Schuld der betrübenden Cage liegt 
einerfeits darin, daß drei voneinander unabhängige 
Miniſter in ihren Reſſorts fchalten, noch mehr aber 
in dem Übelſtand, daß die Abgeordneten ſeit Jahren 
ihre Tätigkeit darauf zugeſpitzt haben, lokale Inter— 
eſſen ihrer Wähler auf Staatskoſten zu befriedigen. 
Es verſteht ſich unter dieſen Umſtänden von ſelbſt, 
daß in den Debatten der Kammer die wechſelnden 
Geſchicke der Reichsfinanzreform vielfach zur Sprache 
kamen. Nach einem durch Vermittlung des Groß— 
herzogs beigelegten Konflikt der erſten Kammer 
mit dem Miniſterium wurden die Kammern nach 
Bewilligung des Budgets am 31. März vertagt. 
Beim Wiederzuſammentreten der Kammer am 6. Ok— 
tober eröffnete der Finanzminiſter Gnauth, eine 
Erhöhung der direkten Steuern fei nötig, für die 
Aufbeſſerung der Beamten ſeien aber keine Mittel 
vorhanden. Trotzdem verwendete die zweite Kam- 
mer viel Seit auf die von der Regierung eingebrachte 
Wabhlrechtsvorlage, wobei Sozialdemokraten und 
Freiſinnige ſtürmiſch die Einführung des Reichstags- 
wahlrechts verlangten. 

Oldenburg. Der Landtag beſchäftigte ſich 
Anfang Februar viel mit der Einführung des Plural- 
wahlrechts, nachdem im Vorjahre erft das Reichs- 
tagswahlrecht eingeführt worden war. Schließlich 
wurde jedem Wähler nach Überſchreitung des 40. 
Cebensjahres eine zweite Stimme zugeſprochen. Am 
3. März wurde das neue Schulgeſetz mit 27 gegen 
16 Stimmen angenommen, das bedeutungsvolle 
Neuerungen bringt und die geiſtliche Schulaufſicht 
beſchränkt. Am folgenden Tage wurde nach Be— 
willigung eines proviſoriſchen Gehaltszuſchlags von 
60 für Beamte und Lehrer der Landtag durch 
den Miniſter Ruhſtrat geſchloſſen. Die an einem 
Nervenleiden erkrankte Großherzogin Elifabeth 
ſiedelte Ende März vom Sanatorium Bellevue bei 
Konſtanz nach dem Sanatorium Hohemark im 
Taunus über. 

Mecklenburg. Die Verfaſſungsfrage für beide 
Großherzogtümer ift im abgelaufenen Jahre noch 
nicht erledigt worden. Bei der Überreichung einer 
Petition mit 40.000 Unterſchriften erklärten Groß⸗ 
herzog Friedrich Franz am 15. und Grof- 
herzog Adolf Friedrich am 18. Februar, daß 
ſie ihre Bemühungen zur Einführung einer Reprä— 
ſentativverfaſſung fortſetzen würden. Einer Depu- 

tation der Ritterſchaft gegenüber betonte Großherzog 
Adolf Friedrich am 2. Februar, die Ver— 
faſſungsreform müſſe zuſtandekommen. Auch der 
Reichstag verwendete am 15. Juni eine ganze 
Sitzung auf eine Interpellationsdebatte über dieſe 
Angelegenheit, ohne praͤktiſchen Erfolg, da Staats- 
fefretär v. Bethmann-Hollweg im Namen 


des Reichskanzlers ausführte, daß die verbündeten 
Regierungen ſich von der Einmifchung in die Ver⸗ 
faſſungsangelegenheiten der Einzelſtaaten fernhiel⸗ 
ten, übrigens die Mecklenburgiſche Angelegenheit 
noch keineswegs geſcheitert ſei. Großherzog Adolf 
Friedrich ſtellte, um die Verhandlungen zu för⸗ 
dern, zur Begleichung der ſogenannten Rückſtände 
der Verwaltung 12 Millionen zur Verfügung. Der 
gemeinſchaftliche Landtag trat am 19. November 
in Sternberg zuſammen, lehnte aber am 30. die 
Verfaſſungsvorlage ab. Die Candſchaft hatte fie 
mit 36 gegen 7 Stimmen angenommen, die Ritter- 
ſchaft mit 169 gegen 15 Stimmen dagegen geſtimmt. 
Auch die Städte Roſtock und Wismar hatten ſie 
abgelehnt. Beide Regierungen weigerten ſich, die 
Entſcheidung entgegenzunehmen, erklärten ſich mit 
dem Beſchluß der Candſchaft im weſentlichen ein- 
verſtanden, legten die Verantwortung der Ritter- 
ſchaft auf und erklärten, fie würden die Verfaſſungs⸗ 
reform nicht aufgeben. Der Landtag wurde am 
18. Dezember geſchloſſen. * 

Sachſen⸗ Weimar. Die Regierung hatte dem 
Landtage ein neues Wahlgeſetz vorgelegt, daß die 
direkte Wahl aufhebt, das Wahlverfahren verein 
facht, das Wahlgeheimnis ſichert und die Sahl 
der Abgeordneten von 55 auf 38 erhöht, von denen 
25 aus allgemeinen Wahlen hervorgehen. Die Re- 
gierungsvorlage kam 2. April mit 20 gegen 12 
zur Annahme mit den Abänderungen, daß das 
Wahlalter von 21 auf 25 Jahre und die Wahl- 
periode von drei auf ſechs Jahre erhöht wurden. 
Die allgemeinen Wahlen fanden im Dezember ſtatt 
und ergaben 8 Konfervative, 10 Ciberale, + So- 
zialdemokraten und I Sentrumsmitglied; die Sozial- 
demokraten erhielten in 7 Stichwahlen kein weiteres 
Mandat. Die Mitglieder der privilegierten Wahlen 
find konſervativ oder nationalliberal. Der feit dem 
Ic. Jänner 1905 verwitwete Großherzog Wil helm 
Ernſt, der im 55. Jahre ſteht, verlobte fid am 
U. Oktober mit der Prinzeſſin Karola Seo 
dora von Sachſen-Meiningen, einer Enkelin des 
Herzogs Georg. Sie ift am 29. Mai 1890 ges 
boren. 

Braunſchweig. Bedeutungsvoll für die künf— 
tige Regentſchaftsfrage erſcheint der im Februar 
von Kultusminiſter Wolff unter Billigung der 
maßgebenden Kreife des Reichs in der Landes- 
ſynode eingebrachte und einſtimmig angenommene 
Entwurf, in das Uirchengebet eine Fürbitte für das 
herzogliche Baus Braunſchweig aufzunehmen. Vom 
50. März bis I. April wurde die Bundertjahr⸗ 
feier des braunſchweigiſchen Infanterieregiments 
Nr. 92 und des Buſarenregiments Nr. IT mit 
großen Feſtlichkeiten begangen. Der Herzogregent 
hatte eine Stiftung von 10.000, der Herzog von 
Cumberland 30.000 Mark überwieſen. Am 18. Of- 
tober ließ der Prinzregent amtlich erklären, daß die 
künftige Regelung der Regentſchaft nur unter Er- 
füllung der Pflichten gegen das Reich erfolgen 
werde. Am 9. November verlobte er ſich mit der 
Prinzeſſin Elifabeth von Stolberg-Roßla. Die 
Vermählung fand am 15. Dezember in Brauna 
ſchweig unter Teilnahme des Uaiſers ſtatt. Die 
Neuvermählten traten am 29. eine Reife nach Süd- 
und Oſtaſien an. 
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Sachſen⸗Meiningen. Für die Landtagswahlen 
im Oktober hatten die bürgerlichen Parteien ein 
Bündnis gegen die Sozialdemokraten abgeſchloſſen. 
Letztere gewannen bei den allgemeinen Wahlen 
zwei Wahlſitze. Infolgedeſſen wurde der Sozial— 
demokrat Weh der zum Dizepräfidenten des Land- 
tags gewählt. 

Sachſen⸗Altenburg. Der Landtag hat am 
2. März ein neues Wahlgeſetz angenommen, nach 
dem auf das Land 12, auf die Städte U und auf 
die Höchſtbeſteuerten 9 Abgeordnete fallen. Ihre 
Anzahl iſt um zwei vermehrt worden. 

Anhalt. Der Candtag wurde am 22. Februar 
durch den Herzog Leopold Friedrich mit einer 
Thronrede eröffnet, die die Erhöhung der Beamten— 
gehälter und zur Aufbringung der Mittel ein Ur— 
kundenſtempelgeſetz und eine Erhöhung der Ein— 
kommenſteuer ankündigte. Am 29. März wurden 
die Anträge auf Beſeitigung der geiſtlichen Schul— 
aufſicht abgelehnt, das Beſoldungsgeſetz im April 
angenommen. Ende des Jahres wurde Staats- 
miniſter v. Dallwitz zum Gberpräſidenten von 
Schleſien ernannt, Nachfolger wurde ſein bisheriger 
Stellvertreter Ernſt Laue. 

Schwarzburg⸗Sondershauſen. Fürſt Karl 
Günther verſchied am 28. Mär; im Sa- 
natorium Weißer Hirſch bei Dresden im 79. Le- 
bensjahre, der zweitälteſte der regierenden deutſchen 
Fürſten. Er war ein Studiengenoſſe und Jugend— 
freund Kaifer Friedrichs III. und nahm als 
preußiſcher Offizier am Feldzuge von 1866 teil. 
Nachdem er als Nachfolger feines erblindeten Va— 
ters 1880 die Regierung angetreten hatte, hat er 
ſich ebenſowohl durch ſeine edle Reichsgeſinnung 
wie durch feine gerechte und wohlwollende Lei- 
tung der Geſchicke feines Landes ausgezeichnet. Da- 
für dankte ihm auch die tiefe Trauer der Bevöl— 
kerung bei der feierlichen Beiſetzung in Sonders— 
haufen am I. April. Als Vertreter des Kaifers war 
Prinz Auguſt Wilhelm anweſend, viele Fürſten 
und Prinzen ſchritten hinter dem Sarge. Fürſt Karl 
Günther war kinderlos, vermählt mit der Prin- 
zeſſin Maria von Sachſen-Altenburg und war 
der letzte Sproffe feines Haufes. Das Fürſtentum 
fällt an Schwarzenburg-Rudolſtadt, mit dem es ein 
gemeinſames Miniſterium erhalten foll. Das Der- 
mögen des Derftorbenen fällt nach dem Ableben 
ſeiner Witwe einzelnen Gemeinden und Stiftungen 
des Fürſtentums zu. 


Verſchiedenes. 


Deutſchland hat feine Zeppelins, feine Parfe- 
vals und ſeine Groß, deren Leiſtungen keine andere 
Nation bisher gleiches an die Seite zu ſtellen hatte. 
Aber für das deutſche Volk in ſeiner Geſamtheit 
it und bleibt Graf Seppelin, der größte unter 
ihnen. Es iſt ein gutes Seichen für den geſunden 
deutſchen Sinn, daß er fih nicht durch die klein- 
lichen Parlamentsſtreitigkeiten und die Steuerhetze 
der Seitungen die Begeiſterung für den Mann der 
Tat, den greiſen Grafen, trüben läßt. Es wird 
auch bald wieder die Stunde kommen, in der man 
zwiſchen Tat und Reden in anderen Dingen genau 
unterſcheidet. Mit atemloſem Staunen verfolgte man 
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im abgelaufenen Jahr die kühnen Dauerfahrten 
des ſeiner ſelbſt ſicheren Grafen, die faſt ſämtlich 
in heftigem Kampfe gegen widriges Wetter durch- 
geſetzt wurden. So die Dauerfahrt von Friedrichs⸗ 
hafen nach München, am J. und 2. April, ſeine 
auf 30 Stunden berechnete Pfingſtfahrt nach Bitter- 
feld, die durch ſenſationelle Reportermeldungen 
durchaus zu einem Beſuch in Berlin geſtempelt 
werden ſollte, dort alles auf die Beine gebracht 
und ſelbſt den Kaifer von Potsdam nach Berlin 


gelockt hatte. Nach 38ſtündiger Fahrt geriet der 


Ballon auf der Rückkehr infolge der Erſchöpfung 
des Perſonals bei einer Landung in der Nähe von 
Göppingen in einen Birnbaum und wurde ſo er— 
heblich beſchädigt, daß ein Teil abmontiert werden 
mußte, der notdürftig hergeſtellte Reſt aber mit 
einer Maſchine Friedrichshafen doch wieder er— 
reichte. Neuen Schwierigkeiten begegnete die Aber- 
führung des „Seppelin 1“ nach Metz. Schwere 
Regenſtürme nötigten das Luftſchiff zu einer Lan- 
dung im freien Felde bei Biberach, von wo nach 
fünf Tagen die Fahrt fortgeſetzt und am 4. Juli 
früh Metz unter ungeheurem Jubel der Bevölkerung 
glücklich erreicht wurde. Die vereinbarte Fahrt nach 
Berlin mit dem neuen „Seppelin III“ wurde am 
27. Auguſt von Friedrichshafen angetreten. Wegen 
Störungen an den nicht ausreichend erprobten Mo— 
toren und : Antriebsvorrichtungen kam der Ballon erft 
gegen Abend nach Bitterfeld, wo er landete, da 
Berlin nicht vor der Dunkelheit zu erreichen war. 
Die Berliner Bevölkerung nahm auch diefe Ent- 
täuſchung nicht übel, ſondern war am nächſten Tage 
(Sonntag) wieder vollzählig auf dem Platze. Die 
Ankunft des Grafen Seppelin, der das Luft- 
ſchiff ſelbſt führte, in der Reichshauptſtadt geſtaltete 
ſich für Millionen zu einem wirklichen Volksjubel⸗ 
feft vom Kaifer bis herab zum einfachen Privat- 
mann. Auf der Rückfahrt erlitt der „Seppelin III“ 
bei Bülzig einen Propellerbruch, der für jedes 
andere Syſtem verderblich geweſen wäre, hier aber 
nur zu einem zweitägigen Aufenthalte nötigte. Die 
Folge davon war freilich, daß der beabſichtigte Be- 
juh von Bundesrats- und Reichstagsmitgliedern in 
Friedrichshafen um einen Tag verſchoben werden 
mußte und auch die Begrüßung des Kaifers Franz 
Joſef bei ſeiner Anweſenheit in Bregenz durch 
den „Seppelin“ unterblieb. Weitere Fahrten zur 
Cuftſchifferausſtellung in Frankfurt a. M. und in 
das rheiniſch⸗weſtfäliſche Induſtriegebiet ergaben 
gleichfalls die ungeheuere Widerſtands⸗ und Lei- 
ſtungsfähigkeit des Seppelinſchen Syſtems. 

Die Hetze gegen die ohne die Liberalen zuſtande 
gekommene Finanzreform beſchäftigte die Milieu⸗ 
preſſe den ganzen Sommer hindurch ſo ausgiebig, 
daß fie fich nicht mit Erfindungen über Miniſter⸗ 
ſtürze u. dgl. zu bemühen brauchte. Aber einen 
beſonderen Genuß mußte ſie ſich doch machen: 
das war die ſogenannte „Ferrerwoche“. In Bar- 
celona war nach der Revolution der notoriſche 
Anarchiſt Ferrer erſchoſſen worden, der dort eine 
anarchiſtiſche „freie Schule“ unterhielt, bei dem der 
Bombenwerfer Morral bei der Königshodhzeit 
1006 „Privatſekretär“ geweſen war ꝛc. Da aber 
Ferrer Mitglied der Loge war, die in allen roma- 
niſchen Cändern der Sitz politiſcher Agitationen und 


It? 


republikaniſchen Derfchwörungen iſt, machte die von 
ihr beeinflußte Preſſe dieſer Länder ungeheueren 
Lärm, worauf Proteſte in Verſammlungen und in 
den Kammern in Rom, Paris ꝛc. folgten. Die aus⸗ 
ländiſche Blätter kritiklos nachſchreibenden deutſchen 
Seitungen folgten nichts weniger als errötend dieſen 


Spuren, und plötzlich befand ſich Deutſchland in 


einer gewiſſen Aufregung gegen den angeblichen 
„Juſtizmord“. Auch der gewöhnlich ſchlafende 
„Goethebund“ hielt für nötig, einen Proteſt er- 
gehen zu laſſen. Wenn Goethe dieſen offenkun⸗ 
digen Mißbrauch ſeiner Anſicht erlebt hätte! Die 


Bewegung erloſch ebenfo raſch wieder, wie fie ge- 


kommen war — wie die Maikäferplage. 

Am 14. und 15. Auguft wurde in Detmold 
und auf der Grotenburg am Hermannsdenkmal 
unter überaus zahlreicher Beteiligung die tauſend⸗ 
jährige Jubelfeier der Schlacht im Teutobur- 
ger Walde begangen, woran ſich auch Fürſt 
Leopold zur Lippe mit Gemahlin beteiligte. 
Profeſſor Dr. Hans Delbrück hielt die Seftrede, 
der eine Darſtellung des Feſtſpieles „Hermann der 
Cherusker“ von A. Weweler folgte. 

Eine Erwähnung verdient auch der ſogenannte 
Kieler Werftprozeß, der wochenlang die 
Zeitungen beſchäftigte, aber am 3. Dezember mit 
der Freiſprechung ſämtlicher wegen Unterfchlagung 
Angeklagten endete. Es ergab ſich, daß zwar be— 
dauerliche Unterſchleife vorgekommen ſind, aber nicht 
ſchlimmer wie in jedem Privatbetriebe und geradezu 
unbedeutend im Verhältnis zu der gewaltigen Ge— 
ſamtſumme der rieſigen Flottenverwaltung, deren 
Tätigkeit im Gegenteil die vollſte Anerkennung ver- 
dient. Die Erheber der ausſichtsloſen Anklage haben 
offenbar gar nicht bedacht, welches Material zur 
Berabſetzung des Vaterlandes fie feinen inneren 
und äußeren Feinden geboten haben. Die in der 
Preſſe vielfach gezogenen Vergleiche zwiſchen Ma— 
rine- und Armeeverwaltung und gar mit „kauf- 
männiſchen Betrieben“ beruhten meiſt auf Sady- 
unkenntnis. Das von den geſetzgebenden Körper- 
ſchaften feſtgelegte und eingeengte Svitem der Ma- 
rine verwaltung, das trotzdem fo außerordentliches 
geleiſtet hat, iſt gar nicht kaufmänniſch zu betreiben, 
weil ihm die freie Entſchlußfähigkeit des nicht an 
Vorſchriften gebundenen Kaufmanns verwehrt ift. 
Das ſchließt allerdings einige Verbeſſerungen der 
Kontrolle nicht aus. 

Am 7. Februar ſtarb in Gries bei Bozen der 
ehemalige Hofprediger und Reichstagsabgeordnete 
D. Adolf Stöcker im 74. Lebensjahre. Er war 
eine der markanteſten Geſtalten der politiſchen Be— 
wegung der letzten Jahrzehnte, leitete Ende der 
Siebziger jahre die chriſtlichſoziale Bewegung ein, 
um die Arbeiter für chriſtliche und vaterländiſche 
Geſinnung zurückzugewinnen, was ihn nach und 
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nach durch den Widerſtand der ſozialdemokratiſchen 
und linksliberalen Preſſe in das antiſemitiſche 
Lager führte. Da er feiner ausgeſprochenen poli- 
tiſchen Richtung nicht entſagen wollte, gab er 1890 
fein Hofpredigeramt auf und trennte fih auch ſpäter 
von den Nonſervativen. 

Der ehemalige langjährige vortragende Rat im 
auswärtigen Amte Geheimrat Fritz v. Holſtein 
ſchied am 8. Mai in Berlin aus dem Leben. Er 
war 1857 geboren. Politik war fein Lebenselement, 
und darum blieb er auch 20 Jahre gewiſſer— 
maßen in der Sentrale der Reichspolitik, vielleicht 
auch, weil ihm ſein Verhalten im Arnimprozeß 
den Weg zur Botſchafterlaufbahn erſchwert hatte. 
Daß er auch nach dem Ausſcheiden des Fürſten 
Bismarck im Dienſte blieb, hat ihm ſeinerzeit 
die Friedrichsruher Tafelrunde ſchwer verdacht. Das 
hat ihn aber nicht abgehalten, nach feinem Aus- 
ſcheiden aus dem Amte Maximilian Harden 
Material zu liefern. 

Am 2. Mai ſtarb unerwartet in Friedrichs⸗ 
hafen der frühere württembergiſche Miniſterpräſi— 
dent Hermann Frhr. v. Mittnacht nadh, voll- 
endetem 84. Lebensjahre. Er war der letzte lebende 
deutſche Staatsmann, der als leitender Miniſter an 
der Gründung des Reiches Anteil hatte. Obwohl 
ein ausgeſprochener Partikulariſt ſtand er doch in 
faſt allen großen Fragen dem Fürſten Bismarck 
zur Seite, deſſen Vertrauen und Freundſchaft er 
dafür genoß. Auch auf die Geſchicke ſeines Landes 
hat er einen Einfluß ausgeübt, wie wenige vor ihm. 

Einer der noch wenigen Überlebenden aus dem 
Frankfurter Parlament, der 95jährige ehemalige 
Univerſitätsprofeſſor in München Johann Nepomuk 
Sepp, ſtarb am 5. Juni. Obwohl er nie auf- 
hörte, ein ausgeſprochener Bayer zu ſein und nie 
die Selbſtändigkeit des Landes aufgegeben hätte, 
bewahrte er doch ſchon in Frankfurt eine preußen- 
freundliche Haltung, und 1870 rief er in der bay- 
riſchen Kammer den Befürwortern einer neutralen 
Haltung zu: „Wir Bayern haben an der Schlacht 
bei Leipzig nicht teilgenommen, bei der neuen Na— 
tionalſchlacht wollen wir dabei ſein.“ Dem Reichstage 
hat er nicht angehört, wohl aber vorher dem Soll— 
parlament. 

Der im Juli wegen Überanſtrengung aus dem 
Amte geſchiedene Kultusminiſter Dr. Holle erlag 
ſchon am 12. Dezember in Godesberg bei Bonn 
ſeinem Leiden, für das er vergeblich in Italien 
Heilung geſucht hatte. Er war erſt 55 Jahre alt 


und hatte fidh in feinen früheren Stellungen ſchon 


durch außerordentliche Befähigung und Arbeitsluſt 
ausgezeichnet. Mit Recht ſprach der Kaifer der 
Witwe in einem Telegramm aus, daß der Per- 
ſtorbene dem Daterlande noch ausgezeichnete Dienſte 
hätte leiſten können. 
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Oſterreich⸗ Ungarn. 


[ s mochte in den letzten Jahren manchen 
Il nicht mit beſonderem Weitblick Begabten 

w fo vorkommen, als wenn die große habs— 
burgiſche Monarchie ein wenig außer Rand und 
Band gegangen ſei, als wenn die Sentralgewalt 
ihre alte Energie verloren hätte, nicht mehr herrſchte, 
ſondern mit mehr oder weniger ausgeſprochenen 
Rebellen unterhandle. Hier iſt dieſer Standpunkt nie- 
mals geteilt worden. Die Annahme, daß man einen 
mit vielen feurigen Roffen beſpannten Wagen daz 
durch zu lenken gedenke, daß man die Sügel 
immer nur nachlaſſe, war irrig. Eine ſolche Re— 
gierung ift nicht nur mühſelig, ſondern geradezu 
unmöglich, denn ſie hätte entweder zur gänzlichen 
Auflöſung des Reiches in feine nationalen Beſtand— 


teile oder zur Allgewalt der Krone zurückführen, 


müſſen. Letzteres iſt heutzutage kaum mehr möglich; 
aber deswegen, weil man die nationalen Kräfte 
vor dem Staatswagen ſich einigermaßen austoben 
ließ, um ihre politiſche Leiſtungsfähigkeit zu er— 
proben, iſt noch keineswegs der Schluß zu ziehen, 
daß man die Sügel aus der Hand gegeben habe. 
Die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie wird nie 
gänzlich eines autokratiſchen Einfchlags entbehren 
können, und die Krone wird dort nicht allein aus 
hiſtoriſchen Gründen ſtets einen noch mehr aus- 
ſchlagenden Einfluß ausüben müſſen als in rein 
nationalen Staaten; aber wer die letzten vier Jahr— 
zehnte in ruhiger Prüfung überblickt, wird zuzugeben 
genötigt ſein, daß ſie dies auch in allen ent— 
ſcheidenden Staatsfragen nicht verſäumt hat. Die 
einzelnen Nationen, die überhaupt dabei in Betracht 
kommen, haben das zu ihrem Leidweſen erfahren 
müſſen, wenn, ſie ſich einmal in Überſchätzung ihres 
Uraftgefühls verleiten ließen, den Staatswagen 
allein leiten oder zum Stillſtand bringen zu wollen. 
Auch der einzige Hauptfehler, der einmal in einer 
Stunde politiſcher Enttäuſchung gemacht wurde, die 
Spaltung in zwei Staaten — ein Anachronismus 
in unſerer Seit der Großmächte — ift längſt über 
ſeinen verderblichen Höhepunkt hinaus, ſeitdem fich 
herausgeſtellt hat, daß der von allen Seitungen, 


denen er Stoff liefert, geprieſene Parlamentarismus 


nicht die Hauptſache, am wenigſten aber die Kraft- 
quelle der Staaten ift. Nirgends tritt das fo ſchla— 
gend. hervor wie in Gſterreich-Ungarn, wo man 
die parlamentariſchen und nationalen Roſſe hat 
austoben laffen, um nun die in der Hand Der 
Krone ruhenden Sügel wieder ſtraffer zu faſſen. 
Das läßt ſich hüben wie drüben auf bewen Ufern 
der Leitha deutlich erkennen. 

Es gibt Leute, die darin eine Wandlung in 
der Politik des Monarchen ſehen, ſie ſogar auf den 
Einfluß des Thronfolgers zurückführen wollen. 
Ohne deſſen klaren Blick und ſtets bewieſene Energie 
in irgend einer Weiſe unterſchätzen zu wollen, 
würde man doch mit dieſer Annahme den greiſen 
Kaifer Franz oſef nicht richtig einſchätzen. 
Seine unerſchütterliche Beſtimmtheit in allen Fra— 
gen, die die von der Verfaſſung ausdrücklich der 


Krone vorbehaltenen Rechte: Hoheit über das Der- 


teidigungsweſen und die Leitung der auswärtigen 


Politik, betrafen, hätte ſchon früher darüber be» 
lehren können, daß ſich mit einer überaus großen 


Milde und Nachgiebigkeit in allen anderen Dingen 


eine ungemeine Feſtigkeit und Entſchiedenheit in der 
Perſon des Monarchen zuſammenfinden. Nationaler 
und Parteienhader find die unvermeidlichen Begleit⸗ 
erfcheinungen jedes aus Wahlen mit ihren Agita- 
tionen hervorgehenden Parlamentarismus, und es 
gehört eine gewiſſe objektive Höhe des politiſchen 
Standpunktes dazu, ſich nicht darüber unnötig auf⸗ 
zuregen und dergleichen zu überſchätzen. Darunter 
kann ein moderner Staat leiden, aber zu Grunde 
geht er daran nicht; für Gſterreich⸗Ungarn find 
die gemeinſamen hiſtoriſchen Bande und die Ge— 
walt der Urone dazu zu mächtig. Es iſt ſchon 
in früheren Jahrgängen betont worden, daß Kaifer 
Franz Joſef auf dieſer politiſchen Höhe ſteht 
und fidh in feinen Entſchließungen weder von Par- 


teien und Nationen, noch von Perfonen, Kama- 


rilla ꝛc. beſtimmen läßt. Wenn er feit Jahren dem 
einſichtigen Rate des Thronfolgers Raum gewährt, 
ſo liegt darin mehr eine Wertſchätzung für deſſen 
Perſönlichkeit und ein Beweis für die unendliche 
Liebenswürdigfeit des Monarchen, die er auch feinem 
einſtigen Nachfolger beweiſt. Aber unter feinem Ein- 
fluſſe ſteht er nicht, ſo viel zwiſchen beiden auch 
eine Übereinſtimmung der Anſichten beſteht. Wenn 
ſich in neuerer Seit, wie man ſagt, eine feſtere 
Hand geltend macht, ſo liegt doch ausreichender 
Grund dafür in den hilfloſen parlamentariſchen gu- 
ſtänden der beiden Reichshälften, die, nachdem alle 
ſanften Mittel erſchöpft ſind, bewieſen haben, daß 
ſie aus ſich heraus nicht mehr geſunden können, 
woraus für die Urone die Pflicht erwächſt, nun 
auch im Innern Aufgabe und Richtung vorzu— 
ſchreiben. Dafür mußte allerdings ein Seitpunkt 
gewählt werden, in dem der hoffnungsloſe Suſtand 
der Parlamente auch dem einfachſten Manne klar 
geworden iſt, und wo der Staat durch den Gang 
der Weltereigniſſe genötigt war, nach langer, in 
parlamentariſcher Reibung vergendeten Seit wieder 
eine poſitive Politik aufzunehmen. Wenn nicht alles 
täuſcht, ſo hat die Mehrzahl der Bevölkerung in 
der Monarchie Derftändnis dafür. 

Auch die Ernennung des Grafen Ahrenthal 
zum Leiter des auswärtigen Amtes hängt damit 
zuſammen. Jedenfalls wird ſeitdem die Einheit der 
Monarchie ſtärker betont und infolgedeſſen läßt auch 
die Führung der inneren Angelegenheiten in beiden 
Reichshälften größere Feſtigkeit und Sielſicherheit 
wahrnehmen. Der Staat iſt nicht mehr Material, 
aus dem fih Tſchechen und Magyaren ein Staats- 
ideal zurecht zimmern möchten, woraus aber noch 
lange nicht folgt, daß alle ſogenannten „Poſtulate“ 
der deutſchen Parteien nun ohne weiteres als Staats» 
notwendigkeiten proklamiert werden. Die Deutſchen 
haben im Gegenteil noch. mehr nötig wie bisher, 
alle radikalen Neigungen aufzugeben, ihren Vor— 
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teil nur in der Unterſtützung des Reichsgedankens 


zu ſuchen und vor allen Dingen zu vermeiden, ſich 
nicht wieder wie 1879 in doktrinärer Befangenheit 
in der Bewilligung von wirklichen Lebensbedürf⸗ 
niſſen des Staates von den Slawen übertreffen zu 
laſſen, wodurch ſie die verhängnisvolle „Ara Taaffe“ 
mit ihren verderblichen Folgen über ihr Haupt be- 
ſchworen hatten. Die Gelegenheit für ſie iſt jetzt 
günftig, aber ohne Opfer ift nirgends auf der Welt 
etwas zu haben, und was die Väter verſpielt 
haben, können Söhne und Enkel nur ſchwer wieder 
gewinnen. Gſterreich iſt kein Nationalſtaat und kann, 
ſchon weil kein Volksſtamm die Mehrheit hat, nicht 
nach einem beſtimmten nationalen Grundſatz re— 
giert werden. Ob der „Nachtwächter von Leito- 
miſchl“ oder der „Wagenſchieber von Boskowitz“ 
deutſch oder tſchechiſch ſpricht, iſt keine Staatsfrage. 
Aber die Geſchichte der Annexion von Bosnien und 
der Herzegowina hat nicht nur gelehrt, daß das 
Bündnis mit Deutſchland unerläßlich iſt und nach 
allen Seiten hin volle Sicherheit gewährt, ſondern 
daß auch die tſchechiſchen und die Mehrzahl der 
ſüdſlawiſchen Parteien panſlawiſtiſchen Tendenzen 
zuneigen und in ihrem Innern der geſamten aus- 
wärtigen Politik der Monarchie feindlich geſinnt 
ſind. Es verbietet ſich darum für jede Regierung 


von ſelbſt, einer Verwaltung Raum zu geben, unter 


der die Tſchechen auf terroriſtiſchem Wege ein Stück 
nach dem anderen vom nationalen Beſitzſtande der 
Deutſchen an fich reißen. Man darf aber auch nicht 
auf deutſcher Seite dieſe Gunſt der Lage dadurch 
wieder verſcherzen, daß man jede Beſetzung einer 
Stelle zu einer Staatsfrage aufzubauſchen ſucht und 
ſich dadurch wieder in eine oppoſitionelle Stellung 
hineinärgern läßt, die die Regierung zwingt, doch wie- 
der die ſlawiſche Unterſtützung annehmen zu müſſen. 


Politiſche Ereigniſſe des erſten Halbjahres. 


| Schwerer als Völker zu leiten, ſcheint die Auf⸗ 

gabe zu ſein, durch den aufgeregten Trubel des 
parlamentariſchen Parteiweſens einen ſicheren Kurs 
zu ſteuern und das vorgeſetzte Siel zu erreichen. 
Dieſer Gedanke zwingt ſich unwillkürlich auf, wenn 


man die groß angelegte Politik des leitenden Mi⸗ 


nifters mit dem kleinlichen Parteitreiben im Reichs- 
rate vergleicht, der in einer Seit großer Ent— 


ſchlüſſe und keineswegs ohne damit zuſammenhän⸗ 


gender Gefahren, nur oberflächlich davon berührt, 
die gewohnten Parteiſteckenpferde weiter zu reiten 
verſuchte. Für die Monarchie bedeutet an und für 
fich die Annexion von Bosnien und der Herze- 
gowing wie auch der drohende Krieg mit dem ohne 
mächtigen Serbien ſehr wenig, die damit zuſammen— 
hängenden Anderungen ſind gering und würden 
auch nicht größer geweſen ſein, wenn der Krieg 
wirklich zum Ausbruch gekommen wäre. Aber daß 
ſich die politiſche Lage ſo zuſpitzte, daß man gegen 
Serbien, und wer konnte wiſſen, gegen wen noch, 
zu rüſten gezwungen war, daß man vor dem äußer— 
ſten nicht mehr zurückſchreckte und die Notwendigkeit 
davon die geſamte Bevölkerung, wenige bezeich- 
nende Ausnahmen abgerechnet, durchwehte, das ift 
von großer Bedeutung. Es gibt neben der parla— 
mentariſchen und nationalen Miſere doch ein ge— 


waltiges Staatsgefühl in Öfterreich-Ungarn, und die 
Nachwirkung der Bewegung in jenen entſcheidungs⸗ 
vollen Tagen macht ſich noch in der Gegenwart 
bemerklich. Jenes entſchloſſene Gefühl iſt noch le— 
bendig, man ſieht mit gutem Mute in die Sukunft, 
der ſeit Jahrzehnten eingefreſſene Peſſimismus iſt 
verſchwunden, und die Regierung kann ſich darauf 
verlaſſen, ſelbſt wenn die Parlamente verſagen. 

Beim Jahresbeginn war die Lage noch ziem— 
lich unſicher. Der Monferenzgedanke, dem die Be- 
abſichtigung einer Demütigung Gſterreich⸗-Ungarns 
zugrunde lag, war noch nicht beſeitigt. Dahinter 
ſtand offenbar die engliſche Politik, die Rußland 
nur verſchob und ihren ſeit Jahren betriebenen 
Plan verfolgte, der habsburgiſchen Monarchie zu 
beweiſen, daß das Bundesverhältnis mit Deutſch⸗ 
land in ſchwierigen politiſchen Lagen wertlos ſei, 
und nur Englands Duld die Vorteile gewähre, 
alle Hinderniſſe aus dem Wege zu räumen. Aber 
in Wien wie in Berlin war man dagegen über 
die Vorzüge einer realen Machtpolitik vollkommen 
klar, und man wußte, daß man gerade damit den 
Frieden der Welt zu erhalten vermochte und auch 
ferner erhalten werde, ohne daß ſich eine der 
beiden Mächte genötigt fieht, aus feiner Intereſſen— 
ſphäre herauszutreten oder in die des Nachbars 
hinüberzugreifen. An dieſem einfachen Machtver— 
hältnis zerſchellte auch die ſerbiſche Intrigue, die 
gar nicht eingefädelt worden wäre, wenn ſich nicht 
unterſchiedliche Ententepolitiker eingebildet hätten, 
Deutſchland werde wegen der ſeinen Intereſſen 
gänzlich fernliegenden ſerbiſchen Frage den Ver— 
bündeten im Stiche laſſen. Das hätte aber eine Ge— 
fährdung des Beſitzes von Bosnien für die u- 
kunft bedeutet, und darum entſchloß man ſich in 
Berlin, ſchon jetzt für die Grundlage des ganzen 
Dreibundes, die gegenſeitige Garantie des Beſitz— 
ſtandes, einzutreten. Serbien mußte ſchließlich die 
demütigenden Folgen der geſcheiterten Ententepolitik 
einſtecken. Es war ein Triumph der Ahrenthalſchen 
Politik, als Rußland Serbien ſchon in den letzten 


Tagen. des Februars den Rat erteilen mußte, alle 


Gebietsforderungen aufzugeben. Nun läßt ſich nicht 
behaupten, daß die öſterreichiſch-ungariſche Politik 
Serbien übermütig behandelt hätte, denn ſofort nach 
dem Schritte Rußlands wurde in Wien offiziös er- 
klärt, nach dieſem Verzicht ſei die Seit gekommen, 
in der man mit Serbien über wirtſchaftliche Dor- 
teile verhandeln könne. Da man in Belgrad die 
Sachlage noch nicht zu überblicken in der Stimmung 
war, mußte freilich auch an einen ernſten mili— 
täriſchen Druck gedacht werden. Aus dienſtlichen 
Kückſichten wurde am 9. März der bisherige fom- 
mandierende General und Chef der Landesregierung 
Winzor unter Ernennung zum Freiherrn und An- 
erkennung ſeiner Verdienſte ſeines Amtes enthoben 
und der rangältere General Varesanin er- 
nannt, was als erſter Schritt der Vorbereitung der 
Kriegslage anzuſehen war. Außerdem wurde die 
Einberufung der Reſerven vorbereitet, aber noch 
kein Ultimatum an Serbien gerichtet, jedoch ließ 
der Thronfolger Erzherzog Franz Ferdinand 
offiziell die Nachricht des Pariſer „Figaro“ demen- 
tieren, nach der er geſagt haben ſollte, es werde 
nicht zum Kriege kommen. 
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Am 28. März erzielte die Ahrenthalſche Politik 
den zweiten großen Triumph, indem auch England 
ſeinen bisherigen Widerſtand aufgab, worüber die 
britiſche Preſſe jammerte, daß das deutſch⸗öſter— 
reichiſche Bündnis „Europa feinen Willen ot- 
troviert“ habe, und ein Teil der franzöſiſchen Blät- 
ter ſogar von „Revanche“ ſprach. Weniger hitzige 
Leute konnten daraus entnehmen, daß nun der Friede 
geſichert ſein müſſe. Schon am 2. April wurde im 
Wiener Gemeinderat unter lebhaftem Beifall der 
Antrag des Dizebürgermeilters Dr. Neumayer 
angenommen, eine Huldigung der Bevölkerung vor 
dem Kaifer aus Anlaß des erreichten Friedens- 
werkes durchzuführen. Damit wurde der Stimmung 
der weit überwiegenden Mehrzahl der Bevölkerung 
der Monarchie Ausdruck gegeben, die zu allen 
patriotiſchen Opfern bereit geweſen war mit Aus- 


Marian DareSanin v. DareS, 
Chef der Landesregierung von Bosnien und der Herzegowina. 


nahme der Slowenen, die für die „ſerbiſchen Brü> 
der fühlten“, und der Tſchechen, die ſogar die 
Abfahrt böhmiſcher Regimenter nach dem Süden 
zu hindern verſucht hatten. Während Mitte April 
das Reichskriegsminiſterium fchon den Beginn der 
Entlaſſung der „zur teilweiſen Ergänzung des 
Heeres“ einberufenen Reſerviſten ankündigte, ſchei⸗ 
terten noch am 13. die Verhandlungen über einen 
neuen Handelsvertrag mit Serbien, weil die Unter— 
händler keine gemeinſame Grundlage zu verein- 
baren vermochten. Am 18. April (Sonntag) fand 
bei prachtvollem Frühlingswetter im Parke von 


Schönbrunn die beſchloſſene Kaiſerhuldigung ſtatt, 


an der weit über 60.000 Perſonen — meiſt Kor- 
porationen — teilnahmen, ſo daß ſchließlich die 
Eingänge geſperrt werden mußten. Bürgermeiſter 
Dr. Cueger begab ſich in das Schloß, um dem 
Monarchen den Dank und die Huldigung der Reichs- 
hauptſtadt auszuſprechen. Kaifer Franz Joſef 
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jagte in feiner Erwiderung: „Ernſte Seiten find 
an uns vorübergegangen. Es erfüllt mich mit ftolzer 
Befriedigung, daß mir die patriotiſche Geſinnung 
der geſamten Bevölkerung der Monarchie ſowie 
die Bereitſchaft meiner von dem beſten Geiſte be— 
ſeelten tapferen Armee einen feſten Rückhalt und 
die Möglichkeit geboten haben, den Frieden zu er— 
halten. Denn auch ein gerechter und unabwendbarer 
Krieg fordert viele Opfer, und reicheren Segen 
bringt den Völkern ein in Ehren bewahrter Friede.“ 


Als der Kaifer hierauf auf der Freitreppe des 


Schloſſes erſchien, erſchütterten ſtürmiſche Hochrufe 
die Luft. Der Wiener Sängerverband trug patrio- 
tiſche Lieder vor, die unter ſtürmiſchen Hochrufen 
mit der Volkshymne ſchloſſen. 

Acht Tage darauf hatten die braven Wiener 
in etwas anderer Richtung Gelegenheit, ihrer Be- 
friedigung über den ebenſo friedlichen als ehrenden 
Ausgang der politiſchen Wirren Ausdruck zu geben. 
Am 25. April traf Kronprinz Friedrich Wil⸗ 
helm auf der Rückkehr von Bukareſt in Wien ein, 
um ſeinem kaiſerlichen Paten einen Beſuch abzu⸗ 
ſtatten. Die Tauſende und aber Tauſende von Men- 
ſchen, die bei herrlichem Sommerwetter vom Staats- 
bahnhofe bis zur Hofburg in dichten Reihen ſtanden 
und den kaiſerlichen Gaſt mit ſtürmiſchem Jubel 
begrüßten, drückten den Dank der Bevölkerung für 
die Bundestreue Deutſchlands aus. Kronprinz 
Friedrich Wilhelm traf, in öfterreichifcher 
Bufarenuniform, um 2 Uhr 8 Minuten ein und 
wurde vom Kaifer Franz Joſef und den in 
Wien anweſenden Erzherzogen, ſämtlich in preußi⸗ 
ſchen Uniformen, auf dem Bahnhofe auf das herz⸗ 
lichſte empfangen. Der Kaifer umarmte und küßte 
ihn dreimal in väterlich inniger Weiſe und fuhr 
mit ihm im offenen Hofwagen nach der Burg. Der 
Kronprinz war von der jubelnden Begrüßung der 
Wiener ſichtlich freudig überraſcht, aber noch mehr 
freute fich Kaifer Franz Joſef darüber. Nadh- 
mittags machte der Kronprinz den Erzherzogen Be- 
ſuche, ſagte aber die beabſichtigte Teilnahme am 
Frühjahrsrennen in der Freudenau ab. Abends 
7 Uhr war im neuen Saale der Hofburg Diner. 
Darnach begab fich der Kronprinz in das Hofopern⸗ 
haus und ſpäter zum Tee im Palais des Erz⸗ 
herzogs Friedrich. Am nächſten Vormittag legte 
er in der Uapuzinergruft an den Särgen der 
Kaiferin Elifabeth und des Kronprinzen Rus 
dolf Kränze nieder, begab fih darauf zum Mi- 
litärreitinſtitut, unternahm eine Praterfahrt und 
machte dem Miniſter des Außern Freiherrn von 
Ahrenthal einen Beſuch. Um 1 Uhr fand Früh⸗ 
ſtück in der deutſchen Botſchaft ſtatt, darnach be⸗ 
gab ſich Kronprinz Friedrich Wilhelm in den 
kaiſerlichen Marſtall, wo ihm in der Marſtallparade 
die prächtigen Wagen und Pferde vorgeführt wur⸗ 
den. Er beſuchte dann auch noch die Reitübungen 
in der Hofreitſchule. Um 7 Uhr fuhr Kaifer Franz 
Joſef mit dem Kronprinzen zum Belvedere, wo 
beim Erzherzog Thronfolger Franz Ferdinand 
Diner ſtattfand. Hierauf verabſchiedete fid) der 
Kaifer, und Erzherzog Franz Ferdinand be- 
gleitete ſpäter ſeinen Gaſt, der den ganzen Tag 
über bei ſeinen Ausfahrten ſtets von der Bevölkerung 
auf das wärmſte begrüßt worden war, unter er- 


125 Öfterreich-Ungamn. 126 


neuten Hochrufen des ungemein zahlreichen Publi- 
kums zum Nordbahnhofe, von wo nach der herz⸗ 
lichſten Derabfchiedung um 10 Uhr die Abreiſe nach 
Berlin erfolgte. 

Wie bereits ausführlich berichtet wurde, fand 
nach dieſem Dorfpiel die eigentliche Dankeskund⸗ 
gebung der Reichs- und Hauptſtadt Wien für die 
„Vibelungentreue“ Deutfchlands erſt am 14. und 
15. Mai während der Anweſenheit des Kaijers 
Wilhelm und der Kaiferin Auguſta Viktoria 
ſtatt. Dieſe Begegnung erhielt einen beſonderen po— 
litiſchen Hintergrund dadurch, daß der deutſche 
Kaifer kurz vorher eine Suſammenkunft mit dem 
König Viktor Emanuel gehabt hatte. Es iſt ja be⸗ 
kannt genug, daß zwar die offiziellen Beziehungen 


zwiſchen Gſterreich⸗Ungarn und Italien ſich durch⸗ 


wegs korrekt im Rahmen des Dreibundes bewegen, 
daß aber in den beiden Völkern Stimmungen vor- 
handen find, die fich häufig gereizt, mitunter gerade- 
zu feindlich äußern. Während der Spannung des 
letzten Winters hatten nun die Öfterreich feindſelig 
gefinnten Kreiſe in Europa nicht geruht, die Be- 
ſtrebungen der Irredenta, den Neid der Italiener 
über die befeſtigte Stellung Öfterreich-Ungarns auf 
der Balkanhalbinſel und ſelbſt das Mißtrauen gegen 
die Erſatzbauten für die öſterreichiſch-ungariſche 
Flotte kräftig zu ſchüren, während andrerſeits nicht 
verſäumt wurde, auch in Öiterreich-UIingarn die 
von der italieniſchen Regierung geplante Reorgani- 
ſierung des veralteten und zum Teil ziemlich ver⸗ 
rotteten Heerweſens zu verdächtigen. Die Abſicht 
war natürlich ſchon ſeit Jahren dabei, Italien vom 
Dreibunde loszulöſen, was nicht in allen Kreiſen der 
habsburgiſchen Monarchie durchſchaut wird. Da 
bilden nun glücklicherweiſe Deutſchland und ſein 
Berrfcher das Bindeglied zwiſchen den beiden an- 
deren Mächten des Dreibundes, ja Kaifer Wil⸗ 
helm vermittelt ſogar die perſönlichen Beziehungen 
zwiſchen dem Kaifer Franz Joſef und dem 
König Viktor Emanuel, die wegen der rö- 
miſchen Frage noch keine Suſammenkunft gehabt 
haben. Das wurde nun in Wien von den beiden 
Kaifern ſehr wirkungsvoll betont. Es war in Ita⸗ 
lien unangenehm empfunden worden, daß in den 
erften Monaten des Jahres weder Fürſt Bülow 
noch Miniſterpräſident Frhr. v. Bienerth bei 
ihren politiſchen Mitteilungen im Parlament 
Italiens gedacht hatten. Damals war doch 
einige Vorſicht, wohl gerade Italiens wegen, 
in der Behandlung dieſes Themas geboten. 
Inzwiſchen hatte eine Begegnung zwiſchen 
dem Fürſten Bülow und Tittoni ſowie die 
Zufammenfunft des deutſchen Kaifers mit dem 
König von Italien ſtattgefunden, es lagen überhaupt 
vollendete, aller Welt bekannte Tatſachen vor. Da 
war die Kundgebung der beiden Kaifer über die 
Bundestreue Italiens auch gewiſſen Kreiſen der 
italieniſchen Bevölkerung gegenüber erſt recht am 
Platze. Denn in Italien erkennt man trotz mancher 
Abneigung gegen Öfterreich-Ungarn den Wert des 
Dreibundes für die Unabhängigkeit des Landes von 
den Weſtmächten durchaus an. 

Für die Reich⸗hauptſtadt und die weitere Be- 
völkerung brachten die nächſten Tage noch reichen 
Anlaß zu patriotiſcher Anregung. Nachdem bereits 


am 15. Mai unter Anweſenheit des Kaifers Franz 
Joſef, der Erzherzoge, Generalität, Deputationen 
2c. das Denkmal für den Feldmarſchall Sreih. von 
Heg enthüllt worden war, wurde am 21. und 22. 
die Jahrhundertfeier der Schlacht bei Aſpern mit 
großen Feſtlichkeiten begangen. Am erſten Tage 
fand die Feier auf dem Schlachtfelde vor dem hi⸗ 
ſtoriſchen Löwendenkmal Fernkorns ſtatt; ſämt⸗ 
liche Erzherzoge, Miniſter, Vertreter des Parlaments 
und der Gemeindevertretungen von Wien und Buda⸗ 
peſt 2c. waren anweſend und begrüßten den Kaifer 
Franz Joſef, als er vormittags vor der hifto- 
riſchen Kirche eintraf, mit Begeiſterung. Nach der 
Feſtmeſſe begab er fich zum Löwendenkmal, wo der 
Bürgermeiſter von Wien Dr. Cueger die Feſt⸗ 
und Begrüßungsrede hielt. Er entledigte ſich dieſer 
Aufgabe wieder in ſeiner volkstümlich wirkſamen 
Sprechweiſe, gedachte der Helden von Aſpern, in 
deren Geiſte die lebende Generation zu handeln ge- 
lobe, und hob beſonders hervor, daß die Geduld, 
Weisheit und der feſte Wille des Monarchen ſowie 
die Macht des Bündniſſes mit Deutſchland in 
jüngſter Seit den Frieden erhalten habe. In ſeiner 


A und 22 me isoo 


rahmadh gefalle ven nütsem Antec. 


Kriegerdenkmal in Aſpern. 


Erwiderung betonte der Kaifer: „Möge der All— 
mächtige, welcher unſeren Vorfahren ſeinen Schutz 
und Schirm in ſo reichem Maße angedeihen ließ, 
auch fürderhin mit ſeinem Segen uns geleiten in 
friedlichen und ernſten Seiten.“ Nun begab ſich die 
Feſtverſammlung nach der an der Straße von Aſpern 
nach Etzling liegenden Napoleonswarte, wo der 
Grundſtein zu dem neuen großen Aſperndenkmal 
gelegt wurde. Hier hielt der Thronfolger Erzherzog 
Franz Ferdinand als Vertreter des Heeres die 
Anſprache und betonte, die Armee ſei in unerjchüt- 
terlicher Treue ihrem oberſten Kriegsherrn ergeben 
und ſeines Befehls gewärtig, ebenſo wie einſt ihre 
Vorfahren auf dem Schlachtfelde von Aſpern. In 
feiner Erwiderung fagte der Kaifer: „Der trauernde 
Cöwe hält bier die Ehrenwacht. Heute aber, nach 
hundert Jahren, ſchreiten wir dankbar gehobenen 
Sinnes zur Schaffung eines Denkmals, welches der 
fernen Nachwelt verkünden ſoll, wie in des Dater- 
landes Drang und Not der Ruf des Monarchen 
in der Begeiſterung des Heeres und des Volkes 
jenen Widerhall fand, der ſich in Gpferfreudigkeit 
und Todesmut unter Erzherzog Karls Führung 
fo glänzend bewährte.“ Er vollzog dann die üb- 
lichen erſten Bammerfchläge. Nach der Beſichtigung 
der zur Feier herangezogenen Truppen kehrte er 
unter den jubelnden Begrüßungen der Bevölkerung 


nach Wien zurück. 
® 
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Der nächſte Tag der Feſtlichkeiten begann in 
Wien mit einem Feſtgottesdienſte in der Dotivkirche. 
Darauf folgte eine Gedenkfeier vor dem Reiter- 
ſtandbilde des Erzherzogs Karl im äußeren Burg— 
hofe, dem ſogenannten Heldenplatze. Die Feſtver— 
ſammlung war die gleiche wie am vorigen Tage. 
Suerſt erklang ein Weihelied, dann legten der Kaifer 
und die Deputationen der Regimenter Nränze am 
Fuße des Denkmals nieder. Nach der Volkshymne 
defilierte die geſamte Garniſon von Wien vor dem 
Kaifer. Nachmittags fand ein großes Mannſchafts⸗ 
feſt unter rieſiger Beteiligung im Prater ſtatt. 
Abends gab die Stadt Wien der Generalität und 
den Deputationen der Regimenter (über 300 Offi- 
ziere) im Rathausſaale ein Feſt. Bürgermeiſter 
Dr. Tueger hielt die Begrüßungsanſprache voller 
patriotifcher Wärme und Beeresfreundlichkeit, der 
frühere Generalſtabschef Graf Beck brachte das 
Hoch auf Wien und ſeinen Bürgermeiſter aus. 
Weniger der Inhalt der Reden charakteriſierte 
übrigens die Wärme der Empfindungen, die Gäſte 
und Gaſtgeber verbanden, als vielmehr das ſtille, 
aber in jeder Miene lesbare Einverſtändnis, daß 
die Armee und das heutige deutſche Bürgertum 
die beiden Grundpfeiler in Gſterreich find, auf 
deren Traditionen die Einheit des Staates und 
die Dynaſtie ruht. Ein Teil der Preſſe, namentlich 
jener, der Dr. Lueger feindlich geſinnt ift, hat 
die Art der Seitlichfeiten getadelt; fie feien rein 
militäriſch geweſen, man hätte die Bürger mehr 
heranziehen follen, das Volk beteiligen c. Wie 
ſoll man das heute in unſeren Millionenſtädten 
machen? Daß bei einer Aſpernfeier das Heer in 
erſter Linie in Frage kommt, kann nicht beſtritten 
. werden, das „Volk in Waffen“ iſt das nächſte 
dazu. Der Wunſch nach größerer Heranziehung der 
„Bürger“ kann doch höchſtens nur für diejenigen 
gelten, die es dazu haben, ſich einen beſſeren 
Platz zu beſorgen. Alle übrigen, alfo das Volk 
werden ſich nach wie vor auf die Sehen ſtellen 
müſſen, wenn ſie etwas ſehen wollen. 

Am 27. Mai wurde der 100. Todestag Joſef 
Haydns begangen, des großen Meiſters der Töne, 
der insbeſondere durch feine Kaiſerhymne, die auch 
in Deutſchland als Volksmelodie fortlebt, in Gſter— 
reich ungemein populär iſt. In Wien und weiterhin 
war namentlich auch auf Veranlaſſung der inter- 
nationalen Muſikgeſellſchaft, vielfach Sorge dafür 
getroffen worden, daß durch muſikaliſche Auffüh- 
rungen auch der breiten Maſſe Gelegenheit ge— 
boten wurde, ſich an Schöpfungen Haydns zu 
erfreuen. Das war im deutſchen Öfterreich in allen 
bedeutenderen Orten geſchehen. Hie und da hatte 
man auch befondere Feſtlichkeiten veranftaltet, fo 
in Wien am 26. ein Feſtbankett der Stadt. Dabei 
feierte Dr. Cueger in einer eindrucksvollen Rede 
den großen Tondichter, bedauerte aber, daß dieſer 
in „fremder Erde“ ruhe, wo es verpönt iſt, das 
Schönſte und Erhabenſte zu hören, was er geſchaffen 
hat. Trotzdem begab er ſich am anderen Tage 
mit dem Wiener Feſtausſchuß für die Haydnfeier 
nach Eifenftadt in Ungarn, wo Haydn begraben 
iſt und wohin Graf Sſterhazy Einladungen zu 
einer Gedenkfeier erlaſſen hatte, der zahlreiche nam— 
hafte Perſönlichkeiten gefolgt waren. Nach der Feſt— 
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meſſe wurden Kränze am Grabe niedergelegt. Dr. 
Tueger kümmerte fich aber nicht um die An— 
ordnung des Gaſtgebers, nach der Wien als „aus 
ländiſche“ Stadt zuletzt an die Reihe kommen ſollte, 
ſondern legte den Kranz der Stadt Wien zuerſt 
nieder mit den Worten: „Wir ſtehen hier an dem 
Grabe Haydns, des guten Deutſchen und des 
guten Gſterreichers. Ich grüße auf ungariſchem 
Boden das Grab des Komponiſten, der uns unfere 
heilige Volkshymne geſchenkt hat, die auf dieſem 
Boden verachtet wird.“ Später begab er ſich in 
das Schloß und teilte dem Grafen E ſter haz y 
mit, die Wiener Deputation könne nicht Gaſt in 
einem Haufe fein, in dem die Volkshymne nicht 
geſpielt werden dürfe. Die deutſche Landbevölkerung 
des Homitats Steinamanger brachte der Wiener 
Deputation bei der Rückreiſe Ovationen dar. Man 
mag an der Form der Demonſtration Dr. Kuegers 
Anſtoß nehmen, jedenfalls hat er der Empfindung 


wohl aller Deutſchöſterreicher Ausdruck gegeben, die 


es fatt haben, ſich vom Übermut der Magyaren 
weiter verletzen zu laſſen. 

Von anderen politiſchen Ereigniſſen iſt nod 
zu erwähnen, daß am 28. Mai der Infant Ser- 
dinand von Spanien dem Kaifer Franz Joſef 
die Abzeichen der Marſchallswürde der ſpaniſchen 
Armee und dem Erzherzog Franz Ferdinand 
die Uniform des ſpaniſchen Kavallerieregiments 
Cuſitania überbrachte. Er wurde auf dem Bahnhofe 
vom Kaiſer und den Erzherzogen empfangen und 
nach der Hofburg geleitet. Am 4. Juni empfing 
der Kaifer eine türkiſche Spezialgeſandtſchaft, die 
ein eigenhändiges Schreiben des Sultans mit der 
Anzeige der Thronbeſteigung überreichte. Am fol- 
genden Tage eröffnete Kaifer Franz Joſef per— 
ſönlich im Künftlerhaufe die von der Allgemeinen 
deutſchen Kunſtgenoſſenſchaft veranſtaltete große 
deutſche Kunftausftellung, wobei Profeſſor Lö- 
with aus München die Begrüßungsanſprache 
hielt, und nahm am 20. Juni an der Grundſtein⸗ 
legung des techniſchen Muſeums für Induſtrie und 
Gewerbe teil. Am 25. Juni, dem 50 jährigen HGe- 
denktage der Schlacht bei Solferino, wurde der 
General der Infanterie Frhr. v. Fejer vary, der 
fich an jenem Tage den Maria Therejienorden 
erworben hatte, vom Kaifer Franz Joſef in 
beſonderer Audienz empfangen und erhielt die 
Brillanten zu dem Orden. Viel bemerkt wurde in 
dieſen Tagen die Ankündigung, daß der Thron— 
folger Erzherzog Franz Ferdinand im Monat 
Juli dem königlichen Hofe von Rumänien einen 
längeren Beſuch abſtatten und von ſeiner Ge— 
mahlin, der Fürſtin Sophie Hohenberg, be 
gleitet ſein werde. Es wurde dabei betont, daß 
die Dame in letzter Seit auch mehrfach zu den 
Hoffeſtlichkeiten herangezogen worden fei, was bis» 


her nicht der Fall war. 


Vom Reichsrate. 

Das Miniſterium Bienerth hatte vor Weih⸗ 
nachten trotz der Obſtruktion der radikalen Tiches 
chen ſein Budgetproviſorium durchgeſetzt, aber eine 
vernünftige Arbeit des Abgeordnetenhauſes war 
damit noch keineswegs für das neue Jahr ge— 
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fihert. Nun follte das Haus am 20. Jänner 
wieder zuſammentreten, und das Beamtenkabinett, 
das ſeinen proviſoriſchen Charakter vernehmlich be⸗ 
tonte, ſtellte feine Vervollſtändigung durch Parla- 
mentarier in Ausſicht und ſuchte dadurch die Arbeits⸗ 
fähigkeit des Abgeordnetenhauſes zu ermöglichen. 
Wie weit der kluge Frhr. v. Bienerth felbit daran 
glaubte, mag dahingeſtellt bleiben. Der Plan, ſo— 
fort in den erſten Sitzungen eine Reform der Ge- 
ſchäftsordnung durchzuſetzen, war ausſichtslos, da 


mehrere Parteien dagegen waren und da außer 


dem die Kleinigkeit von 120 Dringlichkeitsanträgen 
den Weg zur Tagesordnung verſperrte. Das beſte 
Mittel, durch Androhung des Schluſſes der Seſ— 
fton, womit die Diäten wegfallen, die parlamen— 
tariſche Arbeit zu erzwingen, läßt ſich aber ſchlechter— 
dings nur bei den dringlichſten Staatsnotwendig— 
keiten anwenden. Das Bindernis bei allem, auch 
bei der etwaigen Parlamentariſierung des Kabi- 
netts, war der Swieſpalt zwiſchen Deutſchen und 
Tſchechen. Gelang es, durch irgend ein Mittel 
dieſen zu beſeitigen, ſo wäre es hinterher völlig 
gleichgültig geweſen, wie viele parlamentariſche 
Eitelkeiten befriedigt werden mußten. Die Regie- 
rung machte nun den Verſuch, den Sprachenſtreit 
in Böhmen durch mehrere Geſetzentwürfe aus der 
Welt zu ſchaffen. Am ſchlimmſten trat die ſprach— 
liche Anarchie bei den Gerichten und im Poſtweſen 
zu Tage. Die Regierung hatte unbedingt die Der- 
pflichtung, im guten oder im böſen dem Unweſen 
ein Ende zu machen, gegenüber der aufſäſſigen 
Beamtenſchaft die Autorität des Staates wieder her— 
zuſtellen und den geſchäftlichen Verkehr vor weiteren 
daraus entſpringenden Schädigungen zu bewahren. 
Sie wendete aber ihre Exekutivgewalt gegen die 
Beamten nicht an, ſondern wollte die Grundzüge 
ihrer Geſetzentwürfe den zu dieſem Behufe einbe— 
rufenen Vertrauensmännern der deutſchen und tiche- 
chiſchen Parteien vorlegen. In anderen Ländern 
würde man das wohl kaum regieren nennen, aber 
das Kabinett erreicht damit den Vorteil, auf einige 
Seit von der böhmiſchen Sprachenfrage entlaſtet 
zu werden und die Verantwortung dafür, wenigſtens 
zeitweiſe, den Parlamentariern zuzuſchieben. Sie 
fand auch dafür den begeiſterten Beifall jener 
hauptſtädtiſchen Preſſe, die der Verordnungsgewalt 
jeder Regierung die tollſte Verwirrung im Lande 
vorzieht. 


Unter dieſen Umſtänden trat das Abgeordneten⸗ 


haus in febr gedrückter Stimmung wieder zuſam⸗ 
men. Die Regierung brachte Geſetzentwürfe über 
Errichtung einer italieniſchen Fakultät in Wien, 
über eine Abänderung des Berggeſetzes, über die 
Wahl von Arbeiterausſchüſſen und Beſtellung von 
Sicherheitsmännern beim Bergbau und ſchließlich 
die Rekrutenvorlage ein. Dann gingen die Debatten 
über die unglückfeligen Dringlichkeitanträge los und 
wurden in den nächſten Sitzungen fortgeſetzt, ſelbſt— 
verſtändlich ohne ein anderes Ergebnis, als daß 
ſich Parteien und Nationen gegenſeitig Unange— 
nehmes ſagten, demgegenüber das Vernünftige und 
Berechtigte in der Regel zu verſchwinden pflegt. 
Dabei wird auch der Ton von Tag zu Tag ſchärfer 
und unmanierlicher. So kam es darum ſchon am 
29. Jänner zu einer der üblichen Cärmſzenen. Das 
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als Allheilmittel angeprieſene „Volkshaus“ hat zur 
Abſchwächung des nationalen Haders nicht das 
mindeſte geleiſtet. Dazu haben die parlamentariſchen 
Miniſterien, die das allgemeine Wahlrecht erſt ers 
möglicht hatten, durch ihre tſchechiſchen Mitglieder 
auf ſprachlichem Gebiete, namentlich in der Prager 
Poſtdirektion, Suſtände geſchaffen, gegen die ſich 
der Unwille des geſamten Deutſchtums in der hef- 
tigſten Weiſe richtete. Die deutſchen Parteien bes 
ſtanden darum darauf, daß vor ihrem Eintritt in 
die Sprachenenquete erſt der grauenhaften Ders 
wirrung in der Prager Poſtdirektion mit durch- 
greifenden Verordnungen ein Ende gemacht werden 
müſſe, Die deutſchen Parteien hatten ſich über ein 
gemeinſames Vorgehen für die Verhandlungen über 
die Sprachen- und andere nationale Geſetze ges - 
einigt, die Tſchechen wollten dagegen ihre neuen 
„nationalen Errungenſchaften“ nicht wieder auf— 
geben. Am 22. war ein Regierungserlaß erſchienen, 
der die Sprachenfrage im Bereiche der Prager 
Poſtdirektion regeln ſollte, der aber die Deutſchen 
nicht befriedigte, da er nur die Suſtände vom 
1. Jänner 1907 wieder herſtellte, wo aber der 
tſchechiſche Bandelsminiſter Dr. Forſcht ſchon 
kräftig tſchechiſiert hatte. Damit war die Sprachen- 
enquete zu Waſſer geworden. Die Seitungen fingen 
ſchon an, von einer Miniſterkriſe zu reden und 
ihre Kandidaten zu empfehlen. 

Miniſterpräſident Frhr. v. Bienerth hatte 
am 26. Jänner dem Monarchen über die Lage 
Bericht erftattet, aber von einem Rücktritt war nicht 
die Rede. Die Seitungen legten das ſo aus: es ſei 
ihm eine neue Friſt zur Parlamentariſierung des 
Kabinetts zugeſtanden worden. Er brachte nun am 
5. Februar die beiden Geſetzentwürfe, die der En— 
quete hatten vorgelegt werden ſollen, direkt im 
Abgeordnetenhauſe ein. Der eine brachte die Kreis» 
einteilung auf Grund der nationalen Abgrenzung, 
der zweite eine Regelung der Sprachenfrage für 
die ſtaatlichen Behörden in Böhmen. Es iſt hier 
nicht nötig, dieſen Entwürfen kritiſch näher zu treten, 
da dies nur einen Sweck hätte, wenn die Par— 
teien die Neigung gehabt hätten, ſie als Grundlage 
für eine ernſte Beratung und Vereinbarung zu be- 
nutzen. Das war aber weder bei den Deutſchen 
noch bei den Tſchechen der Fall. Erſtere waren 
von neuem erboſt, weil ſich die tſchechiſchen Poſt— 
beamten nicht an den Regierungserlaß hielten, und 
weil der Prager Stadtrat den Bummel der deut- 
ſchen Studenten dadurch unmöglich zu machen ver— 
ſuchte, daß er unter dem Vorwande einer Repas 
ratur der elektriſchen Kabel das Straßenpflaſter 
auf dem Graben aufreißen ließ. Außer kleinen 
Gruppen, in denen Miniſterkandidaten ſaßen, vers 
hielten ſich alle deutſchen Parlamentarier grund- 
ſätzlich ablehnend. Die eindringliche Rede des Mi⸗ 
niſterpräſidenten, der ſchon beim Eintritte von den 
tſchechiſch Radikalen mit Proteſtrufen empfangen 
wurde, bewirkte trotz des unausgeſetzten Lärmens 
dieſer Elemente doch, daß ein Antrag auf ſofortige 
Beratung einſtimmig angenommen wurde. Die deut- 
ſchen und tſchechiſchen Radikalen proteſtierten aber 
hinterher dagegen, verlangten die Fortſetzung der 
Beratung der Dringlichkeitsanträge, und die leg- 
teren verübten ſtundenlang einen ſolchen Obſtruk— 
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tionslärm, daß die Sitzung reſultatlos blieb. Am 
nächſten Tage begann die Beratung wohl ziemlich 
friedlich, als aber der Jungtſcheche Dr. Kras 
marſch den Poſterlaß und den Leiter des Handels- 
miniſteriums Dr. Mataja heftig angriff, begann 
der Lärm ſämtlicher tſchechiſchen Parteien und wurde 
in der Sitzung am 5. ſo heftig fortgeſetzt, ſo daß 
der Miniſterpräſident Frhr. v. Bienerth dem 
Präſidenten die kaiſerliche Verordnung über den 
Schluß der Seſſion übergab und ſich mit den Mi⸗ 
niſtern entfernte. Eine ſolenne Prügelei zwiſchen 
Tſchechiſchradikalen und Sozialiſten beendete diefe 
Epiſode der Tätigkeit des Abgeordnetenhauſes. 
Nun betraute der Kaifer den Miniſterpräſi⸗ 
denten mit der Bildung eines definitiven Mini- 
ſteriums. Die Seitungen redeten von einem Beamten- 
miniſteriums; das hatte aber feine Schwierigkeiten, 
da gerade in der Seit der parlamentariſchen Ka- 
binette unter den minifterfähigen Beamten ſtark auf- 
geräumt worden war. Es zeigte ſich auch, daß 


Hofrat Prof. Dr. Albin Braf, 
Ackerbauminiſter. 


Frhr. v. Bienerth auf Parlamentarier, die im 
Derwaltungswefen Erfahrung beſaßen, hatte zurück⸗ 
greifen müſſen. Am 15. Februar fand die Der- 
eidigung des neuen Kabinetts ſtatt. Aus dem frü⸗ 
heren Miniſterium waren geblieben: der Miniſter 
des Innern Frhr. v. Haerdtl, der Candesver⸗ 
teidigungsminiſter FM. v. Georgi, ebenſo die 
drei Landsmannminiſter Dr. Schreiner, Dr. 
Sazek und v. Abrahamowicz. Juſtizminiſter 
wurde der Präfident der Grazer Advokatenkammer 
Dr. v. Hochenburger, Finanzminiſter (zum 
zweitenmal) der Gouverneur der öſterreichiſch-un⸗ 
gariſchen Bank v. Bilinski, Unterrichtsminiſter 
das Nerrenhausmitglied Graf Stürgkh, Handels- 
miniſter der Direktor der Wiener Stadtverwaltung 
Dr. Weiskirchner, Ackerbauminiſter das Herren- 
hausmitglied Dr. Braf, Arbeitsminiſter Hofrat 
Ritt. Eine Kundgebung der amtlichen „Wiener 
Zeitung“ teilte mit, das neue Kabinett folle „ein 
Minifterium der kräftigen, unbeeinflußten Derwal- 
tung, der nationalen Annäherung und der fo- 
zialen Formen ſein“ und werde „dafür zu ſorgen 
wiſſen, daß Volk und Parlament in die Redlich- 


Dr. Viktor v. Hochenburger, 
Juſtizminiſter. 
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keit feiner Abſichten und in die Seftigfeit feiner 
Entſchlüſſe und Handlungen volles Vertrauen ge- 
winnen, daß aber auch das ſtaatliche Anſehen 
keinen Abbruch erleiden ſoll.“ Darnach ſchien die Po⸗ 
litik, das Abgeordnetenhaus durch nationale Suge⸗ 
ſtändniſſe arbeitsfähig zu machen, aufgegeben zu 
ſein, ſondern es einfach vor die Frage zu ſtellen, 
ob es arbeiten wolle oder nicht. An eine Mit⸗ 
arbeit der Tſchechen war vorläufig nicht zu denken, 
dagegen ſtand das Suſammenwirken der deutſchen 


und polnifchen Parteien im Vordergrunde. Die 


CTſchechen hatten fich überdies durch ihre ſerben⸗ 
freundlichen Demonſtrationen höchſt unliebſam be- 
merklich gemacht, und die Regierung ging am 
16. Februar gegen die Führer der tſchechiſchnatio⸗ 
nalen Partei, darunter die Abgeordneten Klof ac, 
Choc, Burival und Slama, vor. Es wurden 
zahlreiche Hausſuchungen vorgenommen und wich⸗ 
tiges Material gefunden. Das erſte erfreuliche Re⸗ 
ſultat davon war, daß am nächſten Sonntag die 


Hofrat Anton Ritt, 
Miniſter für öffentliche Arbeiten. 
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gewohnten Angriffe des Prager Pöbels auf die 
deutſchen Studenten unterblieben. 

Die tſchechiſchen Parlamentarier hatten ſich in⸗ 
zwiſchen bemüht, eine „ſlawiſche Union“ gegen das 
Miniſterium zuſammenzubringen, und auch die 
deutſchen Parteien arbeiteten wieder einmal an dem 
immerfort verſuchten Zuſammenſchluſſe, dem aber 
die verärgerten Miniſterkandidaten hinderlich waren. 


In den angeſehenſten Börſenblättern wurde Lärm 


darüber geſchlagen, daß die Regierung am I. März 
dem Wiener Staatsanleihekonſortium für 200 Mil- 
lionen Schatzſcheine begeben hatte. Nun war doch 
die Cage der Monarchie in dieſer Seit wahrlich 
darnach angetan, daß fie bei den Derhältniffen im 
Südoſten dringend Geld brauchte, ‚fie hatte außer- 
dem die frühere Genehmigung des Reichsrates für 
ein Darlehen von 222 Millionen, und der von ihr 
gewählte Weg der Geldbeſchaffung war bei den 
Kursverhältniſſen für den Staat der billigſte. Unter 
dieſen Umſtänden war es doch wahrhaftig nicht 
mehr als eine Silbenftecherei, wenn in jenen Bör- 
ſenblättern verlangt wurde, der Reichsrat hätte des- 
wegen einberufen werden müſſen. Das hätte die 
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ſchönſte Gelegenheit für eine neue tſchechiſche Ob- 
ſtruktion gegeben. Bezeichnend für die Parteiver- 
hältniſſe war es aber, daß die Deutſchfreiheitlichen 
diefe Finanzoperation für verfaſſungswidrig er- 
klärten. Sie haben freilich ſeit Jahrzehnten poli⸗ 
tiſch immer nur von dem gezehrt, was die Börſen⸗ 
blätter ſchrieben. Am 5. März erhielt der pol⸗ 
niſche Landsmannminiſter v. Abrahamowicz 
die erbetene Demiſſion, ſein Nachfolger wurde Dr. 


— — 


Dr. Richard Weiskirchner, 


Handelsminiſter. 


v. Dulemba. Die neue Mehrheit 
des Polenklubs hatte einen national- 
demokratiſchen Vertreter im Kabinett 
gewünſcht. Da die jlawifche Union 
von den Tſchechen weder dazu ge- 
bracht worden war, gegen die 
Staatsnotwendigkeiten zu ſtimmen, 
noch einen Tſchechen zum erſten Präs 
ſidenten zu wählen, ſo durfte man 
der für den 10. März beſtimmten 
Eröffnung des Reichsrats mit ziem⸗ 
licher Beruhigung entgegenfeben. Die 
feſte Haltung des Kabinetts hatte ihre 
Wirkung nicht verfehlt. 

Unter unausgeſetztem ungezo⸗ 
genen Lärm der radikalen Tſchechen 
wurde am 10. März das Abgeord⸗ 
netenhaus eröffnet, und das neue 
Miniſterium ſtellte ſich vor. Bei der 
Wahl des Präſidenten wurden 458 
Stimmzettel abgegeben, von denen 
258 auf den Ccrriſtlichſozialen 
Dr. Pattai, 103 auf den 
Tſchechen Dr. Pacak lauteten, 98 (meiſt von 
Sozialdemokraten) unbeſchrieben waren; die fla- 
wijhe Union war alſo nicht geſchloſſen vorge- 
gangen. Nach der Wahl der fünf Dizepräfidenten 
hielt unter fortwährenden Swiſchenrufen der Tfche- 
chiſchradikalen der Miniſterpräſident eine Programm- 
rede, die einen ſehr guten Eindruck hinterließ. Er 
bezeichnete zunächſt die auswärtige Tage infolge 
des Abkommens mit der Pforte, ſowie der Ein- 
wirkung der Mächte in Belgrad und des bereit— 
willigen Entgegenkommens der öſterreichiſch-unga⸗ 
riſchen Politik für erheblich gebeſſert, aber immer— 


Dr. Leon Ritter v. Bilinski, 


Fenanzminiſter. 


Geh. Rat Karl Graf v. Stürgm, tigen Geſetzentwürfen, 
miniſter für Kultus und Unterricht. 


Die neuen Männer des zweiten die 
Miniſteriums Bienerth. 


hin noch geſpannt. Er knüpfte daran die Auf 
forderung an das Parlament, den inneren Swiſt 
aufzugeben und der Pflichten eingedenk zu ſein, 
die es für Staat und Volk zu erfüllen habe. „Das 
Parlament iſt genau ſo wie die Regierung und mit dem 
gleichen Maße der Verantwortung ein Staatsorgan 
mit beſtimmten Pflichten gegen den Staat.“ Über 
das eigentliche Regierungsprogramm brachte die 
Rede nichts Neues, in ſchlichten, aber ſehr prä⸗ 


Geh. Rat Ludwig Wrba, 


Eiſenbahnminiſter. 


zifen Worten wiederholte fie die offi» 
ziöſe Derficherung, daß die Regierung 
mit dem Parlament zu regieren 
wünſche, in ihrer Haltung zu den 
Parteien aber den Boden der Ges 
ſetzmäßigkeit in keinem Falle ver- 
laſſen werde. Don einer Trinkgelder— 
politik für die Tſchechen war alſo 
keine Rede mehr. Die eingebrachten 
Sprachengeſetze für Böhmen ſollten 
die Grundlage und den Ausgangs- 
punkt für weitere Verhandlungen bil- 
den. Bis zu Oſtern feien das Re- 
krutengeſetz und die Vorlagen über 
die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen 
zu erledigen. Das weitere Programm 
umfaßt eine ganze Reihe von wich⸗ 
insbeſondere 
die Annexion, die Sprachenfrage und 
die italieniſche Rechtsfakultät; über 
Ausgabe der Schatzſcheine 
werde der Finanzminiſter befrie- 
digende Aufſchlüſſe geben. Er ſchloß 
unter lebhaften Beifall und Händeklatſchen: 
„Bereinigen Sie fih mit uns zur Er⸗ 
reichung dieſes Sieles, und Sie werden damit dem 
Daterlande eine ſchöne und ſegensreiche Sukunft 
bereiten.“ Aus dem Tone der Erklärung konnte 
man entnehmen, daß im Gegenſatze zu gewiſſen 
Behauptungen der Blätter während der letzten 
Tage die Regierung das vollſte Vertrauen der 
Krone beſitze und auch Vollmachten in der Hand habe 
für den Fall, daß das Parlament nicht arbeitsfähig 
ſein werde. Dies und der Ernſt der äußeren Lage 
ſicherten ein gedeihliches Arbeiten des Hauſes. 
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Unter dieſen Umſtänden wurde der Antrag auf 
Einleitung einer Debatte abgelehnt und die Refera- 
tenvorlage auf die nächſte Tagesordnung geſetzt. 
Den Tſchechen war von befreundeten Herren- 
hausmitgliedern geraten worden, dieſe Vorlage in 
keinem Falle zu gefährden. Erſt mußten noch 
einige Dringlichkeitsanträge abgeräumt werden. Bei 
dem erſten, über die ungariſche Agrarbank in 
Bosnien, erzielte Finanzminiſter v. Bilinski einen 
großen Erfolg durch die Erklärung, die Regierung 
werde für Öiterreich die vollſtändige Parität durch— 
ſetzen. Am 12. März verübten die CTſchechen einen 
furchtbaren Lärm gegen den Juſtizminiſter Dr. von 
Hochenburger, weil einige tſchechiſche Blätter 
angeklagt worden waren, wobei auch das Vorgehen 
gegen die Führer der tſchechiſchnationalen Partei 
in die Debatte gezogen wurde und die Tſchechen 
den Miniſter des Innern zu inſultieren verſuchten. 
Endlich konnte die Beratung der Rekrutenvorlage 
beginnen. Dabei tat Frhr. v. Bienerth am 15. 
den bereits hervorgehobenen Ausſpruch, daß die 
letzte Antwortnote Serbiens den Erwartungen nicht 
entſprochen habe. Am 17. wurde die Vorlage an 
den Wehrausſchuß verwieſen, der ſie am fol— 
genden Tage genehmigte. Die Bemühungen des 
Jungtſchechen Dr. Kramarſch, die ſlawiſche 
Union zur Ablehnung zu bewegen, hatten einen voll— 
ſtändigen Mißerfolg. Am 19. März nahm das Ab— 
geordnetenhaus in einer langen Sitzung die Dor- 
lage in zweiter und dritter Leſung mit einer über— 
wältigenden Dreiviertelmehrheit an, nachdem der 
Landesverteidigungsminiſter FM. v. Georgi in 
feuriger Weiſe für die Armee eingetreten war, 
Finanzminiſter v. Bilinski' die aus ſlawiſchen 
Quellen im Lande verbreiteten beunruhigenden Ge- 
rüchte zerſtreut hatte und namentlich von deutſchen 
Abgeordneten der Bundestreue Deutſchlands gedacht 
worden war. Das Herrenhaus nahm die Vorlage 
am 24. ohne Debatte mit einer patriotiſch warm 
gehaltenen Erklärung des Präſidenten Fürſt W in- 
diſchgrätz an. Das Abgeordnetenhaus erledigte 
noch die Eiſenbahnverſtaatlichung, das Ermächti— 
gungsgeſetz für den Abſchluß von Handelsverträgen 
und das Tierſeuchengeſetz, wobei Frhr. v. Bie— 
nerth wiederholt Anlaß nahm, über die äußere 
politiſche Lage Aufſchlüſſe zu geben, ſo auch bei 
dem theatraliſch angelegten ſozialdemokratiſchen 
Dringlichkeitsantrage auf Friedenspolitik am 
26. März, worauf die Oſterpauſe eintrat. 

Hatte dieſer Teil der Seſſion unter dem 
Drucke der politiſchen Lage, trotz mancher im 
Wiener „Volkshauſe“ nun einmal unvermeidlichen 
unerfreulichen Cärmſzenen, einen recht erfreulichen, 
zuweilen geradezu erhebenden Verlauf genommen, 
ſo war leider zu befürchten, daß nach der Sicherung 
des äußeren Friedens und ſobald die Tſchechen 
ſich von ihrer Verblüffung erholt haben würden, 
der alte Obſtruktionsunfug wieder einſetzen werde. 
Die Befürchtung hat ſich bewahrheitet, am 10. Juli 
mußte die Seſſion infolge der Obſtruktion der fla- 
wiſchen Union wieder geſchloſſen werden. Es iſt 
wohl angemeſſen, wenn über diefe Nachtſeite par- 
lamentariſchen Lebens nur ſummariſch berichtet 
wird. Erledigt wurden nur das Budget, das Hand- 
lungsgehilfengeſetz, der Handelsvertrag mit Ab— 
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beſſinien, die Abänderung der Gewerbenovelle und 
die Abänderung der Höhe der für die ſtrafrechtliche 
Beurteilung einer Tat maßgebenden Beträge. Am 
6. Juli wurden noch ſchleunigſt die Delegations- 
wahlen vollzogen. Das iſt alles. Seit dem 10. März 
wurden 44 Sitzungen abgehalten, 51 Regierungs- 
vorlagen, die Kleinigkeit von 160 Dringlichkeitsan⸗ 
trägen politiſcher Natur, 1116 Interpellationen und 
über 4000 Petitionen eingebracht. Dieſe drei letzten 
hoben Siffern beweiſen ſchlagend, wie ſehr das 
Abgeordnetenhaus zum Mittel für Erreichung von 
Nebenzwecken herabgeſunken iſt. Für dieſe Leiſtung 
bezahlte der Staat, deſſen Aufgaben für einen großen 
Teil der Abgeordneten rein zur Nebenſache ge— 
worden find, an Diäten rund J, 270.000 Kronen. 
Es war darum ganz zweckmäßig, daß das ener— 
giſche Miniſterium jenen Abgeordneten, denen die 
Immunität und die Diäten für die Erhöhung ihrer 
Perſönlichkeit ein Bedürfnis bilden, durch den Schluß 
der Seſſion eine Art Bungerkur verordnete, nadh- 
dem ſich die Unmöglichkeit herausgeſtellt hatte, den 
arbeitswilligen Parteien die techniſche Niederrin— 
gung der Gbſtruktion zuzumuten. Die Abgeordneten 
auf dieſer Seite werden die Notwendigkeit der 
Maßregel — bisher iſt ein zweimaliger Schluß der 
Seſſion in einem Jahre noch nicht dageweſen — 
mit Rückſicht auf die zukünftige Wirkung aner- 
kennen. Betrübender iſt die Tatſache, daß formell 
auch die zum Teil bereits weit fortgeſchrittene Vor— 
bereitung von ſehr notwendigen Geſetzvorlagen in 
den Kommifjionen und auch im Herrenhauſe bin- 
fällig geworden ift und in der nächſten Seſſion 
von neuem begonnen werden muß. Dergleichen wird 
aber nicht zu vermeiden ſein, ſolange die Obſtruk— 
tion eine ſtändige Einrichtung des Volkshauſes 
bleibt. 

Die wirkliche Urſache der diesmaligen Obitruf- 
tion der Derren Suſterſic und Genoſſen mit ſtil— 
ler Unterſtützung des Führers der polniſchen Dolfs- 
partei war neben einigen verhaltenen Miniſter— 
ſchmerzen die Abſicht, dem Miniſterium Verlegen— 
heiten zu bereiten als Strafe dafür, daß es mit 
der Praxis gebrochen hatte, politiſche Schacher— 
geſchäfte um parlamentariſcher Erfolge willen zu 
treiben und ſelbſt im letzten Momente nicht zu be- 
wegen war, an den ihn redlich zur Seite ſtehenden 
deutſchen Parteien Verrat zu üben. Das Mini- 
ſterium brachte feinen Standpunkt in einer Der- 
öffentlichung der amtlichen „Wiener Seitung“ vom 
1. Juli zur allgemeinen Kenntnis, worin fie er— 
klärte, ſie habe ſich „nur mit Widerſtreben und 
nach langem Sögern“ zur Schließung der Seſſion 
entſchloſſen, und eine ausführliche Darlegung des 
Sachverhaltes gab. Daraus geht auch hervor, daß 
ein letzter Verſuch der chriſtlichſozialen Führer Dr. 
Cueger und Dr. Geßmann, der nur auf ihre 
ſonſt berechtigte Abneigung gegen magvarifche Über- 
griffe zurückzuführen iſt, aber den Gbſtruktioniſten 
eine Brücke zur Wiederaufnahme der parlamen- 
tariſchen Arbeit bieten ſollte, in der Folge auf 
einen Weg geführt hätte, den das Kabinett nicht 
gehen konnte. 
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Politiſche Ereigniſſe im zweiten Halbjahr. 


Der 5. Juli war ein bedeutungsvoller Tag 
für die wirtſchaftliche Entwicklung der Monarchie, 
indem durch die Eröffnung der Tauernbahn das 
große Werk der neuen Alpenbahnen, das vom 
Miniſterpräſidenten Dr. v. Körber eingeleitet 
worden war, abgeſchloſſen wurde. Es handelte ſich 
um das letzte Stück, die Strecke Spittal — Millſtätter 
See Badgaſtein, die eigentliche Tauernbahn mit 
dem 8550˙6 Meter langen Tunnel, dem zweitlängſten 
in Gſterreich. Sie beſeitigt das größte Hindernis 
zwiſchen Trieſt, den öſterreichiſchen Alpenländern 
und Süddeutſchland und verſchafft dieſen Gebieten 
eine fünf- bis ſiebenſtündige Verkürzung der fahr- 
zeit. Früher beſtand bloß eine einzige Schienen- 
verbindung nach Trieft über Wien durch die Süd- 


i Badgaftein, vom Bahnhofe gejehen. 


bahn, die im Beſitze meit ausländischer Aktionäre 
wenig geeignet war, die wirtſchaftlichen Aufgaben 
des Landes zu erfüllen. Trotzdem beſtand in Wien 
urſprünglich wenig Neigung, die einzige Derbin- 
dung nach Trieſt aufzugeben, und darum konnten 
jih die offenkundigen Mißſtände Jahrzehnte bin- 
durch erhalten. Inzwiſchen hat Wien durch die 
Karawanken⸗ und Wocheiner Bahn ein zweite Ver- 
bindung nach Trieſt, Cin; durch die Pyhrnbahn 
Anſchluß dahin erhalten, und es fehlte nur noch 
der direkte Anſchluß über Salzburg, der der wich— 
tigſte iſt, die Verbindung mit Süddeutſchland her— 
ſtellt und eine Verkürzung um 247 Kilometer bringt. 
Dadurch wird ein Teil des ſüddeutſchen Handels 
nach Trieſt abgeleitet, das durch die Konkurrenz- 
bahnen der Südbahn ſelbſt nach Fiume und nach 
der Brennerbahn ſowie durch die Staatsbahn 
Ceoben —Pontebba ftar? beeinträchtigt worden und 
als europäiſche Bafenftadt von der einſtigen fünften 


Stelle auf die fünfundzwanzigſte herabgeſunken war. 
Trieſt wird durch die Tauernbahn wieder in den 
Strom des großen Welthandels gerückt, viel feſter 
mit den Intereſſen der Monarchie verbunden als 
bisher und naturgemäß auch die Aufmerkſamkeit 
der norddeutſchen Dampferlinien und des deutſchen 
Kapitals auf ſich lenken. Dieſe Bahnverbindung 
konnte wegen des Nationalitätenhaders drei Jahr- 
zehnte hindurch in den verſchiedenſten Geſtaltungen 
nicht zur Annahme gelangen, bis ſie Dr. v. Körber 
1901 neben dem Donau-Oderkanal durchſetzte. Die 
Überwindung der in den Gebirgsverhältniſſen liegen⸗ 
den und anderer unvorhergeſehener Schwierigkeiten 
liefert ein glänzendes Beiſpiel für die Tüchtigkeit des 
öfterreichifchen Ingenieurweſens.“) 

Die Eröffnungsfeier war darum ein großes 
vaterländiſches Feſt, deſſen Stimmung noch erhöht 


2 

— — 
rn 
een 


wurde durch das Beſtreben der alpenländiſchen Be- 
völkerung, auch von ihrer Seite dem Monarchen 
der Freude über die Erfolge der äußeren Politik 
und dem Danke für die Erhaltung des Friedens Aus- 
druck zu geben. Von Villach bis Spittal a. d. Drau 
waren alle Stationen beflagat, entlang der neuen 
Bahnlinie prangten alle Ortſchaften und Stationen 
im Schmucke der Flaggen und Girlanden. Kaifer 
Franz Joſef traf in Spittal früh nach 8 Uhr 
ein, wurde vom Erzherzog Eugen, dem Fürſt— 
biſchof von Gurk, dem Eiſenbahnminiſter Wrba, 
dem Korpsfommandanten, dem Candespräſidenten 
2c. empfangen und von einer unzähligen Volksmenge 
aus Stadt und Cand mit gar nicht enden wollendem 
Jubel begrüßt. Nach einer, die Bedeutung der 


) Das Eiſenbahnweſen Gſterreichs in feiner allge: 
meinen und techniſchen Entwicklung 1898 - 1908. 2 Bde. 
Karl Prochaska, Teſchen. 
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Bahn charakteriſierenden Anſprache des Eiſenbahn⸗ 
miniſters zollte der Kaifer der öſterreichiſchen Tedy- 
nikerſchaft für die Löfung der ſchwierigen Aufgabe 
hohe Anerkennung und knüpfte daran die Hoffnung, 
der neue Schienenweg möge den durch die früheren 
Alpenbahnen bereits angebahnten wirtſchaftlichen 
Aufſchwung zum Wohle des Staates und der ge— 
ſamten Bevölkerung fördern. Nun hielt der Landes- 
hauptmann von Kärnten Frhr. v. Aichelburg— 
Cabia im Namen der Bevölkerung eine huldigende 
Anſprache, wofür der Kaifer mit den beiten Wün— 
ſchen für das Cand dankte. Der Fürſtbiſchof weihte 
darauf die neue Strecke, Kaifer Franz Joſef 
ſchritt die lange Reihe der aufgeſtellten Kinder 
ab und beſtieg den Eröffnungszug, der ſich unter 
brauſenden Hochrufen in Bewegung ſetzte. Während 
der Fahrt erläuterte Sektionschef Dr. Millemoth 
dem Monarchen die Führung und techniſchen Einzel- 
heiten des Bahnbaues. Nach der Durchfahrt des 
großen Tunnels wurde Böckſtein erreicht, wo der 
Bahnhof in der feſtlichſten Weiſe geſchmückt war. 
Sum Empfang waren aus Salzburg der Kardinal 
Fürſterzbiſchof Dr. Natſchthaler, der Korps- 
kommandant Fus. v. Schemua, der Landes- 
präſident Graf Schaffgotſch, der Landeshaupt- 
mann Schumacher, andere Spitzen der Behörden 
und eine große Anzahl Bewohner von fern 
und nah erfchienen. Nach der Anſprache des Landes- 
hauptmanns erwiderte der Kaifer, er empfinde eine 
ganz beſondere Befriedigung darüber, daß das große 
Werk vollendet ſei, das eine neue Ader des Welt— 
verkehrs durch das ſchöne Kronland leite; möge 
der rege Verkehr auch Stadt und Land Salzburg 
gedeihlich fördern. Nach Beſichtigung der beim 
Tunnelbau verwendeten Bohrmaſchine wurde um 
3/12 Uhr die Fahrt nach Badgaſtein fortgeſetzt, 
das vermöge feiner Verhältniſſe nahezu überreichen 
Feſtſchmuck trug, und wo eine überaus große Sahl 
von Badegäſten und Bewohnern aus Stadt und 
Land den greifen Monarchen mit jubelnden Hod- 
rufen empfing. Auf die Anſprache des Gemeinde— 
vorſtehers Kaif. Rat Straubinger drückte der 
Kaifer den Wunſch aus, daß die neue Linie auch 
dem Kurort weiteres Aufblühen bringen möge, 
ſprach mehrere Mitglieder der Gemeinde, der Kur- 
kommiſſion ſowie einige Badegäſte an, begrüßte 
die aufmarſchierten Vereine und reiſte unter ſtür— 
miſchen Hochrufen der Anweſenden nach Wien zu- 
rück. Es verdient beſonders hervorgehoben zu 
werden, daß während der Fahrt der Monarch Ge— 
legenheit nahm, nicht nur den anweſenden Miniſtern 
feine Zufriedenheit auszuſprechen, ſondern auch, na- 
mentlich dem Präſidenten des Abgeordnetenhauſes 
Dr. Pattai gegenüber, auszuſprechen, daß das 
Treiben im Parlamente „eine wahre Schande“ ſei. 

Es iſt im vorigen Jahre erwähnt worden, daß 
ein Beſuch des Thronfolgers Erzherzog Franz 
Ferdinand in Bukareſt wegen Erkrankung des 
Königs unterbleiben mußte. Er ſollte nun nachge— 
holt werden, und zwar reiſte der Erzherzog am 
9. Juli mit ſeiner Gemahlin, der Fürſtin Sophie 
Hohenberg, von Wien ab, um fie dem rumä— 
niſchen Hofe vorzuſtellen. Es war das erſtemal, 
daß die Fürſtin an einem fremden Hofe erſchien, 
ein geſellſchaftlich ſehr intereſſantes, wenn auch kein 


politiſches Ereignis, das aber im vorliegenden Falle 
den Nebenzweck erfüllte, die Reiſe als ſtreng intim 
und ohne jede politiſche Bedeutung erſcheinen zu 
laſſen, wie man es von Wien aus wünſchte. So 
weit es ſich um äußere Formen handelt, war das 
wohl richtig, es lag aber auf der Hand, daß der 
Beſuch bei der Bedeutung der Perſönlichkeit des 
Erzherzogs nicht ohne politiſche Wirkung bleiben 
konnte. Es hatte ſich in den letzten Jahren einiges 
ereignet, was die Stimmung in Rumänien gegen 
Öfterreich-Ungarn ungünſtig beeinflußt hatte. Zus 
nächſt der zum beſten der ungariſchen Agrarier 
geführte Sollkrieg und in neuerer Seit die Be- 
handlung der Rumänen in Ungarn, um die man ſich 
früher ſüdlich der Donau niemals gekümmert hatte, 
für die man aber Mitgefühl bekommen hat, feit- 
dem fie von den Magvaren um ihrer Nationalität 
willen, in letzter Seit beſonders durch das berüch— 
tigte Schulgeſetz des Grafen Apponyi, bedrückt 
wurden. Die rumäniſche Regierung hat ſich zwar 
niemals dadurch beeinfluſſen und in keiner Weiſe 


von ihrer dem Dreibund zugeneigten Politik ab- 


bringen laffen, aber erft die bekannte Reife des 
Bürgermeiſters- Dr. Lueger zur Bukareſter Aus- 
ſtellung 1906 knüpfte wieder einige politifch-gefell- 
ſchaftliche Fäden mit Gſterreich an. Der neue 
Handelsvertrag wird vorausſichtlich diefe Beziehun- 
gen noch verbeſſern. Für die öſterreichiſch-ungariſche 
Monarchie hat ſich nun Rumänien während der 
letzten Balkanwirren abermals als eine zuverläſſige 
Stütze der Friedenspolitik des Dreibunds erwieſen, 
demnach muß die Reife des Thronfolgers, fo wenig 
offiziell ſie erſcheinen ſollte und mochte, doch als 
eine notwendige Ergänzung gelten nach dem Be— 
ſuche des deutſchen Kronprinzen in Bukareſt zum 
ſiebzigſten Geburtstage des Königs Karol und nach 
den Monarchenbegegnungen in Brindiſi und Wien. 
In dem Umſtande, daß ſie ganz im Gewande der 
Intimität erfolgen konnte, lag im Gegenteil ein 
Beweis für ihre mehr als intime Bedeutung. Nur 
einander Fernſtehende verkehren ſtreng formell mit— 
einander. 

Gemäß der von Wien aus gewollten Auffaſ— 
fung wurde auch offiziell von der dreitägigen An- 
wejenbeit des Thronfolgers im rumäniſchen Königs» 
ſchloſſe wenig gemeldet, aber wiederholt betont, 
daß dieſer Beſuch nur eine Fortſetzung der bis— 
herigen Tradition und des perſönlichen Freund— 
ſchaftsverhältniſſes ſei, das zwiſchen dem Erzherzog 
Karl Ludwig, dem Vater des Thronfolgers, und 
dem Könige beſtanden habe. Auf Schloß Peleſch, 


wo die öſterreichiſchen Gäſte wohnten, fand am 


11. Juli ein Galadiner ſtatt, bei dem in den aus- 
gebrachten Trinkſprüchen das perſönliche Verhält- 
nis beſonders hervorgehoben, aber auch die Pflege 
der guten Beziehungen zwiſchen beiden Monarchien 
warm betont wurde. Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß die rumäniſche Bevölkerung und die geſamte 
Preſſe die Gäſte des Königsbaufes mit der leb— 
hafteſten Sympathie begrüßte, wobei ſie aber immer 
nur Gſterreich im Auge hatten, da fie von den 
Magyaren nichts wiſſen wollen. Dafür lieferten 
einige Swiſchenfälle deutliche Belege. Einige Ma— 
gyaren, die beim Empfang des Thronfolgerpaares 
während des Spielens der öſterreichiſchen Dolfs- 
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hymne die Hüte nicht abgenommen hatten, wurden 
einfach hinausgeworfen, gegen ausgehängte unga= 
riſche Fahnen wurde demonſtriert und ihre Entfer- 
nung durchgeſetzt. Es ift darüber vielerlei Wider- 
ſprechendes und Übertriebenes gemeldet worden, und 
die Heißſporne in Budapeſt regten ſich über die 
angeblichen Beleidigungen gewaltig auf. Gffiziös 
wurde jede Derunglimpfung ungariſcher Fahnen in 
Sinaja und Bukareſt in Abrede geſtellt. Es beſtand 
jedenfalls keine Neigung, wegen einiger lokalen 
Ausſchreitungen die guten Beziehungen zwiſchen 
Wien und Bukareſt zu beeinträchtigen, um ſo mehr 
da es gerade die Magyaren lieben, fih durch ge⸗ 
fliſſentliche Aufdrängung ihrer Nationalität und 
ihrer Farben anderen Ceuten unangenehm zu machen. 
Die ungariſchen Blätter ereiferten ſich auch darüber, 
daß Erzherzog Fran; Ferdinand eine Depu- 
tation der aus Ungarn vertriebenen und geflüch- 
teten Rumänen empfangen habe. Warum ſollte er 
nicht d Sie find keine Verbrecher, ſondern nach wie 
vor Untertanen der habsburgiſchen Krone, wenn 
ſie auch wegen der jetzt noch in Budapeſt herrſchen⸗ 
Klique vorgezogen haben, ihren Aufenthalt im 
Auslande zu nehmen. Die magvarifche Preſſe wärmte 
dabei wieder ihr altes Mährchen von der Feind⸗ 
ſchaft des Thronfolgers gegen Ungarn auf. Das 
iſt purer Unſinn; gegen Magparen, die treu zum 
Dualismus und zur Derfaffung halten, hat er ficher 
nichts, in ſeiner vertrauten Umgebung befinden ſich 
Magyaren. Wenn er dagegen ſich gegen jenes Ma⸗ 
gyarentum ablehnend verhält, das auf offenbaren 
Derfaffungsbruch hinarbeitet, fo ift das fein gutes 
Recht und fogar feine Pflicht, die zu üben ihm 
leichter fallen wird nach den bitteren Erfahrungen, 
die fein kaiſerlicher Oheim für fo vielfaches Ent- 
gegenkommen geerntet hat. Erzherzog Franz Fer⸗ 
dinand und Gemahlin reiſten am 15. Juli nach 
dem herzlichſten Abſchiede von der königlichen Şa- 
milie, die ſie zum Bahnhof begleitet hatte, nach 
Wien zurück. 

Kaifer Franz Joſef hatte fih am 14. Juli 
zum gewohnten Aufenthalte nach Iſchl begeben. 
Da einige Wochen darauf König Eduard wieder 
zur Kur nach Marienbad kam, ſo wurde in den 
Blättern viel darüber geſchrieben, ob er auch wieder 
einen Beſuch in Iſchl machen werde. Aber ſowohl 
von Wien wie von London aus wurde offiziös ab- 
gewinkt. Eine Mitteilung des britiſchen auswärtigen 
Amtes beſagte, ein ſolcher Beſuch ſei kein regel⸗ 
mäßiger Brauch, und König Eduard würde nicht 
die Ruhe des Monarchen ſtören, ohne von ihm 
eine Einladung erhalten zu haben. Das offiziöſe 
Wiener „Fremdenblatt“ erklärte ganz offen, eine per- 
ſönliche Verſtimmung zwiſchen den beiden Souve— 
ränen ſei zwar nicht eingetreten, aber die politiſchen 
Beziehungen der beiden Länder hätten während der 
Annexionskriſis „eine gewiſſe Trübung erfahren,“ 
die jetzt freilich als überwunden gelten könne. Die 
engliſche Preſſe ſuchte darauf einzulenken, da ſie 
aber doch die Politik Gſterreich⸗Ungarns in jener 
Seit zu tadeln für gut befand, erfuhr ſie nochmals 
eine runde Abfertigung. Gſterreich⸗Ungarn hat vor 
der Hand keinen Anlaß, um die engliſche Freund 
ſchaft zu werben, und auch keinen, daran zu glau⸗ 
ben, aktuelle Fragen beſtehen übrigens zwiſchen 


beiden Reichen nicht. Unter dieſen Umſtänden war 
niemand darüber erſtaunt, außer wer es durchaus 
ſein wollte, daß ſich der perſönliche Verkehr der 


beiden Monarchen während des Aufenthaltes des 


Königs Eduard in Gſterreich auf den Wechſel 
einiger ſehr liebenswürdiger Telegramme be- 
ſchränkte. | 

In Iſchl beging Kaifer Franz Joſef am 
18. Auguſt ſeinen 79. Geburtstag, der nicht nur 
für die treue Bevölkerung des Alpenlandes, ſon⸗ 
dern auch für die geſamte Monarchie ein Tag der 
Freude und patriotiſcher Huldigung war. Auch 
außerhalb gedachte man mit Verehrung und Be- 
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Andreas Bofer:Denfmal auf dem Berge Iſel. 


wunderung des greifen Herrſchers voller Arbeits- 
luft und ungebrochener Schaffenskraft. Unter den 
zahlreichen Auszeichnungen, die der Tag brachte, 
erregte am meiſten Aufmerkſamkeit und Suſtim⸗ 
mung die Verleihung des erblichen Grafentitels an 
den Miniſter des Außern v. Ahrenthal, die 
wohlverdiente Anerkennung für ſeine umſichtige, un⸗ 
erſchrockene und erfolgreiche Leitung der Politik 
der Monarchie. Der Monat brachte noch weitere 
Tage froher patriotiſcher Erhebung, denn das kaiſer⸗ 
treue Cand Tirol feierte in ebenſo glänzender als 
tief empfundener Weiſe die 100jährige Erinnerung 
an ſeine denkwürdige Erhebung gegen die vom 
großen Korjen verhängte Fremdherrſchaft. Schon 
am 16. Auguſt war in Gegenwart des Erzherzogs 
Eugen in Tannheim aus dieſem Anlaß ein Denk- 
mal enthüllt worden, die Hauptfeier fand am 29. 
in Innsbruck ſtatt und daran ſchloß ſich in den 
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folgenden Tagen eine Feſtfahrt auf dem Boden— 
fce. Kaifer Franz Joſef traf am 28. Abends 
in Innsbruck ein, und ſtrömender Regen hinderte 
nicht, daß ihn die geſamte Bevölkerung mit un— 
beſchreiblichem Jubel empfing. Auf die Anſprachen 
des Landeshauptmanns Dr. Kathrein und des 
Bürgermeiſters Greil erwiderte er, daß es ihm 
ein Berzensbedürfnis jet, zu der Jahrhundertfeier 
ſeiner treuen Tiroler zu kommen. Durch das Spas 
lier von Schützen, Veteranen und einer nach vielen 
Tauſenden zählenden Menſchenmenge fuhr der Kai- 
ſer, den Thronfolger zur Seite und gefolgt von den 
übrigen Erzherzogen, unter rauſchenden Ovationen 
zur Hofburg, vor der ihm um 8 Uhr vom Tiroler 
Sängerbund eine Abendmuſik gebracht wurde, der 
ein Fackelzug von mehreren Tauſend Fackelträgern 
folgte, während die Stadt glänzend illuminiert war 
und von den Höhen rings umher Freudenfeuer 
leuchteten. 

Am Morgen des folgenden Hauptfeſttages 
hatte fih das Wetter gebeſſert. Der Kaifer fuhr 
halb 9 Uhr mit dem Erzherzog Thronfolger durch 
die Stadt zum Feſtplatze auf dem hiſtoriſchen Iel- 
berg durch das Spalier der Schützen und Veteranen 
aus ganz Deutſch- und Welſchtirol und Vorarlberg, 
Landſtürmer und fremde Schützen, dahinter unge— 
zählte Tauſende der Bevölkerung. Die jubelnden 
Hochrufe pflanzten fih von Gruppe zu Gruppe 
fort, und unermüdlich dankte der greife Herrſcher. 
Auf dem reichdekorierten Feſtplatze war ein feld- 
altar errichtet, die Fahnen ſämtlicher Schützen— 
kompagnien waren dahin gebracht worden, an dem 
Andreas Hoferdenkmal hatten die Landesvertei— 
diger von 1859 Aufſtellung genommen. Nach ſeiner 
Ankunft wurde Kaifer Franz Joſef vom Abt 
achar von Wilten begrüßt, worauf Oberſt 
Kruis vom J. Kaiſerjäger-Regiment, das auf dem 
Berge ſeinen Schießplatz hat, nach einer das Ge— 
löbnis der Treue wiederholenden Anſprache das 
Hoch auf den Kaifer ausbrachte, das vieltauſend— 
fachen Widerhall fand. Nachdem der Fürſtbiſchof 
von Brixen Dr. Altenweiſel die Feſtmeſſe zele- 
briert hatte, hielt Landeshauptmann Dr. Kathrein 
die Huldigungsrede, die anknüpfend an die ge— 
ſchichtlichen Vorgänge und an die bereits im ganzen 
Lande begangene kirchliche Feier in das in deutſcher 
und in italieniſcher Sprache ausgebrachte Kaifer- 
hoch ausklang, worauf die Volkshymne ertönte. In 
ſeiner Erwiderung, die zum Teil auch italieniſch 
geſprochen wurde, ſagte der Kaifer u. a.: „Die 
Erhebung Tirols iſt als Beiſpiel deſſen, was ein 
gottesfürchtiges, treues und durch harte Arbeit ge— 
ſtähltes Volk vermag, zum Gemeingut aller Völker 
geworden. Ich aber, der ich heute als Enkel weiland 
Eures in Gott ruhenden guten Kaiſers Franz 
zu Euch ſpreche, ich gedenke mit meinem ganzen 
Haufe dankbaren Herzens all der Getreuen, die 
damals Gut und Blut für ihren Kaiſer geopfert 
haben. Daß dieſer Geiſt in den Nachkommen fort— 
beſteht, haben meine Kaiferjüger, haben die Tiroler 
Candesverteidiger in allen Kriegen gezeigt . 

Ich und mein Baus halten Euch Treue um Treue. 
Gott verleihe uns und Euch ſeinen Segen!“ Er 
zeichnete darnach viele der Gäſte, darunter die 
Nachkommen Andreas Hofers durch Anſpra— 


chen aus und legte am Hoferdenkmal einen präch⸗ 
tigen Kranz nieder. Dr. Nathrein ſprach hier 
noch den Dank aus für die Stiftung der Dent- 
münze, mit der die hiſtoriſchen Schützenfahnen ge- 
ſchmückt werden follen, und dann fuhr der Kaifer 
unter erneuten jubelnden Begrüßungen zur Hofburg 
zurück. 

Um I Uhr begab er fih nach dem feſtlich 
geſchmückten HBofpavillon, um den inzwifchen gc- 
ordneten Schützenfeſtzug vorbeimarſchieren zu ſehen. 
Der war von ganz anderer Art, als ſonſt Feſtzüge 
arrangiert zu werden pflegen. Keine Feſtwagen, 
keine Allegorien, und doch ein hiſtoriſcher Feſtzug, 
denn alle die Abteilungen, die ſich um die Namen 
Dafpinger, Speckbacher, und Andreas 
Hofer gruppierten, ſowie die meiſten anderen er— 


ſchienen in ihren feit 1809 kaum geänderten Volks⸗ 


trachten und boten darum insgeſamt ein ebenſo 
volkstümliches wie geſchichtlich erinnerungsvolles 
Bild. Der Vorbeimarſch dauerte über 21/, Stun- 
den, Kaifer Franz Joſef fah ihm ſtehend 
und in aufrechter Haltung zu und dankte uner— 
müdlich für die ſtürmiſchen Huldigungen der eine 
zelnen Gruppen. Scharen italieniſcher Schützen aus 
Südtirol, über 2000 an der Sahl, aus Trient, 
Dallurfa, Arco, Rovereto, Riva und Mezzolom— 
bardo, waren auch mit im uge, fie wurden von 
der Bevölkerung mit Recht bejubelt, denn ſie be— 
wieſen, daß vom Irredentismus noch lange nicht 
ganz Südtirol angefreſſen iſt, obgleich er Tauſende 
durch Boykottdrohung und anderweitigen Terroris— 
mus an der Teilnahme verhindert hat. In Trient 
war es deswegen zu Ausſchreitungen gekommen, 
und die Gendarmen hatten unter anderem auch den 
Abgeordneten Avancini verhaftet. Um 1/,4 Uhr 
fuhr der Kaifer zu den Candeshauptſchießſtänden, 
wo ein Jahrhundert-Landesfeſt- und Freiſchießen 
abgehalten wurde und ſoeben die Schützenfahnen 
mit der Denkmünze geſchmückt worden waren. Auf 
das in warmer Beredtſamkeit vom Oberſchützen⸗ 
meiſter Frhrn. v. An der Can ausgeſprochene 
Gelöbnis der Treue ſprach Kaiſer Franz Joſef 
ſeine Freude aus, in der Mitte der Tiroler Schützen 
mit ihren altehrwürdigen Traditionen zu weilen, 
die bei der Pflege des Waffenhandwerkes auf die 
nachwachſende Jungmannſchaft der CLandesvertei⸗ 
diger fortgepflanzt und unverkürzt übertragen wer— 
den. Nach einem Beſuch des Siebererſchen Kaifer 
Franz Joſef-Jubiläums-Greiſenaſyls kehrte der Kai- 
fer zur Hofburg zurück, wo um 8 Uhr große Hof- 
tafel ſtattfand, wozu außer dem Kaifer, den Erz- 
herzogen und Erzherzoginnen die Spitzen der Bes 
hörden, Abgeordnete, Schützenvorſtände, Beſitzer der 
Tapferkeitsmedaille, Veteranen von 48 und 59 x. 
geladen waren. Während des darauffolgenden 
Cercle zog Kaifer Franz Joſef namentlich viele 
der letzteren ins Geſpräch. Der Feſttag endete mit 
einer Feſtvorſtellung im Theater mit Prolog und 
hiſtoriſchen lebenden Bildern. Auch hier war der 
Kaiſer wie den ganzen Tag über der Gegenſtand 
begeiſterter Huldigungen. 

Dieſe wiederholten ſich, als der Monarch am 
50. früh 7 Uhr nach Bregenz abreiſte, wo er um 
12 Uhr eintraf und von einer nach Tauſenden zäh- 
lenden Volksmenge aus allen Landesteilen ſtür— 
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miſch begrüßt wurde. Auf die Begrüßung des Lan— 
deshauptmanns Rhomberg ſprach Kaifer Franz 
Joſef ſeinen Dank aus und ſchloß: „Bewahret 
Euch die Tugenden Eurer Väter, lehret Eure Kinder 
Gottesfurcht, Liebe zur Arbeit und Anhänglichkeit 
zum Daterlande, fo wird Vorarlbergs Sukunft ge- 
ſegnet fein. Gott mit Euch!“ Er nahm Aufent- 
halt im Gebäude der Bezirkshauptmannſchaft. Die 
Feier des Landes Vorarlberg hat in ihrem glän— 
zenden Verlaufe ſo viel Übereinſtimmendes mit der 
Innsbrucker Hauptfeſtlichkeit, daß leider der Bericht 
darüber kürzer gefaßt werden muß, um den Schein 
der Wiederholung zu vermeiden. Um 3 Uhr fand ein 
hiſtoriſcher Feſtzug ſtatt, den der Kaiſer in einem 
auf dem Nornmarktplatze errichteten Pavillon in 
Augenſchein nahm. Auf den Tribünen bemerkte 
man neben den Ehrengäſten eine ungemein große 
Anzahl von Mitgliedern der böchſten deutſchen 
Adelsfamilien. Der erſte Teil des Feſtzuges beſtand 
aus den Schützenkompagnien des Landes, denen 
ſich auch 600 Mann aus Tirol und eine Abteilung 
aus Liechtenſtein angeſchloſſen hatten, dann folgten 
die Verteranenvereine und der aus zwölf Gruppen 
beſtehende hiſtoriſche Feſtzug, ebenſo impoſant durch 
die Sahl der Teilnehmer, wie durch die Koſtbarkeit 
und Originalität der Kojtime, wie durch die 
Darſtellung der Trachten und Gebräuche des Lan- 
des. Den Schluß bildete eine allegoriſche Pul- 
digungsgruppe. Kaifer Franz Joſef folgte den 
intereſſanten Aufzügen mit lebhaftem Intereſſe und 
dankte mit unermüdlicher Freundlichkeit. Den feſt— 
lichen Tag beſchloß eine Hoftafel im Feſtſaale der 
Bezirkshauptmannſchaft, die in der Huſammenſetzung 
der Geladenen und im Verlaufe durchaus dem 
gleichen Vorgange in Innsbruck entſprach. 

Die Fürſten der Bodenſeeuferſtaaten batten fid 
dahin geeinigt, dem Kaifer Franz ZJoſef bei 
feiner Anweſenheit in der Hauptſtadt von Vorarl— 
berg zu begrüßen, und die Schweizer Bundesregie— 
rung hatte ſich dieſer Abſicht angeſchloſſen. Um 
aber den intimen Charakter der Volksfeier nicht 
zu beeinträchtigen, war eine Bodenſeefahrt des 
Kaiſers beſchloſſen worden, der dabei auch den 
Schauplatz der Tätigkeit des Grafen Seppelin 
beſuchen wollte, was auf eine Anregung des Kaiſers 
Wilhelm zurückgeführt wurde. So trat denn 
Kaiſer Franz Joſef am frühen Morgen des 
Sl. Auguſt von Bregenz aus auf dem Dampfer 
„Kaiſerin Elifabeth” die Fahrt an und traf um 
81 / Uhr unter Kanonendonner und den Hochrufen 
der verſammelten Volksmenge in dem feſtlich ge— 
ſchmückten Lindau ein, wo ihn in Vertretung ſeines 
Vaters Prinz Ludwig in öſterreichiſcher Uniform 
empfing. Der Kaifer in der Uniform feines bay— 
riſchen Infanterieregiments fuhr mit dem Prinzen 
nach der Villa „Am See,“ um die Prinzeſſin The- 
reſe zu begrüßen, machte darauf der Großherzogin 
von Toskana und dem Vathauſe einen Beſuch und 
begab fih zur „Uaiſerin Eliſabet“ zurück, die um 
9 Uhr die Fahrt fortſetzte und um 10 Uhr in den 
Hafen von Rorſchach einfuhr. Die Begrüßung durch 
die Schweizer Behörden, an der Spitze der Vize— 
präſident Comteſſe, fand an Bord des Dampfers 
ſtatt, Rede und Gegenrede, die den Weiterbeſtand 
der herzlichen Beziehungen zwiſchen beiden Ländern 


betonten, wurden franzöſiſch gehalten. Sechs weiß— 
gekleidete Mädchen mit Schärpen in den öſterreichi— 
ſchen und ſchweizer Farben überreichten dem Kaifer, 
der in 6ſterreichiſch-ungariſcher Uniform war, 
Sträuße von Alpenroſen und Edelweiß. Nach einem 
Aufenthalt von 20 Minuten verließ der Dampfer 
unter lauten Hurufen der Menge, wofür der Kaifer 
wiederholt dankte, den Hafen und traf um Mittag 
auf der Mainau ein. Großherzog Friedrich, die 
Großherzogin und Prinz Max von Baden empfin⸗ 
gen den Kaifer und geleiteten ihn zum Schloſſe, 
wo er die Großherzoginwitwe Cuiſe begrüßte. 
Dann fand ein kurzes Familienfrühſtück ſtatt, worauf 
Kaifer Franz Joſef, vom großherzoglichen Paar 
begleitet, zur Candesſtelle fuhr und fih nach herz- 
licher Verabſchiedung auf die „Kaiferin Elifabeth” 
begab. Hahlreiches Publikum auf mehreren Damp- 
fern begrüßten ihn bei der Ankunft und Abfahrt 
mit lebhaften Hochrufen. 

Ein Viertel nach 2 Uhr traf das Uaiſerſchiff 
in Friedrichshafen ein, das großen Feſtſchmuck trug, 
die Bucht mit zahlreichen Booten und reich be— 
flaggten Dampfern bot ein ſehr bewegtes Bild, es 
herrſchte rieſiger Fremdenandrang. Bisher war das 
Wetter trübe geweſen mit böigen Winden, als das 
Aaiſerſchiff nahte, durchbrach die Sonne die Wolken. 
Es fand großer Empfang ſtatt. Kaifer Franz 
Joſef, der die Uniform feines württembergiſchen 
Regiments trug, wurde vom König Wilhelm 
und dem Berzog Albrecht in ihren öſterreichiſch— 
ungariſchen Uniformen empfangen. Die Begrüßung 
war ungemein herzlich. Bei den Vorſtellungen unter— 
hielt ſich der Kaiſer längere Seit mit dem Grafen 
Seppelin, der ſein lebhaftes Bedauern darüber 
ausſprach, daß er nicht in der Cage ſei, ſein Luft— 
ſchiff (Seppelin III lag noch bei Bülzig in Repa- 
ratur) vorzuführen. Am Eingang zum Schloßgarten 
erwarteten die Königin und die Fürſtin von Wied 
den kaiſerlichen Gaſt und geleiteten ihn in das 
Schloß, wo er über eine Stunde in herzlichem Ver— 
kehr verweilte. Bierauf begleiteten der König und 
die Königin den Kaifer zum Schloßhafen zurück, 
und nach einem überaus herzlichen Abſchied be— 
ſtieg Kaiſer Franz Joſef den Dampfer, der 
unter den lebhafteſten Hurufen des Publikums ab- 
fuhr. König und Königin blieben auf dem Lan- 
dungsſtege, ſolange das Schiff in Sicht war. Nach 
halb 6 Uhr traf Kaifer Franz Joſef wieder 
in Bregenz ein, fuhr unter den begeiſterten Ova- 
tionen der Bevölkerung zum Bahnhöfe und reiſte 
um 6 Uhr mit Sonderzug nach Schönbrunn ab. 
An ſeine getreuen Tiroler und Vorarlberger erließ 
er ein Dankſchreiben für die Jubiläumsfeier und 
die patriotiſchen Huldigungen. 

Die in den nächſten Wochen erfolgende neue 
Begegnung des Kaifers Franz Joſef, mit dem 
Kaiſer Wilhelm bei den öiſterreichiſch-ungariſchen 
Kaiſermanövern trug, wie ſchon das Fernbleiben 
der leitenden Staatsmänner bewies, wohl einen rein 
militäriſchen Charakter, aber doch war ſie für alle 
Welt von hoher Bedeutung als neue Bekundung 
der treuen Freundſchaft, die beide Monarchen und 
ihre Bäuſer verbindet, und noch mehr der Waffen— 
brüderſchaft, die zwiſchen den beiden Armeen be— 
ſtebt. Der warme Willkomm, den alle gutgeſinnten 


147 Das Jahrbuch der (Weltgeſchichte. Das Fahr 1909. 148 


Kreife dem deutſchen Kaiſer auch bei dieſer Ge— 
legenheit zuriefen, ſtand in deutlichem Gegenſatz 
zu der Kühle, mit der diesmal die Anweſenheit 
des Königs Eduard in Marienbad beſprochen 
worden war. Eine Ausnahme machten wieder einmal 
die Tſchechen, die damit gar nicht zufrieden waren, 
weil ſie ihren Deutſchenhaß in den letzten Jahren 
auch auf die Reichsdeutſchen übertragen haben. 
Dieſes Gefühl war noch neuerdings vermehrt wor— 
den, weil die Bundestreue Deutſchlands geholfen 
hatte, die Begehrlichkeit der ſerbiſchen Brüder total 
zu vereiteln. Geradezu lächerlich war das Treiben 
tſchechiſcher Blätter, die ſich auf die Behauptung 
etwas zugute taten, daß ſich angeblich der Bürger— 
meiſter von Großmeſeritſch geweigert habe, den 
Kaifer Wilhelm in deutſcher Sprache zu begrüßen. 
Als wenn überhaupt etwas darauf ankäme, ob ein 
Kleinbürgermeiſter für die Ehre, den deutſchen Kai— 
fer als Gaſt feines Souveräns begrüßen zu dürfen, 
Verſtändnis beſitzt oder nicht! Die tſchechiſche Be- 
völkerung hat ſich übrigens gar nicht ſo gezeigt, 
wie gewiſſe Blätter es gern geſehen hätten, ſon— 
dern fie hat den hohen Haft ihres Naiſers überall 
achtungsvoll und ſelbſt freundlich begegnet. Die 
Leute ſind gar nicht ſo politiſch verſchroben wie 
ihre Führer, die mit ihren Geſinnungen und Be— 
ſtrebungen ſich in einem unlösbaren Gegenſatz zu 
den Lebensfragen der Monarchie geſetzt haben. 
Der Gang der großen Ereigniſſe kann auf 
ſolche, an ſich bedauerliche Kleinlichkeiten keine 
KRückſicht nehmen. Sonntag den 19. September traf 
der deutſche Reichskanzler v. Bethmann-Boll- 
weg aus München in Wien ein, um feinen Antritts- 
beſuch zu machen. Die geſamte Preſſe empfing ihn 
mit Sympathie, da er mit Recht als der politiſche 
Erbe des Fürſten Bülow galt und wie dieſer der 
Vertreter der Politik des Katfers Wilhelm tt. 
Am folgenden Tage wurde er um Il Uhr Vormittags 
vom Kaifer Franz Joſef empfangen, der fidh 
mit ihm in beſonderer Huld über eine halbe Stunde 
unterhielt. Nachmittags machte der Reichskanzler 
Beſuche und begab ſich halb 4 Uhr in das auswär— 
tige Amt, wo er mit dem Grafen Ahrenthal 
eine längere Beſprechung hatte. Bierüber hat er 
ſelbſt einem Vertreter des „Fremdenblatts“ Auf— 
ſchlüſſe gegeben, die vom offiziöfen Norreſpondenz— 
bureau ergänzt und beſtätigt wurden. Die Beſpre— 
chung habe vollkommene Übereinſtimmung in allen 
politiſchen Fragen ergeben, wobei der Dreibund 
die Grundlage bilde, für die Balkanfragen gelte 
die Aufrechterhaltung des status quo, wobei das 
neue Regime in Konſtantinopel gute Hoffnungen er- 
wecke. In der kretiſchen Frage und den griechiſchen 
Wirren werden die beiden mitteleuropäiſchen Mächte 
unter bundesfreundlicher Würdigung der aktiveren 
Teilnahme Italiens Surückhaltung beobachten. Die 
notwendige Eintracht der Mächte werde von keiner 
Seite bedroht. Der vor einigen Tagen in Berlin 
gelegentlich erfolgte Beſuch Iswolskis recht- 
fertige nicht die in der Preſſe daran geknüpften 
Kombinationen. Abends fand in Schönbrunn eine 
Hoftafel ſtatt, zu der der deutſche Botſchafter 
v. Tſchirſchky⸗Bögendorff, die deutſchen 
Geſandten, die drei Reichsminiſter, der Marinekom— 
mandant, der sſterreichiſche und ungariſche Mini— 


ſterpräſident und die oberſten Hofchargen geladen 
waren. Herr v. Bethmann-Hollweg ſaß zur 
Rechten des Naiſers Franz Joſef, der ihm 
perſönlich das Großkreuz des Stephansordens über- 
reicht hatte. Am 21. September empfing der Reichs⸗ 
kanzler den Beſuch des Grafen Ahrenthal und 
hatte bei dieſer Gelegenheit wieder mit ihm eine 
längere Beſprechung. Abends gab Graf Ahren— 
thal zu Ehren des Reichskanzlers ein Diner. Am 
folgenden Tage kehrte Herr v. Bethmann> 
Hollweg infolge einer Einladung des Prinzre—⸗ 
genten Luitpold zur Jagd nach München zurück. 

Von Wien wie von Berlin aus wurde von 
allen Seiten wiederholt verſichert, daß der Beſuch 
des Reichskanzlers zur weiteren Befeſtigung der 
Bündnispolitik zwiſchen Deutſchland und Öfterreich- 
Ungarn und überhaupt des Dreibundes beigetragen 
und auf das Verhältnis der europäiſchen Mächte 
ſegensvoll eingewirkt habe, wenn auch keine di— 
rekten Swede dabei verfolgt worden feien. Die 
gleiche Auffaſſung wurde auch offiziöss von Italien 
bekanntgegeben. Das hinderte natürlich die unver- 
beſſerlichen Dreibundsgegener dort nicht, über die 
angebliche Surückſetzung ihres Landes zu klagen, 
da der Reichskanzler nicht auch ſofort nach Rom 
gekommen ſei. Dabei wußten dieſe edlen Wahrheits- 
freunde febr wohl, daß König Viktor Emanuel 
vom Juli bis November gar nicht in Rom weilte, 
während Kaifer Franz Joſef gerade wegen der 
politiſchen inneren Lage vorzeitig nach feiner Haupt- 
ſtadt zurückgekehrt war. Hätte nun Derr v. Beth- 
mann=-Bollweg feinen Beſuch in Racconigi 
ſtatt in Rom gemacht, ſo wäre das Gezeter über 
Hurückſetzung genau das gleiche geweſen. Kaifer 
Franz Joſef war nun die längſte Seit mit der 
Schlichtung der inneren Kriſen beſchäftigt, denn das 
Verhalten der ſlawiſchen Union bedrohte das ganze 
parlamentariſche Leben in Gſterreich, und das uns 
gariſche Miniſterium Wekerle konnte nicht mehr 
leben und wollte doch nicht ſterben. Erfreulich war 
dabei, mit welcher Wärme man gerade in Gſter— 
reich der Erinnerung an den vor dreißig Jahren 
erfolgten Abſchluß des Bündniſſes mit Deutſchland 
gedachte; der Salzburger Landtag nahm am 9. Of- 
tober ſogar einſtimmig einen Dringlichkeitsantrag 
an, der die Erwartung ausſprach, daß dieſes Bünd— 
nis des Friedens und der Kraft für ewige Seiten 
fortdauern werde. Unter dieſen Umſtänden machte 
die Tatſache, daß Kaifer Nikolaus auf feiner 
Reife nach Italien das Gebiet der Monarchie ver- 
mied, nicht den mindeſten Eindruck. Am I7. Novem- 
ber ſtattete König Friedrich Auguft von Sachſen 
dem Kaifer feinen gewohnten Beſuch ab. Die 
innere und äußere Politik der Monarchie ſtand zu 
dieſer Seit in einer ſtärkeren Wechſelbeziehung zu 
einander, wie jemals, und daraus war auch das 


Derwaltungsfabinett Bienerth hervorgegangen, 


das zu beſeitigen die ſlawiſche Union unter Führung 
der Tſchechen fid vorgenommen hatte. Aber der 
Monarch war keineswegs geneigt, diesmal vor dem 
Anſturm der CTſchechen die Segel zu ſtreichen, und 
hielt daran feſt, der nationalen parlamentariſchen 
Politik keinen Einfluß mehr auf die Verwaltung zu 
geſtatten. Das brachte den Erfolg, daß die fla- 
wiſche Union kurz vor Jahresſchluß einlenkte. Für 
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dieſen Erfolg verlieh der Kaiſer dem Miniſterprä— 
ſidenten am Jahresende das Großkreuz des Leopold- 
ordens. l 


Länder, Nationen und Parteien. 


Böhmen iſt nach wie vor der Wetterwinkel der 
öſterreichiſchen inneren Politik, und darum ſoll es in 
der Betrachtung hier an erſter Stelle ſtehen. Die 
verfehlte Maßregel der parlamentariſchen Mini— 
ſterien und die nationale Überſpanntheit infolge der 
Annexionsfrage hatten die Wirren bis zur Uner— 
träglichkeit geſteigert. Der Direktor-Stellvertreter der 
Prager Poſtdirektion, Swoboda, wurde Mitte 
Jänner ſuſpendiert, weil er ſich an deutſche Abge— 
ordnete gewendet hatte, da es ihm nicht möglich 
war, den ungeſetzlichen Gebrauch der tſchechiſchen 
Sprache im inneren Dienſte abzuſtellen. Dafür er— 
ſchien eine Woche darauf der ſchon erwähnte Re— 
gierungserlaß, der für die Poſt die ſprachlichen 
Derhältniffe vom I. Jänner 1907 wiederherſtellte, 
aber die Deutſchen nicht befriedigte, während ſich die 
tſchechiſchen Beamten nicht daran kehrten. Inzwi— 
ſchen begingen die Tſchechen am 18. Jänner die 
Gedenkfeier des Ruttenberger Dekrets, durch das 
vor 500 Jahren die deutſchen Profeſſoren und Stu— 
denten zur Auswanderung von Prag nach Leipzig 
gezwungen worden waren. Die Angriffe auf die 
ihren hergebrachten Bummel auf dem Graben in 
Prag pflegenden deutſchen Studenten wurden von 
neuem wiederholt, und der Bürgermeiſter Groſch 
hatte ſogar das Verbot des Farbentragens der 
deutſchen Studenten verlangt, was aber der Mi— 
niſterpräſident entſchieden ablehnte. Es wurden offi- 
ziös ſcharfe Maßregeln angedroht, die Polizei griff 
auch wiederholt kräftig ein, und die Stadtverwaltung 
ließ das Pflaſter wegen Erneuerung der Kabel 
aufreißen, um den Bummel zu verhindern, aber 
die Angriffe gegen die deutſchen Studenten hörten 
noch immer nicht auf. Am 8. und 9. Februar wurde 
vor dem Prager Schwurgericht der Beleidigungs- 
prozeß gegen den Sentraldirektor der Eiſeninduſtrie— 
geſellſchaft Keſtranek verhandelt, der behauptet 
hatte, die bekannte Nöhrenlieferung fet nur darum 
nach Pont a Mouſſon vergeben worden, weil das 
öſterreichiſche Siſenkartell den Stadtverordneten keine 
Provifionen bewilligt habe. Die Verhandlung wurde 
tſchechiſch geführt und endete mit der Verurteilung 
Keſtraneks zu 5000 Kronen. Er legte Berufung 
ein. Im Verlaufe des Sommers ſtellte ſich heraus, 
daß das Werk in Pont a Mouſſon, das fidh übrigen 
zum Teil in deutſchen Händen befindet, die aus— 
bedungenen geſchweißten Röhren nicht ſelbſt ver— 
fertigte, ſondern aus Düſſeldorf bezog. 

Nachdem Reichstag und Landtag geſchloſſen 
worden waren, die Abgeordneten alſo nicht mehr 
durch die Immunität geſchützt waren, ließ das Mi— 
niſterium eine Reihe der hauptſächlichſten Schreier 
wegen Aufreizung, Vorbereitungen zum Aufſtand, 
antimilitariſtiſcher Agitation, Majeſtätsbeleidigung 
2c. in Anklagezuſtand verſetzen und am 16. Februar 
umfangreiche Bausdurchſuchungen vornehmen, am 7. 
April fanden in ganz Böhmen auch Bausdurchſuchun⸗ 
gen bei den Führern der nationalſozialen Jungmann— 
ſchaften ſtatt, und dieſe Organiſationen wurden auf— 


gelöſt. Dieſe Energie wirkte beruhigend, denn die 
Tſchechen fühlen fih nur dann ſtark, wenn die 
Regierung Schwäche zeigt. Die Tſchechenführer 
waren natürlich darüber wütend und beſchloſſen die 
Obſtruktion, bis der Miniſterpräſident ſeine De— 
miſſion gegeben haben würde. Die neuen Richter- 
ernennungen am I. April zeigten, daß das Kabinett 
den deutſchen berechtigten Anſprüchen ſo weit ent— 
gegengekommen war, als deutſche Kräfte zur Ders 
fügung ſtanden. Der Rektor Bertl von der tſche— 
chiſchen Technik in Prag hatte bei der Immatri⸗ 
kulation eine die deutſche Studentenſchaft beleidi— 
gende Rede gehalten und war dafür vom Unter— 
richtsminiſter Graf Stürgkh zur Verantwortung 
gezogen worden. Die Sache kam am Il. Juni im 
Abgeordnetenhauſe zur Verhandlung, bei der Graf 
Stürgkh feinen Standpunkt aufrecht erhielt. 
Darauf wurde Bertl demonſtrativ abermals zum 
Rektor gewählt, aber der Unterrichtsminiſter be- 
ſtätigte die Wahl nicht. Anfangs Auguſt fuhren 
200 tſchechiſche Delegierte unter Führung der Ab— 
geordneten Dr. NMramarſch und Ulof ac zur 
polniſchen Ausſtellung nach Ezenftochau, die dem 
Swecke dienen ſollte, die Slawen vom fremden 
„ſlawenfeindlichen Kapital“ zu befreien. Es wurde 
viel Deutſchfeindliches geredet und die Gründung 
einer allſlawiſchen Bank beſchloſſen, dagegen ver— 
weigerten die tſchechiſchen Arzte, am internationalen 
Arztekongreß in Budapeſt teilzunehmen. Inzwiſchen 
waren mehrfache Verſuche unternommen worden, 
den böhmiſchen Landtag flottzumachen, auf dem 
die deutſchen Abgeordneten obſtruieren, weil keiner 
ihrer nationalen Wünſche von den Tſchechen be- 
rückſichtigt wird. Im Vorjahre hatten die Deutſchen. 
die Obſtruktion begonnen, weil ihnen die Wahl 
eines deutſchen Landesaktuars verweigert worden 
war. Am 15. September wurde nun im böhmiſchen 
Landesausſchuſſe der Antrag des Beiſitzers Dr. € p- 
pinger, zwei deutſche Landesaktuare zu wählen, 
ebenfalls abgelehnt. Da auch tſchechiſche Parteien 
beſchloſſen hatten, den Deutſchen keine Sugeſtänd— 
niſſe zu machen, ſo war kaum Ausſicht vorhanden, 
daß der für den 21. September einberufene Land- 
tag aktiv werden würde. Nach der Eröffnung er— 
klärte der Verband der deutſchen Abgeordneten, 
fie würden ſich ſchon an den Wahlen nicht betei— 
ligen. Die Verhandlungen wurden daraufhin ver— 
tagt. Die Bemühungen der Regierung, eine Ver— 
einbarung zu erzielen, ſcheiterten an dem hart— 
näckigen Widerſtande der Tſchechen, die nicht ein— 
mal zugaben, daß den Regierungsvorlagen, die 
einen kleinen Teil der deutſchen Wünſche erfüllen 
würden, der Vorrang vor anderen Beratungsgegen— 
ſtänden eingeräumt werde. Obgleich der tſchechiſche 
Landsmannminiſter Dr. Hazek am + Gktober von 
Wien mit neuen Vorſchlägen in Prag eintraf, kam 
doch keine Einigung zuſtande, und darum wurde am 
10. der Candtag vertagt, woranf die tſchechiſchen 
Blätter ankündigten, nun werde im Reichsrat ob— 
ftruiert werden, wofür fie als Vorwand die in den 
reindeutſchen Ländern angenommenen Sprachen— 
geſetze angaben. Am 3. November beriet der tſche— 
chiſche Nationalrat im Altſtädter Nathauſe hinter 
verſchloſſenen Thüren in Prag über die Taktik 
im Abgeordnetenhauſe, die Nationalſozialen unter 
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Führung der Abgeordneten Fresl und Choc ar- 
rangierten Proteſtverſammlungen und Straßende— 
monjtrationen, gegen die am 14. die Polizei in 
Prag energiſch einfchreiten mußte. 

In Mähren ſpielt ſich der Kampf zwiſchen 
Deutſchen und Tſchechen in verhältnismäßig mil- 
deren Formen ab, obgleich ſich auch da die Tſchechen 
nicht genieren, von ihrer Mehrheit rückſichtsloſen 
Gebrauch zu machen. Die Eröffnungsſitzung des 
Landtags am 24. September lieferte dafür einen 
augenfälligen Beweis. Landeshauptmann v. Se— 
renyi verlas das kaiſerliche Eröffnungsdekret nur 
in tſchechiſcher Sprache, während er die Ver— 
deutſchung einem Dolmetſcher überließ. Die deut— 
ſchen Abgeordneten ließen ſich das nicht gefallen, 
worauf der Landeshauptmann fich entſchuldigte: er 
ſei unwohl, und der Dolmetſcher ſei ihm nur ins 
Wort gefallen. Von den Sitzungen iſt nur die vom 
24. politiſch erwähnenswert, weil jih der ſozial— 
demokratiſche Abgeordnete Reichſtätter in ab- 
fälligen Kritiken über den Aufwand für militäriſche 
Swede und über angebliche Außerungen des Kaiſers 
Wilhelm während der Kaifermansver erging. 
Landeshauptmann v. Serenvi und Statthalter 
Frhr. v. Beinold ſprachen ihr Bedauern über 
dieſes Vorkommnis im Landtage aus, das im voll— 
kommenen Widerſpruche zu dem Verhalten der Be— 
völkerung ſtehe. — In Schleſien erwehren ſich die 
Deutſchen und die ſchleſiſchen Polen mit Erfolg 
der allpolniſchen und tſchechiſchen Agitation. Die 
allpolniſchen Führer erlitten im Sommer eine emp— 
findliche Niederlage bei der Wahl des evange- 
liſchen Superintendenten. Die ſeit Jahren betriebene 
Arbeit der Gebrüder Miche jd a, mit den Mit— 
teln allpolniſcher Agitation die Superintendenten— 
ſtelle fih zuzuwenden, war ſchon längſt ausfichts- 
los geworden, jetzt fiel auch der von ihr vorge— 
ſchobene Kandidat durch, und der bisherige Senior 
Andreas Krzywon wurde mit erheblicher Mehr- 
heit gewählt. N 

In Niederöſterreich herrſchte die chriſtlichſoziale 
Partei und ihr politiſch hervorragender Führer 
Dr. Cueger, dem freilich die börſenliberale Preſſe 
der Reichshauptſtadt niemals verzeihen wird, daß 
er dort ihre langjährige Herrſchaft gebrochen hat, 
der die hauptſächlichſte Schuld an dem Niedergang 
der Vorherrſchaft der Deutſchen in Öfterreich feit 
genau 40 Jahren zuzuſchreiben iſt. Man wird darum 
bei den Vorgängen in Niederöfterreich immer aus- 
einanderhalten müſſen den in angeblich freiheit— 
lichen Sinne geführten Kampf dieſer Preſſe zur Der- 
drängung der chriſtlichſozialen Partei und die Stel- 


lungnahme der letzteren zur Aufrechterhaltung des 


reindeutſchen Charakters des Kronlandes. Die Zus 
wanderung vom Lande in die Großſtädte, der 
Mangel an deutſchen Beamten insbeſondere für 
die unteren Stellen und überhaupt die ſtarke Der- 
mehrung der tſchechiſchen Bevölkerung haben eine 
bedeutende Sunahme der Tſchechen in Wien und 
im ganzen Lande zur Folge gehabt. Früher ging 
die Verdeutſchung dieſer Einwanderer ganz von 
ſelbſt vor ſich. Seit der gerade von der haupt— 
ſtädtiſchen Preſſe von der Seit des Miniſteriums 
Taaffe an im Übermaß betriebenen nationalen 
Derhegerei und in neuerer Seit noch mehr durch 


den Umſtand, daß die tſchechiſchen Beamten beſon— 
ders bei parlamentariſchen und Candsmannminiſtern 
vielfach Schutz und Unterſtützung gefunden haben, 
find überall Mittelpunkte tſchechiſcher Agitation ent- 


ſtanden, die nicht nur der Verdeutſchung entgegen- 


wirken, ſondern auch unter Benutzung der vielden= 
tigen Gleichheitsphraſen der einſt unter dem Deutfch- 
liberalismus gefchaffenen Beſtimmungen der Der- 
faſſung und der fogenannten Reichsgrundgeſetze 
Gleichberechtigung und womöglich die Dorherrfchaft 
zu erringen ſuchen. So ernſt iſt die Lage, und das 
läßt ſich nicht mit der üblichen Zeitungsphrafe von 
der Begünſtigung der Tſchechen durch die Regie— 
rung abtun. Damit ſchädigt man mir den jetzt in _ 
allen deutſchen Kreiſen ausgeprägten feſten Wil- 
len, bei der nun einmal geſchaffenen Lage jedes 
deutſche Beſitztum zu verteidigen und die eigene 
Volkskraft zu ſtählen. Dafür geſchieht feit Jahren 
von den deutſchen Gſterreichern ſehr viel, wie hier 
ſchon wiederholt hervorgehoben worden iſt. Das 
iſt nützlicher für das deutſche Volkstum, wie das von 
der Preſſe betriebene Beſchimpfen und Verdächtigen 
jeder, auch der deutſchfreundlichſten Regierung. Man 
kann doch billigerweiſe nur Unterſtützung und Be— 
rückſichtigung von einer Regierung begehren, die 
man, namentlich bei allen Staatsnotwendigkeiten, 
ſelbſt unterſtützt. Dieſer geſunde Sinn bricht ſich 
immer mehr bei den Deutſchöſterreichern Bahn und 
kräftigt fie in ihrer ſogenannten nationalen „Alein— 
arbeit“, die bereits einen Sug ins Große ange— 
nommen hat, während die vermeintliche große parla— 
mentariſche Parteipolitik ſchon der Uleinlichkeit ver- 
fallen ift. Von den Großtaten der Kleinarbeit fei 
hier bloß die Aufforderung des gefeierten Volks- 
ſchriftſtellers Peter Roſegger erwähnt, durch 
Gaben von je 2000 Kronen einen Sweimillionen⸗ 
fonds für deutſchnationale Schulzwecke zu ſammeln. 
Schon Mitte Oktober war die erſte Million bei— 
ſammen und beim Jahresſchluß erſchien die Er— 
reichung des Sieles geſichert. 

Nun zu den Verhältniſſen in Niederöſterreich 
zurück. Viel zu ſpät beginnt eigentlich das Deutſch— 
tum, an die geſetzliche Sicherung feines Befittums 
zu denken. Solange der liberale Standpunkt galt, 
dem antiklerikal und deutſch gleibedeutend iſt, wurde 
viel darüber geredet, aber nur um die Miniſter zu 
befehden, geſchehen ift jedoch nichts. Was nun noch 
vor 20 Jahren ſelbſtverſtändlich Geſetz geworden 
wäre, iſt heute wegen des flawifchen Widerftandes 
nicht mehr durchzubringen. Jetzt kann nur noch 
ein Stückwerk erreicht werden. Die ſogenannte „lex 
Kolisko“, die feit fünf Jahren die deutſche Unter- 
richtsſprache in Niederöſterreich feſtlegen wollte, war 
von der Landesregierung aus verfaſſungsrechtlichen 
Gründen niemals zur kaiſerlichen Sanktion vorgelegt 
worden. Jetzt wurde die Angelegenheit von der 
chriſtlichſozialen Partei aufgenommen, die als ſtärkſte 
Partei im Reichstage wie im Landtage wohl Mittel 
und Wege finden mochte, etwas Brauchbares zu- 
ſtande zu bringen. Das war auch nach anderer Rich⸗ 
tung hin nötig, denn wegen Mangel an geſetzlichen 
Bejlimmungen hatte ſchon im Mai der Miniſter 
des Innern entgegen der Vorentſcheidung der Statt- 
halterci die Statuten eines Vereins mit tſchechiſcher 
Geſchäftsſprache beſtätigen müſſen. Die Tſchechen 
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verſuchten in Vorahnung des Kommenden im Som- 
mer in mehreren Wiener Vororten Demonſtrationen 
für die Errichtung tſchechiſcher Schulen, wobei es 
nicht ohne Suſammenſtöße mit Deutſchnationalen 
abging. Um ihre Sahl zu markieren, plante der tſche— 
chiſche Touriftentlub in Wien für Sonntag den 
15. Auguſt einen demonſtrativen Ausflug in die 
Wachau, die prächtige Donaulandſchaft um Dürn— 
ſtein. Da es dort ficher zu heftigen Huſammenſtößen 
gekommen wäre, mußte ſich der Dampfer auf die 
Donaufahrt beſchränken und durfte nirgends landen. 


Der für den nächſten Sonntag in Ausſicht genom- 


mener Volkstag der „tſchechiſchen Minderheiten“ 
ſamt einer tſchechiſchen Theatervorſtellung wurde 
von der Wiener Polizei verboten, die tſchechiſche 
Schule in Unterthemenau und eine tſchechiſche Pri— 
vatſchule in Wien wurden von der Schulbehörde 
geſchloſſen, weswegen in Prag randaliert wurde, 
worauf in Wien Gegenſkandale vor dem tſchechiſchen 
Vereinshauſe erfolgten. Dieſe Vorfälle, deren Sahl 
noch beliebig vermehrt werden könnte, ließen eine 
geſetzliche Regelung der ſprachlichen Verhältniſſe 
durch die LCandesgeſetzgebung dringend nötig er- 
ſcheinen. 

Gleich in der Eröffnungsſitzung des Landtags 
am 16. September brachten die deutſchen Parteien 
(Großgrundbeſitz, chriſtlichſoziale und deutſchnatio— 
nale Partei) einen Dringlichkeitsantrag ein, warum 
der Geſetzentwurf über die Unterrichtsſprache an 
Volks- und Bürgerſchulen noch nicht zur Sanktion 
vorgelegt worden fet. Der ſchwerkranke Dr. Cueger, 
der kurz vorher einen Ohnmachtsanfall erlitten hatte, 
begründete trotzdem den Antrag mit energiſchen 
Worten. Er mißbilligte die zweckloſen deutſchna— 
tionalen Demonſtrationen, da nur das Geſetz Ab- 
hilfe ſchaffen könne, aber er betonte: „Wir in Gſter— 
reich wollen deutſch bleiben, wir wollen andere 
nicht kränken, aber wir wollen auch unſere Rechte 
nicht aufgeben.“ Der Antrag wurde mit allen ge— 
gen fünf ſozialdemokratiſche Stimmen angenommen. 


Auch bei einer Bürgerbeeidigung am 7. Oktober 


erklärte Dr. Lueger, dieſem Eide komme heute 
die größte Bedeutung zu, da man Wien zwei— 
ſprachig machen wolle. Dieſem Beſtreben müſſe 
mit aller Kraft entgegengetreten werden, und er 
werde nicht zulaſſen, daß in Wien andere als deutſche 
öffentliche Schulen beſtänden. Erſt am folgenden 
Tage beantwortete der Statthalter den Dringlich— 
keitsantrag dahin, daß der Geſetzentwurf Volisko— 
Axmann mit dem Reichsvolksſchulgeſetze im Wider- 
fpruche ſtehe. Übrigens beſtehe keine dringliche Ge- 
fahr, da nach einer Entſcheidung des Reichsgerichts 
in Niederöſterreich kein nichtdeutſcher Volksſtamm 
anſäſſig ſei. Der Landtag überwies darauf die 
Angelegenheit einer Kommiſſion. Am 12. erinnerte 
der Landmarſchall Prinz CLiechtenſtein unter 
lautem Beifall auch an das 30jährige Beſtehen des 
Bündniſſes mit Deutſchland. Die Drohung des tſche— 
chiſchen Abgeordneten Jantſcha beim Empfang 
einer tſchechiſchen Deputation durch den Miniſterprä⸗ 
ſidenten, nach Sanktionierung des Sprachengeſetzes 
für Niederöſterreich könne es zu Ereigniſſen, wie 
die Ermordung des Statthalters von Galizien fom- 
men, machte keinen Eindruck. In der Sprachen 
frage kam ſchließlich ein Kompromiß zuſtande, nach- 
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dem es in bezug auf die Amtsſprache der Gemein 
den bei dem Gebrauche zu bleiben habe, der in der 
erſten Hälfte des Jahres 1909 eingehalten wurde, 
ſo daß alſo für alle Seiten nur drei Gemeinden 
ſlawiſch amtieren dürfen. Dem Haupterfordernis 
für die Sukunft iſt alſo genügt, ohne daß dem 
Neichsvolksſchulgeſetze direkt widerſprochen wurde. 

Unter ungeheurem Lärm der tſchechiſchen Preſſe 
wurden in dieſer Seit auch in den Landtagen von 
Oberöſterreich, Vorarlberg und Salzburg Geſetze 
über die deutſche Schul- und Amtsſprache beſchloſſen. 
Bemerkenswert iſt noch, daß der Statthalter von 
Oberöſterreich aus Anlaß eines Schülerturnfeſtes 
in Cinz den Schülern das Tragen von Kornblumen 
verbot, ihn aber auf Veranlaſſung des Unterrichts- 
miniſters zurücknehmen mußte. Seit dem Ausſcheiden 
Schönerers aus dem politiſchen Leben hat doch 
wahrlich die Kornblume keine Bedeutung mehr, 
die ſich anders als deutſchnational auslegen ließe. 
Wenn übrigens in einem Teile der liberalen Preſſe 
heuchleriſche Klagen darüber angeſtimmt wurden, daß 
durch die erwähnten Landtagsbeſchlüſſe die deutſche 
Sprache von dem Range der Staatsſprache zu einer 
bloßen LCandesſprache herabgedrückt werde, fo ift 
doch darauf zu erwidern, daß die deutſchen Kibe- 
ralen zur Seit ihrer Berrfchaft nicht den Mut ge— 
habt, oder vielmehr einfach vergeſſen haben, die 
deutſche Sprache als Staatsſprache feſtzulegen. Die 
deutſchen Kronländer würden eine gleiche Pflicht— 
vergeſſenheit begehen, wenn ſie ſich jetzt nicht we— 
nigſtens die deutſche Tandesſprache ſicherten. Daraus 
kann jogar unter Umſtänden bei günſtigeren Der- 
hältniſſen wieder die deutſche Staatsſprache werden, 
aber mit unfruchtbaren Klagen über das einſt ver- 
geudete und augenblicklich nicht zu erreichende Mehr 
wird wahrlich nichts geſchafft. Auch im ſteiermär⸗ 
kiſchen Landtage wurde die Sprachenfrage bren- 
nend, weil die ſloweniſchen Abgeordneten anfingen, 
ihre Interpellationen ſloweniſch vorzuleſen, worauf— 
hin fidh die Deutſchen entfernten. Im Krainer Land- 
tag kam es zu mehrfachen Krawallen zwiſchen der 
ſloweniſch-klerikalen Mehrheit und den mit den 
Deutſchen verbündeten liberalen Slowenen. Die 
letzteren beiden Gruppen verließen am 15. Oktober 
den Candtag, als die Mehrheit eine neue Geſchäfts- 
ordnung durchpeitſchen wollte. 

In Tirol trat der Landtag nicht zuſammen, 
weil die italieniſchen Abgeordneten noch immer 
ſtreikten. Unter der kräftigen Unterſtützung des Ver— 
eins für das Delltſchtum im Auslande macht die 
Surückeroberung Welſchtirols für das Deutſchtum 
ante Fortſchritte. Unter dieſen Umſtänden und bei 
Berückſichtigung der ganzen Weltlage mußte es 
Befremden erregen, daß bei einem Beſuche des 
Thronfolgers in Kitzbüchel der dortige Bezirks- 
hauptmann, anſcheinend infolge einer ſchwarzgelben 
Anwandlung aus vergangenen Seiten, einem dort 
wohnenden Münchener verboten hatte, eine reichs- 
deutſche Fahne auszuhängen. Auf Einſchreiten beim 
deutſchen Konful wurde der Bezirkshauptmann von 
Wien aus bedeutet, ſich einer moderneren An— 
ſchauung zu befleißigen. Dem geradezu ſchmäh— 
lichen Verhalten der ſüdtiroliſchen Irredentiſten 
während der Candesjubiläumsfeier folgte die Strafe 
auf dem Fuße. Anfangs September kam man durch 
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die Entdeckung großer Unterſchleife bei der Banca 
cooperativa in Trient hinter ein irredentiftifches 


Verſchwörerneſt, das die unterſchlagenen Gelder 


hauptſächlich für Spionage verwendet hatte. Jn- 
folgedeſſen nahm die Militärbehörde die Unter- 
ſuchung in die Hand, es wurden weitere Verhaf— 
tungen und Ausweiſungen vorgenommen. Unter 
den Verhafteten befinden ſich auch alle die irre— 
dentiſtiſchen Häupter, die bei den Überfällen auf 
deutſche Beſucher in Südtirol Anſtifter und Leiter 
geweſen waren. Bei der Derfchwiegenheit der 
die Unterſuchung führenden Generalſtabsoffiziere 
find weitere fichere Einzelheiten nicht bekannt ges 
worden. 

Galizien ift das fchöne Land, wo der edle Pole 
herrſcht, aber keine Kultur bringt, die noch immer 
nur durch die deutſchen Verkehrsſtraßen zu ihm 
dringt und notdürftig ins Polniſche übertragen 
wird. Dafür iſt er aber ſtets bereit, die deutſche Ware 
zu boykottieren, wenn er fie nur entbehren könnte. 
Darum trinkt er täglich mit Wein, und wenn er 
minder edel iſt, mit Branntwein, „Tod den Deut— 
ſchen“ und erinnert ſich mit Wonne daran, daß 
nicht er, ſondern ſeine Vorfahren vor genau einem 
halben Jahrtauſend einmal den gar nicht zum 
Deutſchen Reiche gehörenden deutſchen Ritterorden, 
aber nur mit entſcheidender Unterſtützung von Lit- 
tauern, Tſchechen und Tartaren, gefchlagen haben. 
Er hat zwar jetzt keinen Staat, da dieſer in drei 
Teile geteilt werden mußte; aber der muß natürlich 
wieder werden, denn deswegen hat man ſchon ſo 
viele Putſche und Verſchwörungen angeſtiftet, na- 
tionale Demonſtrationen veranſtaltet, Sokols ge- 
gründet, aber vor allem: Deutſche und Ruſſen 
grimmig gehaßt. Da muß es doch einmal werden, 
Franzoſen und allerhand Slawen wünſchen ſchon 
Glück dazu; es fehlt nur noch, daß es wirklich 
wird. Natürlich, verzichtet er darauf, daß Warſchau 
wieder als zukünftige Königsſtadt — gedacht wird, 
dort iſt es doch zu ruſſiſch rauh. Aber hat man 
nicht dafür Krakau im gemütlichen Öfterreich, wo 
man ſo ungeſchoren leben darf, ſolange man nur 
jeder Regierung in ihren Parlamentsnöten bei- 
ſpringt, wo man dafür fogar Deutſche und Ru- 
thenen drangſalieren darf, daß ſie vor Vergnügen 
über die polniſche Freiheit ſchreien? Alſo darum 
frifch darauf los, dort das polniſche Königsluft- 
ſchloß gebaut! Dann muß ſich auch der König 
finden, wenn für ihn ein Schloß da iſt. Mit ſolchen 
Träumereien befaſſen ſich dieſe Leute auf einem 
Gebiete, das von den drei mächtigſten Staaten be- 
herrſcht wird, die man erſt zerſtören müßte, bevor 
der König im Wawel einziehen konnte. Aber es 
lebt ſich ganz gut dabei, beſonders in Galizien, 
wo nicht fo unangenehme Anſichten über Hochver— 
rat herrſchen wie drüben in Rußland und gar in 
Preußen, das ſchon vier lange Menſchenalter mit 
Ernſt darauf geſehen hat, daß die Polen wirklich 
etwas lernen, was in Galizien bisher nur ſehr 
ſpärlich der Fall iſt. Die große Politik läßt eben 
dazu keine Seit, aber Großpolen wächſt in der 
Idee von Stunde zu Stunde und reicht ſchon 
wieder von der Oſtſee bis zum Schwarzen Meere. 
Davon läßt ſich ſchön reden und ſingen, auch dazu 
trinken, ſolange die verfahrenen parlamentariſchen 
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Suſtände in Wien dauern, bei denen man die klug 
mitmachenden Polen ſo nötig braucht, wie das liebe 
Waſſer. Aber es könnte vielleicht auch einmal anders 
kommen. 

Daß übrigens ſonſt die Bäume nicht in den 
Himmel wachſen werden, dafür ſorgt die nationale 
Eigenart der Polen von ſelbſt. Ihr einftiges Reich 
iſt ſchon daran zu Grunde gegangen, daß immer 
ein Verſchwörer wider den anderen war, bei ihren 
mißglückten Aufſtänden hat ſich ſtets die gleiche Er⸗ 
ſcheinung gezeigt, und bei ihrer Herrfchaft über Ga- 
lizien wird es jetzt ebenſo. Der polniſche Landsmann⸗ 
miniſter v. Abrahamowicz war bei ſeinen 
Candsleuten, wie auch ſonſt, wohl perſönlich nicht 
gerade beliebt, aber es war doch bei der bisherigen 
Diſziplin im Polenklub auffällig, daß er auf einmal 
dem demokratiſch gefärbteren Dr. v. Dulemba 
weichen mußte. Der ift aber dem Führer der Dolfs- 
partei offenbar noch viel zu feudal, und dieſer 
ſieht darum nicht ein, warum der Miniſterfrack 
nicht feine noch demokratiſcheren Schultern zieren 
ſoll. Und wenn dabei die ganze parlamentarifche 
Stellung des Polentums in Franzen gehen ſollte! 
Darum wird von dieſer Seite der Anſchluß der 
Polen an die flawifche Union eifrig betrieben, wofür 
ſich merkwürdigerweiſe ſchon im Juni ſogar der 
Statthalter von Galizien Bobrzynski lebhaft 
intereſſierte. Obgleich v. Abrahamowicz Ans 
fang Juli in einem offenen Briefe vor dieſer Ridy- 
tung und dem Plane, „die Stellung des Miniſters 
für Galizien zur Bedeutung des tſchechiſchen oder 
des deutſchen Landsmannminiſters herabzudrücken“ 
warnte, wurde doch die Agitation fortgeſetzt und der 
Führer der polniſchen Volkspartei Stapinski trat 
im November offen für den Anſchluß an die fla- 
wiſche Union ein. Was wird aber aus dem ganzen 
Polentum, fobald der „Kolo polskie” feine Stel- 
lung als ausfchlaggebende Regierungspartei dran⸗ 
gibt? Einftweilen wird die Unterdrückung der 
Deutſchen und Ruthenen mit ungeſchwächter Energie 
fortgeſetzt, die polniſche Demokratie hat ſich mit dem 
Judentum verbrüdert, was unter der Herrſchaft der 
Schlachta nie der Fall war, da ſie ſich nur die 
Unterſtützung der Juden gnädig gefallen ließ. Im 
übrigen wurde die großpolniſche Idee nach Kräften 
bei jeder Gelegenheit gepflegt. Man rüſtet zu einer 
großartigen Feier der Schlacht bei Tannenberg (die 
Polen fagen Grunwald), die fich zu einer Demon⸗ 
ſtration gegen die Deutſchen geſtalten ſoll, im Jahre 
1010, und man ſammelt nach dem Muſter der Ro- 
ſeggerſtiftung für einen dar grunwaldzki. Der 
Sarg des Dichters Slowacki wurde aus Anlaß 
feines 100. Geburtstags auf dem Wawel beigefett, 
nachdem der Fürſtbiſchof von Krakau, Kardinal P u- 
zyna di Koscielsko, zur Aufgebung feines 
Widerſpruchs gegen diefe Ehrung des wenig kirchen⸗ 
gläubigen Mannes gezwungen worden war. 


Die Winterſeſſion des Reichsrates. 


Man hat zuweilen auch den Kaiferftaat als 
ein Land der unbegrenzten Möglichkeiten bezeichnet. 
Der Ausſpruch gewinnt an Wahrſcheinlichkeit, wenn 
man den Ausgang der Tätigkeit des Abgeordneten⸗ 
hauſes im vergangenen Jahre ins Auge faßt, wo 
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die obſtruierenden Parteien mit einem Male dahinter 
gekommen zu fein fchienen, daß die Objtruftion 
mit der Wurzel ausgerottet werden müſſe, da fie 
ein Verbrechen am Staate und an den Dölfern fei. 
Wer freilich ein wenig ſchärfer zufieht, dem wird 
nicht entgehen, daß recht viele von den gewählten 
politiſchen Kapazitäten ihre Immunität und Diäten 
einer kräftigen Hand gegenüber 
nicht wieder in Gefahr bringen 
mochten. Wenn man auch dazu po⸗ 
litiſchen und nationalen Gegnern 
einen Poſſen ſpielen konnte, er- 
höhte ſich noch das Vergnügen. 
Aber die feſte Hand war da, 
Schr. v. Bienerth zeigte fie, und 
ob es ſeine eigene, oder die eines 
Höherftehenden war, tut vorläufig 
nichts zur Sache. Er hatte ſchon 
im Sommer das Budget bewilligt 
erhalten, ſogar gratis und franko, 
ohne Gewährung der früher üb⸗ 
lichen nationalen Sporteln. Und als 
dann die Herren wegen der bos⸗ 
niſchen Bankfrage, die nicht ein⸗ 
mal einen Ruhmestitel für das 
Kabinett bildete, in die ſüße Ge— 
wohnheit der Obſtruktion zurück⸗ 
fielen, da verhängte er unver- 
droſſen über ſie die Trennung von 
Tiſch und Bett — Pardon! von 
Immunität und Diäten, indem er 
einfach die Tür des Hauſes zu- 
machte. So folgerichtiges Handeln 
reizt auch den unfehlbarſten Ab- 
geordneten zum Nachdenken, wozu 
eine ganze Reihe von Monaten zur 
Verfügung ſtand. Und ſie dachten 
auch wirklich nach und mochten 
finden, daß ſein Standpunkt: ſelbſt 
ſeine Pflicht zu tun, aber auch von! 
hoben Haufe die gleiche Pflicht⸗ 
erfüllung zu verlangen, doch wirk⸗ 
lich für Kaifer und Reich recht 
nützlich ſei und auch Immunität 
und Diäten nicht in Gefahr bringe. 

Es beſchloſſen darum viele im 


Allotria zu laſſen, ſobald ſich nur 
eine ſchickliche Gelegenheit zum Um⸗ 
lenken fände. Nach den bezeichnenden Außerungen 
des Monarchen ließ ſich auch weiter ſchließen, daß 
ſchwerlich durch Fortſetzung der bisherigen parla⸗ 
mentariſchen Praxis erreicht werden könne, daß die 
ſtarke Band von einer milderen abgelöſt werden 
würde. 

Eine Obmännerkonferenz, zu der der Obmann 
des Polenklubs für den 17. Auguft nach Wien ein⸗ 
geladen hatte, um über die Flottmachung des Par- 
laments zu beraten, führte freilich nach vierſtündiger 
Beratung nur zu dem Ergebnis, Glombinski 
möge die Verhandlungen mit dem Miniſterium und 
den einzelnen Parteien fortſetzen. Das war eigent- 
lich ſelbſtverſtändlich, aber zum Umwenden und 


ſich Feſtlegen war die Seit noch zu kurz, und die 


Seitungen hatten nur einen neuen Anlaß, die gegen- 
ſeitige Befehdung der Parteien aufzufriſchen. Eine 
offiziöſe Mitteilung am folgenden Tage kennzeich⸗ 
nete die Stellung der Regierung dahin, daß an 
die Berufung des Reichsrats erſt gegangen werden 
würde, wenn die VDerhandlungsfähigkeit geſichert 
ſei; er werde ſich hauptſächlich mit Finanzangelegen⸗ 
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Das neue Präſidium des öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes. 


Stillen, darnach zu handeln, und Don links nach rechts: 
die bisherigen parlamentariſchen Dr. Steinwender, Dizepräfident (deutſchnational); Dr. Pattai, Präſident (chriſtlich ſozial; 


R. v. Starzynski, Dizepräfident (Polenklub); Pogalnif (Südſlawe). 


heiten zu beſchäftigen haben, wozu nationale Un- 
näherung und Pflichtgefühl notwendig ſei, um den 
Parlamentarismus als Gemeinbeſitz aller Parteien 
zu erhalten. Es wurden in den nächſten Wochen 
wohl noch verſchiedene Parteiberatungen gehalten, 
aber ihre Reſultate fielen für den parlamentariſchen 
Sweck negativ aus, die Tſchechenfrage in den Land- 
tagen und in Niederöſterreich ließ auch nichts Poſi⸗ 
tives dafür erwarten. Die Seitungen hetzten weiter, 
und die hauptſtädtiſchen Blätter ſuchten ihre Leſer 
damit zu unterhalten, daß die flawifche Union das 
Kabinett ſtürzen und aus ſich ein parlamentariſches 
Miniſterium bilden wolle: ein Unſinn, für den wohl 
etliche Wünſche beſtehen mochten, der aber doch 
gerade gegenwärtig mehr als naiv war. Man kann 
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aber daraus erſehen, wie ſchwer den Arbeits— 
luſtigen der Umfall gemacht wurde, ohne den es leider 
keine Diäten und keinen parlamentariſchen Glanz 
gab. Bei ihrer großen Sahl war indeſſen anzu— 
nehmen, daß der erſehnte, endlich für den 20. Ok- 
tober feſtgeſetzte Eröffnungstermin des Abgeord— 
netenhauſes zwar nicht ohne die zeitvergeudenden 
Kämpfe der Nationen und Parteien einſetzen, aber 
zunächſt keine Fortſetzung der Obſtruktion im großen 
Stile bringen werde. So ging auch die Eröffnungs- 
ſitzung ziemlich friedlich vor ſich; die Tſchechiſch— 
radikalen empfingen zwar die Miniſter mit Schmäh— 
rufen und lärmten auch weiter, aber das Haus 
beſchloß unter dem Vorſitz des Alterspräſidenten 
Dr. Funke laut einer vorher von der Obmänner— 
konferenz getroffenen Vereinbarung, ſich für die 
Präſidentenwahl auf zwei Tage zu vertagen. Es 
war weder von einer Obſtruktion der Tſchechen 
noch der übrigen flawifchen Union mehr die Rede, 
doch war die Derfchiebung durch Betreiben von 
dieſer Seite erfolgt. Die größeren deutſchen Par- 
teien hatten dem Wunſche nachgegeben, nur der 
deutſchradikale Abgeordnete Wolf proteſtierte und 
erhielt dafür lautes Cob der hauptſtädtiſchen Preſſe, 
die ſtets den Beruf in ſich fühlt, verträgliche Nei— 
gungen im Keime zu erſticken. Am 22. Oktober 
wählte das Haus fein früheres Präſidium wieder 
mit der einzigen Abänderung, daß anſtatt des Süd— 
ſlawen Laginja der Südſlawe Pogatſchnik 
zu einem der Dizepräfidenten gewählt wurde. Weiter 
kam man zunächſt noch nicht. 

Die Preſſe behauptete wieder, die ſlawiſche 
Union verſchleppe die Verhandlungen abſichtlich, 
weil ſie hoffe, das Miniſterium zu ſtürzen und zwar 
mit Hilfe der Deutſchen, die über die bei der 
. angeblih in Ausſicht ſtehenden Vereinbarung mit 
Ungarn bewilligten militäriſchen Hugeſtändniſſe er- 
bittert ſein würden. Dieſe Militärfabel wird in 
der Wiener Preſſe, trotz aller klaren Ausſprüche 
des Monarchen und ſeiner oberſten Berater, immer 
wieder aufgetiſcht; ob die ſlawiſche Union ſie auch 
glaubt, ſteht dahin. Daß fie Frhrn. v. Bienerth 
und fein Kabinett gern los fein mochte, war das 
allein Richtige dabei. Am 26. brachte Finanzminiſter 
Dr. v. Bilinski das Budget und die neuen 
Steuervorlagen ein. Er legte ohne Umkleidung den 
Stand der Finanzen, den Rückgang faſt aller Staats- 
einnahmen bei ſteigenden Ausgaben dar, ſo daß 
Abhilfe nur durch neue Steuern geſchaffen werden 
kann. Die ſchlimme Cage des Budgets wäre nicht 
hervorgetreten, wenn der Finanzplan der vorigen 
Seſſion erledigt worden wäre, was wegen der Ob- 
ſtruktion nicht geſchehen iſt. Die neuen Steuern 
find: eine Erhöhung der Branntwein-, der Per- 
ſonaleinkommen- und der Dividendenſteuer, ferner 
eine Erbſchafts- und Schenkungs⸗, eine Junggeſel- 
lenſteuer und eine Steuer auf Mineralwäſſer. We— 
gen der entſchiedenen Ablehnung der Erhöhung der 
Bierſteuer könne die Regierung nicht mehr an die 
Beſſerung der Landesfinanzen denken und dafür 
nur 20 Millionen aus der Erhöhung der Brannt⸗— 
weinſteuer gewähren. Die Eröffnungen machten 
einen deprimierenden Eindruck, obwohl man auf 
ähnliches gefaßt ſein mußte, und das Haus be— 
ſchäftigte ſich darum ſofort einige Tage mit Dring— 
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lichkeitsanträgen über die Teuerung, wobei fidh 
alle guten und böſen Herzen ihrer Anſchauungen, 
Angriffe und Wünſche in ſehr volksfreundlich Min- 
genden Worten entledigen konnten, ohne daß tat— 
ſächlich auch nur ein Jota geändert wurde. Mehr 
als die aus den Sudetenländern ſtürmiſch ertönenden 
Proteſte gegen weitere parlamentariſche Miniſterien 
wirkte wohl die üble Finanzlage abkühlend auf die 
weitverbreitete Sehnſucht nach Miniſterfracks, und 
die Abgeordneten des deutſchfreiheitlichen Verban— 
des ließen erklären, ſie dächten gar nicht mehr 
daran. Alſo von dieſer Seite drohte dem Beſtande 
des Kabinetts keine Gefahr mehr; aber fie ſchien 
von einer Aeren Seite zu kommen. Am 28. hatte 
nämlich im Wiener Rathaufe eine Beſprechung der 
deutſchen Parteiführer mit dem Miniſterpräſidenten 
ſtattgefunden, wobei dieſer die Sanktion der von den 
deutſchen Landtagen beſchloſſenen Sprachengeſetze 
zugeſagt hatte. 

Sunächſt verlautete wohl noch nichts darüber, 
aber die Tſchechen ſchienen doch Wind davon be— 
kommen zu haben, und die Tſchechiſchradikalen 
machten deshalb im Abgeordnetenhauſe am 29. 
gegen den Präfidenten Dr. Pattai und den Mi⸗ 
niſterpräſidenten Skandal, wobei ihnen die Sozial— 
demokraten Hilfe leiſteten, worauf der Präſident 
das Haus auf unbeſtimmte Seit vertagte. Sugleich 
wurde aber auch bekannt, daß Frhr. v. Bienerth 
im Rathauſe den Schluß des Reichsrats für den 
Fall der Arbeitsunfähigkeit angekündigt hatte, und 
das wirkte auf die bekannten „Arbeitsluſtigen“ ſehr 
beſänftigend. Unter dieſen Umſtänden wurde der 
Beſchluß des Miniſterrats vom 30. auf Suſtimmung 
zur Sanktion, der darauf mit Notwendigkeit erfol— 
gende Rücktritt der beiden tſchechiſchen Miniſter und 
die unmittelbar darnach vom Kaifer gewährte Sant- 
tion ohne die befürchtete Exploſion hingenommen. 
An eine erſprießliche Tätigkeit des Abgeordneten— 
hauſes war freilich nicht zu denken, und man 
brachte die Seit mit Verhandlungen hin, die haupt— 
ſächlich der Polenführer Glombins ki leitete, und 
in die auch die Suſtände im böhmiſchen Landtage 
mit einbezogen wurden. Der Führer der polniſchen 
Volkspartei Stapinski bemühte ſich ſehr um 
den Anſchluß an die flawiſche Union, vielleicht in 
der Abſicht, die tſchechiſchen Banken für die von ihm 
begründete notleidende Parzellierungsbank zu inter— 
eſſieren, auch ſuchte man mit Hilfe der Sozialdemo— 
kraten einen Schreckſchuß gegen das Miniſterium 
abzufeuern, indem man in Ausſicht ſtellte, man 
werde durch einen — natürlich wirkungsloſen — 
Parlamentsbeſchluß die Anwendung des 8 I4 ver- 
bieten. Das machte aber gar keinen Eindruck. Der 
Kaiſer hatte dem polniſchen Landsmannminiſter 
v. Dulemba ganz beſtimmt erklärt, fem Mini- 
ſterium ſei durchaus nicht flawenfeindlich, und im 
Herrenhauſe betonte Frhr. v. Bienerth am 
18. November nachdrücklich, ſein Grundſatz ſei, die 
Verwaltung dem nationalen Hader zu entziehen. 
Er kenne nur k. k. Staatsbeamte, an den übernom⸗ 
menen Suſtänden ſei die Regierung nicht ſchuld, 
ſie ſei auch nicht parlamentsfeindlich, aber das 
Parlament müßte zur pofitiven Arbeit zurückkehren, 
ohne die es ſeinen Einfluß verlieren würde. Dieſe 
Rede wurde im Herrenhauſe mit lebhaftem Beifalle 
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aufgenommen und verfehlte auch weiterhin des 
Eindrucks nicht. Die Tſchechen ſpielten zwar weiter 
die Entrüſteten, und die ſlawiſche Union verhandelte 
mit den Deutfchen über die Arbeitsfähigkeit des 
Baufes unter der Bedingung, das Miniſterium zu 
ſtürzen, was diefe aber am 19. ablehnten. 

So begann am 24. November unter anſcheinend 
fehr ungünſtigen Verhältniſſen das Abgeordneten» 
haus ſeine Verhandlungen wieder, natürlich mit 
Dringlichkeitsanträgen über die aufreizenden natio- 
nalen Fragen. Die Miniſter wurden von den Tſche— 
chen mit andauernden feindlichen Zurufen empfans 
gen. Die Regierung brachte ein halbjähriges Bud- 
getproviſorium und die Rekrutenvorlage ein. Am 
folgenden Tage griff Miniſterpräſident Frhr. v. 
Bienerth ſelbſt in die Debatte ein und hob 
hervor, daß durch alle Reden das Verlangen nach 
einem Ruhepunkte im nationalen Kampfe durch⸗ 
klinge, die Regierung würde mit Freude dieſe Keime 
pflegen. Schließlich mahnte er dringend an die Er- 
ledigung der Dringlichkeitsanträge, damit das Bud- 
getproviſorium rechtzeitig verabſchiedet werden 
könne. Die Deutſchen, die bisher immer auf der 
Befreiung der Tagesordnung von den Dringlich— 
keitsanträgen beſtanden hatten, ließen ſich jetzt dar— 
über auf Verhandlungen mit der jlawifchen Union 
ein, wie direkt behauptet wurde unter dem Eine 
fluſſe der bekannten „Arbeitsluſtigen“; es gab fo- 
gar ſchon Stimmen unter ihnen, die einer „Re— 
konſtruktion“ des Miniſteriums mit parlamentari- 
ſchen Miniſtern wieder das Wort redeten, wie es 
die ſlawiſche Union mindeſtens verlangte. So wurde 
die Seitvergeudung bis zum 3. Dezember fortge— 
fegt, wo die erſte Leſung des Budgetproviſoriums 
beginnen konnte, da die ſlawiſche Union die weis 
teren Dringlichkeitsanträge zurückgezogen hatte, denn 
die Zeit drängte und mit dem Miniſterium war 
nicht gut Kirfchen zu effen. Nach fünftägiger, wenig 
intereffierender Debatte war am II. die erſte £e- 
ſung beendet. Aber noch einmal wurde der Verſuch 
gemacht, dem Miniſterium das Regieren unmöglich 
zu machen; die flawiſche Union brachte am 15. 
nicht weniger als 37 Dringlichkeitsanträge ein. Die 
Regierung dachte ſofort an Vertagung, der nach 
unmißverſtändlichen Außerungen des Kaifers auch 
bald die Auflöſung gefolgt wäre, die deutſchen 
Parteiführer erklärten jedoch, fie würden den Der- 
fuh machen, durch eine Dauerſitzung die Objtruftion 
zu brechen. Frhr. v. Bienerth beſchloß zu warten, 
um die „Arbeitsluſtigen“ nicht zu betrüben. Die 
Dauerſitzung währte vier Tage, beſchäftigte ſich, 
ſtellenweiſe unter dem lauten Proteſt der Galerien, 
die zu verſchiedenen Malen geräumt wurden, mit 
mehreren Anträgen, denen die Dringlichkeit nicht 
zuerkannt wurde, bis am 7. ein neuer Plan der 
ſlawiſchen Union und der Sozialdemokraten auf— 
tauchte, eine Reform der Geſchäftsordnung durch 
einen neuen Dringlichkeitsantrag zu erzwingen. 

Der Antrag richtete ſich direkt gegen die 
Deutfchfreiheitlichen, die bisher den Standpunkt ver- 
treten hatten, daß der allerdings notwendigen An— 
derung der Geſchäftsordnung die Regelung der na— 
tionalen Fragen vorauszugehen habe, er fand aber 
den Beifall aller „Arbeitsluſtigen“, denen vor dem 
Momente graute, wo ſie wieder heimgeſchickt wer— 
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den würden, was ſonſt in ſicherer Ausſicht ſtand. 
Trotz formeller Schwierigkeiten wurde am 18. um 
1 Uhr die Beratung begonnen, der Miniſterpräſident 
erklärte ſich einverſtanden, und trotz des Wider— 
ſpruchs der deutſchfreiheitlichen Abgeordneten wurde 
der Antrag angenommen, der dem Präſidenten voll- 
ſtändige Freiheit über den Einlauf, die Dringlich— 
keitsanträge und Geſchäftsordnungsdebatten ein- 
räumt. Damit wird allerdings dem bisherigen Ob— 
ſtruktionsunfug das Ende bereitet, aber die Be— 
fürchtung der Deutſchen, nun durch die flawifche 
Mehrheit leichter vergewaltigt werden zu können, 
dürfte ſich ebenſowenig beſtätigen als die andere, 
daß nun ſofort das Miniſterium Bienerth in 
ein ſlawiſiertes parlamentariſches verwandelt wer- 
den würde. Auch die Fabel vom neuen „eiſernen 
Ring” wird eine Fabel bleiben, wenn fich die 
Deutſchen nicht wieder wie ſeinerzeit zu ſinnloſer 
Oppoſition verleiten laffen. Deutſche Parteien, die 
für alle Staatsnotwendigkeiten zu haben ſind — 
was auch heute der Wille der geſamten deutſchen 
Bevölkerung iſt — läßt keine Regierung an die 
Wand drücken. Und wenn ſie zuſammenhalten und 
ſich nicht immer durch gewiſſe Blätter um liberaler 
Nichtigkeiten willen auseinanderhetzen laſſen, wer— 
den ſie auch zu jeder Seit die ausſchlaggebende 
Rolle ſpielen. Schon am 20. nahm das Herrenhaus 
die Reform der Geſchäftsordnung des Abgeordneten— 
hauſes an, und Abends wurde fie in der amtlichen 
„Wiener Seitung“ veröffentlicht. Der Kaifer ſprach 
ſich ſehr befriedigt über dieſe Ordnung der uner— 
träglichen Suſtände im Abgeordnetenhauſe aus. 
Nachdem das Baus in den folgenden Tagen neben 
einigen kleineren Vorlagen noch das Budgetprovi— 
forium mit 240 gegen 202 Stimmen und das Er- 
mächtigungsgeſetz angenommen hatte, ging es am 
25. in die Weihnachtsferien. Das Herrenhaus 
beendete ſeine Beratungen mit der Annahme 
der Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes am 29. 
De zember. 


Heer und Flotte. 


Das Jahr 1909 war für die Wehrmacht des 
Kaiſerſtaates von hoher Bedeutung, denn nicht nur 
war der Armee in den erſten Monaten Gelegenheit 
geboten, durch eine ganz in der Stille betriebene 
Teilmobiliſierung vor der Welt den Beweis zu füh- 
ren, wie ſehr auf dieſem entſcheidenden Gebiete 
alles „klappt“, woraus man überall analoge Schlüſſe 
auf alles Übrige zog, ſondern ſie hat auch ſonſt 
reiche Gelegenheit gehabt, den hohen Stand ihrer 
Ausbildung darzutun. Als die Kriegsgefahr vorüber 
und ohne jede Störung die Friedenslage wieder her— 
geſtellt worden war, wurde die emſige Arbeit der 
Ausbildung unverdroſſen neu aufgenommen. Die 
Vervollkommnung der Organiſation oben und unten 
ſchritt rüſtig vorwärts, um ſo mehr, da es der Ernſt 
der politiſchen Lage der Armeeleitung ermöglicht 
hatte, einen Teil der aus den parlamentariſchen 
Schwierigkeiten hervorgegangenen Verzögerungen 
mit kurzen energiſchen Schritten wieder einzuholen. 
Bei der Sentralverwaltung wurden eine juridiſche 
Abteilung, ſowie Abteilungen für die Militärgerichts⸗ 
barkeit, für Pulver und Exploſionskörper, für Eins 
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quartierung und für den Etappendienjt gebildet und 
die Stelle eines Chefs des Etappenwejens neuge— 
ſchaffen. Die Kriegsvorbereitung zog die Neubil— 
dung des 16. Armeekorpskommandos und der 4“. 
Infanteriediviſion nach ſich, für die Südoſtgrenze 
wurde eine Generaltruppeninſpektion errichtet, der 
vier Infanteriediviſionen und zwei ſelbſtändige Ge— 
birgsbrigaden unterſtehen. In Temesvar wurde das 
6. Navalleriediviſionskommando neu gebildet. Auch 
die rafche Beendigung der Organiſation der Ma- 
ſchinengewehrabteilungen iſt in der Hauptſache der 
politiſchen Spannung zu Anfang des Jahres zu 
verdanken. Seit April 1009 beſitzt jedes Infanterie⸗ 
und Jägerbataillon eine Maſchinengewehrabteilung 
mit zwei Schwarzloſe-Hewehren mit Schutzſchilden, 
die ſich hervorragend 
bewährt haben. Damit 
iſt Gſterreich⸗Ungarn 
den anderen Staaten 
weit voraus. Bei der 
Kavallerie geht die Bil⸗ 
dung von Maſchinenge⸗ 
wehrabteilungen lang- 
ſamer vor ſich; bis jetzt 
gibt es acht Abteilun⸗ 
gen zu je vier Gc- 
wehren, aber bis zum 
nächſten Jahre wird je⸗ 
des Kavallerieregiment 
eine Abteilung zu zwei 
Gewehren haben. Die 
Ausrüſtung mit Feld⸗ 
telephonen, Minter- 
flaggen, Signallater⸗ 
nen, Feldküchen ꝛc. ift 
gleichfalls durchgeführt 
worden und übertrifft 
an Vollſtändigkeit die 
der anderen Armeen. 

Daß ſolche Dinge 
viel Geld koſten, liegt 
auf der Hand, und dar⸗ 
um wurden im Sommer 
jo abenteuerliche Ge- 
rüchte über die Heeres- 
forderungen und eine 
angebliche nachträgliche 
Reduzierung in den Blättern verbreitet, daß 
ſich die Regierung zu einer offiziöſen Rich⸗ 
tigſtellung veranlaßt ſah. Die unvermeidlichen 
Rüſtungskoſten find ſelbſtverſtändlich hoch. Die 
Bewaffnung der Feldartillerie mit der neuen 
Feldkanone H 5 iſt beendet, die Feldhaubitzen, 
fowohl die leichten zu 10 Sentimeter wie 
die ſchweren zu 15 Sentimeter, ſind noch von äl— 
terer Konſtruktion. Von beſonderer Bedeutung iſt 
die Errichtung einer Verkehrstruppenbrigade, die 
das Eifenbahn- und Telegraphenregiment, die Kuft- 
ſchifferanſtalt und die Automobilverkehrsabteilung 
mit dem Automobilkadre umfaßt. Für die Artillerie 


ift ein neues Ererzierreglement herausgegeben wor⸗ 


den. Man beabſichtigt ferner die Beſchaffung eines 
dem deutſchen ähnlichen Militärluftſchiffparks in 
Fiſchamend. Bisher iſt ein „Parſeval“ mit 1800 
angekauft und ein „Lebaudy“ mit 5700 Kubikmeter 


General Konrad von Hötzendorf, 
Chef des Generalſtabes der öſterr.-ungar. Arniee. 
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Gasinhalt beſtellt worden. Die in der erſten Hälfte 
des Oktober in Graz und Wien veranſtalteten 
Fahrten des lenkbaren Ballons „Eſtaric 1“ der 
Gebrüder Renner, wofür auch der Kaifer 2000 
Kronen gewidmet hatte, ergaben, daß es ſich nur 
um eine primitive, der eigentlich techniſch-wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Grundlage entbehrende Nachahmung 
fremder Verſuche handelte. Dagegen hatte die 
Reichshauptſtadt am 28. November und Preßburg 
am 12. Dezember die Freude, den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen „Parſeval 1“ über ſich auf ſeinen 
Probe- und ſpäferen Übungsfahrten manövrieren zu 
ſehen. Für das nächſte Jahr ift noch ein zweiter fran- 
zöſiſcher Cenkballon „Clement Bayard“ beſtellt, auch 
ſcheint man in Wien größere Erwartungen auf die 
militäriſche Verwend⸗ 
barkeit der Flugmaſchi⸗ 
nen zu ſetzen wie in 
Berlin. Die öſterreichi⸗ 
ſche Landwehr iſt um 
ein viertes Gebirgstrup⸗ 
penregiment vermehrt 
worden, die Land- 
wehrfeldartillerie zählt 
bereits acht Feldhau⸗ 
bitzabteilungen zu je 
zwei Batterien. Im 
Budgetausſchuſſe kün⸗ 
digte am 8. Mai der 
Candesverteidigungs⸗ 

miniſter für die nächſte 
Seit ein neues Wehr⸗ 
geſetz mit der zweijäh⸗ 
rigen Dienſtzeit und 
eine neue Millitär⸗ 
Strafproze hordnung an. 
Die Uaiſermanö⸗ 

ver fanden vom 9. bis 
Il. September in Mäh- 
ren ſtatt mit dem kai⸗ 
ſerlichen Hauptquartier 
im gräflich Harrach⸗ 
ſchen Schloffe zu Groß⸗ 
Meſeritſch. Es nahmen 
daran ſieben Infante⸗ 
riediviſionen: des 1. 
Korps (Krafau) und 
Korps (Wien) fowie die 10. Di- 
vifion des 9. Korps (Keitmeriß) und zwei 
Kavalleriedivifionen (Krakau und Wien) teil. 
Die Oberleitung lag in den Händen des 
Thronfolgers Erzherzog Franz Ferdinand, 
die Nordpartei wurde vom Erzherzog Eugen, 
Generaltruppeninſpektor für Tirol, die Südpartei 
vom General der Infanterie v. Vers bach be- 
fehligt. Die Infanterie trug die neuen feldgrauen 
Uniformen. Das Manövergebiet bot nach ſeiner 
geologiſchen Geſtaltung wie nach feinen mannig⸗ 
faltigen Kulturverhältniffen ſowohl für die oberſte 
Leitung wie für die Unterführer reiche Gelegenheit 
zur Verwendung der verſchiedenen Truppengat- 
tungen und zur Ausnutzung aller techniſchen Be⸗ 
helfe der modernen Kriegführung. Am 8. Sep- 
tember um 1 Uhr traf Kaiſer Franz Joſef in 
Groß-Meſeritſch ein, um 4 Uhr Kaifer Wilhelm 


des 2. 
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in Iglau, wo er vom Erzherzog Thronfolger emp- 
fangen und nach Groß-Meſeritſch geleitet wurde. 
Die beiden Monarchen nahmen am 9. und 10. an 
den hohes Intereſſe bietenden Manövern teil, 
worauf ſich Kaifer Wilhelm nachmittags nach 
dem herzlichſten Abſchiede, vom Erzherzog § ried- 
rich begleitet, nach Iglau begab und nach Karls» 
ruhe abreiſte. Die Manöver nahmen einen glän⸗ 
zenden Verlauf. Die Truppen hatten zum Teil 
ſtarke Anſtrengungen durchzumachen, bewahrten 
aber eine mufterhafte Haltung und fanden dafür 
die warme Anerkennung der beiden Kaifer. Am II. 
fanden die Manöver ihren allſeits befriedigenden 
Abſchluß. Sie waren durchaus kriegsmäßig geſtaltet 
zur Erprobung aller techniſchen und taktiſchen äl- 
teren bewährten und neueren Einführungen, ſowie 


17 
1 


N 


e as r 


Öfterreich-Ungarn. 


* 
Fo, 
L 
* 4 
ER, 
Ai 
u Y 


t66 


Die Flotte befindet fich noch in einer mißlichen 
Cage. Seit Jahren hat fih ihre Oberleitung nicht 
ohne Erfolg bemüht, mit verhältnismäßig gerin- 
gen Mitteln das Schiffsmaterial auf der Höhe zu 
halten. Es leuchtet aber ohne weiteres ein, daß 
ein Neubaufonds von 18 Millionen Kronen nicht 
ausreicht, neben anderen Bauten auch nur die drei 
Cinienſchiffe der Radetzkyklaſſe zu 14.500 Tonnen 
in kurzer Seit fertigzuſtellen, geſchweige Dread- 
noughts zu bauen, wozu man doch ſchreiten muß, 
nachdem Italien bereits damit vorangegangen iſt. 
Es gilt zu Waſſer wie zu Lande, daß eine unges 
nügende Wehr teurer iſt als ejne genügende, weil 
fie nutzlos ift. Man wird alſo auch in Gſterreich⸗ 
Ungarn für die Flotte etwas tiefer in den Säckel 
greifen müſſen und braucht ſich nicht durch das 
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Kaifer Wilhelm II. und Erzherzog Franz Ferdinand im Manövergelände. 


in der Abjicht, den oberen Truppenführern Gelegen- 
heit zur Übung ihrer Fähigkeiten zu bieten. Das 
Ce tztere und noch manches Andere entzieht fich dem 
Auge, ſelbſt des militäriſch geübten Beobachters, 
weil ihm der Einblick in die gegebenen Doraus- 
ſetzungen fehlt. Daraus entſtehen dann die be— 
kannten Manöverkritiken der Zeitungen, die niemals 
zutreffend ſein können, ſobald ſie über die reine 
Schilderung des Geſehenen hinauszugehen ver- 
ſuchen. Das war auch diesmal mehrfach der Fall, 
meiſt infolge mißverſtandener Entſcheidungen der 
Schiedsrichter, die allerdings alle Unterlagen be— 
ſitzen, nach der ganzen Gefechtslage und nicht nach 
einzelnen örtlichen Umſtänden zu urteilen. Eine 
Neuerung behielt ſich der oberſte Leiter, der Thron⸗ 
folger Erzherzog Franz Ferdinand, nach Schluß 
der Manöver vor, über den geſamten Verlauf und 
gewiſſe Einzelerſcheinungen eine ausführliche, be- 
lehrende Kritik verfaſſen und herausgeben zu laſſen. 


hyſteriſche Geſchrei in England beeinfluſſen zu laſſen, 
wo man ſchon fürchtet, daß binnen zwei Jahren 
vier öſterreichiſch-ungariſche Dreadnoughts in der 
Adria ſchwimmen würden. Das wäre ſchon darum 
unmöglich, weil nur eine einzige Werft für den 
Bau derartiger Schiffe vorhanden iſt. Daß etwas 
geſchehen muß, darüber gibt es in allen einfich- 
tigen Kreiſen der Monarchie nur eine Meinung. 
Gſterreich⸗Ungarn verfügt bisher nur über drei 
Cinienſchiffe über 10.000 Tonnen, und da die De- 
legationen nicht tagen konnten, kommt auch jetzt 
kein neues Schiff auf Stapel, während alle anderen 
Mächte eifrig weiter große Fahrzeuge bauen und 
Italien allein 1010 ſchon vier Dreadnoughts im 
Bau haben wird. Unter dieſen Umſtänden iſt es nur 
ein geringer Troſt, daß am 3. Juli als Schweſter— 
ſchiff des im Vorjahre vom Stapel gelaufenen 
„Erzherzog Franz Ferdinand“ und des noch auf der 
Helling liegenden „Sriny“ auf der Werft zu Trieſt 
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der „Radetzky“ zu Waſſer gekommen ijt. Den Tauf- 
akt vollzog die Fürſtin Sophie von Hohenberg, 
die Gemahlin des Thronfolgers. Die Schiffe dieſer 
Klaſſen haben 14.500 Tonnen, erhalten vier 50˙5 
Sentimeter⸗, acht 24 Sentimeter-, zwanzig 10 Senti- 
meter⸗ und zwei 7 Sentimeter⸗Geſchütze und tra- 
gen einen Gürtelpanzer von 25 Sentimeter gehär— 
tetem Nickelſtahl. Am 50. Oktober ging im Sentral- 
kriegshafen Pola der erſte Turbinenkreuzer, „Ad— 
miral Spaun“ vom Stapel, der 5540 Tonnen De— 
placement, einen Gürtelpanzer von 60 Sentimeter 
und ein gewölbtes Panzerdeck von 20 Sentimeter, 
ſieben 10 Sentimeter-Schnellfeuerkanonen, zwei 37 
Millimeter-Mitrailleuſen und drei Torpedolanzier— 
rohre erhält und 26 Seemeilen Sahrtgefchwindig- 


Admiral Rudolf Graf Montecuccoli, 


Hommandant der öſterr.⸗ungar. Marine. 


keit erzielen ſoll. Die zwölf Torpedoboote mit Gl— 
feuerung zu 100 Tonnen für die Nüſtenverteidigung, 
die zur Hälfte in Trieſt, zur anderen in Fiume 
gebaut wurden, ſind abgeliefert worden. Das erſte, 
das Anfang September fertiggeſtellt worden iſt, 
übertraf in Trieſt die ausbedungene Fahrtgeſchwin⸗ 
digkeit von 26 Knoten erheblich. Der Marinekom-⸗ 
mandant Graf Montecuccoli erhielt am I. Of- 
tober zu feinem 50 jährigen Dienſtjubiläum das Mili- 
tärverdienſtkreuz mit Brillanten und vom Thron- 
folger ein Gratulationsſchreiben voller Anerken— 
nung. Auf der Germaniawerft in Kiel iſt das zweite 
für die öſterreichiſch-ungariſche Flotte beſtellte Unter— 
ſeeboot fertig geworden, ebenſo die drei bei der 
Whiteheadſchen Torpedofabrik in Fiume in Auf- 
trag gegebenen Unterſeeboote. Als Begleitſchiff für 
die Unterſeeboote wurde der urſprünglich für die 
ruſſiſche Regierung in Deutſchland gebaute, und 
ſpäter von der deutſchen Firma zurückerworbene 
Dampfer zu 10.000 Tonnen „Moskwa“ angekauft. 
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Volkswirtſchaftliches. 


Der Rückblick auf das abgelaufene Jahr, das 
zuerſt unter dem Drucke der bosniſchen, dann unter 
dem der inneren politiſchen Krife in beiden Reichs— 
hälften litt, zeigt durchaus kein erfreuliches Bild 
der wirtſchaftlichen Entwicklung. Die ſchwache HGe- 
treideernte in Ungarn verſtärkte die Verſchlechterung 
der Handelsbilanz und zog eine außerordentliche 
Verteuerung aller Lebensmittel nach fich, was 3u- 
ſammen einen unbefriedigenden Geſchäftsgang in 
den meiſten Sweigen der Induſtrie zur Folge 
hatte. Nur durch Aufträge der Kriegsverwaltung 
vermochten einzelne Induſtrien die Wirkungen des 
allgemeinen ſchlechten Abſatzes auszugleichen. Die 
Ausfuhr, die ſchon unter dem türkiſchen Boykott 
gelitten hatte, wurde durch die Kriegsgefahr und 
dann durch die Verzögerung der Handelsverträge 
mit den Balkanſtaaten empfindlich getroffen. Dor- 
nehmlich die Eiſen-, Sement-, Baumwollen⸗ und 
Petroleuminduſtrie hatten ein ſchlechtes Geſchäfts⸗ 
jahr, die private Bautätigkeit und die öffentlichen 
Arbeiten waren ſtark eingeſchränkt. Die öſterreichiſche 
Landwirtſchaft hatte ein beſſeres Jahr wie die 
Induſtrie. Der Staatshaushalt ſchloß nach einer 
langen Reihe von beſſeren Jahren wieder mit 
einem Fehlbetrag ab, ſo daß neue Steuern not— 
wendig wurden. Die Börſe blieb trotz allem in 


zuverſichtlicher Stimmung, da fie den Tiefſtand des 


induſtriellen Niederganges für überwunden anſieht. 
Die Kurfe auf dem Rentenmarkte haben trotz der 
Billigkeit des Geldes und der zu Ende des Jahres 
eingetretenen Beſſerung der parlamentariſchen Der- 
hältniſſe wohl wegen der Ungewißheit der Lage in 
Ungarn und der Ausſicht auf eine neue Ausgabe 
von Renten eine Abſchwächung erfahren, dafür 
haben ſich viele Induſtriewerte gehoben, was immer 
als ein Anzeichen der Beſſerung der wirtſchaftlichen 
Lage anzuſehen ift. Sehr auffällig geftaltete fich 
der Außenhandel. Die Geſamteinfuhr betrug 2781, 
die Geſamtausfuhr 2515 Millionen, der Umſatz be— 
lief fih demnach zum erſten Male über fünf Mil- 
liarden Kronen, es ergibt fih aber ein Paſſivum 
von gegen KO Millionen. Die Verſchlechterung der 
Handelsbilanz fällt in der Bauptjache auf die Land- 
wirtſchaft, die allein an Getreide eine Mehreinfuhr 
von 175 und eine Minderausfuhr von 17 Millionen 
aufweiſt, dagegen war der Außenhandel in Berg— 
werks⸗ und Induſtrieerzeugniſſen ſogar etwas aktiv. 

Die ausſchlaggebende Bedeutung der Land- 
wirtſchaft für die Handelsbilanz liegt ſomit auf 
der Hand, und es beruht auf Kurzſichtigkeit, wenn 
die meiſt ſtädtiſche Preſſe vermeint, bloß durch förde- 
rung der Handels- und Verkehrsintereſſen dem wirt- 
ſchaftlichen Wohle dienen zu können. Umgekehrt iſt 
auch die zu ſtarke Betonung rein agrariſcher Inter- 
effen unberechtigt, und es iſt keineswegs anzu- 
nehmen, daß die am Jahresſchluß endlich zu ſtande 
gekommenen Vorlagen über den Handelsvertrag mit 
Rumänien und das Ermächtigungsgeſetz der Land- 
wirtſchaft ſchwere Nachteile bringen werden, und 
am wenigſten der öſterreichiſchen, während ihr aus 
der am 18. November mit Deutſchland abge- 
ſchloſſenen Übereinkunft über Auslegung und Aus- 
führung des Viehſeuchengeſetzes, des Solltarifs, des 
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weingeſetzes und der Gerſtenzollordnung neue Dors 


teile erwachſen dürften. Über dem Streite wegen 
dieſer durchaus ausgleichbaren Intereſſenfragen 
ſteht die Entwicklung ganz neuer Verkehrswege für 
die öſterreichiſche Wirtſchaftspolitik, wie ſie ſich 
namentlich aus der Erſchließung von Trieſt von 
ſelbſt ergeben werden. Der Entwicklung Trieſts und 
der öſterreichiſchen Nandelsſchiffahrt muß eine viel 
größere Aufmerkſamkeit als bisher zugewendet 
‚werden. Dazu it vor allem nötig, daß das Par- 
lament von der öffentlichen Meinung gedrängt 
wird, die für die Entwicklung der Schiffahrt not— 
wendigen Geſetze endlich zu erledigen und ſich nicht 
durch ſeine nationalen Sänkereien davon abhalten 
läßt; ferner muß es daran denken, daß die erſte 
Vorbedingung für das Gedeihen der Bandelsmarine 
eine entſprechende Kriegsflotte ift. Außerdem ift 
nötig, daß der öſterreichiſche Kaufmann von ſeinem 
Quietisnmis läßt, und daß namentlich das deutſche 
Kapital ſich an ausländiſche Unternehmungen wagt 
oder ſich wenigſtens daran beteiligt. Sonſt kann 
es ihm geſchehen, daß es auch hierin vom tſche— 
chiſchen Kapital überholt wird, das ſich bereits 
tatkräftige Organiſationen geſchaffen hat, hinter 
denen nun die Deutſchen nachhinken. Es iſt unter 
dieſen Umſtänden mit Freude zu begrüßen, daß ſich 
im Sommer unter der Führung des früheren deut— 
ſchen Landsmannminiſters Prade ein Konſortium 
zur Gründung einer deutſchen Induſtrie- und Han- 
delsbank gebildet hat, um dem deutſchen Kredit- 
weſen eine feſte Stütze zu geben, die es bei dem 
bisher mehr international geſtalteten Bankweſen 
nicht hatte. Auf dieſem Wege iſt viel zu erreichen 
und man kann nur wünſchen: Mit Volldampf vor— 
an! Was die Tſchechen gekonnt haben, muß doch 
auch den Deutſchen gelingen, und ſie ſollten ſich 
nicht durch das begreifliche Widerſtreben der Börſen— 
preſſe davon abhalten laſſen. 

Wegen der ſattſam bekannten parlamentariſchen 
Suſtände hat im abgelaufenen Jahre weder der 
Donau⸗Oderkanal eine Förderung erfahren, noch hat 
die Abſicht der Regierung, die notleidende galiziſche 
Petroleuminduſtrie nicht in die Bände der Standard 
Oil Mompagnie Rockefellers fallen zu laſſen, 
durchgeführt werden können. 


Verſchiedenes. 


Im Suſammenhang mit der auswärtigen Po— 
litik ſtand ein Prozeß, der im Dezember in Wien 
verhandelt wurde, als Nachſpiel zu den hochver— 
räteriſchen Umtrieben, die infolge der Annexion 
von Bosnien und der Herzegowina im Südoſten der 
Monarchie jtattgefunden hatten. Die Verräter vor 
ihren heimatlichen Gerichten zur Rechenſchaft zu 
ziehen, wäre untunlich geweſen, da ſie mit aller 
Wahrſcheinlichkeit freigeſprochen worden wären. 
Man hatte darum einen anderen Weg eingeſchlagen, 
um die Sache an die Offentlichkeit zu bringen. Im 
Oktober und November 1908 veröffentlichte die 
Wiener „Reichspoſt“ mehrere Artikel gegen eine 
Reihe mit Namen genannter Mitglieder des kroati— 
ſchen Landtags wegen hochverräteriſcher Beziehun— 
gen zur ſerbiſchen Regierung, und im März wieder— 
holte der bekannte Hiſtoriker Dr. Fried jung die 


Beſchuldigungen in der „Neuen Freien Preſſe“. 
Daraufhin hatten die benannten Abgeordneten Su— 
pilo, Pribitſchowitſch und Dr. Tukinitſch 
nebſt 51 anderen die Klage erhoben und die Ange— 
klagten den Wahrheitsbeweis angeboten. Als we— 
ſentliches Ergebnis des Prozeſſes muß angeſehen 
werden, daß der eigentliche Leiter der ſerbiſch— 
kroatiſchen Partei Supilo früher von der öſter— 
reichiſchen Regierung Geld genommen hatte, was 
er bis zum letzten Moment ableugnete; er trat ſofort 
aus der ſerbiſch-kroatiſchen Koalition aus. Nach 
zwölftägiger Verhandlung endete der Prozeß mit 
einem Vergleich, in dem Profeſſor Dr. fried- 
jung erklärte, daß ſich die Schtheit einiger ſeiner 
Beweisſtücke nicht aufrechterhalten laffe, worauf die 
Ankläger zurücktraten. Der Ausgleich war ohne 
Zweifel das Werk äußerer Einflüſſe, da weder der 
öſterreichiſch-ungariſchen Regierung noch der Armee— 
leitung an der weiteren Ausſpinnung jetzt ſo weit 
zurückliegender Ereigniſſe noch etwas gelegen fein 
konnte, ſeit mit der ſerbiſchen Regierung wieder 
freundſchaftliche Beziehungen im Gange waren und 
wegen der Wendung in Ungarn ſich in Kroatien 
ein Umſchwung vorbereitete. 

Am 27. März ſtarb in Teſchen in ſterreichiſch— 
Schleſien der mähriſch-ſchleſiſche Superintendent Dr. 
Theodor Baaſe im 76. Lebensjahre. Einer Dres- 
dener Familie entſtammend, war er in dem damals 


noch vorwiegend deutſchen Lemberg geboren, wurde 


1850 proteſtantiſcher Geiſtlicher in Bielitz, 1865 ſchle— 
ſiſcher Senior und, feit 1876 Pfarrer in Teſchen, 
1882 mähriſch⸗-ſchleſiſcher Superintendent. Dem poli- 
tiſchen Leben gehörte er feit ISTI als Mitglied des 
Landtages für Bielitz, feit 1872 als Reichratsabge- 
ordneter für Bielitz 52 Jahre dem Abgeordneten 
hauſe an und wurde 1905 in das Berrenhaus be- 
rufen. Sein politiſches Wirken wurde noch weit 
durch feine humanitäre Tätigkeit übertroffen, in 
der er, den vollendeten Prieſter mit dem modernen 
Menſchen vereinend, in Bielitz das dort hoch ent— 
wickelte Schulweſen begründete und in Teſchen 
durch perſönliche Sammlungen voͤn mehr als einer 
Million Kronen ein großes Krankenhaus mit den 
vollkommenſten Einrichtungen ſchuf, das von der 
ſchleſiſchen Candes verwaltung übernommen worden 
iſt. In Deutſchland iſt er beſonders durch ſeine her— 
vorragende Tätigkeit für den Guſtav Adolf-Verein 
bekannt. 

Auf der Rüdreife von Karlsbad verſchied am 
9. Juli der ehemalige Miniſterpräſident Graf Kas 
ſimir Badeni im 05. Lebensjahre. Auf eine ver- 
dienſtvolle Wirkſamkeit als Statthalter von Galizien 
zurückblickend, wurde er 1895 als Miniſterpräſident 
nach Wien berufen und entfaltete zunächſt eine 
erfolgreiche politiſche Tätigkeit, bis er 1897 durch 
die ſogenannten Sprachenverordnungen im Mai den 
Widerſtand und im Oktober die OGbſtruktion der 
deutſchen Parteien hervorrief, was ſeine Entlaſ— 
ſung zur Folge hatte. 

Ebenfalls auf der Reife ſtarb nach vollendetem 
05. Lebensjahre in Salzburg der frühere Landes- 
verteidigungsminiſter FH. Baron Julius Lat- 
iher v. Kauendorf. Nach einer ausgezeich— 
neten Laufbahn als Generalſtabsoffizier wurde er 
im November 1906 zum LCandesverteidigungsminiſter 
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ernannt. Infolge Erkrankung wegen heftiger An— 
griffe im Abgeordnetenhauſe im Oktober 1907 vers 
ſchob er mit Rückſicht auf den Geſundheitszuſtand 
des Kaiſers Franz Jofef ferm Demiſſionsgeſuch 
bis zum November. 

In feinen Wiener Palais ſchied am 12. De- 
zember das Berrenhausmitglied Graf Johann Ne— 
pomuk Harrach im Alter von SI Jahren aus 
dem Leben. Er ift nicht ohne Verdienſt auf volks- 
wirtſchaftlichem Gebiete, gehörte aber zu jenen 
ehemals deutſchen Hochadelsfamilien Böhmens, die 
im Kampfe für dig Autonomie des Landes ihre 
Kräfte zur Unterdrückung des Deutſchtums ver- 
wenden. 
Tſchechentums in Wien, dem er die Komensfyichule 
gründete und für tſchechiſchen Gottesdienſt ſorgte. 
Doch war er urſprünglich Alttſcheche und hatte die 
Ausgleichsverhandlungen des Minijterpräfidenten 
Taaffe unterſtützt. Als Beſitzer einer großen Ga— 
lerie ſpielte er auch im Wiener Kunftleben eine 
Rolle. 

Der hochverdiente deutſche Großinduſtrielle, 
Herrenhausmitglied Emanuel v. Proskowetz in 
Wien, wurde am 25. Dezember nach vollendetem 
91. Lebensjahre ins Jenſeits abberufen. Seine 
mufterhafte Tätigkeit auf land- und volkswirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete hat im In- und Auslande viel» 
fache Anerkennung gefunden. Dem Abgeordneten— 
hauſe hatte er feit 1861 angehört und wurde 1896 
in das Herrenhaus berufen. 


Aus Ungarn. 


Der nun neun Jahre währende Kampf zwi⸗ 
ſchen dem Abgeordnetenhauſe in Budapeſt und der 
Krone, in dem es ſich tatſächlich um eine Kräfte- 
verſchiebung zu Gunſten des ungariſchen Reichs- 
tages gehandelt hat, iſt im Jahre 1909 ſeinem Ende 
entgegengegangen und für die Krone und den 
Reichsgedanken entſchieden worden. Die Vermehrung 
der Rechte des ungariſchen Parlaments und die 
Erwerbung völliger ſtaatsrechtlicher Selbſtändigkeit 
des Landes waren dabei immer nebeneinander ge— 
gangen, und darum war einer Entſcheidung nicht 
länger auszuweichen, da die Angliederung von 
Bosnien und der Herzegowina überhaupt ftaats- 
rechtliche Neugeſtaltungen bringen muß, denen der 
Dualismus nicht zu genügen vermag. Es ſind hier— 
über in den letzten Dezembertagen während der 
Budgetdebatte des Herrenhauſes, in dem allein 
man noch politiſchen Weitblick antrifft, ſchon be- 
achtenswerte Äußerungen gefallen. Von dieſem 
Standpunkte aus iſt heute die ungariſche Krifis, 
die kommen mußte, durchaus keine rein ungariſche 
Angelegenheit mehr, ſondern eine Frage, die die 
ganze Sukunft des Reiches angeht. Daneben ſpielen 
eine beſondere ungarifbe Bank, die Frage der 
militäriſchen Abzeichen ꝛc. nur eine ſehr neben— 
ſächliche Rolle, dagegen kommt es darauf an, daß 
die Dynaſtie jene machtvolle Stellung behauptet, 
die es ihr ermöglicht, die hiſtoriſch-politiſchen In- 
dividualitäten der Monarchie einem gemeinſamen 
Staatszwece dienſtbar zu machen. Dazu iſt nötig, 
magyariſchen Trennungsgelüſten jeden Boden zu 
entziehen, aber auch, der nahezu anarchiſtiſchen 


Er war 5 eine beſondere Stütze des 
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Entwicklung des öſterreichiſchen Parlamentarismus 
zu ſteuern. Letzterem wird eine Hilfe zur Selbſter— 
ziehung daraus erwachſen, daß er bei aller ſon— 
ſtigen Serfahrenheit entſchloſſen zu ſein ſcheint, 
wenigſtens in der ungariſchen Frage der Regierung 
zur Seite zu ſtehen. Die dem Kaifer in den Mund 
gelegten oder von ihm wirklich geſprochenen Worte: 
„Es war genug der Proviſorien in Ungarn, es 
muß endlich ein Definitivum geſchaffen werden“ 
kennzeichnen hinreichend die jetzige Cage, und damit 
wird der bisherigen Kliquenberrfchaft das wohl- 
verdiente Ende bereitet. Die Stellung der Mon- 
archie hat ſich nach dem Ausgang der letzten 
internationalen Kriſe außerordentlich gehoben, 
und daneben mußten die kleinlichen magyarifchen 
Begehrlichkeiten als gar nicht mehr diskutabel er- 
ſcheinen. Sie waren es geblieben, ſolange als die 
Magyaren es vermieden hatten, in Konflikt mit 
der Krone zu geraten. Das war aber trotz ge- 
ſchickter Dermäntelungen und Winkelzüge ge- 
ſchehen, ſeit ſie die Frage der Armeetrennung auf— 
geworfen hatten, und nun mußten auch fie die Er- 
fahrung machen, daß ſelbſt die ſtärkſten Nationen 
der Monarchie nur ſolange etwas bedeuten, als ſie 
für ihre Wünſche mindeſtens die Duldung der Krone 
erlangt haben. 

Als die ſogenannte Koalitionsregierung, um 
nach dem Miniſterium Fe jer vary die herrſchende 
Klique wieder ans Ruder zu bringen, am 9. April 
1906 die Leitung der Geſchäfte angetreten hatte, 
war, fie gegenüber der Krone gewiſſe Derpflich- 
tungen eingegangen, unter denen das zeitweilige 
Fallenlaſſen der militäriſchen Forderungen und die 
Einführung des allgemeinen Wahlrechts die wid- 
tigſten waren. Es iſt ſchon damals betont worden, 
daß niemals eine Gruppe der herrſchenden Volks- 
ſchicht, möge ſie ſich parteipolitiſch benennen wie 
ſie wolle, ernſtlich an das allgemeine Wahlrecht 
herangehen werde, denn ſie würde ſich ſelbſt damit 
die Grundlage ihrer Berrfchaft untergraben. Die 
letzten Jahre haben dieſe Annahme beſtätigt, und 
alles Gerede in den Blättern von Verhandlungen 
über militäriſche Forderungen, Bankfrage ꝛc. ift 
bloß Sand in die Augen für alle innerhalb und 
außerhalb Ungarns, denen das Weſen der Dinge 
verſchleiert bleiben foll. Mit der bekannten Findig⸗ 
keit der Magyaren im politiſchen Drehen und Deus 
teln, in der Aufſtellung immer neuer Streitfragen 
2c. hat auch die Koalitionsregierung verſucht, fich 
um ihre Verpflichtung herumzudrücken, ift aber bei 
der Krone ſtets auf Abweiſung und die Forderung 
geſtoßen, nun endlich mit dem allgemeinen Wahl- 
recht ernſt zu machen. Über dieſen Kernpunkt der 
ſogenannten Verhandlungen ift aber der Öffentlich- 
keit niemals ehrlich Aufſchluß gegeben worden, fons 
dern man hat fie mit Mitteilungen über Neben- 
ſachen abgeſpeiſt. Das war in Ungarn ſo Gebrauch, 
und mit den ſeinerzeitigen ſogenannten militäriſchen 
Sugeſtändniſſen an Szell und Tisza iſt ebenſo 
unehrlich verfahren worden. Man hat ſtets die 
Bevölkerung im unklaren über die wirkliche Sach⸗ 
lage gehalten, um nicht unpopulär zu werden und 
am Ruder zu bleiben. Nun war infolge der n- 
derung der politiſchen Weltlage die Notwendigkeit 
neuer militäriſcher Forderungen hervorgetreten, 
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denen die Koalitionsregierung unter Betonung des 
mit ihr geſchloſſenen Abkommens berechtigten 
Widerftand leiſten zu dürfen glaubte, und deshalb 
drängte die Krone mit um ſo größerem Nachdruck 
auf die endliche Vollziehung des Pakts durch Durch⸗ 
führung der Wahlreform, wonach das Abkommen 
erloſchen und freie Bahn für weitere politiſche 
Schritte geſchaffen worden wäre. So war die Cage 
zu Beginn des Jahres und iſt auch ſo geblieben, 
bis trotz aller Cangmut der Krone, die dem Ka- 
binett noch mehrfach Friſten gewährte, die Ent— 
laffung erfolgen mußte. 

Unter Feſthaltung dieſes Hauptgeſichtspunktes 
find die Vorgänge des Jahres in Ungarn anf- 
zufaſſen und können hier in kurzen Hügen unter Ent- 
kleidung von allem abſichtlich herbeigezogenen Bei- 
werk erzählt werden. Um die Unentbehrlichkeit der 
herrſchenden Klique darzutun, mußten parlamen- 
tariſche Schwierigkeiten geſchaffen werden, die na— 
türlich vor Beratung der Wahlreform zu beſeitigen 
geweſen wären. Es iſt übrigens nicht ausgeſchloſſen, 
daß dabei, ebenſo wie in früheren Jahren, geſchickt 
mit verteilten Rollen gearbeitet wurde, denn alle 
hatten das perſönliche Intereſſe, daß die bisher 
herrſchende Klaſſe nicht durch die Wahlreform für 
immer verdrängt werde. Man braucht darum Op- 
poſition und erbitterte Gegnerſchaften nicht allzu 
ernſt zu nehmen, wenn auch perſönliche Miniſter— 
gelüſte mitſpielen mochten. Das ift ja unter Kame- 
raden ganz egal, Regierung und Gppoſition hat- 
ten das gemeinſame Intereſſe, das Kommende ab— 
zuwehren und oben zu bleiben. Darnach iſt auch 
die Bankfrage zu beurteilen, die zunächſt als par- 
lamentariſche Schwierigkeit ausgeſpielt worden war. 
Es ift den einſichtigen Mlagvaren damit gar nicht 
ernſt, weil ſie genau wiſſen, wie ſehr der unga— 
riſche Kredit durch die Gemeinſamkeit mit Gſter— 
reich bedingt wird. Selbſtverſtändlich lehnte der 
Kaifer ſowohl die ſelbſtändige wie die Kartellbank 
ab, dieſer Gegenſtand gehörte nicht zur Abmachung 
mit der Koalition, und ſelbſt der Präſident des Ab- 
geordnetenhauſes v. Juſth, der hier zum erſten 
Male als hervorragender Mitwirkender auftrat, 
konnte am 26. Jänner beim Monarchen ebenſo— 
wenig etwas erreichen wie vorher Graf Appon vi 
und Dr. Wekerle. Aber das am 18. zuſammen⸗ 
tretende Abgeordnetenhaus war dadurch richtig in 
eine Stimmung verſetzt worden, daß man ihm mit 
der Wahlvorlage gar nicht kommen konnte, was 
für die Wiſſenden die Hauptſache war. Es wurde 
fogar ausgeftreut, daß der Thronfolger den Kaifer 
zur Ablehnung des Pluralwahlrechtsvorſchlags des 
Grafen Andraſſy beſtimmt habe, was bei der 
bekannten Stellung des Monarchen doch gar nicht 
nötig war. Das Abgeordnetenhaus hatte die Steuer- 
reform in erſter Leſung durchberaten, bei der Be— 
ratung der Rekrutenvorlage begann am 15. Februar 


die unabhängige oppoſitionelle Linke gar zu ob⸗ 


ſtruieren, um die ſelbſtändige Bank zu erzwingen; 
die Regierung, der um ihrer Exiſtenz willen an 
dieſer Vereitelung nichts liegen konnte, beſchwich— 
tigte aber die Lärmer. Am 23. erreichte auch der 
Handelsminiſter Koffutb beim Monarchen in der 
Bankfrage nichts, die von der Preſſe als Damokles- 
ſchwert bezeichnet wurde, das angeblich über dem 


Kabinett Wekerle hinge. Inzwiſchen hatte das 
Abgeordnetenhaus am 12. März die Steuerreform 
angenommen und in mehreren Sitzungen die aus- 
wärtige Tage in entſchieden patriotiſchem Sinne 
behandelt. Aber die Parteien hatten ſich über die 
Bankfrage gewaltig erhitzt, und Koſſuth mahnte 
Anfang April dringend zur Einigkeit, ohne die weder 
die ausbedungene Wahlreform noch ein Erfolg in 
der Bankfrage durchzuſetzen ſei. Das hatte keine 
Wirkung, und am 25. beſchloß das Kabinett die 
Demiſſion, da weder die Verhandlungen mit Öfter> 
reich noch eine neue Audienz der Miniſter Graf 
Apponyi und Koffuth ein günſtiges Reſul⸗ 
tat in der Bankfrage ergeben hatten. Die Demiſſion 
wurde angenommen, aber das Kabinett mit der 
Fortführung der Geſchäfte betraut. Der Kaifer be— 


gab ſich am 4. Mai ſelbſt nach Budapeſt, um auf 


Grundlage der Erhaltung der Gemeinſamkeit der 
Armee und des Bankweſens eine Parteibildung ans 
zubabnen, kehrte aber unverrichteter Dinge am 12. 
nach Wien zurück. Da jetzt Miniſterpoſten frei zu ſein 
ſchienen, ſah Herr v. Juſth nicht ein, warum er 
nicht an Stelle Koſſuths treten folle, und pro— 
klamierte die Trennung der Unabhängigkeitspartei 
von der Koalition, wollte die Adminiſtration an fidh 
reißen und zur reinen Perſonalunion ſchreiten, wo— 
mit er freilich den gewünſchten Eindrud in Wien 
verfehlte, wo man dagegen Wekerle mit der 
Neubildung des Miniſteriums beauftragte. Er er- 
zielte damit ebenſowenig Erfolg wie der bekannte 
Vertrauensmann des Kaifers Dr. v. Lufacs mit 
Verhandlungen. Da fih inzwiſchen Koffuth und 
Juſth wieder einmal vertragen hatten, wurde das 
Miniſterium Wekerle am 6. Juli von neuem er- 
nannt. Das Abgeordnetenhaus vertagte ſich am 
12. Juli bis zum 28. September. 

Damit war die Cöſung der ungariſchen Kriſe 
bis zum Berbſt vertagt, und es iſt außer Sweifel, 
daß die augenblicklich troſtloſe parlamentariſche 
Lage in Gſterreich dabei von ausſchlaggebendem 
Einfluß war. Auf geſetzgeberiſchem Wege war mo— 
mentan hüben wie drüben nichts zu machen; aber 
die entſchiedenen Worte des Monarchen, er werde 
fih nichts abtrotzen laſſen, waren nur allzu ges 
eignet, zum Beſinnen und Nachdenken anzuregen, 
wurden jedoch nur in Gſterreich beherzigt. In Une 
garn fiel niemand ein, fih ernſtlich für das all» 
gemeine Wahlrecht zu bemühen. Dafür fing man 
an, die Koalition gänzlich zu zerſtören in der Täu⸗ 
ſchung, damit werde auch der Pakt mit ihr hin- 
fällig, und dann ſei die Krone genötigt, ein neues 
Miniſterium zu bilden, wofür fich ſchon „neue Män- 
ner“ bereit hielten und dazu einſtweilen Anhänger 
um fidh ſammelten. Derr v. Ju fth und feine Gruppe 
kündigten an, ſie würden nicht dulden, daß die 
proviſoriſche Regierung noch weiter mit der Krone 
Verhandlungen führe, die nur den Sweck hätten, 
die ſelbſtändige ungariſche Bank zu vereiteln. W e- 
kerle hatte der Krone den Plan unterbreitet, im 
Abgeordnetenhauſe ſofort das in den Pluralitäts- 
beſtimmungen ſtark abgeänderte Wahlgeſetz vorzu— 
nehmen und die Bankfrage zu vertagen, der Kaifer 
hielt aber daran feit, daß das Miniſterium die 
vor drei Jahren eingegangene Verpflichtungen zu 
erfüllen habe, bevor von anderen Fragen geredet 
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werden könne. Darauf gab das Miniſterium, am 
25. September von neuem feine Demiſſion, und das 
am 28. zuſammentretende Abgeordnetenhaus wurde 
ſofort wieder vertagt. Ein Vorſchlag Koffuths, 
ein Miniſterium aus Vertrauensmännern der Krone 
und Mitgliedern der Unabhängigkeitspartei zu bil- 
den, was noch Lukacs im Sommer angeſtrebt 
hatte, wurde nun am 2. Gktober vom Kaifer auch 
abgelehnt, und es leuchtete nachgerade auch den 
Boffnungsreichſten unter den bisherigen magya» 
riſchen Führern ein, daß nur noch die unbedingte 
Durchführung des Paktes mit der Koalition oder 


Dr. Ladislaus v. Lukacs, ungariſcher Miniſterpräſident. 


ein neues Beamtenkabinett a la Fe jer vary mög⸗ 


lich ſei. Daran änderte auch ein Kronrat nichts 
mehr, den der Kaifer mit den ungariſchen Mini- 
ſtern am 20. Oktober in der Wiener Hofburg ab- 
hielt. Er erklärte den wieder mit allerlei Verſchlep— 
pungsmaßregeln anrückenden Herren, er erſtrebe 
die Köfung der Krifis wohl auf verfaſſungsmäßi⸗ 
gem Wege, beſtehe aber auf der Einlöſung der 
von ihnen übernommenen Derpflichtungen. Das 
Abgeordnetenhaus wurde nochmals vertagt. Die 
Koalition war nicht wieder zuſammenzubringen, die 
Erfüllung des kaiſerlichen Wunſches auf parlamen- 
tariſchem Wege nicht mehr möglich. Es wurde zwar 
noch verhandelt, aber ohne Ergebnis. Dafür begann 
die Serſetzung der Parteien. Es entſtand eine an— 
ſehnliche chriſtlichſoziale Gruppe, und am 7. No- 


vember fand die förmliche Trennung der Unab- 
hängigkeitspartei in zwei Gruppen unter Koffuth 
und Juſth ſtatt. Letzterer legte auch am 12. das 
Präſidium des Abgeordnetenhauſes nieder und er- 
hielt in dem Anhänger Koffuths Dr. Gal einen 
Nachfolger. Unter dieſen Umſtänden verloren alle 
Suficherungen Koffuths, der gern mit An- 
draſſy ein Miniſterium gebildet hätte, allen 
Wert. Die ſich gegenſeitig befehdenden Parteigrup— 
pen wurden überhaupt ſämtlich nur von dem 
Wunſche geleitet, durch irgend eine neue Habinetts⸗ 
e an der Krippe zu bleiben und bei den Neu⸗ 
wahlen über den Regierungsapparat ver= 
fügen zu können. Die große Mehrzahl der 
Abgeordneten, deren politiſche Exiſtenz we— 
ſentlich darauf beruht, mit der herrſchen— 
den Partei zu gehen, war bereit, nach jeder 
Kichtung abzuſchwenken, in der ſich die neue 
Macht konzentrieren würde. Gerüchte ohne 
jede ſichere Grundlage über neue parla- 
mentariſche“ Miniſterkombinationen flogen 
nur ſo herum, Miniſter und Parteiführer 
erſchienen zur Berichterftattung in der Mie- 
ner Hofburg, ohne daß fih klärende Mo— 
mente ergaben. Das Miniſterium Wekerle 
ſuchte ſich um die Berufung des Abge— 
ordnetenhauſes zur Bewilligung eines Bud- 
getproviſoriums herumzudrücken, weil ihm 
eine parlamentariſche Niederlage ſicher war. 
Das geſchah auch durch das am le. De⸗ 
zember einberufene Baus, das dann am 
28. „bis zur Löſung der Kriſe“ vertagt 
wurde, ohne daß ein Beſchluß über das 
Budget zu ſtande gekommen war. Seit dem 
19. waren Graf Mhuen-HBedervary und 
v. Kufacs in Budapeſt als „Vertrauens- 
männer des Uaiſers“ tätig, um eine neue 
Kabinettsbildung vorzubereiten. Daß dieſe 
mit den bisherigen Parteihäuptern nicht mehr 
in Verbindung ſtehen würde, lag auf der 
Band, es hatten aber viele Leute ein Jnter- 
eſſe daran, die Lage anders darzuſtellen. 
Am 25. Dezember erhielt dann Dr. Ladislaus 
v. CTCukacs den Auftrag zur Kabinettsbil- 
dung und wurde am 3. Jänner 1910 defi- 
nitiv zum Miniſterpräſidenten ernannt. ES 
handelte fid) um ein außerparlamentariſches 
Kabinett mit dem Auftrag, ein Budgetpro⸗ 
viſorium und die Wahlreform im Abgeord— 
netenhauſe durchzuſetzen, und im anderen Falle, es 
aufzulöſen. Was ſchon im vorigen Jahre als ſichere 
Vermutung ausgeſprochen wurde, daß in Ungarn 
eine neue Auflage des „Kabinetts Fejervary“ in 
Ausſicht ſtehe, iſt demnach eingetroffen. Der letzte 
Derfuch der in Ungarn herrſchenden Geſellſchafts⸗ 
ſchicht, ſich unter dem Namen der Koalition am 
Staatsruder zu erhalten, ift an ihrer Unzuverläſſig⸗ 
keit und Wortbrüchigkeit geſcheitert. 


Bosnien und die Herzegowina. 


Über die Vorgeſchichte der Annexion find in 
der zweiten Jahreshälfte, namentlich von öfter- 
reichiſcher Seite, Deröffentlichungen erfolgt, die 
zwar über den äußeren Gang der Ereigniſſe nichts 
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Neues mehr bringen, aber doch ſchätzenswerte Ein- 
blicke in das Treiben der ruſſiſchen und engliſchen 
Diplomatie gewähren. Das Beſtreben Rußlands, 
die Freigabe der Dardanellendurchfahrt zu erlangen, 
hatte die Annäherung der ruſſiſchen Politik an die 
engliſche gefördert, was zu dem Revaler Verſuche 
der Durchlöcherung des Mürzſteger Programms 
führte, worauf Ahrenthal mit der Ankündigung 
des Sandſchakbahnprojekts antwortete. Iswolski 
warf dafür den Plan der Donau-Adriabahn auf. 
In der Suſammenkunft zu Buchlau im September 
1908 wurde ſchriftlich feſtgelegt, daß Rußland die 
Freigabe der Dardanellen, Gſterreich-Ungarn Bos- 
nien und die Herzegowina erhalten folle, dieſe Ab- 
änderung des Berliner Vertrags aber von einer 
Konferenz beſtätigt werden ſollte. Während Js- 
wolski zunächſt nichts für ſeinen Plan tat und 
dann hinterher auf den Widerſpruch Englands ſtieß, 
ging Frhr. v. Ahrenthal ſofort mit der An— 
nerionserflärung vor. Da damit Is wolskis Plan 
geſcheitert war, begann er die bekannte diplomatiſche 
Aktion, die als „Duell Iswolski⸗Ahrenthal“ in der 
Diplomatie und Preſſe längere Seit eine Rolle ge— 
ſpielt hat und dem nur durch die Drohung mit 
der Veröffentlichung des Protokolls von Buchlau 
ein Ende gemacht werden konnte. 

Die bosniſche Landesregierung hatte ſchon An- 
fang Februar einer nach Serajewo einberufenen 
Kommiſſion den Entwurf einer Derfaffung für die 
annektierten Provinzen vorgelegt, gegen den in 
ihrer damaligen nationalen Gereiztheit namentlich 
die Serben im Lande Proteſt erhoben, da fie eine 
nahezu vollſtändige Selbſtändigkeit begehrten. Die 
wichtigſte Angelegenheit ift aber die der Kmeten, 
der chriſtlichen Pächter des mohammedaniſchen 
Grundbeſitzes, die trotz des ſeit undenklichen Seiten 
beſtehenden Pachtverhältniſſes doch tatſächlich ohne 
jedes Recht auf den von ihnen bewirtſchafteten 
Grund und Boden daſtehen. Die bisherige bosniſche 


Landesverwaltung hatte meiſt wenig Rückſicht auf 
das ſtaatserhaltende Moment der mohammedani— 
ſchen Bevölkerung genommen, was eine Abwan— 
derung von 20.000 Familien nach der Türkei zur 
Folge gehabt hatte. Die neue Derfaffung ſollte auch 
dieſem Umſtande Rechnung tragen, und Mitte April 
ſanktionierte der Kaiſer ein Statut über die auto— 
nome Selbſtverwaltung der Kultus-, Stiftungs⸗ und 
Schulangelegenheiten der Mohammedaner. Für die 
Ablöſung der Kmeten hatte mun zu gleicher Seit 
der gemeinſame Finanzminiſter Frhr. v. Burian 
einem Budapeſter Bankkonſortium die Gründung 
einer bosniſchen Agrar- und Kommerzialbank be- 
willigt und auch die Suſtimmung des Kaifers er- 
langt. Darin fah man in Gſterreich wieder eine Be- 
vorzugung Ungarns, und das führte im Reichs⸗ 
rate zur Obſtruktion. Die öſterreichiſche Regierung 
ſetzte durch, daß die auf die Grundablöſung be— 
züglichen Beſtimmungen der Statuten bis nach der 
Entſcheidung des neuen bosniſchen Landtags fuspen= 
diert wurden, und daß in Sukunft derartige An⸗ 
gelegenheiten nur noch unter Suziehung des ans- 
wärtigen Amtes erledigt werden dürfen. Die Frage 
der Umetenablöſung iſt auch nicht ohne nationale 
Tragweite. Wenn auch nach der Annexion die 
Auswanderung der Mohammedaner faſt aufgehört 
hat, wird doch die bevorſtehende Ablöſung vielen 
Grund und Boden freimachen, für den, da ein 
großer Teil der einheimiſchen kroatiſch-ſerbiſchen 
Bevölkerung mittellos iſt, fremde Anſiedler heran— 
gezogen werden müſſen. Bliebe nun die Leitung 
der Sache ausſchließlich unter der Leitung Ungarns, 
jo würden von dort, da die Magyaren keinen 
Mann entbehren können, lediglich flawifche An- 
ſiedler ins Land kommen, während bei mindeſtens 
gleichberechtigter Beteiligung Gſterreichs ſchon aus 
wirtſchaftlichen Gründen Wert auf deutſche Be- 
ſiedelung gelegt werden würde. 


Italien. 


Dm Jahre 1909 ift die Stellung Italiens 
S im Dreibunde wieder häufiger als ſonſt 

Gegenſtand von allerlei mißvergnügten 
und gehäſſigen Erörterungen geweſen. In Wirt- 
lichkeit denkt dort von den maßgebenden Perſön— 
lichkeiten niemand an die Cöſung dieſes Bündniſſes 
in abſehbarer Seit. Die letzte Möglichkeit, es vor— 
zeitig zu kündigen, iſt mit klugem Bedacht von der 
italieniſchen Regierung vorübergelaſſen worden, 
ohne daß ſie davon Gebrauch gemacht hätte. Dabei 
iſt nicht außer acht zu laſſen, daß die letzte Bal- 
kankriſe Italien keineswegs vor eine leichte Auf— 
gabe geſtellt hatte. Trotzdem war die Haltung der 
italieniſchen Regierung den Verbündeten gegenüber 
vollkommen zuverläſſig, und das iſt in Berlin und 
Wien mit dankbarer Wärme anerkannt worden. 
Man verkennt dort keineswegs, daß ſich Italien 
als Mittelmeermacht nicht einfach den mitteleuro— 
päiſchen Intereſſen anſchließen kann, ſondern auch 


gegenüber den Weſtmächten eine vorſichtige. und 
freundliche Politik treiben muß. Aber ſich ohne 
weiteres ihren Cockungen hinzugeben, wie es eine 
gewiſſe populäre Gefühlspolitik im Lande vielfach 
wünſcht, dazu ſind der König und ſeine Miniſter 
viel zu klug, denn ſehr gewichtige politiſche Gründe 
ſind es, die alle ernſthaften Staatsmänner immer 
wieder auf die freundſchaftlichen und feſten Be— 
ziehungen zu den Friedensmächten im zentralen 
Europa hinweiſen. Im allgemeinen ſind die Ita— 
liener auch nicht ſehr auf Gefühlspolitik angelegt, 
es handelt fih da regelmäßig nur um augenblid- 
liche Wallungen, nicht um unbeſiegbare Vorurteile, 
wie beiſpielsweiſe bei Ruſſen und einigen anderen 
ſlawiſchen Volksſtämmen. Wenn es wichtige poli- 
tiſche Entſcheidungen gilt, kommt bei den Italie— 
nern doch ſtets der richtige Inſtinkt für den Vorteil 
des Landes zum Ausdruck. Das haben ſie bei und 
nach der Schaffung ihres Nationalſtaates mit einer 


179 Das Jahrbuch der (Wektgeſchichte. 


ſtattlichen Reihe von Beiſpielen bewieſen und über— 
treffen darin bei weitem die Deutſchen, die ſich 
mit Vorliebe aus vorgefaßten Meinungen ein 
„Ideal“ konſtruieren, dem zuliebe fie ſich ſelbſt 
zu ungeſchickten und direkt ſchädlichen Handlungen 
hinreißen laffen. Dergleichen wiſſen die praktiſchen 
Italiener zu vermeiden, und wenn ſie ſich auch, 
als die vom Geſchick reich Beglückten und bei der 
jetzigen europäiſchen Bündniskonkurrenz viel Um- 
worbenen, zuweilen zu etwas hochgeſpannten An— 
ſprüchen verleiten laſſen, ſo verſtehen ſie ſich doch 
wieder mit nüchterner Klugheit in das Unvermeid— 
liche zu ſchicken. Es iſt mit Freude zu begrüßen, 
daß dieſer lebhaften Volksſeele in König Viktor 
Emanuel ein Führer geworden iſt, der ſich von 
Jahr zu Jahr mehr der Leitung der äußeren Poli— 
tik widmet und ſie vor manchen Schwankungen 
früherer Seiten bewahrt hat. Das iſt ihm in Wien 
von ſeinen beiden kaiſerlichen Verbündeten vor aller 
Welt feierlich gedankt worden, und es darf ihm 
eine Genugtuung ſein, daß er in ſchwieriger Stunde 
treu bei der Kombination der Mächte ausgeharrt 
hat, die ſich als politiſch und militäriſch überlegen 
erwieſen hat. Ihm ift ja auch ficher nicht entgan⸗ 
gen, daß bei dem Jahrzehnte hindurch nicht zu 
behebenden Verfall der franzöſiſchen Marine und 
der übertriebenen britiſchen Furcht vor der deut- 
ſchen Flotte die Stellung feines Reiches als Mittel- 
meermacht viel freier geworden iſt als ſie je war, 
und wie ſie ihm die ſogenannten Ententemächte 
gar nicht bieten können. Auch die politiſch praf- 
tiſchen Köpfe in Italien kommen immer mehr zu 
dieſer Einſicht. Und wenn fih König Diftor 
Emanuel ferner diejenigen Kreife anſieht, die 
von angefehenen Zeitungen unter unverkennbar 
franzöſiſchem Einfluß getrieben, aus leicht erficht- 
lichen Gründen die engere Fühlung mit Frankreich 


predigen und Abſcheu vor Deutſchland zur Schau 


tragen, ſo kann er von dieſen republikaniſierenden 
Strömungen weder eine Stärkung der Königsgewalt 
noch der Macht Italiens erwarten. Das iſt nur zu 
` erreichen durch eine entſchloſſene Friedenspolitik wie 
die ſeiner Verbündeten, und durch eine zielbewußte 
Entwicklung der im italieniſchen Volke unzweifelhaft 
wurzelnden ſittlichen Kräfte zu einem gefunden poli- 
tiſchen Ceben. Dazu iſt freilich nötig, daß der König 
noch entſchiedener als bisher in das mit tiefen Spuren 
des Verfalls gezeichnete parlamentariſche Treiben 
eingreift, das ein Bemmnis jedes wirtſchaftlichen 
Aufblühens des italieniſchen Volkes ift und tojt- 
bare Jahre in nichtigen politiſchen Formeln, Partei— 
eiferſüchteleien und Strebereien nach Miniſterſtühlen 
vergeudet hat. 


Das politiſche Jahr. 


Das neue Jahr begann unter dem Eindrucke 
der fürchterlichen Erdbebenkataſtrophe, die am 28. 
Dezember die Straße von Meſſina heimgeſucht hatte. 
Meſſina, Reggio und eine Anzahl kleinerer Orte 
waren gänzlich zerſtört, tauſende von Menſchen— 
leben vernichtet und die Cage der Überlebenden 
machte, trotz der ausgiebigen Unterſtützungstätigkeit 
des Auslandes, eine beträchtliche Aushilfe des 
Staates nötig. Die Deputiertenkammer bewilligte 
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auch in der außerordentlichen Sitzung vom 9. Januar 
einſtimmig mit einer formalen Abänderung die von 
der Regierung gemachten Vorſchläge und vertagte 
ſich dann bis zum 16. Februar. Sie ſollte aber über— 
haupt nicht wieder zuſammentreten, denn ſie wurde 
ſchon am 8. Februar aufgelöft. Die Regierung be» 
gleitete das Dekret mit einer ausführlichen Be- 
gründung und einem Programm, das eine Politik 
des Friedens und der Reformen verhieß. Die eigent⸗ 
liche Urſache für Giolitti lag aber in dem Um- 
ſtande, daß er einige unpopulär gewordene Miniſter 
ausſchiffen wollte, und daß Tittoni aus dem 
gleichen Grunde nicht mehr bleiben mochte. Ihm 
hatte die Annexionspolitik Ahrenthals gefchadet, 
und zuletzt war noch die Abſicht des Miniſteriums 
Bienerth, die den Italienern eigentlich gar nichts 
angehende italieniſche Fakultät in Wien zu errichten, 
hinzugekommen. Im allgemeinen war wohl die Un⸗ 
zufriedenheit mit Tittoni durch den Umſtand 
begründet, daß man fich in Italien bei den Ent- 
ſcheidungen der Mächte über die bosniſche Frage 
etwas zurückgeſetzt fühlte und keine „Beteiligung“ 
zu erwarten hatte. Die Dreibundgegner machten ſich 
ſogar weiß, bei den Wahlen am 7. März werde 
über den Dreibund entſchieden werden. Solchen An⸗ 
ſchauungen traten aber namhafte Politiker wie 
Sonnino und der frühere Miniſter des Aus- 
wärtigen Guicciardini entſchieden entgegen. 
Im Ganzen verliefen die Wahlen unter der Parole: 
Für Giolitti, und der Ausfall war ſo günſtig, daß 
Tittoni die Rücktrittsabſichten fallen ließ. Auch 
Klerifale hatten fich ſtark beteiligt, obgleich der Papſt 
ausdrücklich an das Verbot der Teilnahme an politi- 
ſchen Wahlen hatte erinnern laffen. Die neue Kam- 
mer unterſchied ſich nur wenig von der vorigen, 
und die Möglichkeit zu erſprießlicher Tätigkeit wäre 
wohl vorhanden geweſen, wenn nur ausreichend 
Pflichtgefühl und Wille der günſtigen Gelegenheit 
entſprochen hätte. 

Bei herrlichem Frühlingswetter ging am 24. 
März die feierliche Eröffnung der 25. Legislatur⸗ 
periode mit ganz beſonderem Gepränge vor ſich. 
König Viktor Emanuel verlas die ſehr lange 
Thronrede, während der wiederholt lebhafter Bei- 
fall laut wurde. Der Erdbebenkataſtrophe und der 
Bilfsbereitfhaft aller Länder wurde mit herzlichen 
Worten gedacht. Von neuen Vorlagen ift die Um- 
geſtaltung des Heerweſens hervorzuheben, wofür der 
Entwurf bereits vorlag. Die ftattliche Reihe von 
Ankündigungen innerer Reformen bedarf hier keiner 
Erwähnung, da ſie ſchon frühere Thronreden ge— 
ſchmückt haben, ohne daß die „Onorevoli“ Seit 
und Cuſt fanden, fich ernſtlich mit ihnen zu befchäf- 
tigen. Nachdrücklich wurden die Beſtrebungen 
Italiens zur Aufrechterhaltung des Friedens, ſowie 
die Beſtändigkeit der Treue für ſeine Bundesgenoſſen, 
aber auch die Verantwortlichkeit betont, die auf 
dem Lande für die Bewahrung des Friedens laſte. 
Der König und die Königin wurden unterwegs 
wie im Parlamente ſelbſt lebhaft begrüßt. 
Marcora wurde wieder zum Präfidenten gewählt, 
und die Verhandlungen begannen trotz aller voran- 
gegangenen Androhungen der äußerſten Linken fricd- 
lich. Am 51. erzielte Giolitti für feine programma— 
tiſchen Darbietungen ein ausgiebiges Vertrauens- 
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votum. Nachdem er auch am 5. April mit ſeinen 
verſtändigen Ausführungen gegen die populär aus⸗ 
ſehenden Anträge auf Herabſetzung der Getreide— 
und Mehlzölle eine Mehrheit von 258 gegen 159 
Stimmen erlangt hatte, wurde die Kammer bis zum 
4. Mai vertagt. Die Ferien wurden zunächſt zu 
einem Perſonenwechſel im Kriegsminiſterium benutzt. 
Der ſeinerzeit mit großer FHuſtimmung begrüßte erſte 
Sivilkriegsminiſter Baron Caſana hatte ſich doch 
nicht bewährt, und darum trat an ſeine Stelle der 
populäre General Spingardi. Der König und 
die Königin traten am 5. April eine Reife in das 
Erdbebengebiet an, wobei König Viktor Emanuel 
am 6. in Meffina eine Begegnung mit dem auf einer 
Afrikareiſe begriffenen früheren Präſidenten Rooſe— 
velt hatte. Viel Beachtung fand die Suſammen— 
kunft des Fürſten Bülow mit Tittoni in Vene— 
dig, und dadurch wurde auch der Beſuch des eng- 
liſchen Königspaares in Bajä jeder beſonderen poli- 
tiſchen Tragweite entkleidet. An die Swecke, die man 
vor zwei Jahren an den gleichen Beſuch in Gaeta 
angeknüpft hatte, wurde ernſtlich nicht mehr gedacht. 

Das italieniſche Königspaar war am 2. April 
früh auf dem Panzerſchiff „Re Umberto“ einge— 
troffen und begab ſich ſofort nach der Ankunft der 
engliſchen Gäſte mit dem Herzog und der Herzogin 
von Aoſta an Bord der Königsjacht „Viktoria and 
Albert“, wo fie vom König Eduard, der Königin 
Alexandra und der Kaiſerinwitwe von Rußland 
auf das herzlichſte empfangen wurden. Nach dem 
Gegenbeſuche auf dem „Re Umberto“ fand dort 
ein Frühſtück ſtatt. Abends war zu Ehren des italie— 
niſchen Königspaares auf der „Viktoria and Albert“ 
Diner, zu dem auch Miniſter Tittoni geladen 
war. Darauf reiſten König Viktor Emanuel 
und Königin Helena nach wieder febr herzlicher 
Verabſchiedung nach Rom zurück. Der Suſanimen— 
kunft war mit Abſicht ein familiärer Charakter gege— 
ben worden, und die Anweſenheit Tittonis ließ 
auch alle Dreibundfeinde nicht in Sweifel darüber, 
daß für ihre Swecke nichts dabei herausgekommen 
ſein konnte. Selbſt die britiſche Preſſe ſchenkte dem 
Ereignis nur wenig Beachtung, denn ſie litt gerade 
an einem Wutanfall über die Flottenpläne Gſter— 
reich-Ungarns. König Eduard durfte zufrieden 
fein, dag König Diftor Emanuel über feine 
ſcharfe Abfertigung des Angebotes in Gaeta, den 
Dreibund zugunſten eines Vierbundes zu verlaſſen, 
jetzt den Schleier der Vergeſſenheit gezogen hatte. 
Einige Tage vorher hatte der Herzog von Genua 
im Auftrage des Königs Viktor Emanuel mit 
einem italieniſchen Geſchwader an den Feſten in 
Nizza teilgenommen und dem Präſidenten Fallières 
den Annunziatenorden überreicht. Am + Mai hatte 
König Eduard auf feiner Beimreiſe nach Eng- 
land auf dem Bahnhöfe in Rom wieder eine kurze 
herzliche Begegnung mit dem Könige von Italien. 

Die Kammer fand bei ihrem Huſammentreten 
eine Vorlage des Kriegsminiſters vor, die eine Er— 
höhung der ordentlichen Ausgaben für 1908,09 um 
10, für 1909/10 um 16 Millionen, ſowie 125 Milli— 
onen für außerordentliche Ausgaben für die nächſten 
fünf Jahre erfordert. Sie beſchäftigte ſich zunächſt 
in der üblichen ſaumſeligen Weiſe mit dem Budget; 
Giolitti erzielte bei der Beratung feines Reſſorts, 
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des Miniſteriums des Innern, mehrere Vertrauens- 
voten, ſo am Pfingſtſonnabend mit 265 gegen 95 
Stimmen. Mitte Juni hatte General Spingardi 
nach ſehr geſchickter parlamentariſcher Vertretung 
feing Heeresvorlage mit 512 gegen 49 Stimmen 
durchgeſetzt, nur die äußerſten Sozialdemokraten hat- 
ten dagegen geſtimmt. Noch glatter ging einige 
Tage darauf der Marineetat durch, obgleich er eine 
auf ſechs Jahre verteilte Mehrausgabe von 147 
Millionen brachte. Die Debatten hielten ſich auf 
einer bemerkenswerten Höhe, die alte Fabel über 
den angeblich die Rüſtungen bedingenden Dreibund 
wurde kaum berührt, die Beziehungen zu Öfterreich- 
Ungarn nur in fachlicher Weiſe erwähnt und nach» 
drücklich betont, daß die Kriegsrüftung eine Pflicht 
jedes Landes ift, und eine größere Schlagfertigkeit 
Italiens nur ſeine friedliche Politik unterſtützen und 
den Wert ſeiner Freundſchaft erhöhen werde. Auch 
die Beratung des Miniſteriums des Außern verlief 
ohne die üblichen Angriffe auf den Dreibund und 
Eſterreich-Ungarn. Selbſt der unvermeidliche Bar- 
zilai wußte nichts vorzubringen als die Fabel von 
der angeblich vorzeitigen Verlängerung des Drei— 
bundes, was Tittoni richtig ſtellte. Der 25. Juni 
war überhaupt für ihn ein glücklicher Tag. Stür- 
miſch wurde die Sitzung nur durch die maßloſen 
Angriffe des Sozialdemokraten Morgari gegen 
den Saren, deſſen längſt erwarteter Beſuch in Ita— 
lien ſoeben angekündigt worden war. Morgari 
hatte eine internationale Abrüſtungs- und Schieds- 
gerichtskonferenz beantragt und in der Begründung 
den Haren mit einem feindlichen Empfang gedroht. 
Tittoni erwiderte unter der lebhaften Suſtimmung 
des ganzen Baufes, daß man den Haren als das 
Oberhaupt eines befreundeten Staates als willkom— 
menen Gaſt empfangen und begrüßen, keine Auf— 
forderungen annehmen und keine Drohungen fürch— 
ten werde. „Wir werden unſere Pflicht tun gegen 
jedermann.“ Der Antrag wurde wegen ſeiner Be— 
gründung mit 205 gegen 27 Stimmen abgelehnt. 
Wenn es fo den Anſchein haben konnte, als 
ob die Kammer gutwillig der Leitung Giolit- 
tis folge, ſo zeigte ſich doch bald, daß der von dem 
Sozialiſten Morgari heraufbeſchworene Skandal 
nicht der einzige blieb, der auf dem Montecitorio 
tobte. Je näher der notwendige Schluß der Ver— 
handlungen kam und zum Eingehen auf bisher ver— 
nachläſſigte Gegenſtände mahnte, deſto leidenſchaft— 
licher wurden die Disfuffionen.. Die Alkohol- und 
die Kolonialfrage, die Weinproduktion und die Poſt— 
ſchiffahrt gaben Anlaß zu ſcharfen Auseinander- 
ſetzungen, die zuweilen die ſeither noch eingehaltenen 
Formen verletzten und auch von den Blättern ver— 
urteilt wurden. Am ſchärfſten trat das hervor bei 
der am 50. Juni begonnenen Beratung der Ent- 
würfe über den Poſtdienſt der Bandelsmarine. Da 
die Regierung mit den bisher ſubventionierten Ge— 
ſellſchaften keine Einigung erzielt hatte, legte ſie 
einen Dertragsentwurf mit dem Lloyd Italiano vor. 
Damit hatte fie aber die leidenſchaftlichſte Oppoſi— 
tion entfeſſelt, die fih indeſſen keineswegs auf Der- 
beſſerungswünſche gründete, ſondern von Konkurs 
renzneid, Eigennutz und provinzialer Eiferſucht dif- 
tiert war. Es kam am T. Juli durch die perſönlichen 
Angriffe des Republikaners Cola janni fogar 
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zu einer förmlichen Raufſzene, bei der ſelbſt Gi o— 
litti am Finger verletzt wurde. Unter dieſen Um- 
ſtänden beſchloß er, um nicht mit einer geſchwächten 
Mehrbeit aus der Affaire hervorzugehen, mit Su- 
ſtimmung des Tloyd die ganze Angelegenheit bis 
zum Herbſt zu vertagen, was die Kammer am 
8. einſtimmig genehmigte und dann die Sommer— 
ferien antrat. Der geiſtreiche Bonghi hatte mit 
Recht behauptet, jede neugewählte Kammer fei 
immer noch ein wenig ſchlechter als die vorherige. 

Während im allgemeinen das geſamte offizielle 
Italien eine gemäßigte politiſche Haltung beobach— 
tete, fehlte es doch keineswegs an anderen 
Kreiſen, die Unzufriedenheit zu ſchaffen ſuchten. 
So entſtand in der Lombardei im Sommer eine 
ſogenannte nationale Bewegung zum Schutz des 
Gardaſees vor dem Deutſchtum, die in einer Per- 


ſammlung am 50. Juni zu Verona beſchloß, in 


England, Frankreich, Belgien und Rußland eine 
große Propaganda für die Heranziehung nichtdeut— 
ſcher Beſucher einzuleiten. Tinten- und Redeſtröme 
vermochten aber das ausſichtsloſe Unternehmen nicht 
zu beleben, und der energiſche Widerſpruch der In— 
tereſſenten bewog die Agitatoren bald, ihre Abſicht 
als das eigentliche Gegenteil davon auszulegen. 
Als dann König Viktor Emanuel am J. Sep- 
tember während der Manöver dem Gardaſee einen 
Beſuch im Automobil abſtattete, entfielen die vorher 
in Ausſicht geſtellten ultranationalen Demonſtratio— 
nen vollſtändig. Des dreißigjährigen Beſtehens des 
deutſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes hatte blos die 
„Tribuna“ am 7. Oktober in einem Artikel gedacht, 
der ſonſt der politiſchen Bedeutung dieſes Friedens- 
bündniſſes gerecht wurde, aber doch die Bemerkung 
daran geknüpft hate, daß Italien 1912 den Drei- 
bund nur verlängern könne, wenn ihm günſtige Ders 
änderungen daran vorgenommen würden. Andere 
Blätter erweiterten dieſen Vorbehalt dahin, daß es 
ſich um wirtſchaftliche Begünſtigungen handle, wobei 
ſie ſich übrigens auf gänzlich irrige Gedankengänge 
ſtützten. Es wird den Italienern doch zu empfehlen 
ſein, rechtzeitig über dergleichen ernſt nachzudenken, 
damit ſie nicht Gefahr laufen, im entſcheidenden Mo— 
ment erſt darüber belehrt zu werden, daß unberech— 
tigte Anſprüche das Verbleiben Italiens im Drei— 
bunde um den ganzen politiſchen Wert bringen 
und den beiden anderen Verbündeten kaum noch 
wünſchenswert erſcheinen laſſen könnten. Die ange— 
kündigte Reiſe des ruſſiſchen Kaifers nach Italien 
löſte im Lande ſehr verſchiedene Empfindungen aus. 
Die königliche Familie und der größte Teil der 
Bevölkerung hatte in der langjährigen Verzögerung 
des Beſuches eine Surückſetzung geſehen, fie 
waren alſo jetzt befriedigt. Noch mehr war dies 
der Fall bei den republikaniſierenden Gegnern des 
Dreibundes, die von der Anweſenheit des Saren 
nichts weniger wie eine Wendung zugunſten ihrer 
Beſtrebungen erhofften. Die ſozialiſtiſchen und radi- 
kal⸗republikaniſchen Elemente, denen letzthin noch 
der Ferrerrummel zu ſtatten gekommen war, konnten 
den Augenblick gar nicht erwarten, um gegen den 
Haren in pöbelbaften Formen zu demonſtrieren und 
ihn vielleicht mit einem Bombenwurfe zu begrüßen. 

In den weiteſten Kreijen überwog ſelbſtver— 
ſtändlich die Genugtuung über den lang erſehnten 


und nur wegen ſeiner wiederholten Vereitelung aus 
Sorn gelegentlich verſpotteten Beſuch, der Italien 
nach der ſchmerzlich empfundenen Suſchauerrolle 
bei den letzten Weltbegebenheiten wieder als gleich— 
berechtigt erſcheinen ließ. Selbſt die ſozialiſtiſchen 
Führer mahnten von demonſtrativen Dummheiten 
ab, und ſie wie das ganze republikaniſche Lager 
würden ihren ganzen „Männerſtolz vor Königs- 
thronen“ drangegeben haben, wenn ſich daraus der 
Anſchluß an die republikaniſche „lateiniſche Shwe- 
ſternation“ und an die Tripleentente entwickelt hätte. 
Leider war ſchon der ſchöne Sommerplan der Drei- 
bundgegner zu nichte geworden, den Gegenbeſuch 
der franzsſiſchen Flotte in italieniſchen Gewäſſern 
mit dem Sarenbeſuch, den man zur See erwartete, 
zu einer ſolennen Derbrüderungsfeier zu geftalten. In 
maßgebenden politiſchen Ureiſen hatte man kein 
Gehör dafür, auch wurde von Petersburg aus jede 
Verfolgung politiſcher Stele kategoriſch in Abrede 
geſtellt, und ſchließlich fand der Beſuch zu Lande, 
in der Sommerreſidenz Racconigi, ſtatt. Dafür tat 
man ſich, wie übrigens die geſammte europäiſche 
radikale Preſſe, ein Gutes an der Tatſache, daß der 


ruſſiſche Kaifer auf feiner Reife Gſterreich-Ungarn 


„vermied“, wie es hieß, während eine einfache 
Überlegung ergab, daß er die ſchnellſte Verbindung 
außerhalb Rußlands gewählt hatte. Das offiziöſe 
„Wiener Fremdenblatt“ begrüßte auch die Reife 
des Haren mit beſonderer Wärme. Man war in 
Öfterreih-Ungarn längt darüber im Klaren, wie 
wenig von den Argerniſſen des letzten Winters der 
Perſönlichkeit des Kaifers Nikolaus und wie 
viel dem Ungeſchick Iswolskis zuzuſchreiben war. 
Für die italieniſchen Irredentiſten und Franzoſen— 
freunde war demnach aus der Sarenreiſe wirklich 
nicht viel herauszuſchlagen, fo viele große Worte 
ſie auch machten. Daß die Fahrt, auch auf der 
Binreife, die Schweiz vermied, lag an dem Umſtande, 
daß der Bundesrat das Derlangen der ruſſiſchen 
Regierung auf militäriſche Bewachung der Bahn- 
linien gegen terroriſtiſche Anſchläge mit Rückſicht 
auf den Milizcharakter der Bundestruppen nicht zu⸗ 
geſtehen konnte. e 

Maiſer Nikolaus, der am Tage vorher mit 
feinen Schwägern, dem Großherzog von Heffen und 
dem Prinzen Heinrich von Preußen, in Frank⸗— 
furt zuſammengetroffen und von ihnen eine Strecke 
weit begleitet worden war, traf am 23. Oktober 
halb 5 Uhr auf dem Bahnhofe von Racconigi ein 
und wurde vom König Viktor Emanuel, 
der mit dem Miniſterpräſidenten Giolitti und 
dem Miniſter des Außern Titto ni erſchienen war, 
empfangen. Die Monarchen umarmten und küßten 
ſich und fuhren dann mit einer Küraffieresforte nach 
dem Schloſſe. In den Straßen begrüßte die zahl— 
reiche Menſchenmenge die Monarchen mit lebhaften 
Surufen. Auf der Schloßtreppe empfing die Köni- 
gin Helene den kaiſerlichen Gaſt. Vor dem 
Schloſſe herrſchte den ganzen Nachmittag reges Le— 
ben, bei Einbruch der Dunkelheit wurden ſämt— 
liche öffentliche Gebäude glänzend illuminiert; das 
Wetter war prächtig. Abends war Hoftafel. Der 
Jagdausflug am nächſten Vormittag mußte wegen 
dichten Nebels unterbleiben, ſpäter machten der 
Kaiſer und der König im Automobil einen Beſuch 
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im Schloß und Park von Pollenza und nach dem 
Familienfrühſtück in Racconigi begaben ſich die 
Majeſtäten zur Faſanenjagd im Walde von Mig⸗ 
liabruna, woran auch die Miniſter Tittoni und 
Iswolski teilnahmen. Der politiſch weſentlichſte 
Teil der Monarchenbegegnung war Abends das 
große Galadiner mit den offiziellen Toaſten. Als 
Anlaß, die „wachſenden Sympathien“ der beiden 
Völker betonen zu können, wurde das Erdbeben von 
Meſſina herangezogen und nachdrücklich von beiden 
Derrfchern ausgeſprochen, daß die Annäherung, die 
den Intereſſen der Länder entſpreche, dem allge— 
meinen Frieden dienen folle. Diefe für die Öffent- 
lichkeit beſtimmten Auslaſſungen waren ſicher nicht 
geeignet, gewiſſen Außerungen in der Preſſe, von 
dem Sarenbeſuch in Racconigi eine neue Richtung 
der internationalen Politik zu datieren, eine Stütze 
zu bieten. Um dem Jaren einen freundlichen Emp- 
fang im Lande zu ſichern, war vorher freilich in den 
Provinzblättern verbreitet worden, der Beſuch be— 
deute auch „eine natürliche Ergänzung der letzten 
Begegnungen von Cherbourg und Cowes,” aber der 
Wortlaut der Trinkſprüche wie die folgenden offi— 
ziöfen Nachträge ließen keinen Sweifel darüber auf— 
kommen, daß es ſich nur um eine friedliche Begeg— 
nung ohne beſondere Tragweite gehandelt hat. — 
Nach der Galatafel hielten die Majeſtäten Cercle 
ab, dann fand ein Konzert ſtatt, bei dem auch Mas⸗ 
cagni mitwirkte. Am 25. Gktober beſuchten der 
Kaiſer und der König den Berg Superga mit den 
Grabſtätten des Baufes Savoyen, Is wolski 
machte mit Giolitti und Tittoni dem Rat- 
haufe in Racconigi einen Beſuch. Nachmittags ver- 
abſchiedete fidh Kaifer Nikolaus von der Köni- 
gin und wurde vom König unter lebhaften Begrü— 
gungen der Bevölkerung zum Bahnhofe geleitet, 
wo die Abreiſe um 5 Uhr erfolgte. Die „Agenzia 
Stefani“ verſicherte nachträglich, daß die Unter— 
redung zwiſchen Tittoni und Iswolski eine 
vollſtändige Übereinſtimmung in den Balkanfragen 
ergeben habe, was gewiß ein wichtiges Element für 
die Aufrechterhaltung des Friedens fei. 

Daß durchaus nicht alle Kreiſe der Bevölkerung 
von dieſen Anſichten erfüllt ſind, ging aus einer 
Rede des kommandierenden Generals in Mailand, 
Generalleutnant Aſinari di Bernezzo ker 
vor, der bei Überreichung der Fahne an das Che- 
vauxlegersregiment Aquila in Brescia am Il. No⸗ 
vember geſagt hatte: „Unſer König blickt mit der 
Trikolore in der Hand auf die Oſtgrenze des Lan— 
des, wo italieniſche Städte und Stammesbrüder un- 
geduldig der Erlöſung durch uns harren.“ Die 
unverhüllt irredentiſtiſche Erklärung war doch der 
geſamten öffentlichen Meinung zu ſtark, und der 
General erhielt feine Entlaſſung, bevor noch Gſter— 
reich⸗Ungarn Einſpruch erhoben hatte. Am 18. No- 
vember trat die Kammer wieder zuſammen, um 
ſich mit der für das Miniſterium ſo bedenklichen 
Subvention der Poſtſchiffahrt zu beſchäftigen. Sie 
wurde mit einem ſehr populär und demokratiſch aus⸗ 
ſehenden Finanzprogramm überrajcht. Die Suder- 
ſteuer ſollte auf die Hälfte herabgeſetzt, der Sucker— 
zoll ermäßigt und der Ausfall durch eine progreſ— 
fire Einkommenſteuer ꝛc. erſetzt werden. Der Dor- 
Schlag fand aber nicht den erwünſchten Anklang, und 


als am 2. Dezember die Mammer in die Steuer- 
kommiſſion eine oppoſitionelle Mehrheit gewählt 
hatte, gab das Miniſterium ſeine Demiſſion, auf 
die man allerdings erft bei der Beratung der Poft- 
dampferſubvention gefaßt geweſen war. Die poli- 
tiſchen Gegner, die Widerſacher der Steuerreform 
und die ungeduldigen Miniſterkandidaten, denen 
Giolitti ſchon viel zu lange im Amte war, hatten 
ſich vereinigt und ihr Siel erreicht. Der König 
berief den Führer der in ſich ſehr geſpaltenen oppo— 
fitionellen Gruppen Sonnino zur Bildung eines 
neuen Kabinetts, das ſchon am 10. gebildet war 
und am 18. Dezember vor die Kammer trat. Sons 
ninos Programmrede wurde beifällig aufgenommen, 
und nachdem am 20. das proviſoriſche Budget 
mit 224 gegen 65 Stimmen angenommen worden 
war, ging die Kammer am folgenden Tage bis 
zum 10. Februar in die Ferien. Das hauptſächlichſte 
Intereſſe bei dem Miniſterwechſel richtete ſich auf 
deſſen Haltung in der auswärtigen Politik. Da 
indeſſen Sonnino ſelbſt wie auch der Miniſter de⸗ 
Außern Graf Guicciardini ausge prochene An- 
hänger des Dreibundes ſind, ſo war die Einhaltung 
der bisherigen Politik unzweifelhaft. Unſicherer war 
dagegen die Stellung des Miniſteriums ſelbſt, da 
es keine eigene Mehrheit in der Kammer beſitzt 
und durchaus von der Haltung der Anhänger Gi o— 
littis abhängig iſt. 


Armee und Marine. 


Ebenfogut wie Gſterreich-Ungarn den Schatz 
ſeiner Grenzen gegen Italien vervollkommete, konnte 
auch dieſes ruhig an der Ausbildung ſeiner Armee 
und Flotte arbeiten. Ja, es mußte Deutſchland 
und Gſterreich⸗-Ungarn nur angenehm fein, daß die 
italieniſche Wehrkraft mehr in die Wagſchale fällt, 
denn Italien wird aller Vorausſicht nach noch auf 
lange Jahre hinaus nicht auf die Vorteile des 
Dreibundes verzichten, und am allerwenigſten nach 
den politiſchen Lehren des Jahres 1909. Hatte 
früher der italieniſche Radikalismus behauptet, der 
Dreibund nötige das Land zu ſchweren Küſtungen, 
ſo hatte er in der letzten Seit davon gefabelt, daß 
mit Rückſicht auf Gſterreich-Ungarn der Schutz der 
Oſtgrenze vernachläſſigt werde. Eine Behauptung 
war ſo verkehrt wie die andere. Waren aber früher 
die Wehrfragen mit der üblichen parlamentariſchen 
Nachläſſigkeit behandelt worden, ſo hatten die Er— 
fahrungen der letzten Jahre gelehrt, daß ein Reich 
nicht mit überſpannten Plänen und Hoffnungen, fon- 
dern nur auf Grund einer gediegenen Wehrmacht 
politiſche Erfolge erringt. Dafür mußte endlich etwas 
geſchehen, und es konnte ſich nur noch um die 
militärstechnifhe und die finanzielle Frage han- 
deln. Caſana wurde darum von Giolitti fal- 
len gelaſſen, weil er ſich weder bei den militäriſchen 
Chargen den notwendigen Reſpekt zu verſchaffen 
verſtand, noch gegenüber dem Finanzminiſter Lars 
cano genug Energie für die Durchſetzung der im 
Intereſſe der Landesverteidigung gebotenen Refor- 
men beſeſſen hatte. General Spingardi ging an- 
ders vor und hatte bald auch die Suſtimmung 
der öffentlichen Meinung und der Kammer für 
ſich, weil er nicht unbeſcheiden war und in 
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ſeinen Geldforderungen noch hinter dem Berichte 
der Heeres⸗-Enquetekommiſſion von 1908 zurückblieb. 
Der ſchon vorausgegangenen Aufbeſſerung der Un- 
teroffiziersgehälter folgte nun die ſehr notwendige, 
wenn auch mäßige Erhöhung der Bezüge der Offi- 
ziere bis zum Generalmajor. Unter Einführung 
der zweijährigen Dienſtzeit ſollen zwei Jahrgänge 
zu je 100.000 und ein Stamm von 40.000 Mann 
unter der Fahne ſtehen bei einer Rekrutenvakanz 
von nur 14 Tagen. Die bewilligten neuen Truppen⸗ 
teile wurden ſchon am J. Oktober gebildet: Das 
8. Alpenregiment (Udine) und 2 Alpenbataillone, 
5 Kavallerieregimenter (2 Ulanen, 3 Chevaux— 
legers), bei der Gebirgsartillerie die beiden Regi— 
mentsſtäbe, 5 neue Abteilungen und 5 neue (ſpäter 
9) Batterien, ſodaß den 8 Alpenregimentern je 
eine Gebirgs-Artillerieabteilung entſpricht. Bei der 
Neubildung und Vermehrung der Feldartillerie, die 
zur Hälfte veraltet iſt, ſteht die Entſcheidung über 
die Formation der mobilen Batterie zu 4 oder 6 
Geſchützen noch aus. 


Für die Linieninfanterie, die Berſagliere, Alpini . 


und Genietruppen iſt eine graugrüne Felduniform 
angenommen worden, der Torniſter wird durch 
einen waſſerdichten Ruckſack erſetzt. Die neuen Uni- 
formen wurden ſchon bei den Manövern, die unter 
Leitung des Generalſtabschefs Pollio zwiſchen dem 
V. und VII. Korps ftattfanden, erprobt. Die Ma⸗ 
növer waren vollkommen kriegsmäßig angelegt und 
befriedigten in Offizierskreiſen ſehr. Weniger war 
das der Fall in der ſogenannten öffentlichen Mei— 
nung, weil die (rote) Nordarmee (die Gſterreicher!!) 
in den erſten Tagen erfolgreich vordrang. Und als 
dann am letzten Tage die Manöverleitung dieſer 
Stimmung entgegenkam und durch geänderte Dis- 
poſitionen die Nordarmee zum Rückzuge genötigt 
hatte, war man erſt recht unzufrieden, weil das 
zu auffällig geſchehen ſei. Man mag daraus er— 
ſehen, was ſolche Kaienfritifen wert find und unter 
welchen Dorausjeßungen fie abgefaßt werden. Frei— 
lich iſt die italieniſche Oſtgrenze ziemlich wehrlos 
und eine moderne Küjtenbefeftigung ift überhaupt 
nirgends vorhanden, aber Dank der Energie des 
Kriegsminiſters Spingardi find die Arbeiten da- 
für ſchon kräftig begonnen worden. Mit der Militär⸗ 
luftſchiffahrt erlebt Italien beſſere Erfolge wie die 
meiſten anderen Staaten. Das neu erbaute Militär- 
luftſchiff Nr. 1 machte im September und Of- 
tober vom See von Bracciano aus eine Reihe 
ſehr erfolgreicher Fahrten. Bei Venedig auf dem 
Platze Campalto in der Nähe der Lagune ift eine 
Werkſtätte für lenkbare Militärluftſchiffe im Bau 
begriffen. 

In Italien ſieht man es wohl als felbftver- 
ſtändlich an, daß Gſterreich-Ungarn ein ſtärkeres 
Landheer beſitzt, in Bezug auf die Flotte hält man 
aber die gegenteilige Anſicht für berechtigt. Italien 
hatte ſich ebenſo wie Deutſchland in den letzten Jah⸗ 
ren ſtreng an die geſetzlich feſtgelegte Höhe gehalten. 
Marineminiſter Mirabello, der ſeit 1905 alle 
Miniſterien überdauert hat, arbeitet indeſſen an ſei— 
nem Programm, eine moderne Flotte zu ſchaffen, 
ununterbrochen weiter, hat alle fachlichen und finan- 
ziellen Schwierigkeiten überwunden und aus der An- 
kündigung, daß Gſterreich-Ungarn zu einem größeren 
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Linienſchiffstypus übergehen werde, für feine Pläne 
neuen Vorteil zu ziehen verſtanden. Bisher hat er 
die Flotte bereichert um 4 Kreuzer der San Giorgio⸗ 
Klaffe, 50 Torpedoboote, 4 Torpedobootsjäger und 
6 Unterfeeboote. Im laufenden Budget ſteht die 
Ausgabe für 2 Dreadnoughts, die „Klaſſe Dante 
Alighieri“ heißen, und die neue Flottenvorlage 
brachte 2 weitere Dante Alighieris, 2 neue 
Schnellkreuzer, eine Anzahl Torpedoboote, 4 Unter- 
ſeeboote und den Ausbau der Befeſtigungen von 
Ancona. Die Kammer genehmigte die dafür be- 
gehrten 147 Millionen faſt einſtimmig. Wenn es 
Mirabello gelingt, die üblichen Saumſeligkeiten 
im Schiffbau zu überwinden, fo wird 1915 die 
italieniſche Flotte 20 Schiffe mit über 5000 Tonnen 
zählen, nämlich: 4 Dante Alighieri, 4 Regina Elena, 
2 Regina Margherita, 4 San Giorgio, 3 Garibaldi 
und 3 Schnellkreuzer. 


Verſchiedenes. 


Die Staatseinnahmen haben im letzten Finanz⸗ 
jahr 17131/ Millionen erreicht, das Vorjahr um 
90 Millionen übertroffen, auch wenn man die 
außerordentlichen Erdbebenzuſchläge abrechnet, im⸗ 
mer noch um 85 Millionen. Die Einnahmen ſind 
über den Doranfchlag noch um 26 Millionen hinaus- 
gegangen, ſodaß auch trotz erheblicher Mehraus⸗ 
gaben immer noch ein reichlicher Überſchuß bleibt. 
Schwarzſeher ſchätzen freilich das ſchon für nächftes- 
Jahr zu erwartende Defizit auf 25 Millionen, für 
die durch neue Steuern ſchwer Deckung zu finden 
fein würde. Die LCandwirtſchaft geht unzweifelhaft 
einer Kriſe entgegen. Denn auf der einen Seite deckt 
ſie nicht den einheimiſchen Bedarf an Getreidefrüch— 
ten, während andere, weit über das Bedürfnis er⸗ 
zeugte Artikel keine Verwendung finden können. Für 
200 Millionen muß jährlich Weizen eingeführt wer⸗ 
den, aber von 50 Millionen Hektoliter Wein wer- 
den kaum 2 Millionen ausgeführt. Das ſicherſte 
und Jedermann in die Augen ſpringende Er- 
kennungsmittel innerlich ungeſunder wirtſchaftlicher 
Suſtände eines Landes ift die Auswanderung. Sie 
hat fich in den letzten 50 Jahren verſiebenfacht und 
erſchöpft heute mit einer Dreiviertelmillion den ge— 
ſamten jährlichen Geburtenüberſchuß. Eine weitere 
Urſache der wirtſchaftlichen Miſere liegt in der 
mangelhaften Organiſation aller verkehrs-, han- 
dels⸗ und finanzpolitiſchen Einrichtungen. Das Kre⸗ 
ditſpſtem ift durchaus rückſtändig und dazu noch die- 
Stütze eines gewiſſen⸗ und zügelloſen Spekulanten⸗ 
und Gründertums, das faſt dem amerikaniſchen. 
gleicht. Die Leiſtungsunfähigkeit, Unzuverläſſigkeit 
und geringe Ertragsfähigkeit der Bahnen hat fidh- 
nicht geändert, feit fie vom Staate übernommen. 
worden ſind. An die Erſchließung der natürlichen 
Kräfte des Landes durch Bahnbau, Slußregulieruns 
gen, Nutzbarmachung der Waſſerkräfte, Bewäſſe⸗ 
rungsanlagen ꝛc. denkt höchſtens einmal eine Re⸗ 
gierung vor der Wahl; daß nichts daraus wird, 
dafür forgen ſchon die Önorevoli, die kein Mini⸗ 
ſterium lange im Amte laſſen, um ſelbſt bald daran 
zu kommen. Sie ſind zu jeder Stunde bereit, das 
Land mit Agitationsreden über afrikaniſche und albas- 
neſiſche Projekte anzufüllen, aber zu einer ernſten Ar⸗ 
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beit für die hebung von Bildung und Wohlſtand des. 


Volkes können ſie vor lauter politiſchem Formelkram 
nicht kommen. Dabei vermag 50 Prozent der Be- 
völkerung weder zu leſen noch zu ſchreiben, in Ka⸗ 
labrien wird man kaum einen eingeborenen Erwach⸗ 
ſenen finden, der ſolcher Fertigkeiten kundig iſt. Und 
dabei hat man ſeit einem halben Jahrhundert den 
nationalen Staat mit der fortgefchrittenften Regie- 
rungsform! — Früher war es allerdings noch 
ſchlimmer, denn 1872 betrug das Verhältnis der 
Analphabeten gar 69 Prozent. 

Das Sentralkomitee für die Opfer der Erd- 
bebenkataſtrophe hat Ende des Jahres einen Bericht 
veröffentlicht, nach dem die eingegangenen Gelder 
insgeſamt 25, 387.458 Lire betrugen, wovon 4, 197.744 
Cire für die erſten dringenden Bedürfniſſe und die 
übrige Summe nach und nach als Unterſtützung für 
Witwen, Waifen und Arbeitsunfähige, ſowie zum 
Bau von Baracken und für Arbeitslöhne verwendet 
wurde. Die Ausgaben für die Verwaltung und ſon⸗ 
ſtige Unkoſten betrugen mur 69.615 Lire. Daß trog- 
dem nicht alles in die rechten Hände gekommen iſt, 
verſteht ſich bei gewiſſen im ſüdlichen Italien übli⸗ 
chen Gepflogenheiten von ſelbſt. 

Am 18. Oktober ſtarb in Turin der berühmte 
Kriminalanthropologe Ceſare Combrofo im 73. 
Lebensjahre. Obgleich keine eigentliche politifche 
Perſönlichkeit, hat er doch durch feine wiſſenſchaft⸗ 
lichen Arbeiten, die ebenſo viele begeiſterte Anhän⸗ 
ger wie leidenſchaftliche Gegner fanden, die Ge— 
ſetzgebung zahlreicher Staaten, nicht immer in gün- 
ſtigem Sinne, beeinflußt. 

Ein wirklicher Politiker, Aleſſandro Fortis, 
ſchied in der Nacht zum 4 Dezember aus dem Le- 
ben. Im Jahre 184 geboren, war er einer der 
begabteſten und ſympathiſcheſten Anhänger Ma z⸗ 
zinis und an allen damaligen Verſchwörungen und 
Putſchen beteiligt. Seit 1880 Mitglied der Kammer, 
war er gleich Crispi nach der Einigung Italiens 
zur konſtitutionellen Monarchie übergegangen, war 
zeitweilig Miniſter, dann lange Seit Vizepräſident 
der Kammer, bis er 1905 an die Spitze eines libe- 
ralen Miniſteriums berufen wurde, das aber nur 
10 Monate beſtand und ſich durch eine ſchwankende 
und unentſchloſſene Haltung auszeichnete. Seine letzte 
politiſche Handlung war eine große Rede vor ge- 
nau einem Jahre, in der er unter großem Beifall 
zwar für den Dreibund eintrat, aber vor den ans 
geblich von Gſterreich-Ungarn drohenden Gefahren 
warnte. N 


Dom Vatikan. 


In der zweiten Märzwoche wurde bekannt, daß 
Papſt Pius X. an die Kardinäle und Kurialpräla- 
ten eine Reihe von VDorſchriften über die Papſtwahl 
verlautbart hatte, die vom Januar 1904 datieren, 
und von denen das wichtigſte Dekret allen Teil- 


nehmern am Konklave verbietet, von irgend einer 
weltlichen Macht den Auftrag anzunehmen, ein Veto 
in irgend einer Form geltend zu machen. Bisher 
ſtand das Vetorecht den drei katholiſchen Mächten 
Gſterreich, Frankreich und Spanien zu und war 
feit 74 Jahren wieder bei der letzten Papſtwahl von 
Gſterreich ausgeübt worden, um die Wahl R am- 
pollas zu verhindern. Da nicht bekannt geworden 
iſt, daß die drei in Frage kommenden Mächte ihre 
Einwilligung gegeben haben, fo liegt eine einfei- 
tige Aufhebung vor, die ſachlich kaum etwas än⸗ 
dern dürfte, da die Kirche das Vetorecht niemals 
formell anerkannt, das Konflave aber 1829 wie 
1903 den Einſpruch aus politiſchen Gründen beach⸗ 
tet hat. Man wird eben zukünftig im Bedürfnisfalle 
eine andere Form wählen. 

Nicht ohne Bedeutung für die Rückwirkung 
auf Frankreich war am 18. April die Seligſprechung 
der Jungfrau von Orleans, die gegen 40.000 fran⸗ 
zöſiſche Pilger nach Rom geführt hatte. Wenngleich 
der Papſt damit einen bedeutenden Sieg über fran⸗ 
zöſiſche Herzen erfocht, wurde bei der impoſanten 
Feier doch mit großem Takt auf allen Seiten jeder 
Anlaß vermieden, antirepublikaniſche oder nationa- 
liſtiſche Mätzchen anzuknüpfen, ſondern alles Ge- 
wicht ausfchlieglich auf die religiöſe und vaterlän⸗ 
diſche Seite gelegt. Eine Anderung der Stellung des 
Vatikans zur franzöſiſchen Republik war damit we- 
der verbunden, noch auch nur beabſichtigt, da die 
Kurie jede Verſtändigung mit den Kabinetten Clé— 
menceau und Briand für ausſichtslos erachtet. 

In Italien erregte im März der Fall des 
Prieſters Romolo Murri einiges Aufſehen, der 
ſich mit Unterſtützung der Sozialdemokraten gegen 
das ausdrückliche Verbot der Kirche in die Kammer 
wählen ließ, ſich infolge deſſen vom Papſttum, 
aber nicht von der chriſtlichen Kirche, losſagte und 
exkommuniziert wurde. Er konnte aber, wie alle 
ſeine Vorgänger, trotz dieſes auffälligen Schritte 
keine Bedeutung in der Gffentlichkeit erringen. 

Während £eo XIII. der fchon mit 55 Jahren 
Erzbiſchof geworden war, mit großen Ehren ſein 
goldenes Biſchof jubiläum feiern konnte, beging 
Pius X. am 16. November in aller Stille die 
25. Wiederkehr des Tages, an dem er zum Biſchof 
von Mantua geweiht worden war. Von Staatsober⸗ 
häuptern und zahlreichen katholiſchen Notabilitä⸗ 
ten waren Glückwunſchſchreiben eingetroffen. Trotz 
einiger mittelalterlicher Anwandlungen iſt ja Papſt 
Pius X. eine Geſtalt voll gewinnender menſch⸗ 
licher Füge von Einfachheit, Herzensgüte und Be- 
ſcheidenheit, deffen Pontififat man einmal feine Be- 
ſtrebungen für den liturgiſchen Geſang, für die 
Hebung des wiſſenſchaftlichen Niveaus der itali- 
eniſchen Prieſterſeminare, für die Reorganiſation der 
Kurie, fowie feine Stiftungen von gelehrten Inſti⸗ 
tutionen und Kommifjionen nachrühmen wird. 
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Frankreich. 


= ede Regierungs- und Staatsform hat ihre 
Al Schattenſeiten und ihre Gegner, aber es 
kommt nur ſelten vor, daß ihre eigenen 
Anhänger fie tadeln. Die franzöſiſchen Republikaner 
tun dies immer häufiger, je mehr fie dahinter kom- 
men, wie wenig fidh ihre radikale Republik eigent- 
lich vom Kaiſerreich unterſcheidet, nur herrſchte 
damals mehr Ordnung, während man heute nicht 
wiſſen kann, ob nicht morgen ein Syndikat die 
Brodbeſchaffung, das Gaslicht oder die Briefbeför⸗ 
derung in Frage ſtellen kann. Auf all dieſen Ge- 
bieten herrſcht eine merkwürdige Freiheit, während 
in politiſchen Dingen der Zentralismus der Republik 
das ganze Land in die gleichen Feſſeln ſchlägt wie 
einſt das Kaiſertum. Es kommt bei einer Staats- 
verfaſſung wie allen irdiſchen Dingen weniger auf 
das Was an als auf das Wie. Frankreich trägt von 
einer Republik nur den Namen, ſonſt iſt es nach 
Rußland das zentraliſierteſte Land Europas, die 
Departements haben nicht die geringſte Selbſtän— 
digkeit, das parlamentariſche Syſtem iſt zuteil vom 
Kaiferreich übernommen und lähmt jede Initiative 
und Ausdauer, die Erſetzung des Kaiſers durch einen 
Präſidenten hat wenig geändert, eher iſt die politi— 
ſche Beſtechlichkeit oben und unten größer geworden. 
Die 87 Präfekten und 275 Unterpräfekten beherr— 
ſchen das Cand in engſter Verbindung mit den re- 
gierungstreuen Senatoren und Deputierten, alle an- 
deren haben nichts zu ſagen. Wer das Unglück hat, 
nicht von jenen empfohlen und protegiert zu wer- 
den, der kann bei keiner Behörde etwas ausrichten. 
Alle einſichtigen Republikaner wiſſen das, aber nur 
die wenigſten halten an dem Gedanken einer wirf- 
ſamen Dezentraliſation feſt. Sie wiſſen, daß ſie 
damit doch nicht durchdringen werden, und wer 
etwas werden will, läuft darum in das Lager der 
regierungsfähigen Parteien, die wegen der Aufrecht- 
erhaltung ihrer Herrſchaft keine Anderung haben 
wollen. Selbſt von der Abſchaffung der Unterprä⸗ 
fekten, die die Kammer ſchon zweimal beſchloſſen 
hatte, iſt keine Rede mehr. Man braucht eben dieſe 
einflußreichen Stellen zur Unterbringung ſtrebſamer 
Parteigenoſſen und für „gute Wahlen“ im Intereſſe 
der herrſchenden Partei. Die despotiſche Sentrali— 
ſation bringt es noch immer mit fih, daß die Beam- 
ten im ganzen Lande entweder direkt von den Mini- 
ſtern oder von den Präfekten ernannt werden, die 
aber auch nichts anderes find als gefügige Werf- 
zeuge des Miniſters des Innern. 

Dieſes Syſtem hatte vor vierzig Jahren das 
Kaiſerreich innerlich ſo ausgehöhlt, daß es beim 
erſten großen politiſchen Mißgeſchick zuſammenfiel 
wie ein Kartenhaus. Daß es heute mit der Republik 
aus gleichen Urſachen nicht anders ſteht, bezweifelt 
kein Kenner franzöſiſcher Suſtände. Aber wer ſollte 
ſie ſtürzen, und was ſoll darnach werden? Dieſe 
ungelöjten Fragen erhalten die Republik, denn der 
Jahrzehnte hindurch gehegte Aberglaube, daß ſie 
berufen fein werde, durch die „Revanche“ die an- 
gebliche Schuld des Kaiſerreichs zu fühnen, ift ſchon 


längſt in feiner Nichtigkeit erkannt. Das Reſultat 
von allem iſt eine ſtumpfe Gleichgiltigkeit in die 
ſich eine gewiſſe Schadenfreude bei jedem Mißgeſchick 
der Regierung und der politiſchen Welt überhaupt 
mengt. Wer find denn diefe Regierungen? Sie 
beſtehen meiſt aus Männern, die früher, bevor ſie im 
Amte waren, große Verſprechungen gemacht und 
das Volk planmäßig gegen jede Autorität aufgehetzt 
haben, jetzt aber ſehen, daß man ohne Autorität 
nicht regieren kann, und ſich mit den Mitteln des 
Naiſerreichs darin fo lange zu erhalten fuchen, bis 
ſie plötzlich durch eine Kammermehrheit unter Füh⸗ 
rung derer, die auch einmal ein Bischen regieren 
wollen, geſtürzt werden. Das hat man ſchon fo 
lange Seit getrieben, daß eigentlich ſchon alle be- 
fähigteren Köpfe verbraucht, wenn nicht ſchon ges 
ſtorben ſind, und das gegenwärtige Syſtem ſchafft 
keinen Nachwuchs, duldet nicht einmal das Empor» 
kommen befähigter Leute, die entweder mitmachen 
müſſen oder zu keiner Geltung kommen können. 

Es ijt unter dieſen Derhältniffen kein Wunder, 
daß die alten Überlieferungen des bourboniſchen 
Königtuns, die in den Geſetzen, im Verkehr und 
in den geſellſchaftlichen Formen ſelbſt die beiden 
Kaiſerreiche überdauert haben, wieder lebendig were 
den; trotz aller formellen Beſeitigung hat der meiſt 
bourboniſtiſch oder auch bonapartiſtiſch geſinnte Adel 
einen ganz außerordentlichen Einfluß auf das fran⸗ 
zöſiſche Bürgertum, und ſelbſt zahlreiche waſchechte 
Republikaner des herrſchenden Milieus ſuchen ſich 
mit Hilfe des willigen de das Relief eines Adels- 
diploms zu verſchaffen. Gerade neben den Scharen 
der heute von der Republik Lebenden exiſtiert aber 
in Paris eine noch viel größere Anzahl, die dem 
Sukunftstraume von einem Königtume — unter 
Umſtänden ſelbſt einem Kaiferreiche — nachhängen, 
das Paris wieder zu ſeinem früheren Glanze bringen 
und das Volk glücklich machen würde. Ein Prätendent 
mit der nötigen Intelligenz und Energie hätte neben 
den Sallieres, Clémenceau, Briand x. 
ein leichtes Spiel und würde das Volk ebenſo raſch 
auf feine Seite ziehen wie eint Cu d wig Philipp 
oder Napoleon III. Aber ein ſolcher Prätendent 
iſt nicht vorhanden, und die mit lächelnder Suſtim⸗ 
mung aufgenommenen Verhöhnungen der Republik 
durch die bourboniſtiſch und bonapartiftifch gejinnte 
Jugend werden ihr weniger ſchaden, als der weitere 
Verfall, dem fie durch ihre eigene innere Unwahr⸗ 
heit entgegengeht. Ihre Unfruchtbarkeit und klein⸗ 
liche Verwirrung auf allen Gebieten läßt ſelbſt das 
einſtige Schickſal Venedigs möglich erſcheinen, das 
auch langſam an dem Ruhme der Vergangenheit 
zugrunde ging. 


Das Miniſterium Clémenceau. 


Das Miniſterium Clémence au beſtand ſeit 
Mitte März 1906, für alle Miniſteranwärter eine 
viel zu lange Seit. Da er übrigens perſönlich aller 
politiſch ſchöpferiſchen Gedanken entbehrte, war es 
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für das Land ziemlich nebenſächlich, wie lange er fich 
zu behaupten verftand. Politifch überlegen war ihm 
unftreitig der Juſtizminiſter Briand, und es ver- 
lautete mancherlei über Swiſtigkeiten zwiſchen bei⸗ 
den, wobei regelmäßig Llemenceau den Kürzeren 
gezogen hatte. So Anfang Januar, wo er unbe- 
dingt an der Abſchaffung der Todesſtrafe fefthalten 
wollte, während ihn Präſident Falliè res und 
Briand ſchließlich bewogen, dem Beſchluß der 
Kammer und der Volksſtimmung nachzugeben. Als 
die Kammer am 12. Januar wieder zuſammentrat, 
beſchäftigte fe fich zunächſt zwei Tage mit Marokko, 
und der Sozialiſt Jaurès tadelte bei der Bera- 
tung der Koſten der Expedition heftig die aggreſ— 
fiven Maßnahmen der Generäle Lyautey und 
d' Amade, ſchädigte aber den Eindruck feiner Aus- 
führungen bei der Mehrheit durch die Aufforderung 
zu einer ehrlichen Verſtändigung mit Deutſchland 
über Marokko. Bei dieſer Stimmung hatte es der 
Miniſter des Außern Pichon leicht, für die Aktion 
der Regierung, die fih im Rahmen der Algeciras- 
akte halte, ein Dertrauenspotum zu erzielen. Trotz⸗ 
dem wurde das am 8. Februar bekannt gewordene 
Marokko⸗Abkommen mit Deutſchland in Frankreich 
mit ſehr großer Befriedigung aufgenommen, denn 
einſichtige Franzoſen hatten die Möglichkeit wohl 
erwogen, daß nach dem bisherigen Verhalten 
Deutſchlands feit der Politik Delcaſſés auch 
ein deutſches Ultimatum mit der Forderung auf 
eine beſtimmte Räumungsfriſt Marokkos erwartet 
werden konnte. Die Kammer begann Anfang 
Februar die Beratung der Einkommenſteuer, da- 
zwiſchen wurde eine Amneſtievorlage für die wegen 
der Ausſtände beſtraften Perſonen eingeſchoben und 
am II. erzielte Clémenceau für feine Ablehnung 
des ſozialiſtiſchen Antrags auf Ausdehnung der Am- 
neſtie auf antimilitäriſche und antipatriotiſche Der- 
gehen ein Dertrauenspotum mit 575 gegen 96 
Stimmen. 

Gegen die Einkommenſteuer hatten ſich ſeit 
Jahren der Großbeſitz, die Börſe, Handelskammern 
und der kleine Landwirt entſchieden gewehrt, aber 
für den Radikalismus galt fie als zugkräftiges Agita- 
tionsmittel, um ausſchließlich die „Reichen“ zu be⸗ 
laſten. Der Finanzminiſter Caillaux hatte nun 
eine praktikable Vorlage ausgearbeitet, ſie auch glück⸗ 
lich in der Kammer vorwärts gebracht und ver- 
ſchiedene vermögensfeindliche Anträge der Radikalen 
abgewendet. Schwerer wurde es ihm gegenüber 
den auf Popularitätshaſcherei gerichteten Anträgen. 
So beſchloſſen am J. März die Abgeordneten, die 
ſich vor kurzem erſt ihre Diäten von 9000 auf 
15000 Francs erhöht hatten, daß jedes familien- 
oberhaupt mit einem Einkommen unter 15000 Fros. 
für jedes Familienmitglied 10 Francs von der Steuer 
abziehen dürfe. Darauf wollte Caillaux nicht 
eingehen, da dies einen Ausfall von mindeſtens 50 
Millionen bedeutet hätte, und da trat Clémen⸗ 
ce au für ihn ein. Er ftellte am folgenden Tage die 
Vertrauensfrage, und die Kammer nahm ihren in 
der vorigen Sitzung mit 520 gegen 20% Stimmen 
gefaßten Beſchluß jetzt mit 291 gegen 185 Stimmen 
zurück und eine von Caillaux gebildete Mil- 
derung (unter 12000 Einkommen 8 Francs Abzug) 
an. Das Verhalten Clemenceaus wie der Kam” 
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mer erklärt fih aus der Lage des Budgets, denn 
ſoeben hatte der Senat doch endlich eine Altersrente 
von 120 Francs bewilligt und der Marineminiſter 
Picard hatte im Kabinett eine Erhöhung des 
Flottenbudgets um 225 Millionen durchgeſetzt, um 
die man nicht gut herum konnte. Dieſer Umſtand 
war für die Kammer beſtimmend geweſen und nicht 
etwa das Vertrauen für Clémenceau, dem fie 
ſchon bei einigen Abſtimmungen vor vier Wochen 
zu verſtehen gegeben hatte, daß fie ihn nicht für. 
unerſetzlich halte. Am 9. März wurde die Ein⸗ 
kommenſteuervorlage, die ſeit dem Kaiferreiche ohne 
Erfolg 217 Vorgänger gehabt hatte, mit 388 gegen 
120 Stimmen angenommen und ging nun an den 
Senat, von dem man erwartete, er werde ſie ebenſo 
von einigen Unmöglichkeiten befreien, wie er ſoeben 
das 1906 über Hals und Kopf zu Wahlzweden bes 
ſchloſſene Alterspenſionsgeſetz vernünftig zurechtge- 
ſtutzt hatte. Die oppoſitionelle Preſſe behauptete 
ganz offen, die Abgeordneten hätten nur aus Furcht 
vor den Wählern für die Vorlage geſtimmt, die 
bei geheimer Abſtimmung gefallen wäre. Der Kam- 
merbeſchluß ſtieß auf große Oppoſition in der bes 
ſitzenden Bevölkerung, die namhafteſten Senatoren 
ſprachen ſich dagegen aus, und Prinz Viktor 
Napoleon hielt den Moment für ganz geeignet, 
ſich durch ein Schreiben empfehlend in Erinnerung 
zu bringen. 

Die nächſte Woche brachte einen allgemeinen 
Poſtſtreik, unzählige Briefe und Telegramme konnten 
nicht befördert werden, denn ſelbſt die wenigen 
Beamten, die zum Dienſt erſchienen, taten fo wes 
nig als möglich. Angeblich richtete ſich der Streik 
gegen den Unterſtaatsſekretär Symian, der die 
Beamten im Vorrücken hindere und ſie grob und 
ungerecht behandele. Die Urſache aber liegt darin, 
daß es in Frankreich zweierlei Beamte gibt: eine 
geringe Anzahl der parlamentariſch Empfohlenen 
und dann alle übrigen, die nicht vorwärts kommen 
können. Darum ſtehen faſt alle mittleren und klei⸗ 
neren Staatsbeamten der Regierung mit großem 
Mißtrauen und in voller Oppoſition gegenüber. 
Darum ſuchen ſie Vereinigungen zu gründen, um 
ihre Cage zu verbeſſern, und beanſpruchen das 
Streikrecht, das freilich keine Regierung zugeſtehen 
kann. Nach dem Verhalten der Miniſter aus ihrer 
früheren Oppofitionszeit war es ihnen jetzt ſchwer, 
Energie zu zeigen, aber die Regierung hielt ſich 
feſt, ließ aufrühreriſche Beamte zu Gefängnisſtrafen 
verurteilen, entließ andere, die den Dienſt verwei⸗ 
gerten, und ließ die dringendſten Abfertigungen 
durch Militär beſorgen. Auch die Mehrheit der 
Kammer ſtellte ſich auf den Standpunkt der Re⸗ 
gierung, daß Staatsbeamte kein Recht auf Ans- 
ſtand haben. Es gab in mehreren Sitzungen ers 
regte Debatten, aber die Regierung erhielt jedes⸗ 
mal das verlangte Dertrauenspotum. Die Beamten, 
denen Strafloſigkeit zugeſichert worden war, nah⸗ 
men den Dienft wieder auf. Doch die Geſetzesüber⸗ 
ſchreitungen waren gebilligt und die Strafloſigkeit 
als ſelbſtverſtändlich angeſehen worden. Der Grund 
dafür lag in der inneren Uneinigkeit des Kabinetts, 
da Briand offen mit den Streikenden ſympathi⸗ 
ſierte. Wie wenig auch ſonſt Einigkeit vorhanden 
war, zeigte die Marinedebatte am 26. März. 
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Clémenceau hatte den ſchweren Konflikt zwi- 
ſchen Caillaux und Picard geſchlichtet, leg- 
terer hatte ſich zufrieden erklärt mit 6 Jahresraten 
von je 30 Millionen. Aber Caillaux' Anhän⸗ 
ger brachten den Antrag auf Einſetzung einer parla- 
mentariſchen Kommiſſion zur Unterſuchung der Mig- 
wirtſchaft in der Marine ein. Delcaſſé befleißigte 
ſich beſonders, dieſem Antrage den Charakter eines 
Mißtrauensvotums zu geben. Jedoch Clémenceau, 
obwohl krank, wußte den Streich zu parieren und 
ließ durch ſeine Anhänger den Antrag mit einer 
Dertrauenserflärung garnieren. Während der An— 
trag Delcaffes mit 516 gegen 267 Stimmen 
verworfen wurde, erzielte der andere 329 gegen 
179 Stimmen. 

Am 16. April kam König Eduard auf der 
Reife nach Italien nach Paris, empfing den Mini- 
ſterpräſidenten Clémenceau zu einem längeren 
Beſuche und traf dann auf dem Bahnhöfe Le Bour- 
get mit feiner Gemahlin und der Kaiferinwitwe 
von Rußland zuſammen. Am 24. begaben ſich 
Präſident Fallières und Miniſterpräſident Lle= 
menceau nach Nizza, wo am folgenden Tage 
das Gambettadenkmal enthüllt wurde. CIé men- 
ceau hielt die Feſtrede. Italien hatte unter dem 
Befehl des Herzogs von Genua ein Geſchwader 
abgeſandt, das Präfident Sallieres am 26. auf 
der Reede von Dillafranca beſuchte. Nachmittags 
empfing und erwiderte er in Nizza den Beſuch des 
Königs Leopold von Belgien, der ebenſo wie 
der Fürſt von Monaco abends zu einem Feſt⸗ 
mahl geladen war. Am 27. machte Präſident Sal- 
lieres in Monaco dem Fürſten einen Beſuch. 

In Frankreich hatte fich inzwiſchen die Cage 
verſchlechtert. Es gab ſchon einige Streiks im Lande, 
und für den J. Mai drohten die vereinigten Sozia— 
liſten, die fich enger mit den Poft- und Eijenbahn- 
beamten wie den Lehrern zuſammengetan hatten, 
mit dem Generalſtreik. Der Verſuch, durch über 
triebene Berichte über die Seligſprechung der Jung- 
frau von Orleans die kirchenfeindliche Stimmung 
der Sozialiſten von neuem zu entflammen, ſchlug 
fehl. Der J. Mai verlief noch leidlich, aber es 
waren meiſt Staatsbeamte, die ſich dabei demonſtra— 
tiv hervortaten. Die Regierung zog über 60 Poft- 
beamte, die ihren Dienſt nicht tun wollten, zur 
Rechenſchaft, und einige beſonders laute Wortführer 
wurden zu Gefängnisſtrafen verurteilt. Die ſozia— 
liſtiſchen Führer hetzten nun die Poſtangeſtellten 
zu weiterem Widerſtand unter dem Vorwand, die Re— 
gierung habe ihnen das beim Streik im März ge- 
gebene Derjprechen nicht gehalten. Sie hatten ihre 
geheime Stütze bei den Miniſtern Briand, Divi- 
ani und Caillaux und im Parlament bei den 
Combiſten, die das Miniſterium ſtürzen wollten. 
Als die Kammer nach langen Ferien am Il. Mai 
wieder zuſammentrat, war der Poſtſtreik von neuem 
erklärt worden, und die Eiſenbahner hatten ſich 
angeſchloſſen. Aber die radikale Mehrheit kam zu— 
nächſt zu keiner Entſcheidung, ſie konnte freilich nicht 
das unbeliebte Miniſterium ſtürzen und zugleich für 
die Streikenden Partei ergreifen. Erft am 15. ent- 
ſchloß ſie ſich zu einer Billigung der Regierungsmaß— 
nahmen gegen die ſtreikenden Beamten mit 305 
gegen 159 Stimmen. Die Debatte war ſehr leb— 


haft, und die Sitzung mußte zeitweiſe unterbrochen 
werden, weil ſich die Parteien gegenſeitig mit der 
Internationale und der Marſeillaiſe anſangen. Der 
allgemeine Eindruck ging dahin, daß das Miniſte⸗ 
rium jetzt die Früchte ſeiner ſchwächlichen Haltung 
ſeit dem erſten Streik ernte. Anſtatt feſt in das 
revolutionäre Treiben der Synudikate einzugreifen 
und die hetzenden Führer durch Gericht und Dis⸗ 
ziplinarmaßregeln zur Ruhe zu bringen, hatte Cl é- 
menceau die Unzufriedenen mit halben Verſpre— 
chungen und die erſchreckte öffentliche Meinung mit 
einigen Maßregelungen, die zum Teil' bald wieder 
zurückgenommen wurden, zu beruhigen verſucht. Das 
Reſultat war, daß die Beamten nun erft recht in 
das Bündnis mit den Revolutionären getrieben wur- 
den, und die Kammermehrheit ihr Vertrauen zum 
Kabinett verlor. In der Sitzung am 15. Mai, 
in der bezeichnender Weiſe ſchon die drei Miniſter 
Briand, VDiviani und Caillaux fehlten, wur- 
de zwar der Streik entſchieden verurteilt, aber dem 
Miniſterium offen angedeutet, daß es bei der erſten 
beſten Gelegenheit geſtürzt würde. 

Aus dem Poſtſtreik wurde wieder nichts, denn 
der ſozialdemokratiſche allgemeine Arbeitsbund, der 
durch feine Einmiſchung die Poſtleute eher blogge- 
ſtellt als unterſtützt hatte, war nicht imſtande geweſen, 
andere Berufszweige zum Streik zu bewegen. Im 
Lande war der Unwille über die Streikenden noch 
größer als in der Hauptſtadt, deren Fremdenver— 
kehr ſtockte. Die Kammer konnte aber am 26. 
Mai ruhig in die Pfingſtferien gehen und beſchäf— 
tigte ſich nach ihrem Wiederzuſammentreten vom 
8. Juni ab mit der Reform der Kriegsgerichte, 
die ſeit zehn Jahren ſchwebt. Nun begannen auch 
die Derfuche, das Miniſterium zu ſtürzen. CI ém en- 
ce au hatte ſchon in dieſer Dorausficht das beliebte 
franzöſiſche Hausmittel, eine anarchiſtiſche Derſchwö⸗ 
rung zu konſtruieren verſucht, aber die fleißigſten 
Hausdurchſuchungen hatten abſolut nichts Belaſten⸗ 
des ergeben. Darauf beſchloß er, dem radikalen 
Sozialismus ein klerikales Opfer zu bringen, und ließ 
den Kardinal⸗Erzbiſchof Andrieu von Bordeaux 
anflagen, weil er in einem Hirtenbriefe die un- 
zweifelhaft zutreffende Außerung getan hatte, dem 
gläubigen Katholiken verbiete das Gewiſſen den 
Gehorſam gegen das Trennungsgeſetz. Doch entging 
er am 14. beim erſten Angriff, den der frühere 
Kriegsminifter Berteaux machte, durch eine Der- 
trauenserklärung von 315 gegen 156 Stimmen der 
Gefahr, weil die Mehrheit den Combiſten die Nadh- 
folge im Miniſterium nicht gönnen wollte. Die am 
18. begonnene Interpellationsdebatte über die Poli- 
tik der Regierung wurde am nächſten Tage abge— 
brochen, da die Schutzzöllner Intereſſe daran hatten, 
die Beratung des Solltarifs zu fördern. Dazu kamen 
noch budgetäre Schmerzen, denn Finanzminiſter 
Caillaux hatte am 18. Juni das Budget für 
1910 vorgelegt, das mit einem Defizit von 105 — ridh- 
tiger 212 — Millionen abſchließt, zu deſſen Deckung 
er nur eine Reihe kleiner und ſchikanöſer Steuern 
vorzuſchlagen wußte. Die Kammer wählte in die 
Budgetkommiſſion lauter Gegner dieſer Steuern. 
Das Gefährlichſte war aber der Bericht der Marine— 
kommiſſion, der eigentlich alles beſtätigte, was bis— 
her bloß gerüchtweiſe über den ſchlechten Su- 
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ſtand der Schiffe, den unglaublichen Schlendrian, 
die Vergeudung und Unterſchlagung der Perwal- 
tung, den Ring wucheriſcher Lieferanten und die Ge- 
wiſſenloſigkeit der Aufſichtsorgane verlautet hatte. 
Wenn auch in dieſer Sache das Miniſterium die 
Hauptſchuld auf feine Vorgänger ſchieben konnte, 
ſo lagen doch in all dieſen Fragen ſo viele Steine 
des Anſtoßes, daß ein mißliebiges Miniſterium da- 
rüber ſtürzen mußte. Aber Clemenccau hatte 
immer noch Glück. 

Wollten beide Kammern ihre bevorſtehenden 
Ferien verdienen, ſo mußten ſie endlich etwas lei⸗ 
ften und durften fich nicht mit zeitraubenden Miniſter⸗ 
kriſen abgeben. Geſchaffen wurde ja leider nicht 
viel, aber deſto mehr geredet, allein fünf Sitzun— 
gen über die Politik des Miniſteriums, die aber am 
15. Juli trotzdem ein nur wenig eingeſchränktes 
Vertrauens votum davontrug. Am Tage vorher hatte 
bei prächtigem Wetter das NVationalfeſt ſtattgefun— 
den. Während des Vorbeimarſches der Truppen 
ſcheute das Pferd des Kriegsminiſters Pickart, 
als er eben vor dem Präſidenten Fallières 
ſalutieren wollte. Der Miniſter flog aus dem Sattel, 
blieb aber unverletzt und ſtieg wieder auf. Seit 
1894 war es jetzt das erſte Mal, daß die Kammer 
nicht vor dem Nationalfeſt fertig geworden war, und 
ſie ſchien ſich nun ſogar nicht mehr beeilen zu wollen, 
ſondern ſetzte die Beratung über den Bericht der 
Flottenenquete breitſpurig fort. Dabei ſtürzte ſie 
eigentlich wider Willen — vor dem bevorſtehenden 
Sarenbeſuche — das Miniſterium. In der Sitzung 
am 20., als man eigentlich bloß noch ein Schluß⸗ 
wort des Vorſitzenden der Kommiffion Delcaſſé 
erwartete, hielt dieſer eine Rede mit allerhand bos- 
haften Angriffen gegen Clémenceau, die dieſen 
zu einer Entgegnung veranlaßten, in der er darauf 
hinwies, daß Delcaffes Politik ſeinerzeit zur 
Demütigung Frankreichs in Algeciras geführt habe. 
Das weiß man zwar in Frankreich, aber man iſt 
im Vaterlandsgefühl fo fein, daß man es nicht jagt. 
Im Rückfall in feine journaliſtiſchen Manieren hatte 
das jetzt der verärgerte Clémenceau getan und 
dadurch den Leuten, die nochmals bereit waren, 
ſeinem Kabinett ihr Vertrauen auszuſprechen, für 
den Augenblick die Stimmung verdorben. Nach 
einer ſcharfen Erwiderung Delcaſſés erfolgte 
die Abſtimmung. Die Regierung verlangte, daß über 
die Tagesordnung Jourde, die das Vertrauens⸗ 
votum ausdrückte, zuerſt abgeſtimmt werden ſolle. 
Dieſe reine Prioritätsfrage wurde mit 212 gegen 
176 Stimmen abgelehnt, worauf das Miniſterium 
den Sitzungsſaal verließ, wo die Abgeordneten ver— 
blüfft zurückblieben. Für alle Nichtfranzoſen iſt das 
feine Gefühl der Franzoſen für ihre nationale Ehre 
ſehr lehrreich. Clemenccau, der die Nieder— 
lage in einer einfachen Geſchäftsordnungsfrage gar 
nicht tragiſch zu nehmen brauchte, da er einer Ver— 
trauenserklärung unmittelbar darnach ſicher ſein 
konnte, empfand das und ging. Das Miniſterium 
Clémenceau hatte während ſeiner faſt drei— 
jährigen Amtsführung von ſeinem Programm nicht 
gerade viel durchgeführt. Nur die Ausführung des 
Trennungsgeſetzes und die Verſtaatlichung der Weſt— 
bahn wurden vollendet, die Vorlagen über die 
Altersverſicherung, die Einkommenſteuer und die 


Militärgerichtsbarkeit lagen noch im Senate, die 
Neuorganiſation der Verwaltung war aus begreif— 
lichen Gründen gar nicht angerührt worden, und 
die inzwiſchen angenommene Vermehrung der Artil— 
lerie hatte nicht zum Programm des Kabinetts 
gehört. 


Das Miniſterium Briand. 


Jetzt mußte zur Neubildung eines Miniſteriums 
geſchritten werden, dem 44. feih der Proklamierung 
der Republik; keines hat es auf volle drei Jahre 
gebracht, aber jedes hat einen weiteren Schritt 
nach links bedeutet. Die politiſche Cage bot einige 
Schwierigkeiten. Nach parlamentariſchem Brauch 
hätte eigentlich der Führer beim Miniſterſturz Del— 
caffe zur Bildung des Kabinetts berufen wer⸗ 
den ſollen, aber ſo gern man ihn wegen ſeiner 
deutſchfeindlichen Geſinnung ſprechen hört und be— 
klatſcht, ſo will man doch beileibe nicht wieder eine 
Politik, die zu Demütigungen wie die von Algeciras 
führen würde. Da der Sarenbeſuch in Cherbourg 
bevorſtand, war außerdem Eile geboten, und dar- 
um erfand man den Ausweg, da eigentlich bloß 
Clémencecau geſtürzt worden fei, handle es 
ſich nur um eine Umbildung des Kabinetts ohne 
ihn. Darum wurde Briand damit betraut, und 
er konnte ſchon am 27. Juli mit dem neugebildeten 
Miniſterium vor die Kammer treten und fein Pro- 
gramm entwickeln, das er unter den gegebenen Um— 
ſtänden ausdrücklich als die Fortſetzung der bisheri⸗ 
gen Politik bezeichnete. Er drückte ſich ſehr vor— 
ſichtig aus, vermied jede Anſpielung auf ſeine 
ſozialdemokratiſche Vergangenheit, und feine Ver- 
ſicherung, er werde eine organifhe Reform der 
Marine durchführen, fand eine Bekräftigung durch 
die Tatſache, daß er ſeit zehn Jahren zum erſten 
Mal wieder einen Fachmann, den Admiral Boué 
de Lapeyrere, in das Kabinett aufgenommen 
hatte. Nachdem die Kammer mit der üblichen gro— 
ßen Mehrheit ihr Vertrauen ausgeſprochen hatte, 
ging ſie auf drei Monate in die Ferien. 

Am 51. Juli fand die Begegnung des Kaifers 
Nikolaus mit dem Präſidenten Fallières auf 
der Reede von Cherbourg ſtatt. Beim erſten Beſuch 
1896 war das junge Sarenpaar in Paris mit unbe— 
ſchreiblichem Jubel empfangen worden, beim zwei⸗ 
ten Mal wurde Paris ſchon umgangen, und die 
Feierlichkeiten beſchränkten ſich auf Lompiegne und 
die Parade bei Bétheny. Jetzt wurde nach dem 
Muſter von Reval eine Begegnung an Bord im 
Hafen von Cherbourg veranſtaltet. Wäre der Sar 
nach Paris gegangen, ſo hätte ſich dort trotz aller 
ſozialiſtiſchen Hetzereien ficher kein Mißton hören 
laſſen, aber von einer Begeiſterung wie vor drei— 
zehn Jahren, wo man in Erwartungen auf Res 
vanche ſchwelgte, wäre nicht mehr die Rede ge— 
weſen. Seitdem find die Hoffnungen auf Rußland 
geſchwunden, und nach der japaniſchen Niederlage 
bat der Sweibund für die Franzoſen jeden politi— 
ſchen Wert verloren. Aber man bedarf ſeiner ebenſo 
wie die Freundſchaft mit England, um wenigſtens 
den Schein der früheren Machtſtellung zu retten. Daß 
man durch den Anſchluß an den Dreibund eine ganz 
andere Stellung gewinnen würde, iſt ſchon vielen 
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einſichtigen Franzoſen klar geworden, aber ſie dürfen 
es noch nicht ausſprechen. Und ſo hört man immer 
wieder bei allen Begegnungen der Präſidenten mit 
den „befreundeten“ Souveränen die bekannten 
Toaſte auf den allgemeinen Frieden, die man ohne 
die politiſch wenig ertragreichen Ententen auch hö— 
ren könnte. Es wird eben in der inneren wie 
äußeren Politik der franzöſiſchen Republik nach einer 
hergebrachten Schablone fortgewurſtelt, die weder 
Freund noch Feind beſondere Freude machen kann. 

Das franzöſiſche Geſchwader, das dem ruſſi— 
ſchen entgegengefahren war, traf mit dieſem unter 
Kanonendonner mit einiger Verſpätung am 81. Juli 
nachmittags um 2 Uhr 20 Minuten bei ſchönem 
Wetter im Bafen von Cherbourg ein. Präſident 
Fallières begab fich fofort mit dem Miniſter 
des Außern Pichon, dem Uriegsminiſter Brun und 
dem Marineminiſter Bone de Laperrere an 
Bord der „Standart“ zur Begrüßung des ruſſiſchen 
Kaiferpaares. Beide Staatsoberhäupter gingen dann 
an Bord des Kreuzers „Galilée“ und nahmen die 
Parade über die beiden Geſchwader ab. Nach der 
Revue begab fih Kaifer Nikolaus zurück auf 
den „Standart“ und erwiderte von dort aus den 
Beſuch des Präſidenten auf dem Flaggſchiffe 
„Derite”, wo er eine Stunde verweilte und ſich 
mit Sallieres in der herzlichſten Weiſe unter— 
hielt. Die Miniſter Pichon und Iswolski 
hatten ebenfalls eine längere Unterredung. 
Abends gab Präſident Fallières auf der „Des 
rité” ein Feſtdiner, bei dem offizielle Toaſte aus- 
gebracht wurden, die fih indeſſen auf die notwen- 
digſten Höflichkeiten und die unvermeidliche Frie— 
densverſicherung beſchränkten. Beide Redner beton— 
ten, daß der Sweibund in der Vergangenheit nütz— 
liche Dienſte geleiſtet habe und es auch in Sukunft 
tun werde. Auffällig war es, daß dabei Englands 
mit keiner Silbe gedacht wurde. Wenn man ſich 
erinnert, mit welcher Wärme in Wien bei der Swei— 
kaiſerbegegnung vom verbündeten Italien geſpro— 
chen worden war, ſo drängt ſich unwillkürlich der 
Gedanke auf, daß die beiden Staatsoberhäupter 
in Cherbourg keine Deranlaffung fühlten, der poli— 
tiſchen Haltung ihres Dritten während der jüng— 
ſten Balkankriſe mit gleicher Wärme Erwähnung 
zu tun. Eine ſolche hätte doch eigentlich ſehr nahe 
gelegen, da Kaifer Nikolaus in den nächſten 
Tagen Cowes beſuchen ſollte. Am Vormittag des 
1. Auguſt empfing der Kaifer von Rußland den 
Miniſter Pihon, dann nahm das Uaiſerpaar auf 
der „Vérité'“ an einem Frühſtück teil, zu dem auch 
die Schiffskommandanten und die Spitzen der Be- 
hörden geladen waren. Abends war Präſident 
Fallières bei dem Feſtdiner auf dem „Standart“ 
anweſend und kehrte nach herzlicher Verabſchiedung 
gegen Il Uhr auf die „Beèrité“ zurück. Die ruſſiſche 
Flotte ſetzte ſich dann gegen Morgen nach Cowes 
in Bewegung. In allen ruſſiſchen und franzöſiſchen 
offiziöſen Kommentaren wurde ausgeſprochen, daß 
ſich in Cherbourg eine vollkommene Übereinſtim— 
mung und eine weitere Sicherung des Friedens 
ergeben habe. 

Da im nächſten Mai eine Neuwahl der Kammer 
bevorſtand, fo ſtanden ſelbſtverſtändlich alle Reden 
und Maßnahmen der Politiker unter dieſem Ge— 


ſichtspunkte. Sunächſt begann der Miniſter Mil- 
lerand die entlaſſenen Poſtbeamten wieder anzu— 
ſtellen, ſoweit Stellen offen waren, Falliè res 
begnadigte Ende Auguſt zehn politiſche Verbrecher, 
die Miniſter machten häufig Inſpektionsreiſen, um 
Reden halten zu können. Der neue Finanzminiſter 
Cochery war freilich bei der Deckung des Defi- 
zits nicht glücklicher als ſein Vorgänger, wenn er 
auch als intereſſante Neuheit Aluminiummünzen an⸗ 
kündigte, ſo fand doch ſein Plan, den Tabak mehr 
zu beſteuern, wenig Anklang. Das Bemühen, eine 
zugkräftige Wahlparole zu finden, hatte indeſſen 
keinen rechten Erfolg, etwas ſo ſchönes wie die 
„Trennung von Kirche und Staat“, was ja eigent- 
lich die Trennung der Geiſtlichkeit von ihrem Ver— 
mögen bedeutet hatte, findet ſich nicht ſo leicht in 
jeder Wahlperiode, auch Briand wußte in ſeiner 
Programmrede, die er am 10. Oktober bei der 
Einweihung des Kriegerdenkmals in Périgueux hielt, 
nichts beſonders Sugkräftiges zu fagen. Als die 
Kammer am 19. wieder zuſammentrat, verhielt fie 
ſich überaus friedlich, interpellierte nicht, ſondern 
verteilte die Interpellationen auf mehrere Wochen 
und beſchloß, die Wahlreform und den Solltarif 
energiſch zu beraten und darauf die Frage der 
Freiheit des Unterrichtes vorzunehmen. Dieſer mit 
590 gegen 190 Stimmen angenommene Antrag war 
eine Antwort auf die Stellungnahme der Biſchöfe 
gegen die republikaniſche Staatsſchule. Mit der Be⸗ 
ratung des Vorſchlages auf Liſtenwahl nach dem 
Proportionalſyſtem wurde ſchon am 21. begonnen. 
Alle Parteien der äußerſten Rechten wie der Linken 
traten dafür ein und machten kein Hehl daraus, 
daß fie davon große Vorteile gegen die herrſchen— 
den ſozialradikalen Gruppen erwarteten. Briand, 
der wie alle namhaften Parlamentarier eigentlich 
ſelbſt ein Anhänger des Liſtenſkrutiniums ift, über- 
blickte die Lage ſeiner Mehrheit und hielt dann 
am 28. dieſer Reform eine ſo ſchöne Grabrede, daß 
die entzückte Mehrheit beſchloß, fie im Lande an- 
ſchlagen zu laſſen. Am 25. war Miniſter Pichon 
nach Chambéry gefahren, um den Kaifer Nifo- 
laus auf der Rückreiſe aus Italien durch das 
franzöſiſche Gebiet zu begleiten, und war mit aller 
Auszeichnung behandelt worden. Infolge des Ferrer- 
rummels wurde für den deshalb zurückgetretenen 
radikalen Vorſtand des Pariſer Gemeinderates der 
unabhängige Republikaner Caron gewählt. 

Die Frage der Liſtenwahl war aber noch nicht 
zu Ende, im Gegenteil wurde am 8. November der 
grundlegende Artikel mit großer Mehrheit ange— 
nommen, als aber darauf Briand die Vertrau- 
ensfrage ſtellte, wieder abgelehnt. Bei der dann 
folgenden Etatsberatung wurden alle Kapitel der 
inneren und äußeren Politik berührt; wegen der 
Unpopularität der neuen Steuervorſchläge hatte Co⸗ 
cher y feinen Rücktritt angeboten, aber das Mini- 
ſterium ſtellte am 19. die Vertrauensfrage, worauf 
die Anträge auf Ablehnung zurückgezogen wurden. 
Eine zweitägige Debatte über Marokko brachte eine 
Mehrheit von 455 gegen 67 Stimmen für die Po— 
litik der Regierung und die Bewilligung von weite— 
ren 12 Millionen mit noch größerer Mehrheit. Am 
27. war König Manuel von Portugal zu mehr⸗ 
tägigem Beſuche in Paris eingetroffen und vom 
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Minifter Pihon empfangen worden. Am folgen- 
den Tage wechſelte er mit dem Präſidenten Şal- 
lières Beſuche und abends fand im Elyſée ein 
Feſtmahl ftatt, bei dem ſehr liebenswürdige Trink- 
ſprüche ohne politifche Tragweite gehalten wur- 
den. Da das Jahr zu Ende ging, begannen beide 
Kammern nun eifrig und ruhig zu arbeiten. Die 
Deputiertenkammer beriet vormittags und nachmit⸗ 
tags das Budget und fand noch Seit, den Soll- 
tarif zu fördern und ſich mit dem Vertrag über die 
Eifenbahnzufahrten zum Simplon zu bejchäftigen. 
Der Senat wendete redliche Mühe darauf, die Alters- 
verſicherung ſo zu geſtalten, daß für die Finanzen 
kein allzu großes chroniſches Defizit herauskäme 
und die Abgeordneten bei den Maiwahlen doch auf 
einen großen Erfolg bei den Maſſen rechnen fönn- 
ten. Am 29. Dezember wurde der Solltarif, der 
am 31. März 1910 in Kraft treten follte, in der 
Kammer mit 465 gegen 42 Stimmen angenommen 
und ging nun an den Senat. Am 50. Dezember 
kam noch die äthiopiſche Eiſenbahn in der Kammer 
zur Beratung, und Jaures wies darauf hin, daß 
tatſächlich Frankreich kein Aufſichtsrecht über dieſe 
Bahnen, für die es die Sinsgarantie übernommen 
habe, beſitzt. Pichon behauptete aber das Ge— 
genteil und erhielt mit 455 gegen 54 Stimmen ein 
Dertrauenspotum. Beide Kammern hatte zwei pro- 
viſoriſche Budgetzwölftel bewilligt und wurden am 
59. geſchloſſen. 


Armee und Flotte. 


Trotz großer Opferwilligkeit it Frankreich in- 
folge der ſich immer ungünſtiger geſtaltenden Be— 
völkerungsverhältniſſe nicht mehr in der Lage, das 
Rekrutenkontingent für die bisher beſtehenden Trup— 
penteile aufzubringen. Die Vermehrung der Artil— 
lerie mußte auf Koften der Infanterie erfolgen, 
deren vierte Bataillone größtenteils aufgelöſt wur- 
den. Man hilft ſich damit, daß beträchtlich mehr 
Ausgehobene als früher den ſogenannten Bilfsdien- 
ften zugewieſen werden; früher betrug diefe Kate- 
gorie 4 Prozent, im verfloſſenen Jahre ſind die 
Aushebungskommiſſare bis auf 10 Prozent gegan— 
gen. Die Hoffnung auf eine genügende Anzahl von 
Kapitulanten hat ſich nicht erfüllt, darum beträgt 
der Präſenzſtand an ausgebildeten Mannſchaften in 
den Wintermonaten vor der Einſtellung der Rekruten 
nur 60—85 bei den Infanteriekompagnien und 
60—65 bei den Schwadronen. Infolge der Ein- 
reihung aller nur einigermaßen Tauglichen iſt 
die Geſamtziffer der Kranken fehr hoch und die Sahl 
der Todesfälle betrug 3,92 vom Tauſend. Die in⸗ 
folge des Rekrutierungsgeſetzes von 1906 eingetre= 
tene Einſtellung zahlreicher Vorbeſtrafter hat ſich 
von verderblichem Einfluſſe erwieſen, und es iſt 
eine ſtarke Bewegung dagegen im Gange. Um den 
fibelftänden der ungenügenden Rekrutenziffer abzu⸗ 
helfen, find auch ſchon verſchiedene Pläne zur Der- 
mehrung der ſchwarzen Truppen erörtert worden. 
Die vom Kriegsminiſter General Brun umgewan— 
delten Vorſchläge feines Vorgängers über die Neu- 
organiſation der Infanterie will den Bataillonen 
nur drei Kompagnien laffen, um Neubildungen von 
Truppenteilen zu ermöglichen. Am J. Oktober find 
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97 fahrende Batterien neu aufgeſtellt und 56 reitende 
in fahrende umgewandelt worden, 16 reitende Bat— 
terien gehören den 8 Uavalleriediviſionen an. Es 
beſtehen demnach im ganzen 618 Batterien Feldartil⸗ 
lerie, von denen 20 als Gebirgsartillerie ausge- 
rüſtet find. Im Jahre 1910 follen die noch fehlenden 
Regiments- und Abteilungsſtäbe ſowie 65 neue fah- 
rende Batterien aufgeſtellt werden. Als Maſchinen⸗ 
gewehr ift das Puteaurgewehr angenommen worden 
und foll ſchon an die meiſten Truppenteile an Stelle 
des bisher geführten Syſtems Hoſchkiß verteilt wor- 
den fein. Für die neue Felduniform hat man im Ge- 
genſatz zu anderen Staaten die bisherigen Grund- 
farben beibehalten, das Lederzeug foll naturfarben 
ſein, an die Stelle des Torniſters tritt eine Art 
Ruckſack. 


General Tremean, Generaliſſimus der franzöſiſchen Armee. 


Ende Auguſt trat General de Lacroir, der 
die Altersgrenze erreicht hatte, von der Stelle des 
Vizepräſidenten des oberſten Kriegsrates, der als 
„Generaliſſimus“ im Kriege die Bauptarmee zu 
befehligen hat, zurück und wurde durch den General 
Trémeau erſetzt. Die großen Armeemanöver fans 
den im Departement des Allier vom 15. bis 18. 
September zwiſchen dem 15. (General Goiron) und 
dem 14. Armeekorps (General Robert), denen 
einige Verſtärkungen zugewieſen waren, ſtatt. Die 
Manöver waren im allgemeinen ſehr kriegsmäßig 
gehalten, doch griff die Oberleitung mehrfach ein. 
Neu war für die franzöſiſche Armee die Signali— 
ſierung durch Winkerflaggen, die ſchärfere Ausbil- 
dung des Schiedsrichterweſens und vor allem die 
Mitwirkung des Lenkbalkons „Ca République“, der 
bemerkenswerte Erfolge in der Erkundung der 
gegneriſchen Stellung erzielte, obgleich er ſchon auf 
der Hinfahrt erhebliche Bavarien erlitten hatte. Cei- 
der verunglückte er auf der Rückfahrt am 25. Sep— 
tember bei Moulins, indem eine zerſprungene Luft— 
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Schraube die Hülle des Ballons durchſchlug, der fid 
raſch entleerte, ſodaß die vier Inſaſſen der Gondel 
zur Erde ſtürzten und zerſchmettert wurden. Es wur- 
den Vermutungen laut, daß man um der öffentlichen 
Meinung willen den Führern des Ballons zu viel 
zugemutet habe. Das Kriegsminiſterium macht große 
Anſtrengungen, um das Kriegsluftſchiffweſen auf 
die gewünſchte Höhe zu bringen und hat auch 2 
Pionnierkompagnien in Cuftſchifferkompagnien ver- 
wandelt, von denen Frankreich nun ſechs beſitzt. 
Sudem glaubt man durch die Fortſchritte der Flug⸗ 
technik einen gewiſſen Vorſprung erreicht zu haben. 
Die Surückführung der Flotte auf ihre frühere 
Rangſtufe wird pni fo leicht von ftatten geben, 
welche Perſönlichkeiſen auch immer das Marine— 
miniſterium leiten mögen. Es iſt zu viel vernach— 
läſſigt und verdorben worden. Schuld an dem Nie- 
dergang tragen die Caienminiſter, die ſchnell auf 
einander folgend, ihr Amt meiſt nur kurze Seit 
verwalteten und dabei befondere „Prinzipien“ ver⸗ 
folgten. Im Bau begriffen ſind 6 Linienſchiffe 
(Dantonklaſſe), 18 Torpedo- und 49 Unterſeeboote. 
Die Baufriſten ſind unverhältnismäßig lang, und 
die Dantonklaſſe hat zwar 18400 Tonnen, ſteht aber 
in der Beſtückung hinter den engliſchen Dread— 
noughts zurück. Aber mit dem Bau der Schiffe iſt 
es noch nicht getan, denn die Quellen der Wehr— 
kraft eines Landes find Disziplin, Ordnung, die 
führende Stellung des militäriſchen Elements und 
Stetigkeit, woran es bisher gemangelt hat. 


Verſchiedenes. 


Die Trennung vom Staat und Kirche hat zu 
einem immer fühlbarer werdenden Prieſtermangel 
geführt. Die kirchliche Frömmigkeit der männlichen 
Bevölkerung ift nicht groß, der geſamte Bürger- 
ſtand ſteht der Kirche gleichgültig gegenüber. Für 
den Adel wie für die Bauern hat der Prieſter- 
beruf viel von ſeinem Anreiz verloren, ſeitdem die— 
ſer Stand nicht mehr ſo viel Ehre, Einkommen 
und Vorrechte gibt, außerdem ift die Sahl der fa- 
milien mit überzähligen Söhnen ſehr gering. Die 
Derjuche, eine katholiſche Partei, ähnlich dem deut— 
ſchen Sentrum, zu bilden, ſind ausſichtslos. Ende 
September erließen ſämtliche Biſchöfe einen Hirten- 
brief, in dem fie die Eltern ermahnten, die Kinder 
nicht in die öffentlichen Schulen zu ſchicken, und 
eine Anzahl der eingeführten Lehrbücher verboten. 
Nun mußte ſelbſt der miniſterielle „Temps“ zu- 
geben, daß verſchiedene dieſer Lehrbücher auch für 
Nichtklerikale anſtößig find, aber die Antiklerikalen 
benutzten den Schritt der Biſchöfe zu einem neuen 
Kampf um die „Befreiung der Schule“ von dem 


Joche der kirchlichen Unduldſamkeit und freuten ſich— 


über ein neues Agitationsmittel für den bevorſtehen— 
den Wahlkampf. Der Verband der Lehrer und Leh— 
rerinnen leitete Schadenerſatzklagen gegen die Bi— 
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ſchöfe ein. Das Reſultat von allem war zunächſt 
eine noch größere Abnahme des Schulbeſuchs, für 
den man in Frankreich nie beſondere Vorliebe gezeigt 
hat. Anfang Dezember erſchien der dritte Bericht 
über die Liquidationen der geiſtlichen Körperſchaf— 
ten, aus dem hervorgeht, daß die Vermögen von 
529 liquidierten Kongregationen dem Staate nur 
5, KIA. 79 Francs eingebracht haben, 400 Kongre- 
gationen bleiben noch zu liquidieren. Sugleich wur⸗ 
den die Gerüchte immer beſtimmter, daß bei dem 
Verkauf der Kloftergüter Unterſchleife und ſonſtige 
Unregelmäßigkeiten vorgekommen ſeien. Senator 
Combes, der frühere kirchenfeindliche Miniſter- 
präſident, ſprach öffentlich von „Banditenunterneh— 
men“ und der „Gier von Vampyren“. Es wurden 
auch gegen drei Liquidatoren ſtrenge Maßregeln er- 
griffen. 

Es zeigt ſich in vielen Staaten eine Bewegung 
der Beamten, nach dem Vorbilde der immer ſtärker 
in den Vordergrund tretenden Intereſſenvertretun— 
gen der Arbeiter und Unternehmer Vereinigungen 
zu gründen. In Frankreich haben diefe Beamten⸗ 


ſynudikate eine große Ausbreitung, und es zeigte 


fich bei den Streifen der Poft- und Telegraphen- 
beamten, daß ſolche Beamtenvereine, wenn ſie in 
ungeſunde Bahnen gelenkt werden, für ein geord— 
netes Staatswefen und das geſamte wirtſchaftliche 
Leben zu einer großen Gefahr werden können. 
Frankreich beſitzt ein überaus großes Beamtenheer. 
Das Budget des Staats, der Departements und 
der Gemeinden für 1910 fieht nicht weniger als 
915.889 Beamte vor, darunter allein 645.389 
Staatsbeamte. Da es außerdem noch eine nicht ge- 
ringe Anzahl einſtweilen noch unbeſoldeter Beam— 
ten gibt, ſo dürfte an der Million nicht viel fehlen 
und auf je 40 Franzoſen immer ein Beamter kommen. 

Am 8. Juli ftarb in Paris im 80. Lebens- 
jahre der General Gaſton Alexander Auguſt Mar- 
quis de Galliffet, eine der intereſſanteſten und 
abenteuerlichſten Perſönlichkeiten des zweiten Kai- 
ſerreichs und der dritten Republik. Bekannt wurde 
er durch die Teilnahme an der Expedition nach 
Mexiko, während der er durch eine Granate eine 
ſchwere Verwundung erhielt. Er wurde ein Günſt⸗ 
ling Napoleons III., der den noch nicht 40jäh⸗ 
rigen am Vorabend der Schlacht von Sedan zum 
General machte. Als ſolcher führte er an Stelle 
des verwundeten Generals Margueritte den 
herrlichen, aber ſinnloſen Kavallerieangriff der afri- 
kaniſchen Jäger gegen Floing durch. Aus der Ge- 
fangenſchaft zurückgekehrt, bekämpfte er im Auf- 
trage Thiers die Kommune, fpäter kämpfte er 
in Afrika, ſchuf das franzöſiſche Kavalleriewefen 
um und erreichte 1895 die Altersgrenze. Dier Jahre 
ſpäter wurde er Kriegsminifter im Kabinett W a l- 
deck⸗Rouſſe au, um die Dreyfusaffaire im Sinne 
der republikaniſchen Linfen zu erledigen, trat aber 
ſchon am 50. Mai 1900 zurück. ö 
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Großbritannien. 


Die Wehrbewegung. 


eit einigen Jahren erregt in der ganzen 

Welt die ſeltſame Tatſache Erſtaunen, daß 

das ſonſt ſo ſtolze Albion von einer ſchier 
unbegreiflichen Flotten- und Invaſionspanik ergrif- 
fen iſt. Und zwar ſoll es die viel kleinere deutſche 
Flotte ſein, die ohne jeden äußeren Anlaß den Grund 
für diefe Geſpenſterfurcht hergeben muß. Eigent- 
lich liegt darin ein Seichen von Schwäche, die dem 
Beherrſcher der Ozeane nicht gut ſteht und den 
vielen Millionen Unterworfener des Britenreiches 
nicht gezeigt werden dürfte. Das ſollten doch aber 
die politiſchen Köpfe in England ſelbſt wiſſen, und 
daran hat es ja ihnen nie gefehlt. Es muß ſich 
alſo offenbar um etwas ganz anderes dabei han⸗ 
deln, als wovon man ſpricht. Wer nun die ganze 
engliſche Flottenpanik in ihrer Einleitung, Steige- 
rung und allem Subehör prüfend verfolgt, der 
wird inne, daß es ſich gar nicht um ein mit der 
augenblicklichen Lage zuſammenhängendes Ziel hans 
delt, ſondern um eine neue Orientierung des bri⸗ 
tiſchen Volkes über die Umgeſtaltung der Welt- 
lage. Einſichtige politiſche Führer mit großem Weit⸗ 
blick arbeiten daran unter klug berechneter Rück⸗ 
ſichtnahme auf die Eigenart und ſelbſt auf die Vor- 
urteile der Bevölkerung und verſchmähen dabei 
keines der wirkſamen Mittel bis zur politifchen 
Suggeſtion. Und zwar handeln von vornherein der 
König und die politiſchen Führer, die durchaus 
nicht immer auch Parteiführer zu ſein brauchen, 
in ſtillem Einverſtändnis miteinander und finden 
auch die verſtändnisvolle Mitwirkung der Preſſe, 
die in England ſeit jeher mit Takt und Einſicht 
die Macht- und Dorteilsfragen des Reiches zu be- 
handeln gewußt hat und ſich nie in die doktrinäre 
Kurzſichtigkeit ihrer Kollegen auf dem Kontinente 
verrannt hat. Right or wrong — my country 
ift ihr Wahlſpruch. Englands Politik hält fidh frei 
von allen Doktrinen und Sentimentalitäten und geht 
nur dem eigenen Nutzen nach. Sein Intereſſe ers 
heifcht, daß feine Macht in aller Welt unangetaſtet 
daſteht, es muß inmitten ſeines Weltreiches unbe— 
dingt als Herrennation gelten, ſonſt kommt feine 
Herrſchaft ins Wanken. Um dieſes große Siel zu 
erreichen, verſchweigt man es klugerweiſe und läßt 
ſogar zeitweilig den Schein der Schwäche über ſich 
ergehen. 

In England müſſen zur Seit noch Vorurteile 
überwunden werden, die der neuen politiſchen 
Orientierung im Wege ſtehen. Seine Stellung in 
Aſien iſt durch die japaniſchen Siege viel mehr 
erſchüttert worden, als es je durch die Ausbrei⸗ 
tungsbeſtrebungen Rußlands der Fall war. Seit 
infolge der erſten großen Niederlage der weißen 
Europäer die Furcht vor Rußland in Indien ge— 
ſchwunden ift, zeigt fid dort Unbotmäßigkeit allent- 
halben, und gewiſſe Mißgriffe der britiſchen Ver— 
waltung find nicht die Urſache davon. Den Jn- 
diern würde ſogar eine Herbeirufung des japa— 


niſchen Verbündeten durch England gar nicht un- 
angenehm ſein, denn mit ihm, deſſen aſiatiſches 
Weſen ihnen viel näher liegt als das europäiſch— 
britiſche, würden ſie ſich leicht verſtändigen, und 
England würde den herbeigerufenen Freund gar 
nicht ſo leicht wieder loswerden. Das wiſſen die 
politiſchen Führer des britiſchen Volkes ganz genau, 
aber ſie ſprechen nicht darüber, auch die Preſſe 
tut es nicht, denn ſie weiß, das wäre nicht klug. 
Nun iſt die Entſchlußfähigkeit und Tatkraft der 
Indier nicht groß, auch iſt Japan auf lange Jahre 
hinaus mit der Verdauung des plötzlich Erwor⸗ 
benen noch vollauf beſchäftigt, ſo daß es ihm jetzt 
ſogar unangenehm wäre, wenn es in neue koſt⸗ 
ſpielige Abenteuer verwickelt würde. England hat 
alſo noch Seit, feine Wehrkraft auf eine Höhe zu 
bringen, die das Anrufen des bedenklichen Verbün⸗ 
deten unnötig machen würde. Aber davon ſpricht 
man nicht, ſondern ſchiebt einen anderen plaus 
ſibeln Vorwand vor. Das iſt indeſſen nur eine Seite 
der veränderten Weltlage. Wenn England recht⸗ 
zeitig europäiſche Politik getrieben hätte, wären 
ihm die heutigen koſtſpieligen Schwierigkeiten er⸗ 
ſpart geblieben. Die Vereinigten Staaten würden 
fich gehütet haben, unter Mac Kinley die alten 
Gelüſte auf Kuba zu befriedigen, wenn fie ein 
einiges, ſolidariſches Europa vor ſich geſehen hät⸗ 
ten. Spanien beſäße heute ſeine Kolonien noch, 
die Union hätte keinen Anlaß gehabt, ſich zunächſt 
in ungewollter Weiſe, im Großen Ozean feſtzu⸗ 
ſetzen, und ſelbſtverſtändlich wäre auch die große 
Demonſtrationsfahrt unterblieben, auf der im Jahre 
1008 die Union allen in Betracht kommenden pa⸗ 
zifiſchen Ländern eine fo gewaltige Flottenmacht 
vorführte, wie ſie England dort nie gezeigt hat, 
weil es früher nicht nötig war. Die Engländer 
haben dieſen Schlag gegen ihr Anſehen wohl emp— 
funden, aber gerade darum ſprechen ſie davon 
nicht, ſondern von etwas Anderem. 

Die großen Seegefechte mit moderneren Schif— 
fen zwiſchen Japan und Rußland haben nun zwei 
Cehren ergeben: erſtens daß nur die großen Panzer- 
ſchiffe mit weittragenden Geſchützen die Entſchei⸗ 
dung bringen, und zum zweiten, daß dazu eine 
in taktiſchen Übungen und großen Manövern forg- 
ſam ausgebildete Flotte die Vorbedingung bildet, 
daß es mit der alten Uauffahrertaktik nicht mehr 
geht. Wenn man unter dieſen Geſichtspunkten die 
neuen engliſchen Flottenmaßnahmen betrachtet, ſo 
werden ſie erſt recht verſtändlich. England begann 
fofort mit dem zum Teil übereilten Bau größter 
Kinienfchiffe und Panzerkreuzer, ſuchte zugleich uns 
kluger Weiſe die anderen Mächte durch überlaute 
Ankündigung zu verblüffen, und durch das daneben 
ganz unverſtändliche Abrüſtungsgeſchrei hinzuhalten, 
um ſie hinterher vor die vollendete Tatſache zu 
ſtellen. Die Mächte ließen ſich aber nicht verblüffen, 
ſondern bauten auch Dreadnoughts, und England 
muß infolgedeſſen noch mehr bauen. Sugleich lei— 
tete es eine ganz neue Ausbildung der Flotte für den 
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großen Seekampf ein, wozu die Suſammenziehung 
der zerſtreuten Geſchwader nötig war und wofür 
nur die heimiſchen Küſten die erforderlichen Stütz— 
punkte bieten konnten. Darum wurde faſt die ge— 
ſamte Flotte bei den britiſchen Inſeln zufammen- 
gezogen und die gar nicht beſtehende deutſche Ge- 
fahr nur vorgeſchützt. Auch die neuen Flottenſtütz⸗ 
punkte und die Erweiterung anderer in der Words 
ſee dienen dem erwähnten Swecke und haben am 
wenigſten in erſter Linie mit der Abwehr deutſcher 
Angriffe zu tun. Daß die leitenden deutſchen Kreife 
nicht die geringſté Furcht zeigen, beweiſt, daß fie 
die Sache auch fo auffaſſen. 

Das britiſche Reich ſteht vor der Aufgabe, 
die infolge der geänderten Lage der Weltpolitik 
notwendig gewordene Steigerung ſeiner Wehrmacht 
aus eigenen Kräften durchzuführen. Für den Fall 
eines immerhin möglichen großen Aufſtandes in 
Indien bedarf es einer bedeutenden Verſtärkung der 
Armee, wie fchon der Burenkrieg gelehrt hat, denn 
auf das zweiſchneidige Bündnis mit Japan wird 
man nur im äußerſten Notfalle zurückgreifen wol— 
len. Auch die erweiterte Flotte erfordert einen er— 
heblich zahlreicheren Mannſchaftsſtand. Mit dem 
Bau von Dreadnoughts allein ift es nicht getan, 
man muß ſie auch bemannen können, und zwar 
reichlicher als bisher. Dieſen ſtarken Suwachs an 
Mannſchaften wird das ohnehin ſehr teuere Werbe— 
ſyſtem trotz aller Anreizmittel nicht liefern, und 
alle politiſchen Führer, die die britiſche Weltmacht 
erhalten wollen, ſind darüber einig, daß ihn nur 
die allgemeine Wehrpflicht ſchaffen kann. Aber ſie 
ſagen es bei Leibe nicht alle, und am wenigſten 
direkt, ſondern ſie gehen mit verteilten Rollen vor, 
denn es gilt, ein weit verbreitetes Dorurteil zu 
überwinden, das übrigens bis 1866 und ISTO in 
allen kontinentalen Ländern, außer Preußen, eben- 
falls beſtand. Indeſſen iſt die Anſicht falſch, daß 
der beſſer ſituierte Brite zu ſchlaff und zu bequem 
ſei, um ſelbſt den Torniſter auf den Kücken zu 
nehmen. Er wird es tun und ſich ſelbſt der här— 
teſten Diſziplin unterwerfen, ſo bald er die Not— 
wendigkeit davon einſieht. Die Bereitwilligkeit, mit 
denen er ſich den gerade in England ſehr ſtrengen 
geſellſchaftlichen und Spielregeln unterordnet, be— 
weiſt es. Die Mittel, das engliſche Volk zu einer 
größeren Achtung vor dem Heere und zur Erkennt- 


nis der Notwendigkeit militäriſcher Difziplin zu er- 


ziehen, find ſehr geſchickt gewählt: die eifrige För— 
derung der Jugendwehren, häufigere Paraden und 
militäriſche Schaufpiele, die Ausſcheidung der Per- 
einsmeierei aus den Freiwilligenformationen und 
ihre Heranbildung zu einer militäriſch verwendbaren 
Truppe ꝛc. Der König fegt feine Perſon und feinen 
Einfluß bei jeder Gelegenheit dafür ein. Das Haupt- 
hindernis der allgemeinen Wehrpflicht iſt die Ab— 
neigung gegen jede militäriſche Verwendung in 
Indien. Darum ſpricht man davon nicht, um ſo 
eifriger wird aber die deutſche Invaſion gepredigt, 
denn um fein Haus, feine Burg, vor barbariſchen 
Feinden zu ſchützen, nehme der Brite auch die all⸗ 
gemeine Wehrpflicht auf ſich. Die Sache iſt im 
Gange und macht Fortſchritte; als Baupttriebmittel 
dient die Abneigung und Furcht vor Deutſchland, 
die man nicht einſchlafen läßt, wenn man auch 
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gelegentlich vom Miniſtertiſche aus allen Ausſchrei— 
tungen die Spitze abknickt. Das Mittel iſt wirkſam 
und populär, während die Weltmachtfrage und gar 
Indien keine volkstümliche Wirkung ausüben würden 
und eher hinderlich ſind. Solange das Siel nicht 
erreicht iſt, wird darum auch die deutſche Gefahr 
weiter gepredigt werden, und ſolange werden auch 
alle Reiſen, Reden ꝛc., die die angebliche Spannung 
zwiſchen Deutſchland und England beſeitigen ſollen, 
ohne jede Wirkung bleiben. 


Das liberale Parlament. 


Das dritte Jahr der liberalen Regierung ließ 
immer deutlicher erkennen, daß die aus verſchiedenen 
Gruppen beſtehende liberale Partei nur noch durch 
Sugeſtändniſſe an ihren linken Flügel zuſammen— 
zuhalten war. Dazu kam, daß die wachſenden 
Staatsbedürfniſſe eine Vermehrung der Steuern er— 
forderten, was ſchließlich zum Konflikt zwiſchen 
Ober- und Unterhaus und zur Auflöſung des Par- 
laments führte. Außerdem war das Jahr für die 
äußere Politik ſehr wenig erfolgreich. Schon um. 
die Jahreswende hatte der Verlauf der Dinge im 
Orient gezeigt, daß die Intrigen Sir Greys 
ihren Sweck verfehlt hatten. In Gſterreich-Ungarn, 
in Rußland und ſelbſt in Konftantinspel wendete 
man ſich von England ab, und auch Frankreich 
begann ſich auf ſeine Intereſſen zu beſinnen. Das 
Gewebe der Entente fing an ſich aufzulöſen, und 
wenn auch Jswolsfi jo ungeſchickt war, durch 
unpaſſendes Hervortreten als der Träger des Mif- 
geſchicks zu erſcheinen, ſo war es doch die engliſche 
Politik, die Schiffbruch erlitten hatte. Denn es iſt 
britiſche Tradition, daß die kontinentalen Mächte 
im Streite liegen müſſen, wenn Englands Wohl 
gedeihen ſoll. Mit ſolcher Politik war es diesmal 
nichts geweſen, und man ſpannte darum gleich 
andere Saiten auf die Caute, damit man im Lande 
die Verſtimmung nicht merke. Erſchien aller Welt 
der Dreibund als politiſcher Sieger, ſo mußte es 
einen guten Eindruck machen, wenn man zeigte, 
wie gut man mit ihm fnd. Und darum wurde 
der Beſuch des Königs in Berlin befchloffen, was 
er bisher ebenſo wie feine Mutter offiziell vers 
mieden hatte. Es hatte darin ein ſtillſchweigender 
Proteſt gegen das wider Englands Willen wieder 
erſtandene Deutſche Reich gelegen. Das wurde jetzt 
offiziell geändert, und die engliſche Preſſe beglei— 
tete ſofort das Ereignis mit dem Preiſe der fried— 
lichen Beſtrebungen britiſcher Politik und dem 
Wunſche auf freundſchaftliche Beziehungen zu 
Deutſchland. Unterrichtete Leute im Auslande ken— 
nen das und wiſſen ſeinen Wert einzuſchätzen; ſie 
machten ſich indeſſen Gedanken darüber, warum 
diefe Reife des Mönigspaares gerade in der rauhe— 
ſten Jahreszeit ftattfinden und die Eröffnung des 
Parlaments bis nachher verſchoben werden mußte. 
Das liberale Kabinett bedurfte eben nach feinen 
inneren und äußeren Mißerfolgen eines Ereig- 
niſſes, das einen günſtigen Einfluß gar nicht ver— 
fehlen konnte. 

Weder die liberale Partei noch das liberale 
Miniſterium machte den Eindruck beſonderer Ge— 
fundbeit. Schon Anfang Februar liefen Gerüchte 
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herum über den Rücktritt dreier Miniſter wegen 
der Flottenfrage, in der Partei verlangten die 
Radikalen die Beſchränkung oder Abſchaffung des 
Oberhauſes und allgemeines Wahlrecht, und da 
ſie meiſt von Arbeitern gewählt worden waren, for— 
derten ſie mit den Arbeitervertretern auch die 
weitere Ausdehnung der ſozialen Geſetzgebung auf 
Staatskoſten. Der Miniſter Cloyd-George 
mußte am 26. Jänner einer Arbeiterdeputation be— 
deuten, daß es vorläufig mit der Alterspenſion 
genug ſei, die dem Staate bereits 150 Millionen 
Mark koſte und noch um die Hälfte ſteigen werde. 
Die Parlaments eröffnung fand erft am 10. Februar 
unter den üblichen Feierlichkeiten und der Verle— 
fung der Thronrede durch den König Eduard 
ſtatt. Die Thronrede brachte einige Neuerungen, 
indem ſie mit beſonderer Wärme den Aufenthalt 
des Königs in Berlin betonte. Dergleichen Her- 
vortreten der Perſönlichkeit des Monarchen in 
einer Thronrede war bisher nicht üblich, findet 
aber durch die politiſchen Umſtände eine ausrei— 
chende Erklärung. Sachlich brachte die Threurede 
keine Überraſchungen, die „notwendige“ neue Er- 
höhung des Flottenbudgets war ſchon in den Blät- 
tern angekündigt worden, die da ebenfalls breit 
ausgeſponnene Oberhausfrage wurde aber nicht 
einmal erwähnt, woraus ſich jedenfalls nicht auf 
großes Wohlgefallen des Königs an gewiſſen li— 
beralen Plänen ſchließen läßt. Ein ferneres No— 
vum in der Thronrede war die Ankündigung, daß 
das Budget das vorjährige bedeutend überſchrei— 
ten werde. Das war nicht ungeſchickt, denn die 
neuen Forderungen wurden für die Flotte und die 
Altersverſicherung verlangt, die zum konſervativen 
Programm gehört haben. Die Adreßdebatte über 
die Thronrede ſchleppte ſich den ganzen Monat 
hin ohne beſonderes Ergebnis. Der radikale Abge— 
ordnete Ponſonbpy verſuchte am 22. Februar, 
die Regierung zu Maßregeln gegen das Oberhaus 
zu drängen, aber der Premierminiſter Asquith 
erklärte nach einigen Ausfällen gegen das „nicht 
gewählte Baus“, das Unterhaus habe Wichtigeres 
zu tun, und ein kleiner Aufſchub ſchade nichts. 
Der Antrag Ponſonbys wurde mit 225 gegen 
de Stimmen abgelehnt. 

Am 5. März trat König Eduard ſeine 
Frühjahrsreiſe an, machte am folgenden Tage in 
Paris dem Präſidenten Fallières einen Beſuch 
und begab ſich nach Biarritz. In der folgenden 
Woche begann im Unterhaus die Flottendebatte, 
die ſo recht das Intrigenſpiel der Parteigrößen 
durchſchauen ließ. Da die Liberalen in dieſer Frage 
geſpalten find und der linke Flügel die Einſchrän— 
kung der Rüſtungen wünſcht, ſo brachte zunächſt 
Asquith die Abrüſtungsfrage wieder vor, um 
dieſer Linken anzudeuten, daß die Regierung nicht 
anders könne. Staatsſekretär v. Tirpitz und 
Staatsſekretär v. Schoen erklärten wenige Tage 
darauf in der Budgetkommiſſion des deutſchen 
Reichstags, von England feien nie beſtimmte Dors 
ſchläge gemacht worden. Um aber die liberale 
Partei noch weiter für das Flottenbudget anzu— 
feuern, machte der Marineminiſter Mac Kenna 
am 16. März unzweifelhaft falſche Angaben über 
die Baugeſchwindigkeit der deutſchen Marine, wos 


f 

mit er eine große Beſtürzung im Haufe hervorrief. 
Daß er im vergangenen November ſelbſt etwas 
ganz anderes gejagt hatte, daß Staatsſekretär von 
Tirpitz wenige Tage darauf die Tatſachen richtig 
ſtellte, tat nichts mehr zur Sache: der Sweck war 
erreicht. Die Regierung hatte dem „Drängen der 
öffentlichen Meiming“ nachgegeben und durfte nun 
in dieſem Jahre nicht nur vier Dreadnoughts neu 
in Bau geben, ſondern jogar acht. Großen Ein- 
druck machte die einſtimmige Bewilligung des Mas 
rineetats im deutſchen Reichstage. Am 29. erhielt 
das Miniſterium für feine Haltung noch ein Der- 
trauenspotum mit einer Mehrheit von 213 Stim- 
men. Größere Gefahren drohten ihm aber bei der 
Budgetfrage. Der Rückgang der Steuern infolge 
der Geſchäftslage und die neuen Ausgaben für 
Alterspenſionen und Flotte hatten für den Schatz 
kanzler Cloyd- George eire ſchwierige Aufgabe 
geſchaffen, ſein Defizit war größer als irgendeines 
außer in Uriegszeiten während der letzten Jahre 
geweſen iſt. Am 29. April gab er vor dicht be— 
ſetztem Haufe fein Finanzerpoſé, in dem er aus— 
führte, daß das Defizit 15, 720.000 Pfund Sterling 
(550 Millionen Mark) betrage. Die Frauenſtimm— 
rechtlerinnen hatten durch ihren Lärm den Spre- 
cher veranlaßt, ſämtliche Tribünen räumen zu laf- 
ſen, ſo daß auch keine Journaliſten anweſend waren. 
Der Stat brachte keine Erhöhung des Tee- und 
Suckerzolles, ſondern legte den neuen Steuerdruck 
den Beſitzenden, insbeſondere den Grundbe— 
ſitzern, auf. ö 

Dieſe Finanzpläne riefen nicht geringe Aufre— 
gung hervor, weil jie ganz im Sinne des ſoziali— 
ſtiſch-radikalen Flügels der Partei gehalten waren. 
Es lag nabe, daß ſich darüber hartnäckige parə 
lamentariſche Kämpfe ergeben würden. Als das 
Unterhaus am 27. Mai in die Pfingitferien ging, 
hatte es indeſſen noch wenig davon geſpürt, ob- 
wohl faſt kein Tag ohne Aufregung vergangen 
war. Aber die Urſache davon lag nicht in ſeinen 
politiſchen Geſchäften, ſondern in der Agitation, 
die mit der Kriegsfurcht getrieben wurde. Die Pon- 
ſervative Oppoſition benützte diefe Dinge, um der 
Regierung, die mit den albernſten Interpellationen 
behelligt wurde und die unglaublichſten Erfindun— 
gen über deutſche Spione, Kuftflotten ꝛc. richtig 
zu ſtellen hatte, der Schwäche zu beſchuldigen und 
zu allen möglichen Erklärungen zu drängen, die 
ihr womöglich den demokratiſchen linken Flügel ab- 
ſpenſtig machen ſollten. Aber der Erfolg davon war 
unter der allgemeinen Stimmung im Cande gering, 
ſelbſt die Friedensfreunde bekamen kriegeriſche An— 
wandlungen, das Miniſterium hatte ohne jede Ein» 
buße an Anſehen das ſchwierigſte Budget bewilligt 
erhalten, und Asquith hatte namentlich in der 
dialektiſchen Behandlung des ſogenannten Swei— 
mächteſtandards Hervorragendes geleiſtet. Jeder— 
mann konnte eben daraus entnehmen, daß ſein 
eigener Standpunkt der richtige ſei und daß die 
Regierung ihn teile. Was freilich die Steuervor— 
lagen betraf, fo blickten die Großgrundbeſitzer, 
Schankwirte und alle anderen, die davon hart be- 
troffen wurden, mit Erwartung auf das Oberhaus, 
denn nur dieſes konnte ihnen Erleichterung ſchaf— 
fen. Nun war es aber feit 1361 parlamentariſcher 
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Gebrauch, alle Finanzvorſchläge in ein einziges 
Geſetz zu vereinigen, das vom Oberhaus im Gan- 
zen angenommen oder abgelehnt werden muß. Die 
Surückweiſung dieſes Steuerbudgets wäre ein ſehr 
gewagter Schritt, da daraufhin die ganze Derwal- 
tung des Landes ins Stocken geraten mußte. Es 
war auch klar, daß dadurch der alte Kampf zwi⸗ 
ſchen Ober⸗ und Unterhaus wieder ausbrechen 
mußte, denn da es in England keine geſchriebene 
Derfaffung gibt, find die Rechte beider Häuſer nie- 
mals genau abgegrenzt worden. Die Regierung 
fuhr einſtweilen im Juni und Juli fort, die Dor- 
lage John Burns über die Beſſerung der Woh— 
nungen und der Städteanlagen, Birrels neue 
iriſche Candbill und die Steuervorlagen £I oyd- 
Georges mit Hilfe ihrer großen Mehrheit im 
Baufe einfach durchzupeitſchen, indem fie die Bes 
ratungen befriſtete und den Debattenſchluß anwen⸗ 
dete. Bei den Steuervorlagen mußte ſie jedoch am 
2. Juli mit dieſem Verfahren eine Pauſe machen. 

Inzwiſchen bereitete ſich ein anderes Ereignis 
vor: für die erſten Tage des Auguſt war der Be— 
fuh des Kaiſers Nikolaus in Lowes angejagt. 
Er folgte unmittelbar auf den Beſuch in Cher— 
bourg, und beide mußten als eine Kundgebung 
für die Tripleentente gedeutet werden. Nach der 
 Kaiferzufammfunft in den finiſchen Gewäſſern faßte 
man aber in Frankreich und England jetzt den 
Sarenbeſuch ſehr kühl auf, denn für Franzoſen und 
Briten hat die Entente nur einen Sweck, wenn ſie 
das verhaßte Deutſche Reich an die Wand drückt, 
was fih aber fchon bei der Balkankriſe als un- 
möglich herausgeftellt hatte. Da auch Kaifer XN i- 
kolaus auf der Heimreiſe dem Kaifer Wilhelm 
wieder begegnen wollte, ſo war die öffentliche 
Sympathie zu beiden Seiten des Kanals für den 
Haren nicht gerade ſehr groß. Das zeigte fih na- 
mentlich darin, daß man den ſozialiſtiſchen Demon- 
ſtrationen gegen den „roten Jaren” und den „Hen⸗ 
ker des ruſſiſchen Volkes“ ungehindert Raum ließ. 
In England war die Erbitterung über die erlittene 
Enttäuſchung beſonders groß, und der Sosialift 
Henderſon brachte am 22. Juli im Unterhauſe 
ſogar einen Proteſt gegen den Sarenbeſuch ein, 
was den Staatsſekretä-r Grey zu einer großen 
Rede über die äußere Politik veranlaßte. Bene 
derſons Antrag wurde mit 187 gegen 79 Stim- 
men abgelehnt. Montag, den 2. Auguſt traf das 
ruſſiſche Geſchwader, dem König Eduard bis an 
die Oſtküſte der Inſel Wight entgegengefahren 
war, unter dem Donner der Geſchütze und lebhaft 
begrüßt von den Paffagieren zahlreicher Dergnü- 
gungsdampfer auf der Reede von Spithead ein, 
wo 150 engliſche Kriegsſchiffe, darunter ſieben 
Dreadnoughts, vor Anker lagen. Das engliſche 
Königspaar begab fih zur Begrüßung an Bord 
der „Standart“, worauf Kaifer Nikolaus mit 
Gemahlin den Beſuch auf der Jacht „Viktoria 
and Albert“ erwiderte, wo ein Srühftüd ſtatt⸗ 
fand. Darnach wurde eine Flottenſchau über die 
in Parade liegende engliſche Flotte abgenommen, 
wobei der Kaifer und der König auf der Kommando- 
brücke der engliſchen Königsjacht ſtanden. Sie wur: 
den dabei von den am Strande harrenden Menſchen⸗ 
mengen mit Ovationen begrüßt, die jede Erwar— 


tung übertrafen. Die „Standart“ ging neben den 
Dreadnoughts vor Anker. Abends fand auf der 
„Viktoria and Albert“ ein Diner ftatt;. es wurden 
offizielle Toaſte gewechſelt, bei denen wieder be- 
merkenswert war, daß des Dritten im Bunde nicht 
gedacht wurde. 

Es iſt allgemein bekannt, daß die offiziellen 
Trinkſprüche bei Monarchenbegegnungen vorher 
diplomatiſch feſtgeſtellt werden und darum eine 
kritiſche Würdigung herausfordern. Wie ein Ge— 
ſchäftsmann ſtrich König Eduard ſeine Flotte als 
„die größte und mächtigſte, die vielleicht je ver— 
ſammelt geweſen“ an, und das iſt ja wohl der 
Sweck der ganzen Veranſtaltung geweſen. Ob den 


ruſſiſchen Gäſten dabei nicht der Gedanke gekom⸗ 


men iſt, daß ihre ſchöne Flotte vor nicht langer 
Seit durch den Verbündeten des heutigen Gaſt— 
gebers, und nicht ohne Anſtiften desſelben unter- 
gegangen ift? Kaifer Nikolaus konnte nicht um⸗ 
hin, darauf mit einem Kompliment auf die „Größe 
Englands“ und ſeiner Flotte zu antworten, ohne 
aber auf die Äußerung des Königs, letztere fei 
nur zur Wahrung des Friedens beſtimmt, einzu⸗ 
gehen. Faſt noch intereſſanter war die Wendung des 
engliſchen Königs, die den Empfang der England 
beſuchenden Dumamitglieder erwähnte und daran 
die Erwartung auf die Steigerung der „guten 
Stimmung, die zwiſchen unſeren beiden Ländern 
herrſcht“ knüpfte. Der Paſſus war offenbar auf 
die Stimmung in England berechnet, und Kaifer 
Nikolaus knüpfte an dieſen Empfang auch ſei⸗ 
nen Wunſch auf das Wachstum der beiderſeitigen 
guten Beziehungen und der gegenſeitigen Achtung 
an. Man darf ſeine Worte unſtreitig als eine vor 
dem Auslande ausgeſprochene Anerkennung des fon= 
ſtitutionellen Grundſatzes für fein Reich auffaffen. 
Weiterer politiſcher Inhalt war aus den Trink⸗ 
ſprüchen nicht herauszuleſen, am allerwenigſten eine 
Andeutung auf die Ententepolitik. Der 5: Auguft 
galt weſentlich dem Jachtrennen, während dem ſich 
der Kaifer und der König auf der Jacht „Bri— 
tannia“ befanden. Am Rennen um den Königs 
becher nahmen auch die Jacht „Meteor“ des Kai- 
ſers Wilhelm und die Jacht „Coriſande“ des 
Prinzen von Wales teil. Abends fand auf der 
„Standart“ ein Prunkmahl ſtatt. Am folgenden Tage 
gingen Kaiſer und König an einer einſamen Stelle 
an Land und fuhren im Automobil nach Osborne, 
wohin auch die Kaiferin folgte. In Osborne wurde 
beim Prinzen von Wales der Tee eingenommen 
und um 6 Uhr die Rückfahrt nach den Schiffen 
angetreten. Abends gab der königliche Jachtklub 
an Bord der „Viktoria and Albert“ ein Diner, an 
dem der Kaifer und König teilnahmen, während die 
ruſſiſche Kaiferin auf der „Standart“ ein Diner 
gab, zu welchem außer der Königin Alexandra 
zahlreiche Diplomaten geladen waren. Am folgen⸗ 
den Tage empfing Kaifer Nikolaus mehrere 
Deputationen engliſcher Städte und Handelskam⸗ 
mern, die die dort üblichen Adreſſen überreichten. 
Nach herzlicher Verabſchiedung ging um 3 Uhr 
40 Minuten die „Standart“ wieder in See. Hönig 
Eduard begab ſich in den nächſten Tagen zur 
Kur nach Marienbad, von wo er am 4. Sep- 
tember zurückkehrte. 
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Währenddem hatte fich das Unterhaus in lan- 
gen Nachtſitzungen mit der Beratung der Regie- 
rungs vorlagen weiter geplagt. Sur Beſchleunigung 
der Arbeiten hatte Asquith noch ausdrücklich 
eine Abänderung der Geſchäftsordnung durchgeſetzt. 
Nach zweiwöchentlicher Unterbrechung war auch die 
Finanzvorlage wieder vorgenommen worden, nach 
21 Sitzungen war am 18. Auguſt der erſte Teil, 
der die verſchiedenen Grundſteuern umfaßt, erle— 
digt, und dann wurde die Schlußberatung der iri— 
ſchen Candbill eingeſchoben, damit fie an das 
Oberhaus gehen konnte. Anfang September kam 
die Branntweinſteuer und die Schanklizenzſteuer zur 
Beratung. Damit war im Vorjahre Asquith am 
Widerſpruch des Oberhauſes geſcheitert, und Lloyd» 
George hatte ſie nun einfach in etwas abge— 
änderter Geſtalt in ſeine einheitliche Finanzvorlage 
eingereiht, was befonders den Sorn der Oppoſition 
erregte und die Ablehnung des geſamten Steuer— 
entwurfs durch das Oberhaus nicht unwahrſchein⸗ 
lich erſcheinen ließ. Die Gerüchte darüber ver— 
mehrten ſich. Lord Roſebery hielt am 10. Sep- 
tember in Glasgow eine viel bewunderte Rede ge- 
gen die Finanzvorlage, die wegen ihres ſozialiſti⸗ 
ſchen Charakters nicht Geſetz werden dürfe, aber 
über die Pflicht des Oberhauſes ſagte er nicht 
Ja und nicht Nein. Asquith erwiderte am 17. 
in Birmingham, die Liberalen nehmen die Heraus- 
forderung der Lords an, worauf wieder Cord Bal- 
four am 22. antwortete. Am 20. war indeſſen die 
Erhöhung der Einkommenſteuer einſtimmig ange— 
nommen worden, weil die Gppoſition die Not— 
wendigkeit davon zugab. Nach 46 Sitzungen war 
am 12. Oktober die Finanzvorlage in zweiter Le- 
fung erledigt, und je näher der Seitpunkt heran- 
rückte, in dem das Oberhaus fih damit zu be- 
ſchäftigen haben würde, deſto aufgeregter wurde 
man auf allen Seiten. Eine Volksverſammlung 
jagte die andere, ohne daß Klarheit über die Lage 
geſchaffen wurde, denn es gibt eben darüber keine 
geſetzlichen Beſtimmungen, und darum kann jeder- 
mann glauben, die eigene Meinung ſei die rich— 
tige. König Eduard machte ſelbſt Vermittlungs- 
verſuche, aber ſie führten zu keinem Ergebnis. 
Cloyd⸗ George hielt am 9. Oktober in New- 
caſtle eine Rede mit demagogiſchen Angriffen auf 
Mitglieder des Oberhauſes, wie fie nicht einmal 
von engliſchen Sozialdemokraten ausgeſprochen wer- 


den. Auch Asquith war mit dieſer Art Agi⸗ 


tation nicht einverſtanden. 

Obgleich die Finanzvorlage noch lange nicht 
hereit war, dem Oberhaus überſendet zu werden 
begann doch ſchon Anfang Oktober in Vorahnung 
der kommenden Ereigniſſe die eigentliche Wahl— 
agitation. Um ſich dafür die Unterſtützung der Iren 
zu ſichern, erklärte ſich ſchon am 5. Oktober bei 
Beratung der Schankſteuer Asquith zu weitge⸗ 
henden Ermäßigungen für Irland bereit. Das 
Oberhaus nahm am 25. Oktober die iriſche Land- 
bill, aber mit einſchneidenden Suſätzen, an. Nach 
erregten Debatten bei der dritten Ceſung der finanz- 
bill am 2. bis 4. November wurde fie unter leb 
haftem Beifall der Miniſteriellen mit 579 gegen 
149 Stimmen im Unterhauſe angenommen. Die Ent- 
ſcheidung im Oberhauſe ftand für den 22. in Aus- 


ſicht. Neben dieſer wichtigen Staatsfrage fand der 
Beſuch des Königs von Portugal, der auf befonderg 
Einladung des Königs Eduard erfoͤlgte, nur ge- 
ringe Beachtung. König Manuel traf am 15. 
Nachmittags in Portsmouth ein, wurde vom Prin- 
zen von Wales empfangen und nach Windſor 
geleitet. Am folgenden Tage wurde er mit dem 
Boſenbandorden inveſtiert, woran fidh ein Mahl mit 
offiziellen Trinkſprüchen anſchloß, in denen König 
Eduard Portugal als den älteſten Verbündeten 
Englands bezeichnete, während König Manuel 
die nahezu ſechs Jahrhunderte alte Freundſchaft 
zwiſchen beiden Ländern eines der beſtändigſten 
Bündniſſe der Welt nannte. Am l'. November er— 
folgte der übliche Beſuch in der Guildhall zu Con- 
don, die nächſten Tage wurden mit Jagden und 
freundſchaftlichen Verkehr in der engliſchen Königs- 
familie verbracht. Am 22. traf König Manuel 
in Condon ein, wo er noch mehrere Tage priva— 
tim verweilte. Die Vermutungen der Preſſe über 
ſeine Verlobung mit einer engliſchen Prinzeſſin 
haben ſich nicht bewahrheitet. Inzwiſchen hatte 
Cord Lansdowne am 16. im Oberhauſe den 
Antrag eingebracht, das Haus ſolle ſich nicht für 
berechtigt erklären, feine Huſtimmung zur Budget- 
vorlage zu geben, bevor ſie nicht dem Urteile des 


Landes unterbreitet worden ſei. An der Annahme 


wurde nicht gezweifelt, und fie erfolgte nach ſechs⸗ 
tägiger, das allgemeine Intereſſe in hohem Maße 
in Anſpruch nehmender Debatte am J. Dezember 
mit 550 gegen 75 Stimmen. Die Derfuche, Straßen⸗ 
kundgebungen gegen das Oberhaus zu veranſtal— 
ten, hatten nur wenig Anklang gefunden. Das 
Oberhaus hatte klug vermieden, den von den Li— 
beralen gehofften „Gewaltakt gegen die Derfaf- 
fung” zu begehen, fondern es hatte dem Lande 
die Entſcheidung darüber jugeſchoben, ob es fidh 
wirklich in der vom Miniſterium vorgeſchlagenen 
Art und Weiſe verwaltet ſehen will. Jedenfalls 
war die Art, mit der das liberale Kabinett die 
vom Oberhauſe bereits abgelehnten Geſetze ihm 
durch eine Budgetvorlage aufzudrängen ſuchte, neu. 
Auch iſt die Behauptung der Liberalen unhaltbar, 
daß das Oberhaus kein Recht habe, über das 
Budget ein Votum abzugeben, da es ihm doch 
vorgelegt werden muß, und außerdem ift das eng- 
liſche Oberhaus tatſächlich eine Verſammlung von 
Notabeln, die auf der Welt ihresgleichen nicht 
findet. Das muß gegenüber dem in der liberalen 
Preſſe allgemein vertretenen Standpunkte doch betont 
werden und ſchließt zeitgemäße Reformen nicht aus. 

Am 5. Dezember wurde das Parlament durch 
eine Thronrede geſchloſſen, die fih in der Haupt- 
ſache mit auswärtigen Angelegenheiten beſchäftige, 
aber den Konflift zwiſchen beiden Häuſern mit 
keiner Silbe erwähnte. Obwohl das Unterhaus noch 
nicht aufgelöſt worden war, begann, da ein anderer 
Ausweg kaum gefunden werden konnte, der Wahl: 
kampf auf der ganzen Linie mit immer ſteigender 
Erbitterung, wobei auch die Betze gegen Deutſchland 
wieder die gewohnte Rolle ſpielte. Für das liberale 
Miniſterium handelte es ſich darum, den für die 
eigene Partei günſtigſten Wahltermin auszuſuchen, 
und deshalb hatte es bis zum Jahresſchluſſe ge— 
zögert, dem Könige die Auflöſung vorzuſchlagen. 
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Die Frage der Reichsverteidigung. 


Obgleich der gegen Ende des Jahres ausge— 
brochene Verfaſſungskonflikt in nächſter Seit das 
öffentliche Intereſſe ſtark in Anſpruch nehmen 
wird, dürfte doch die Frage der Reichsverteidigung 
nicht gänzlich ruhen. In der Gedankenwelt der 
Briten iſt namentlich ſeit dem letzten Kriege in 
Oſtaſien Unruhe darüber eingekehrt, mit welchen 
Mitteln das große Weltreich gegen feindliche An— 
griffe geſchützt werden könne. Das Kriegsamt führt 
mit den einzelnen Kolonialregierungen Verhandlun— 
gen über eine einheitliche Organiſation aller Streit— 
kräfte Großbritanniens. Ob es gelingt, ſämtliche 
Kolonien für dieſen Plan zu gewinnen, iſt eine 
Sache für ſich. Der Kriegsminiſter Hal dane ent- 
wickelte im Februar den Plan, die geſamte Reids- 
armee auf 46 Diviſionen zu bringen; bis jetzt 
gibt es, Indien und die Kolonien eingerechnet, 
nur 27 Diviſionen. Was die Flotte betrifft, fo hat 
die Admiralität bisher den Standpunkt vertreten, 
daß die Kolonien nur zu Beiträgen heranzuziehen 
ſeien, während die großen überſeeiſchen Gemein— 
weſen, insbeſondere Kanada und Auſtralien, eine 
eigene Seemacht wünſchen, die aber eventuell mit 
der engliſchen Flotte zuſammenwirken ſoll. Sur Ver— 


handlung über dieſe Angelegenheiten war für den 


Auguſt eine Reichskonferenz einberufen worden, der 
im Juni als Vorbereitung eine Preſſekonferenz 
vorausging. Man ſprach auf ihr zwar viel vom 
Telegraphenverkehr u. dgl., aber die britiſchen 
Redner Lord Roſebery, Staatsſekretär Grey, 
Lord Balfour, UMriegsminiſter Haldane u. a. 
ſuchten immer wieder die kolonialen Seitungsmän— 
ner für die gemeinſame Reichsverteidigung zu er— 
wärmen. Die Reichsverteidigungskonferenz trat An- 
fangs Auguſt zuſammen und beriet in achtzehn 
geheimen Sitzungen über die ihr vorgelegten Pläne 
der Reichsregierung. Nach den Mitteilungen des 
Premierminiſters Asquith im Unterhauſe am 
26. Auguſt wurden keine bindenden Beſchlüſſe ge— 
faßt. Die großen Kolonien haben keine Neigung, 
ihre Kontingente ohne weiteres dem Mutterlande 
zur Verfügung zu ſtellen, doch ſollen ſie in bezug 
auf Organiſation, Ausbildung, Bewaffnung und 
Ausrüſtung den engliſchen Truppen möglichſt gleich 
gemacht werden. Ein Reichsgeneralſtab foll gebil— 
det werden. Das wichtigſte war offenbar eine Der- 
einbarung über die Bildung eines Geſchwaders im 
Stillen Ozean mit drei Diviſionen in den auſtra— 
liſchen, den oſtindiſchen und den chineſiſchen Ge— 
wäſſern. Viel wird dabei nicht herauskommen. 
England wird die Schiffe auf Koften der Nolonien 
bauen und überhaupt durch die koloniale Flotlen- 
freundlichkeit ſparen. 

Mit beſonderer Klugheit hat man in England 
bei der Wehrbewegung zunächſt die Förderung der 
zu allen Seiten volkstümlichen Flotte in den Vor— 
dergrund geſchoben und auch erreicht, daß ſelbſt 
der für Abrüſtung und Weltfrieden ſchwärmende 
Teil der die Regierung beeinfluſſenden liberalen 
Partei verſtummt iſt und bereits für die neuen 
Dreadnonghts ſtimmt. Die Überlegenheit der eng— 
liſchen Schiffsbauinduſtrie und die Gpferwilligkeit 
des Parlaments haben es ermöglicht, daß die bri— 
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tiſche Flotte in Qualität und Quantität allen an- 
deren weit voraus iſt. Bereits ſtehen zehn ſoge— 
nannte Dreadnoughts (ſieben Linienſchiffe und drei 
Panzerkreuzer) in der Front, die gleiche Sahl beider 
Schiffsklaſſen befindet fih im Bau. Die Suſammen⸗ 
ziehung der ſtärkſten Seeſtreitkräfte nahe dem Ber- 
zen des Weltreiches in den heimiſchen Gewäſſern 
iſt im verfloſſenen Jahre vollendet worden, und 
die Indienſtſtellung von Auslandsgeſchwadern, wo- 
zu ältere Schiffe genügten, wurde — wahrſcheinlich 
wegen Mannſchaftsmangel — auf ein Minimum res 
duziert. Dieſem für die Handelsintereffen und für 
die Seegeltung im allgemeinen abträglichen Su— 
ſtande follen anſcheinend die mit Hilfe der Kolonien 
in Ausſicht ſtehenden Geſchwader im Großen Gzean 
abhelfen. Am 15. Oktober wurde durch den Prin- 
zen von Wales der neue Kriegshafen in Dover 
eröffnet. In der Gruppe der Orkney-Inſeln fol 
bei Scapa Flow eine neue Flottenbaſis geſchaffen 
werden. Die vom ehemaligen Kommandeur der 
Kanalflotte Lord Beres ford gegen die Admi— 
ralität erhobenen Anklagen wegen Vernachläſſigung 
der Flotte wurden von einem parlamentariſchen 


Unterſuchungskomitee für unbegründet erklärt. Lord 


Beresford legte Ende März ſein Kommando 
nieder. Der erſte Seelord der Admiralität John 
Fiſher, dem die geſamten neuen Umwandlungen 
der Flotte zu danken ſind, ſchied Alters wegen ge— 
gen Ende des Jahres aus ſeiner Stellung und 
wurde in das Oberhaus berufen. Sein Nachfolger 
wurde Sir Artur Wilſon. 

Erhebliches Aufſehen erregte Ende Juli der 
Rücktritt des Herzog von Connaught von fei- 
nem Poſten als Böchſtkommandierender im Mittel- 
meer, weil es für ihn nichts zu tun gab. Der 
Poſten war vor zwei Jahren eigens für ihn ge- 
ſchaffen worden, da die zivilen Kreife der Heeres- 
verwaltung die Stelle eines Oberkommandierenden 
der Armee, von dem vorher ſchon Lord Roberts 
kurzerhand abberufen worden war, eingehen laſſen 
wollen. Sum Nachfolger wurde Lord Kitchener er- 
nannt, der das Oberkommando in Indien im Herbſt ab- 
gegeben aber die neue Stellung noch nicht angetreten 
hat. Er hat vielmehr China, Japan, Neuſeeland 
und Auſtralien bereiſt, wohl hauztjächlich, um in den 
letzten beiden Kolonien, wo fich im Gegenſatz zu Ka- 
nada Neigung jür den Reichsverteidigungsplan zeigt, 
Beobachtungen zu machen und Ratſchläge zu erteilen. 

Der Stand des regulären Heeres hat durch 


überraſchend gute Ergebniſſe der Werbung eine 


erhebliche Vermehrung erfahren. Auch die für die 
Spezialreſerve vorgeſchriebene Siffer von 76.000 
Mann ift nahezu erreicht worden. Die neue Terri- 
torialarmee, die Kriegsminiſter Haldane feit drei 
Jahren mit heißem Bemühen aus den früheren 
Freiwilligenkorps zu ſchaffen beſtrebt iſt, will noch 
immer nicht recht zu Kräften kommen. Offiziell 
wurde zwar bekanntgegeben, daß im Gktober von 
den verlangten 502.000 Mann ſchon 270.000 vor- 
handen ſind, aber ſachkundige Leute verſichern, daß 
ſich darunter kaum 150.000 einigermaßen für den 
Krieg brauchbare Mannſchaften befinden. Es ſoll 
für ſie auch eine Reſerve gebildet werden. Am 
19. Juni verlieh König Eduard in Windſor den 
neugebildeten Territorialregimentern Fahnen. 


* 
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Derjchiedenes. 


Der Rückgang der engliſchen Landwirtfchaft, 
die in der erſten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
als muſterhaft galt, ift notoriſch und feit der gu- 
nahme der überſeeiſchen, durch keine Sölle behin- 
derten Getreideeinfuhr in der bedenklichſten Weiſe 
fortgeſchritten. Darum tritt auch die Kandflucht in 
England in viel ſtärkerem Maße hervor wie auf 
dem Kontinent. Während 1851 nur 50 Prozent der 
Bevölkerung in den Städten wohnten, war die ſtäd— 
tiſche Bewohnerſchaft im Jahre 1881 auf 68 und 
1001 auf 77 Prozent geſtiegen. Sur Abhilfe iſt im 
vorigen Jahre ein Anſiedelungsgeſetz, die ſoge— 
nannte „Small Holdings Bill“, erlaſſen worden, 
das nach dem erſten Jahresbericht des Landwirt- 
ſchaftsamts ermutigende Erfolge aufweiſt. 

Die Aufregung in Indien und die Abneigung 
der indiſchen Eingeborenen gegen die Herrſchaft der 
Kultur des Europäers zeigten fidh in einem ſen— 
ſationellen Vorfall in der britiſchen Rauptſtadt. Am 
1. Juli ſchoß der indiſche Student Dhinagri nach 
einem Vortragabende im Imperial Inſtitute den 
Oberſtleutnant William Curzon-Willie, der 
lange Jahre in Indien gedient hatte, und einen in 
London lebenden indiſchen Beamten (einen Par- 
ſen) mit dem Revolver nieder. Die Polizei hatte 
wohl Kenntnis davon, daß die in London lebenden 
indiſchen Terroriſten Mordanſchläge auf die Beam- 
ten des indiſchen Amtes vorhatten, um ſie einzu— 
ſchüchtern, aber ſowohl ihre Überwachung dieſer 
wie auch die der indiſchen Studenten hatte ſich 
als ungenügend erwieſen. Bisher waren wohl zahl- 
reiche Attentate in Indien verübt worden, aber der 
Fall mitten in London war neu. Wenn es ſich 
auch um die Tat eines Jünglings mit politiſch 
verſtörtem Gehirn handelte, ſo bildete ſie doch eine 
Fortſetzung vieler ähnlicher Verbrechen in Indien. 
Und unverkennbar lag der Herd des Übels, dem 
die Untat entſprungen war, in London ſelbſt, wo 
die ſtudierenden Indier ſeit Jahren durch indiſche 


Agitatoren bearbeitet werden. Man hat dagegen 
Vorkehrungen getroffen, aber wenig damit erreicht. 
Überhaupt hat man mit der europäiſchen Erziehung 
von Indiern bisher keinen Erfolg erzielt. Kehren 
fie in die Heimat zurück, fo vermögen fie auf die 
Maffe des Volkes nicht den geringſten Einfluß aus- 
zuüben, meiſtens haben ſie aber in England po— 
litiſch ſo viel gelernt, daß ſie zu Agitatoren gegen 
die Herrſchaft der „Rajahs“ reif geworden find. 
Als der Student am 23. Juli zum Tode verur- 
teilt wurde, erklärte er, er fei ſtolz, für fein Dater- 
land zu ſterben. Nach den Geſetzen Englands, das 
den Anarchiſten aller Tänder Schutz gewährt, iſt 
gegen die Verſchwörerherde wenig zu machen. Bei 
der Beratung des indiſchen Budgets im Unter- 
hauſe erklärte aber die Regierung am 5. Auguſt, 
in Indien werde fie gegen Gewalttaten und Der- 
ſchwörer kräftig vorgehen. N 

Trotzdem ſchreitet England weiter mit Ans 
nerionen am indifchen Ozean fort. Am 6. Auguſt 
wurde auf den Langkawi⸗Inſeln ſüdlich von Siam 
die britiſche Flagge gehißt. Der ſtrategiſche Wert 
dieſer Inſelgruppe liegt auf der Band. Schon vor— 
her waren die Verhandlungen mit Siam über die 
vollſtändige Abtretung der Malaienjtaaten Kedab, 
Kelantun und Tringganu zum Abſchluß gelangt, wo— 
durch England über 20.000 Quadratkilometer er- 
wirbt und eine fortlaufende Kette britiſcher An- 
ſiedelungen auf der malakkaniſchen Halbinſel von 
Singapore bis Rangun entſteht. 

Ein namhafter liberaler Politiker, Lord Ed- 
ward Tweedmouth, ſtarb am 15. September 
in Dublin im 61. Lebensjahre. Schon vor dreißig 
Jahren war er als Edward Ma jo ribanks in 
das Unterhaus eingetreten, wurde bald das Haupt 
der parlamentariſchen Einpeitſcher ſeiner Partei, 
war ſchon 1892—1894 Miniſter und trat 1905 als 
erſter Lord der Admiralität in das Kabinett Ca m p- 
bell-Bannerman ein. Wegen Krankheit ſchied 
er 1908 aus dem politiſchen Leben. 


Rußland. 


Zur politiſchen Lage. 


ine vorwärtsſchreitende Entwicklung ſcheint 
A zerrütteten Suſtände nach der Revo— 
lution allmählich zu beſeitigen. Vor 4 Jah- 

ren hatte die Staatsgewalt zeitweilig jegliche Hand- 
lungsfähigkeit eingebüßt, lange Seit hindurch mochte 
jeder für fich ſelbſt ſehen, wie er ſich feiner Haut 
wehre. Die Hoffnungen, die man auf den refor- 
mierenden Einfluß des Parlaments ſetzte, wurden 
durch die politiſche Unreife der erſten und zwei— 
ten Duma zu Grabe getragen. Aber jetzt iſt die 
Lethargie geſchwunden, und Dank dem Mute Sto- 
lypins ift endlich der entſchloſſene Griff in die 
Wirrnis erfolgt. Die auf dem Boden eines für die 
ruſſiſchen Verhältniſſe paſſenden Wahlſyſtems ent- 
ſtandene dritte Duma hat nicht ohne Derſtändnis 


und mit Vermeidung unmöglicher Machtanſprüche 
mit ihm ehrlich zuſammengearbeitet und mancherlei 
Nützliches geſchaffen, ohne ihre Selbſtändigkeit auf- 
zugeben. Die Maſſe des Volkes nimmt ja wohl 
keinen eigentlichen Anteil daran, ihr ift es gleich» 
giltig, in welcher Form Däterchen Sar regiert. Es 
bleibt darum die Aufgabe der gebildeten Stände, 
das neue politiſche Inſtrument vernünftig zum Be- 
ften des Landes zu handhaben und fih vor allen 
Dingen von gewiſſen ausländiſchen parlamentari- 
ſchen Theorien fernzuhalten, die höchſtens der Be— 
gehrlichkeit politiſcher Streber, niemals aber dem 
Lande von Nutzen geweſen find. Dieſem praktiſchen 
Streben wird zu jeder Seit die Unterſtützung des 
Kaifers Nikolaus fiber fein, der keinen Swei— 
fel darüber gelaſſen hat, daß er einem ehrlichen 
konſtitutionellen Leben in ſeinem Reiche ernſtlich 
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zugetan iſt. In dieſem Beſtreben braucht er ſich durch 
den Haß aller Revolutionäre der Welt nicht be— 
irren zu laſſen, die ihm nicht verzeihen wollen, 
daß er mit dem durch die Revolution emporge— 
kommenen Bodenſatz der Geſellſchaft hat aufräu— 
men laſſen. Wer ſelbſt an die Gewalt appelliert 
hat, dem ſteht kein Klagerecht zu, wenn Gewalt 
wider ihn angewendet wird. Man darf übrigens 
auch in Rußland nicht zu viel auf einmal verlan⸗ 
gen, und wenn hie und da Gouverneure und an— 
dere Beamte gelegentlich wieder zu Maßregeln aus 
der Seit des Abſolutismus greifen, fo bedeutet das 
noch lange keine Reaktion, die von oben auch nicht 
gewünſcht wird; in der Regel iſt bloß Gewohn— 
heit und Unbeholfenheit die Urſache. Die Schärfe, 
mit der man dem Unweſen der Beamtenunter— 
ſchleife nachgeht, wird einen heilſamen Schreck 
verbreiten; einſperren kann man die Unzahl, der Be- 
troffenen freilich nur zum geringen Teile. Wo 
ſollten auch die Gefängniſſe herkommen! 

Die äußere politiſche Lage ift die eines Lan- 
des, das eine ſchwere Niederlage erlitten hat, die 
hier noch durch eine in dieſem Falle unbedingt 
vaterlandsfeindliche Revolution verſchlimmert wor- 
den iſt. Ohne eine mächtige Flotte und ohne ein 
vollkommen ſchlagfertiges Heer iſt das Reich auf 
eine Vertrags- und Bündnispolitik angewieſen, bei 
der die politiſchen Leiter nicht einmal eine glück- 
liche Hand gezeigt haben. Bei der Ententepolitik 
hätte doch Iswolski vorausſehen müſſen, daß 
bei der Vorſpann für engliſche Intereſſen fein Land 
in eine Lage kommen mußte, der es gegenwärtig 
militäriſch und finanziell nicht gewachſen iſt. Unter 
dieſen Umſtänden war es klug vom Saren, daß 
er ſich im Sommer, und zwar gerade vor ſeinem 
Beſuche in Frankreich und England, Deutſchland 
wieder näherte, nachdem die Balkankriſe gezeigt 
hatte, daß bei der Ententepolitik Rußland bloß für 
andere die Kaftanien aus dem Feuer holen ſollte. 
Eine eigentlich deutſchfreundliche Politik iſt freilich 
bei der ſtarken panflawiſtiſchen Strömung in Ruf- 
land kaum möglich, aber auch nicht nötig, da es 
für beide Reiche genügt, wenn das andere ſich nicht 


zu einer gegneriſchen Politik verleiten läßt. Ruf- 


land braucht auch darum gar nicht aus der Tri- 
pelentente auszuſcheiden, ſeine Politik muß nur 
darauf gerichtet ſein, ſich den Frieden zu ſichern, 
den es zum Neubau feines geſamten Staatswejens 
dringend bedarf. Vor dieſer Notwendigkeit treten 
auch die aſiatiſchen Fragen zurück, deren Stand 
zunächſt für Rußland nichts Beunruhigendes hat. 
In Perſien vermag es jederzeit ſeine Intereſſen 
zu ſchützen, und ſelbſt wenn fih China mit Japan 
wirklich verbündet haben ſollte, braucht Rußland 
für ſeinen gegenwärtigen oſtaſiatiſchen Beſitz nichts 
zu fürchten, da die beiden Mongolenſtaaten zu 
einem Angriff noch lange nicht bereit ſind. Ehe 
es ſo weit kommt, kann Rußland längſt mit ſeinen 
Vorbereitungen fertig ſein, wenn es ſeine inneren 
Derhältnifje geſtatten. Dieſe zu heben, zu ordnen 
und neu zu geſtalten, bleibt darum die Hauptauf— 
gabe der ruſſiſchen Politik, dann wird ihm niemand 
einen ernſtlichen Schaden zuzufügen im ſtande ſein. 


— 
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Die Duma hatte am 2. Jänner ihre Sitzungen 
bis zum 3. Februar vertagt. Am 5. Jänner hatte 
der Dumapräſident Chomjakow in Sarskoje 
Selo dem Uaiſer in anderthalbſtündiger Audienz 
Bericht über die Verhandlungen erſtattet und die 
ausdrückliche Verſicherung erhalten, daß alle Ge- 
rüchte über Auflöſung oder gar Beſeitigung der Duma 
unbegründet ſeien. Ende Jänner wurde der ehemalige 
Direktor der Polizei Copuchin infolge von Enthül⸗ 
lungen verhaftet, die der Revolutionär Bur zew 
über den verkommenen Studenten, Revolutionär und 
Spitzel Aſew in Pariſer Blättern gemacht hatte. 
Es ſchien, daß Stolypin damit mit den alten 
Überlieferungen brechen und das Polizeiweſen auf 
eine geſündere Grundlage ſtellen wolle. Jede Po— 
lizei bedarf des Geheimdienſtes, demi die Feinde 
der Geſellſchaft arbeiten auch im geheimen. Selbſt 
Tockſpitzel find unvermeidbar und werden nämlich 
auch unter anderem Namen zur Auskundung der 
politiſchen Gegner von jenen Parteien angewendet, 
die von ſittlicher Entrüſtung über das gleiche Per- 
fahren der Polizei zu triefen pflegen. In Rußland 
war freilich die Anwendung von Spitzeln zum Sy- 
ftem erhoben worden, und unſtreitig war es un- 
verantwortlich, Leute wie Gapon, Aſew und 
anderes Geſindel auf die Bevölkerung loszulaſſen. 
Die Regierung hatte zuerſt die Enthüllungen de— 
mentiert, die Verhaftung Copuchins deutete nun 
aber darauf hin, daß fie doch wahr feien. Uf e w 
hatte ſowohl im revolutionären Cager wie für die 
Polizei gearbeitet, u. a. war die Ermordung des 
Miniſters v. Plehwe, des unmittelbaren Dorge- 
ſetzten Co puchins, fein Werk. Als ihn die Po- 
lizei nicht mehr brauchte, ließ ſie ihn fallen, und 
offenbar um ihn gänzlich loszuwerden, denunzierte 
ihn Copuchin ſogar dem Pariſer revolutionären 
Auffenfomitee, das den bereits verdächtigen Aſew 
zum Tode verurteilte. Am 24. Februar wurden 
in der Duma von den Kadetten und Sozialdewo⸗ 
kraten Interpellationen über die Angelegenheit ein- 
gebracht. Miniſterpräſident Stolypin ſtellte jede 
provokatoriſche Tätigkeit der Polizei überhaupt in 
Abrede. Aſew ſei 1906 in das revolutionäre 
Sentralkomitee eingetreten und habe ſeitdem alle 
terroriſtiſchen Anſchläge vereitelt. Lopuchin fei 
angeklagt worden wegen Unterſtützung der Sozial- 
revolutionäre, weil er ihnen Aſew verraten habe. 
Lopuchin wurde am 12. Mai vom Senat nach zwei- 
tägigen Verhandlungen, die nichts weſentlich Neues 
ergaben, wegen Sugehörigkeit zu einer verbreche— 
riſchen Gemeinſchaft zu fürfjähriger Swangsarbeit 
verurteilt. 

Ende Jänner war der unfruchtbare Handels- 
miniſter Schipow entlaffen und zu feinem Nach» 
folger der frühere Handelsminiſter des Kabinetts 
Witte, Timir jaſew, ernannt worden, der fich 
Verdienſte um die Entwicklung der ruſſiſchen Han- 
delsbeziehungen mit Deutſchland und England er- 
worben hatte. Am 20. Februar traf Fürſt Şer- 
dinand von Bulgarien aus Anlaß des Begräb— 
niſſes des Großfürſten Wladimir ein. Die 
Volksſtimmung empfing ihn mit voller Sympathie 
und der Hof nannte ihn bereits König von Bul— 
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garien. Er wurde am Bahnhofe vom Großfürſten 
Konftantin empfangen. Su den Beiſetzungs— 
feierlichkeiten traf er in dem Augenblick ein, da 
Prinz Leopold von Preußen und Erzherzog § er- 
dinand bereits ihre Plätze eingenommen hatten, 
ſo daß alle Schwierigkeiten der Etikette vermieden 
wurden. Am 22. begab er fih nach Sarskoje Selə, 
wurde vom Kaifer und dem Großfürſten Michael 
Alexandrowitſch auf dem Bahnhofe begrüßt 
und auch von der Kaiſerin empfangen. Am an- 
deren Tage machte ihm Kaifer Nikolaus einen 
Beſuch im Winterpalaſte. Als er am 27. Peters- 
burg verließ, war feine Anerkennung als König 
durch Rußland ficher. Die Duma arbeitete bis 
zum 15. Juni, wo die Sitzung geſchloſſen wurde, 
nachdem noch in letzter Stunde das Budget ver— 
abſchiedet worden war. Man kann der ruſſiſchen 
Volksvertretung die Anerkennung nicht verſagen, 
daß ſie im allgemeinen recht ſachlich gearbeitet hat, 
wenn ſich auch gelegentlich die Debatten breit ans- 
dehnten, und namentlich kurz vor dem Schluſſe 
mehrere Vorlagen ſchnell durchgepeitſcht wurden. 
Das iſt aber in manchen viel älteren Parlamenten 
auch nicht anders. Neben einer Reihe kleinerer Dor- 
lagen wurden drei Hauptarbeiten erledigt: das Ge- 
ſetz über den Austritt aus der Gemeinde, dem 
Mir, das Budget, und das Geſetz über die Glau— 
bensduldung. Durch Streichung oder Beſchränkung 
nicht unbedingt notwendiger Ausgaben wurden die 
Ausgaben um 39 Millionen gemindert; es müſſen 
indeſſen für das drei Milliarden betragende Bud- 
get doch noch 150 Millionen durch Anleihe ge- 
deckt werden. Freilich, an den ſogenannten „ge— 
panzerten“ Teil des Budgets kann die Duma noch 
gar nicht heran. Es iſt aber anzunehmen, daß bei 
weiterer Bewährung der Duma die Budgetrechte 
eine Erweiterung erfahren. Immerhin iſt es für 
das Land ein Glück, daß trotz aller Unbeholfen— 
heit und Unvollſtändigkeit des Budgetrechts end- 
lich die Führung des rieſigen Staatshaushaltes ton- 
trolliert und ſelbſt im „gepanzerten“ Teil einer 
öffentlichen Beſprechung unterzogen werden kann. 

Das Geſetz über den „Mir“ löſt den Bauer 
von der Feſſel, die ihn bisher an den Gemein— 
beſitz kettete und ihm wegen der wechſelnden Um— 
teilung des Bodens und der ſolidariſchen Haftung 
der Gemeindemitglieder für einander jeden Trieb 
zur intenſiveren Bewirtſchaftung feiner Ländereien 
benahm. Bis freilich die praktiſche Verwirklichung 
des Geſetzes fertig wird, können noch lange Jahre 
vergehen. Das Geſetz über die Glaubensduldung 
legt die Freiheit des Glaubens und das Recht des 
übertrittes von einer Religion zur anderen feft. 
Unſtreitig hat es ſich erwieſen, daß die Inſtitution 
der Duma lebensfähig geworden iſt, und Rußland 
in Sukunft kaum mehr ohne ſie gedacht werden 
kann. Die Hoffnung der Reaktionäre auf eine Um— 
kehr in ihrem Sinne iſt darum auch ſtark geſunken, 
umſomehr, da ſich die Regierung veranlaßt ge— 
ſehen hat, gegen die ungetreuen Beamten durch 
eigens eingeſetzte Senatorenreviſionen vorzugehen, 
wobei geradezu unglaubliche Unterſchleife und Ma— 
chinationen ähnlicher Art aufgedeckt worden ſind. 
Die öffentliche Kritik des Verwaltungs- und Wirt— 
ſchaftsweſens hat zweifellos bereits ſegensreiche 


Folgen gehabt. Der beſten Behandlung in bezug 
auf das Budget, nicht in der Kritik, erfreuten ſich 
in der Duma nach wie vor das Kriegsminiſterium 
und das Miniſterium der Volksaufklärung, mit aus⸗ 
reichenden Gründen wurde dagegen das Marine⸗ 
miniſterium ſchlecht behandelt. Einen politiſchen Feh⸗ 
ler beging die Mehrzahl der Dumamitglieder, als 
fie Mitte März ein Rundſchreiben an alle par- 
lamente zu Gunſten Serbiens erließ, da ſie kein 
Recht zur Einmiſchung in die äußere Politik haben. 
Einſichtige Führer verweigerten auch die Unter- 
ſchrift, andere zogen die ihrige wieder zurück, und 
die Maßregel fiel ins Waſſer. Sonſt litten die Be— 
ratungen an einer Menge rein vergeblicher Inter— 
pellationen, und es war ein Glück, daß wenigſtens 
in den KHommiſſionen leidenſchaftslos gearbeitet 
wurde. In den Plenarſitzungen waren aber Sän— 
kereien häufig, und die dreitägigen ſtürmiſchen De— 
batten über die Glaubensfreiheit führten ſogar zu 
einer Spaltung in der bisherigen Regierungs- 
mehrheit. Sine Gefahr für die Duma liegt eben 
in der zunehmenden Herrſchaft der Fraktionspolitik, 
die noch überall zur Verdunkelung der beſten Köpfe 
und zu Entgleiſungen geführt hat. 

Es konnte unter den obwaltenden Umſtänden 
nicht an Derfuchen fehlen, den Miniſterpräſidenten 
Stolypin zu ſtürzen. Er war am 25. März 
zur Wiederherſtellung feiner Geſundheit nach dem 
Kaukaſus abgereiſt, führte aber die Geſchäfte fort 
und kehrte erſt am 5. Mai zurück. Am 10. April 
verlieh ihm der Kaiſer mit einer Verfügung voller 
Anerkennung für ſeine „dem Lande ſo nützliche 
Tätigkeit“ den Weißen Adlerorden. Es entſpann 
fich ein Konflikt um den Etat für den Marinegeneral— 
ſtab, von dem die Mehrheit der Duma behauptete, 
daß ſie und der Reichsrat ihn zu bewilligen habe, 
während die Rechte und viele andere außerhalb 
des Parlaments die geſamte Angelegenheit des Ma— 
rinegeneralſtabs als Prägorativrecht der Krone an- 
ſahen. Stolypin ſtand auf dem Standpunkt der 
Duma, der Kaifer hatte aber den Etatstitel nicht 
beſtätigt. Dieſen ſachlichen Konflikt ſuchten min 
viele Ceute zum Sturze Stolypins auszunützen. 
Er war entſchloſſen, feine Entlaſſung einzureichen 
und begab ſich ſofort nach ſeiner Ankunft nach 
Sarskoje Selo, wo er über Nacht blieb und wohin 
auch die übrigen Miniſter und die Vorſitzenden des 


Reichsrates und der Duma berufen wurden. Durch 


ein Reſkript des Kaiſers wurde die Angelegenheit 
dahin erledigt, daß unter dem Dorfiß Stoly- 
pins eine Kommiffion zur genauen Abgrenzung 
der Rechte des Parlaments in Sachen der Landes- 
verteidigung eingeſetzt werden ſoll. Außerdem er— 
kannte das Reſkript die Verdienſte des Kabinetts 
und die Unerſchütterlichkeit der neuen Staatsord— 
nung an. Am + Juni bekannte fib Stolypin 
in einer Programmrede in der Duma zu dem Prin- 
zip der konſtitutionellen Monarchie, wie es in 
Deutſchland beſteht, nach dem die Miniſter die Voll— 
ſtrecker der Politik des Berrſchers find. Er ent 
täuſchte damit alle Lente, die bisher merkwürdiger— 
weiſe geglaubt hatten, in Rußland ſolle das rein 
parlamentariſche Svyſtem gelten. 

Am 5. Juni wurde in Petersburg in Gegen— 
wart des Raifers, der geſamten kaiſerlichen faa 
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milie, des diplomatiſchen Korps, der Miniſter, der 
Vertreter des Reichsrates und der Duma ꝛc. das 
Denkmal des Kaiſers Alexander III. enthüllt, 
für das der Künftler fürt Trubetzkoi aber 
bittere Kritik in der Preſſe erfuhr. Kurz vor Schluß 
der Duma begab ſich die kaiſerliche Familie wie 
alljährlich in die finniſchen Gewäſſer, wo am (é. 
Juni der bereits geſchilderte Beſuch des Kaifers 
Wilhelm erfolgte. Im Juli machte dann Kaifer 
Nikolaus dem däniſchen und dem ſchwediſchen 
Hofe ſeinen Erwiderungsbeſuch, darauf folgten die 
bereits erwähnten Beſuche bei ſeinem Schwager, 
dem Prinzen Heinrich von Preußen und ſpäter 
die in Cherbourg und Cowes. Dazwiſchen fiel. die 
Feier der 200 jährigen Erinnerung an die Schlacht 
von Poltawa. Kaifer Nikolaus war am 9. Juli 
in der feſtlich geſchmückten Stadt eingetroffen und 
wurde mit enthuſiaſtiſchen Kundgebungen begrüßt. 
Vormittags wurde am Schwedendenkmal eine 
Seelenmeſſe für Peter den Großen zelebriert, 
dann fand eine Parade der Regimenter ſtatt, die 
einſt an der Schlacht bei Poltawa teilgenommen 
haben. Später wurde das Denkmal des Vertei⸗ 
digers von Poltawa, des Oberſten Kellin, ent- 
hüllt, und Abends wohnte der Kaifer dem Gottes- 
dienſte in der St. Simeonskirche beim Schweden— 
denkmal bei. Am anderen Tage nahm er am Früh— 
ſtück im Kadettenkorps teil und hielt eine gedanken⸗ 
reiche Anſprache, in der er alle Untertanen auf— 
forderte, mit ihm an der Entwicklung Rußlands 
zuſammenzuarbeiten. Die Feſtlichkeiten hatten über 
20.000 Feſtteilnehmer nach Poltawa gezogen. Zu 
gleicher Seit, am 10. Juli, wurde im Beiſein der 
Haiſerin, der Kaiferinwitwe und der Königin von 
Griechenland auf dem Admiralitätskai in Peters- 
burg ein Denkmal Peters des Großen enthüllt. 
Es iſt dem ruſſiſchen Volke zu gönnen, daß es ſich 
an der Erinnerung einer geſchichtlichen Großtat 
aufrichtet, denn es hat feine letzte ſchwere Nieder- 
lage mit würdiger Ergebung ertragen und hat ſich 
nicht als die gefchlagenen Helden herauszuputzen 
verſucht, wie im vorigen Jahrhundert gewiſſe ro— 
maniſche Völker nach ihren Niederlagen. Die Rei- 
ſen des Kaiſers gaben auch manchen Anlaß, ge— 
wiſſe landläufige Anſchauungen über politiſche Sym⸗ 
pathien einigermaßen zu revidieren, und es durften 
ſogar Stimmen lautwerden, die ein engeres Ver— 
hältnis zu Deutſchland und gute Beziehungen zu 
Gſterreich⸗Ungarn als befte Politik empfahlen. Daran 
hatte auch eine denkwürdige Reife von Dumamit⸗ 
gliedern im Juli nach London und Paris mit wort- 
reichen Banketten und Derbrüderungen nichts zu 
ändern vermocht. 

Nach den Herbſtmanövern begab fich die fai- 
ſerliche Familie zu längerem Aufenthalte nach £i- 
vadia in der Krim; bei ſeiner Ankunft in Jalta 
empfing der Kaiſer am 18. September auf der Jacht 
„Standart“ den Beſuch des Emirs von Buchara. 
Das Befinden der Kaiferin war nicht befonders 
günſtig, doch beruhten die mannigfaltigen Mittei- 
lungen der Blätter darüber auf Erfindung und 
Abertreibung wie ihre meiſten Nachrichten über den 
ruſſiſchen Kaiferhof. Am 8. Oktober empfing der 
Kaifer den außerordentlichen türkiſchen Geſandten 
Rifaat Paſcha in feierlicher Audienz. Die dem 
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Diplomaten erwieſenen beſonderen Ehren ließen 
auf die Anbahnung freundſchaftlicher Beziehungen 
zwiſchen Rußland und der Türkei ſchließen, doch 
waren die in den Blättern darüber veröffentlichten 
Einzelheiten bloße Vermutungen. Vor der italie⸗ 
niſchen Reiſe des Kaifers traf Miniſterpräſident 
Stolypin in £ivadia zur Beſprechung inner⸗ 
politiſcher Angelegenheiten ein. Eine der wichtig⸗ 
ſten war die Ernennung des bisherigen Direktors 
der Reichsbank Timaſchow an Stelle von Ti- 
mir jaſew, der doch zu auffällig im engliſchen 
Fahrwaſſer ſchwamm. Während der Reife des Kai- 
ſers wurde am 25. Oktober die Duma wieder er— 
öffnet. Kaiſer Nikolaus traf am 27. wieder in 
Warſchau ein und kehrte nach Livadia zurück. An- 
fang November begann das bereits erwähnte Sei⸗ 
tungsduell „Iswolski gegen Ahrenthal“, das nicht 
zu Gunſten des ruſſiſchen Miniſters des Äußeren 
ausfiel. 

Die inneren Wirren hatten Jahre hindurch 
die Augen von den Derhältniffen im Often abge- 
lenkt, allerlei beunruhigende Nachrichten von dort 
hatten im Herbſt eine Inſpektionsreiſe des Finanz⸗ 
miniſters Kofowzew und des Kriegsminifters 
Sſuchomlinow nach der Mandſchurei veran- 
laßt, und erſterer trat ſogar in Verhandlungen mit 
dem ruſſenfreundlichen Fürſten Ito ein, der aber 
bet feiner Ankunft auf dem Bahnhofe in Charbin 
durch einen Koreaner ermordet wurde. Roko w⸗ 
ze w begab fih nach feiner Rückkehr Ende No- 
vember nach Livadia zur Berichterſtattung. Aus 
den unzuverläſſigen und widerſpruchsvollen Mit⸗ 
teilungen und gewiſſen, vom Optimismus Js= 
wolskis detragenen offiziöſen Preßnotizen läßt 
fih ſchließen, daß die wirtſchaftliche Lage im Often 
durchaus günſtig iſt, daß Japan ſich militäriſch 
auf alle Fälle einrichtet, daß aber zur Herſtellung 
eines gewiſſen Gleichgewichts und zur Ausgleichung 
von Meinungsverſchiedenheiten Verhandlungen ſtatt⸗ 
finden. Außerdem beſteht kein Sweifel darüber, 
daß man in den leitenden ruſſiſchen Kreiſen dem 
Oſten wieder größere Aufmerkſamkeit zuwendet und 
bereits begonnen hat, aus dem mit Truppen über⸗ 
häuften Weſten Derlegungen nach den öſtlichen Gou- 
vernements vorzunehmen. Die Ernennung Js- 
wolski zum Mitgliede des Reichstages am Na⸗ 
menstage des Saren wollten viele als Anzeichen 
ſeines baldigen Rücktritts deuten, ſie haben aber 
bis jetzt nicht recht behalten. In der Nacht zum 
22. Dezember fiel der Petersburger Polizeichef 
Oberſt Kar po w einem terroriſtiſchen Anſchlag zum 
Opfer. Ein ehemaliger Revolutionär Woſkreſ— 
ſenski hatte ſich als Geheimagent der Polizei 
anwerben laffen und auch das Vertrauen Kar- 
pows zu erwerben verftanden, das er aber mir 
dazu benützte, um ihn in eine Falle zu locken und 
durch eine Bombe zu töten. 

Die Duma tagte wieder zwei Monate und 
ging Ende Dezember auf vier Wochen in die 
Ferien, aber die Erneuerung Rußlands macht bei 
dem Tempo, mit dem ſie arbeitet, recht langſame 
Fortſchritte. Es ift in früheren Jahrgängen ge- 
ſagt worden: Rußland braucht Taten und nicht 
Worte. Die Duma iſt keineswegs untätig, aber 
wenn ſie von den ſechs Monaten ihrer Tätigkeit 
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allein vier auf das Budget verwendet, fo find 
dabei recht viele Worte überflüſſig und ficher 
nichts weniger als Taten geweſen. Das Budget 
war übrigens von der ſehr fleißigen Kommiſſion 
am Jahresende nahezu durchberaten. Die Duma 
erledigte ſonſt noch die Vorlage über die Orga- 
niſation des bäuerlichen Grundbeſitzes in erſter und 
zweiter Leſung, die Reform der Gerichtshöfe erſter 
Inſtanz, das Geſetz über die bedingte Verurteilung 
und einige unbedeutendere Vorlagen in erſter Le- 
ſung. Mit Interpellationen wurde kein Mißbrauch 
getrieben. Der zurückgetretene Handelsminiſter T i- 
mir jaſew erhielt aber nachträglich noch ein 
Mißtrauens votum, weil er ungeſetzlicherweiſe naph⸗ 
thahaltige Ländereien an hohe Beamte verpachtet 
hatte, auch der Juſtizminiſter Schtſcheglowi⸗ 
tow erhielt ein Mißtrauensvotum für die un⸗ 
glaublich ungeſchickte Verteidigung eines Sirkulars 
über die Sulaſſung von Rechtsanwälten in die Ge- 
fängniſſe. Am 29. Dezember bewilligte die Duma 
nach zweitägiger geheimer Beratung einſtimmig 
10, 00.000 Rubel für die Reorganiſation der Ar- 
mee und Dislokationen. Unter der Formel des 
überganges zum territorialen Syſtem werden die 
im Weſten überſchüſſigen Truppen nach dem Inne⸗ 
ren zurückgezogen. 


Nationale Angelegenheiten. 


An Stelle der früheren panſlawiſtiſchen Strö- 
mung macht fich in neuerer Seit immer mehr eine 
nationaliſtiſche Richtung geltend mit der Deviſe 
„Rußland für die Ruſſen“. Ihr Ziel ift die Sen- 


tralifierung des Reiches und die Verſchmelzung der 


anderen Nationen mit dem Ruſſentum, ſie iſt durch 
die nationalen revolutionären Beſtrebungen des 
Jahres 1905 geftärft worden und fie wird durch das 
Parlament gefördert. Auf dieſem Standpunkte ſte⸗ 
hen ſowohl die reaktionäre Rechte wie die verfaſ⸗ 
ſungstreuen Oktobriſten und ſelbſtverſtändlich auch 
die Regierung. Ob dieſe Politik ihren Sweck er⸗ 
reichen wird, iſt eine Frage, die nur die Sukunft 
löfen kann. 

Natürlich iſt der Panſlawismus noch nicht tot, 
im Gegenteil gaben verſchiedene allſlawiſche Kon⸗ 
ventikel allen, die ſich über ſolche Dinge beun⸗ 
ruhigen wollen, reichliche Gelegenheit. Am 10. April 
wurde in Petersburg ein allſlawiſcher Kongreß er- 
öffnet, deſſen Beratungen zum Teil geheim waren, 
aber trotzdem mit dem üblichen Skandal endeten. 
Swiſchen Polen und Ruſſen klafft noch immer ein 
Abgrund von Haß und Widerwillen, der ſich nur 
gelegentlich durch den gemeinſamen Deutſchenhaß 
ſchließt. Ebenſo reſultatlos verliefen Ende Mai in 
Petersburg die Verhandlungen des im vorigen 
Jahre in Prag gewählten allſlawiſchen Ausſchuſſes. 
Die Vermittlung des Tſchechenführers Dr. Kra- 
marſch hatte keinen Erfolg, denn die Ruſſen 
können ihm feine verklauſulierte Suftimmung zur 
Annerion von Bosnien nicht verzeihen. Der Be- 
ſchluß, eine allſlawiſche Bank zu gründen, ift ſchließ⸗ 
lich in einer Weiſe verwirklicht worden, daß ſie 
höchſtens zur Eroberung des Balkans für die ruf- 
ſiſche Induſtrie dienen wird. Die Tſchechen und 
Südſlawen hatten ſich die Sache doch anders gedacht. 
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Die ruſſiſche Regierung hat die zeitweilig ge» 
übte Politik der Schonung des polniſchen Natio- 
nalbewußtſeins wieder aufgegeben. Die polniſche 
Sprache wird in Schule und Amt wieder verfolgt, 
die orthodoxe Kirche gegenüber der katholiſchen in 
jeder Weiſe bevorzugt. Im Mai wurde der Duma 
ein Geſetzentwurf vorgelegt, nach dem gewiſſe vor⸗ 
wiegend von Ruffen bewohnte Landſtriche der Gou- 
vernements Siedlce und Lublin als Gouvernement 
Cholm aus dem „Sartum Polen“ ausgefchieden 
werden ſollen. Auch der Geſetzentwurf über die 
Selbftverwaltung in den Weſtprovinzen und der 
am 20. Oktober von Stolypin in der Duma 
entwickelte Plan einer polniſchen Städteordnung 
laſſen keinen Sweifel darüber beſtehen, daß den 
letzten polniſchen Vorrechten das Ende bereitet 
wird. Der Warſchauer Gene ralgouverneur hat fo- 
gar die Sammlungen und eine allgemeine Feier 
der Schlacht bei Tannenberg verboten. Dafür taten 
fih die Polen ein Gutes mit einer landwirtſchaft⸗ 
lichen und induſtriellen Ausſtellung in Czenſtochau, 
die nach dem geſcheiterten Boykott deutſcher Er⸗ 
zeugniſſe nun der flawiſchen Welt die polniſchen 
Produkte empfehlen ſollte. 

über Finnlands ſtaatsrechtliche Stellung wird 
viel geſchrieben, weil darüber wohl viele Reden, 
Manifeſte und Erläffmit unbeftimmten Ausdrüden, 
aber keine eigentlichen rechtlichen Beſtimmungen 
eriftieren. Die auf den Einheitsſtaat gerichteten und 
Finnland betreffenden Beſtrebungen der Regierung 
finden ungeteilte Zuſtimmung in allen national ruf» 
ſiſchen Kreiſen, denen die neuerdings ſehr feindlich 
geſinnte fremde Nation unmittelbar vor den Toren 
Petersburgs unheimlich zu werden beginnt. Das war 
ſchon während der Revolutions jahre 1905 und 1906 
der Fall, aber ſeitdem nach Einführung des all- 
gemeinen Wahlrechts die Sozialdemokraten die fün⸗ 
rende Partei geworden ſind, iſt die Stimmung nicht 
beffer geworden. Eine dreimalige Auflöſung des 
Candtages hat in dieſer Beziehung wenig geändert. 
Im vorigen Jahrhundert lag die politiſche füh- 
rung des Landes in den Händen der Schweden, 
die politifch gewandt genug waren, fih mit Ruß⸗ 
land auf erträglichem Fuße zu erhalten. Seit aber 
die mürriſchen, mißtrauiſchen und hartköpfigen 
Finnen die Politik des Landes führen, ift von Ver⸗ 
handlung und Ausgleich gar nicht mehr die Rede. 
Daß das Land mit dieſem Standpunkte gegenüber 
der Macht Rußlands nichts erreichen kann, liegt 
auf der Hand, und alle auswärtigen Sympa- 
thien und Ruſſenfeindſchaften helfen ihnen nicht 
das geringſte. Die Abſicht der ruſſiſchen Regierung, 
aus triftigen militäriſchen Gründen das Gouver⸗ 
nement Wiborg, das ſchon von Peter dem 
Großen erobert und erſt hundert Jahre freiwillig 
Finnland zugeſchlagen wurde, wieder abzutrennen, 
ift aber Ende Oktober vorläufig wieder fallen ge- 
laſſen worden. 


Verſchiedenes. 


Die ruſſiſchen Bauern ſind ſo ſehr an den 
„Mir“ gewöhnt und infolge davon ſo mißtrauiſch 
gegen die eigene ſelbſtändige Leiſtungsfähigkeit ge- 
worden, daß ſie nur ſchwer dazu zu bringen ſind, 
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den ihnen geſetzlich zuſtehenden Anteil am Ge— 
meindeland auch wirklich zu erwerben. Sie ſind auch 
mißtrauiſch gegen die Beamten und das von dieſen 
kommende Befreiungswerk. Es wird viele Mühe 
koſten, hier eine Wandlung zu bewirken und vor 
allen die über die Angelegenheit erregten Bauern 
davor zu bewahren, daß ſie nicht der Agitation 
der Agrarſozialiſten verfallen. Für dieſes Jahr iſt 
wohl noch nichts zu befürchten, denn die Ernte 
iſt über alle Erwartungen gut ausgefallen, und 
für die Volksſtimmung in Rußland ſpielt das Ernte- 
erträgnis eine bedeutende politiſche Rolle. Bloß 
der Roggen brachte nur eine Durchſchnittsernte, 
die anderen Getreidearten, namentlich Weizen und 
Hafer, gaben fehr reiche Erträge. Der Ernteausfall 
wirkt günſtig auf verſchiedene Induſtriezweige, 
namentlich auf die Fabrikation von Baumwoll⸗— 
waren, ein. Dagegen haben erhebliche Teile von 
Südſibirien infolge großer Dürre eine totale Mif- 
ernte erlitten und es ift eine Hungersnot zu be- 
fürchten, da keine Bahnverbindung dorthin beſteht. 

Am 18. Jänner ſtarb Großfürſt Wladimir 
Alexandrowitſch im 62. Lebensjahre, der 
älteſte Oheim des Kaiſers. Er galt im Auslande 
als das Haupt der Reaktion, und da er im Jänner 
1005 in Petersburg das Oberkommando führte, als 
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die von Gapon und anderen Leuten geführten 
Revolutionsmänner mit Waffengewalt auseinander⸗ 
getrieben wurden, hat die radikale Preſſe aller 
Länder die alte Mähr wieder aufgefriſcht. Er war 
wohl noch ein Vertreter der alten ritterlichen 
Strenge aus der Seit des Kaiſers Nikolaus I., 
aber er hat ſich nie zu politiſchen Intrigen herge⸗ 
geben, am allerwenigſten zum eigenen Beſten, und 
er war der einzige Großfürſt, der auch dem Ja- 
ren ein ernftes Wort zu fagen wagte, was bekannt⸗ 
lich Alexander III. nicht vertrug. Er war zu 
jeder Seit ein Freund Deutſchlands. 

Großfürſt Michael Nikolajewitſch, ein 
Großvatersbruder des Kaifers Niko lauss, ſchied 
am 18. Dezember in Cannes, wo er ſich wegen 
feiner Geſundheit dauernd aufhielt, im 67. Jahre 
aus dem Leben. Er war Großvater der deutſchen 
Kronprinzeſſin Cäcilie. Schon frühzeitig in den 
Militärdienft getreten, war er längere Seit mit 
Erfolg Statthalter im Kaukaſus und befehligte im 
Kriege 1877—1878 die ruſſiſche Armee in Aſien. 
Später war er viele Jahre Präſident des Reichs⸗ 
rates. Er beſaß infolge der Eroberung von Kars 
den Georgsorden erſter Klaſſe, deffen letzter Jn- 
haber er ſeit dem Tode Kaifer Wilhelms I. war. 


Skandinavien. 


AP chweden nimmt fortwährend die Stel- 
lung eines geordneten, fortſchreitenden 


Staatsweſens ein, am allerwenigſten hat 


ſeinem Anſehen die Kostrennung Norwegens ge— 


ſchadet. Der Reichstag wurde am 15. Jänner er- 
öffnet, die am folgenden Tage vom König verleſene 
Thronrede konſtatierte befriedigende äußere und 
innere Derhältniffe, das Budget betrug 228 Mil- 


lionen Kronen. Das vor zwei Jahren befchloffene - 


Wahlrecht, das eine Erweiterung des Stimmrechts 
mit Proportionalwahlen einführt, erhielt am 10. Fe⸗ 
bruar die verfaſſungsmäßige zweite Genehmigung 
der beiden Kammern mit großer Mehrheit. Mitte 
März erfolgte eine Umbildung des Miniſteriums 
Lindmann. Am 27. März bewilligten beide 
Kammern in gemeinſamer Abſtimmung drei Mil- 
lionen zur Anſchaffung von neuem Seldartillerie- 
material. Am 6. Juni wurde die Feier des hundert- 
jährigen Beſtandes der Verfaſſung begangen. Am 
26. machte das ruſſiſche Kaiſerpaar feinen Gegen- 
beſuch in Stockholm. König Guſtav war mit 
feiner Gemahlin entgegengefahren, begrüßte die 
Gäſte auf der „Standart“ und geleitete ſie an 
Land. Die Fahrt nach dem Schloſſe fand unter 
lebhaften Kundgebungen ſtatt, Nachmittags brachte 
ein großer Sängerchor dem Kaiſerpaare eine Hul- 
digung. Abends fand im Schloſſe ein Prunkmahl 
ſtatt, bei dem Toaſte gewechſelt wurden, die die 
verwandtſchaftlichen Beziehungen der Fürſtenhäuſer 
und das treffliche Verhältnis beider Länder warm 
betonten. Am folgenden Tage war Frühſtück auf 
der „Standart“, ſpäter begaben ſich die kaiſer— 


liche und königliche Familie nach Schloß Tullgarn, 
von wo am 28. nach der herzlichſten Verabſchie⸗ 
dung die Abreiſe der ruſſiſchen Gäſte erfolgte. 
Die guten Beziehungen zu Deutſchland fanden 
ihren Ausdruck in der bereits erwähnten Eröffnung 
des Trajekts Saßnitz⸗Trelleborg, auch hatte am le. 
Juni die Königin Viktoria ihrem Regiment in 
Stettin einen Beſuch abgeſtattet. Ende Juli begann 
ein großer Arbeiterſtreik infolge der Ausſperrung 
von 40.000 Arbeitern, deren übermäßige Forde— 
rungen die Arbeitgeber damit abzuwehren fuchten. 
Die Folge davon war ein Generalſtreik, bei dem 
über 500.000 Arbeiter in den Ausſtand traten. 
Dieſer erſte große Verſuch einer disziplinierten Ge— 
werkſchaft, durch einen Generälſtreik die Umge— 
ſtaltung der gewerblichen und ſozialen Derhältniffe 
eines Landes zu erzwingen, mißlang nach mehr 
als zweimonatlicher Dauer vollſtändig, nachdem er 
ungeheure Derlufte gebracht hatte. Erbitterte Ele- 
mente ſuchten ſich durch einige Bombenattentate da⸗ 
für zu rächen. ö | 
Norwegen. König Hakon eröffnete am 
12. Jänner das Storthing mit einer Thronrede, 
die die auswärtigen Beziehungen für befriedigend 
und die Finanzlage als günſtig bezeichnete. Da die 


radikale Regierung keine Mehrheit im Storthing 


beſaß und darum im ſozialdemokratiſchen - Fahr⸗ 
waſſer ſegeln mußte, fo entſtand im Lande eine 
Bewegung dagegen wie gegen die beabſichtigte 
Einführung einer beſonderen norwegiſchen Staats- 
ſprache, des „Maal“. Nach langen Debatten nahm 
im Auguft das Storthing die neue Heeresordnung 
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an, die eine Verſtärkung der Linie und Landwehr 
auf 70.000 Mann und die Dereinigung der bis⸗ 
her beſtehenden einzelnen Bataillone in Regimenter 
und höhere Verbände bringt. Die Neuwahlen im 
Oktober und November brachten eine Niederlage 
der Regierungspartei trotz ihres Suſammengehens 
mit den Sozialdemokraten, die ihre elf Sitze be⸗ 
haupteten. Die zum erſtenmale mitwählenden 
Frauen hatten die Entſcheidung gebracht. Am 
27. November wurde unter Teilnahme des Kö- 
nigs die neue Bergensbahn eröffnet, die eine Ver⸗ 
bindung zwifchen dem Often und Weſten des Kun 
des herſtellt und eine vorzügliche Leiſtung der 
Ingenieurkunſt bildet. 

Dänemark. Einen Tag nach der 250jähri⸗ 
gen Jubelfeier der Abwehr des ſchwediſchen Stur⸗ 
mes auf Kopenhagen brachte Miniſterpräſident 
Neergard das Candesverteidigungsprogramm, 


das fih weſentlich auf die Befeſtigung von Kopen- 


hagen bezieht, im Folkething ein. Bei der Suſammen⸗ 
ſetzung dieſer Körperfchaft war an die Annahme 
nicht zu denken und deswegen wurde der Reichstag 
am 6. Mai geſchloſſen. Das am 25. neugewählte 


Folkething lehnte am 21. Juli die Vorlage wieder 
ab, worauf das Miniſterium zurücktrat. Am 16. 
Auguſt kam das neue Miniſterium Graf Holſtein⸗ 
Ledreborg zu ſtande, das aber unpopulär war, 
da der frühere Miniſterpräſident Chriſtenſen 
dazu gehörte. Trotzdem nahm das Folkething am 
51. Auguſt die umgewandelte Vorlage an ſowie auch 
am 2%. September die vom Candsthing beſchloſ⸗ 
ſenen Abänderungen. Wegen der Erbitterung, die 
gegen den dem früheren Miniſterium Chriften- 
ſen angehörenden, großartiger Unterſchlagungen 
ſchuldigen Juſtizminiſter Alberti herrſchte, er⸗ 
teilte das am 4. Oktober wieder zuſammengetretene 
Folkething dem Geſamtminiſterium am 22. ein Miß⸗ 
trauensvotum. Das Kabinett trat zurück, obgleich 
Chriſtenſen ſchon ausgeſchieden war. Es wurde 
das radikale Kabinett Sahle gebildet, das neben 
Alberti die Beſtrafung der früheren Miniſter 
Chriſtenſen und Berg in Ausſicht ſtellte und 
ſich bei der radikalen Preſſe aller Länder dadurch 
in große Gunſt ſetzte, daß es auf Rang, Titel, Orden 
u. dgl. verzichtete. 


Mittel⸗ und Kleinſtaaten. 


Niederlande. Die parlamentariſchen Verhält- 
niſſe hatten fih inſofern gebeſſert, als das ton- 
ſervative Miniſterium fich die gemäßigten Liberalen 
befreundet und die ſozialdemokratiſche Partei ſich 
geſpalten hatte. In freudiger Erwartung eines 
Thronerben war man ſchon ſeit Ende Februar mit 
Stiftungen und Geſchenken beſchäftigt, ein könig⸗ 
liches Dekret verlieh dem zukünftigen Thronerben 
den Namen Granien⸗Naſſau, die Generalſtaaten 
nahmen am I. April das Regentſchaftsgeſetz an, 
das in erſter Linie die Königinmutter und erft nach 
ihr den Prinzen Heinrich mit der eventuellen 
Regentſchaft und Vormundſchaft betraut. Die Nie- 
derkunft der Königin erfolgte am 30. April, unter 
Glockengeläute und Uanonendonner gab fich die 
Bevölkerung unbeſchreiblicher Freude über die Ge— 
burt der Prinzeſſin hin, die den Namen Ju- 
liana kuife Emma Marie Wilhelmina erhielt. 
Die Neuwahlen zur Kammer im Juni brachten 
einen entſchiedenen Sieg der Rechten, die Linke 
rächte ſich dafür, indem ſie den einſtigen Miniſter 
und jetzt am meiſten gefürchteten Führer der Rech⸗ 
ten Dr. Kuyper des Ordensſchachers beſchul⸗ 
digte. Das Parlament wurde am 21. September 
durch den Miniſterpräſidenten Dr. Reemskerk 
mit einer Thronrede eröffnet, die ſehr inhaltreich 
war. Die Haupttätigkeit der Generalſtaaten mußte 
ſich indeſſen auf die Beſeitigung des Defizits rich⸗ 
ten, das in den letzten Jahren auf mehr als 100 
Millionen Gulden angewachſen war, indeſſen zog 
der Finanzminiſter im Dezember die Vorlage auf 
Erhöhung der Einfuhrzölle wieder zurück. Am 
30. November erklärte der Miniſter des Äußern 
in der zweiten Kammer, daß das im Vorjahre 
abgeſchloſſene Nordſeeabkommen den Vertragsmäch⸗ 


ten keine militäriſchen Verpflichtungen auflege. Das 
im Frühjahre mit dem venezuelaniſchen Geſandten 
Dr. Paul abgeſchloſſene Friedensübereinkommen 
war von der Regierung in Caracas nicht anerkannt 


Robert Comteſſe, Bundespräſid ent. 


und bis zum Jahresende kein Abſchluß erreicht 
worden. 

Belgien. Die geſpannte politiſche Cage zu 
Anfang des Jahres wurde vom Kriegsminifter 
General Hellebaut benützt, den Bau der Bes 
feſtigung Antwerpens ernſtlich in Angriff zu neh⸗ 
men und für die Beſchaffung der notwendigen Ar— 
tillerie, die zu zwei Dritteln von Krupp bezogen 
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werden ſoll, eine auf drei Jahre verteilte Summe 
von 27 Millionen zu beanſpruchen. Als die Kammer 
Anfang Auguſt vertagt wurde, hatte ſie außer dem 
Budget nur einige unbedeutende Vorlagen erledigt 
und die dringliche Heeresreform wieder auf den 
Herbft verſchoben. Die deswegen im Oktober ein- 
berufene außerordentliche Sitzung der Kammer 
wurde am 5. November ohne Reſultat geſchloſſen, 
um am 9. zur ordentlichen Sitzung wieder zujams 
menzutreten, die am 18. mit dem Beſchluß auf Ein- 
führung des perſönlichen Heeresdienſtes für die 
Landesverteidigung die notwendige Grundlage ſchuf. 
Die klerikale Mehrheit hatte ſich dabei geſpalten, 
die Mehrheit war durch die Unterſtützung der Li- 
beralen geſchaffen worden. Am J. Dezember wurde 
der geſamte Geſetzentwurf mit 104 gegen 49 Stim⸗ 
men angenommen, und am II. ſtimmte auch der 
Senat zu. König Ceopold II. hatte damit ſein 
ſeit Jahren eifrig gefördertes Siel erreicht. Er lag 
aber ſchon auf dem Totenbette. Seit der erſten De- 
zemberwoche erkrankt, verſchied er in der dritten 
Morgenſtunde des 17. Dezember im 75. Lebens⸗ 
jahre. Er war ein hervorragender Politiker, aber 
ein ſchlechter Familienvater. Der Nachwelt wird 
er als einer der tüchtigſten Herrfcher unſerer Seit 
und als ein ſtarker Förderer der Wohlfahrt ſeines 
Landes erſcheinen, dem er die von ihm geſckaffene 
Kongokolonie als Erbſchaft hinterließ. Die feier- 
liche Beiſetzung erfolgte am 22. vom Stadtſchloſſe 
in Brüſſel nach der Marienkirche unter ungeheuerem 
Andrange der Bevölkerung. Sein Nachfolger, Kö- 
nig Albert, iſt der Sohn ſeines Bruders Bal— 
duin; er iſt 1875 geboren und beſitzt zwei Söhne. 
Er wird als liberal geſchildert. Am 25. hielt er 
ſeinen feierlichen Einzug in Brüſſel, wurde von der 
überaus zahlreichen Menſchenmenge begeiſtert be— 
grüßt und leiſtete in der Kammer den Eid auf die 
Derfaffung in franzöſiſcher und vlämiſcher Sprache. 
Die Thronrede ſprach fih in idealer Auffaſſung 
über die Pflichten der Regierenden für die Hebung 
der Volksmoral und Bildung, die Sürforge für die 


Pyrenäiſche 


Spanien. Man weiß im übrigen Europa ſehr 
wenig von der pyrenäiſchen Balbinfel. Nur Ma- 
ler, Biftorifer, Ingenieure und Geſchäftsreiſende 
kommen dahin. Alle Seitungsberichte von dort ſind 
unzuverläſſig, oft offiziös ſchön gefärbt, die mei- 
ſten aber im Intereſſe des liberalen Radikalismus 
und Republikanismus übertrieben. Erfreulich ſind 
die Suſtände dort nicht, aber weniger infolge des 
immer vorgeſchobenen Klerikalismus als vielmehr 
wegen des zum ausbeuteriſchen Serrbild gewor— 
denen Parlamentarismus, einerlei ob gerade fon- 
jervativ oder liberal regiert wird. In Spanien 
war das Kabinett Maura noch im Amte, aber 
die Anſchuldigungen gegen ihn wegen Beſtechlich— 
keit häuften fidh, die Partei nahm ihn aber inner- 
halb und außerhalb der Kammer in Schutz. König 


Armen und Enterbten und über die ziviliſatoriſche 
Aufgabe der Kolonialpolitik aus. Die Botſchaft rief 
im ganzen Cande einen tiefen Eindruck hervor. 
König Albert hatte als Thronfolger von April 
bis Auguſt eine Bereifung des Kongoftaates unter⸗ 
nommen und wurde bei der Rückkehr in Antwerpen 
und Brüſſel mit großen Ehrungen empfangen. Mit 
der Kongokolonie hat Belgien viele Schwierig⸗ 
keiten, die teils in der Natur der Sache liegen, 
teils darin, daß die Vereinigten Staaten und Eng- 
land ihre Anerkennung noch nicht erklärt haben; 
namentlich letzteres verhält ſich ſtark feindſelig. 
Schweiz. Infolge der Verſtaatlichung der Gott- 
hardbahn wurde in einer Konferenz in Bern am 
20. April mit Deutſchland und Italien, die feiner- 
zeit zum Bau der Bahn 120 Millionen beigeſteuert 
haben; eine Vereinbarung über die Übernahme der 
deutſchen und italieniſchen Bahnbeamten, Berück⸗ 
ſichtigung der ausländiſchen Induſtrie bei Neuan⸗ 
ſchaffungen ꝛc. abgeſchloſſen. Im März beſchloſſen 
National- und Bundesrat über die Rheinregulierung, 
gegen deren techniſche Durchführung Bedenken er⸗ 
hoben worden waren, daß der Vertrag mit Öfter= 
reich durchgeführt werden müſſe. Am 4. Oktober 
wurde in Bern das vom Bildhauer René de 
St. Marceaux geſchaffene Weltpoſtdenkmal mit 
großen Feierlichkeiten und bei Anweſenheit zahl- 
reicher Vertreter der Weltpoſtvereinsſtaaten einge- 
weiht. Am 13. November wurde mit Deutſchland 
ein Niederlaſſungsvertrag abgeſchloſſen. Am 16. De- 
zember wurden zum Bundespräſidenten der bisherige 
Stellvertreter Robert Comteſſe mit 148 Stime- 
men gewählt. In der Frühjahrstagung bewilligte 
die Bundesverſammlung 6 Millionen für Schief- 
plätze, die durch die Neubewaffnung der Artillerie 
notwendig geworden ſind. Für die Neubewaffnung 
der Fußtruppen, die in vier Jahren durchgeführt 
werden foll, wurden 15, el . 000 Francs bewilligt. 
Das neue Gewehr wird eine für das Spitzgeſchoß 
berechnete Abänderung des bisherigen ſein. 


Halbinſel. 


Alfons machte Mitte Februar dem Könige Ni a- 
nuel einen Beſuch und beſichtigte am 8. März 
die ſpaniſche Stellung in Ceuta. Am 31. traf er 
mit dem König Eduard in Miramar bei Biaritz 
zuſammen und am 20. Juli empfing er dort auch 
den Prinzen Heinrich von Preußen, der die 
vor Bilbao liegende deutſche Hochſeeflotte befeh⸗ 
ligte. Ende Juli wurde über Barcelona wieder 
einmal der Belagerungszuſtand verhängt; dort iſt der 
Herd des fpanifchen Freimaurertums, der ſeparati⸗ 
ſtiſch kataloniſchen, der republikaniſchen und ſozia⸗ 
liſtiſchen Bewegung, deren Werkzeuge die Anar- 
chiſten ſind. Die Unruhen hatten ſich diesmal im 
weſentlichen gegen die Klöſter gerichtet, aber die 
Greuelnachrichten der engliſchen Blätter darüber 
waren geradezu erlogen. Es wurden infolge der 
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Ausſchreitungen und Wiſderſetzlichkeiten zahlreiche 
Verhaftungen vorgenommen, darunter die des 
Anarchiſtenführers Franzisko Ferrer, für den fich 
plötzlich die ganze radikale Preſſe des Weltteils 
ins Seug legte. Er wurde vor das Kriegsgericht 
geſtellt, das ihn nach öffentlichem rechtlichen Ver⸗ 
fahren zum Tode verurteilte. Man erſchoß ihn am 
15. Oktober, worüber jih in Spanien niemand 
wunderte, wie kurz darauf der liberale ſpaniſche 
Miniſter des Außern ausdrücklich in der Kammer 
erklärte. Am 21. Oktober reichte das Miniſte rium 
Maura ſeine Entlaſſung ein, hauptſächlich we⸗ 
gen der Beſchuldigung zu ſchwächlicher Kriegfüh⸗ 


rung in Marokko. Es folgte das liberale Kabinett 


Moret. Am 8. November erwiderte König M a- 
nuel in Madrid den Beſuch des Königs Alfons. 
Es waren ganz außergewöhnliche militäriſche Sicher⸗ 
heitsmaßregeln getroffen worden. Abends 
war Diner im königlichen Schloffe, an den beiden 
folgenden Tagen Parade bei Carabanchel und Jagd 
in Caſa di Campo, worauf König Manuel 
nach Paris weiterreiſte. Die Cortes wurden bis 
zum Ende des Jahres nicht wieder einberufen. 


Portugal. Noch verworrener als in Spanien 
waren die Derhältniffe in Portugal. Am 14. 
Februar hatte König Manuel in Dillavicofa mit 
dem König Alfons eine Begegnung, bei der fie 
längere Unterredungen unter vier Augen mit ein⸗ 
ander hatten. Das Parlament wurde am J. März 
vom Könige mit einer Thronrede eröffnet. Es kam 
zu mehrfachen parlamentariſchen Skandalen, infolge 
deren das Miniſterium Campos Henriques 
am 3l. feine Entlaſſung nahm. Am 10. April war 
das neue progreſſiſtiſche Miniſterium Telles ge⸗ 
bildet. Am 25. wurde das Land von einem ſchwe⸗ 
ren Erdbeben heimgeſucht, der König befuchte am 
folgenden Tage das am ſchwerſten betroffene Ge⸗ 
biet Benavente. Anfang Mai trat das Kabinett 
Telles zurück und es folgte das Miniſterium 
Cima. Die Kammern wurden bis zum 21. Juli 
vertagt. Namentlich die troſtloſe Finanzlage führte 
zu ununterbrochenen parlamentariſchen Streitig⸗ 
keiten. König Manuel trat am 7. November eine 
Reiſe nach Madrid, Paris und Condon an, von der 
er am 4. Dezember zurückkehrte. Am 22. Dezember 
wurde ein neues Miniſterium Beirao gebildet. 


Balkanſtaaten. 


Türkei. Als die Jungtürken der felbftherrlichen 
Regierung Abd ul Hamids die Derfaffung auf- 
zwangen, jubelten ihnen viele aufrichtige Herzen 
im Auslande entgegen, denn nach weitverbreiteter 
Meinung bedeutet eine Derfafjung den Frieden. 
Wir haben freilich erlebt, daß die Folgen der tür- 
kiſchen Verfaſſungsbewegung den Weltteil an den 
Rand eines großen Krieges gebracht hatten, und 
wenn wir fpeziell den Balkan ins Auge faſſen, fo 
ſehen wir, daß alle dortigen Staaten, mit Aus- 
nahme des parlamentariſch verwahrloſten Griechen⸗ 
lands, eifrig rüſten, denn ihnen erfcheint eine ge- 
kräftigte Türkei gefährlich. Daß ſie es wirklich ſein 
kann, obgleich man in Stambul für Armee, Ma⸗ 
rine und andere verkommene Staatseinrichtungen 
ſchon vieles getan hat, erſcheint nicht ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich. Bei dem Umſchwunge war die Lofung 
eines Ottomanentums ausgegeben worden, aber der 
Derfuch ift nicht gelungen, die alten nationalen 
Gegenſätze zwiſchen Türken und Chriften und wie- 
der unter dieſen beſtehen weiter. Ob die jungtürkiſche 
Herrſchaft dem Lande zum Segen gereichen wird, 
ift noch heute eine offene Frage. Außerlich machte 
ſich die kurz vor Neujahr ins Leben getretene 
Kammer recht gut, die parlamentariſchen Formen 
wurden ganz hübſch praktiziert, aber in Mazedo⸗ 
nien war nach dem erſten Freiheitsrauſch der po⸗ 
litiſche Wirrwarr wieder im Gange. Schon am 
15. Februar erhielt der Großweſir Kiamil ein 
Mißtrauensvotum, fein Nachfolger wurde Hilmi 
Paſcha. Gegen die neuen Verhältniſſe beſtand 
eine entſchiedene Gegnerſchaft unter den Hod- 
ſchas und Softas (Theologen), zu denen ſich viele 
aus ihren Amtern Dertriebene geſellten. Darauf 
geſtützt, inſzenierte Ab d ul Hamid am 13. April 


Sultan Mehmed V. 


eine Revolte des ihm treugebliebenen Militärs, das 
ſich raſch in den Beſitz der Stadt ſetzte und ein 
neues Miniſterium unter Tewfik Paſcha bildete. 
Die jungtürkiſchen Offiziere rafften ſich aber bald 
zuſammen, vereinigten aus Mazedonien 30.000 
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Mann und eroberten die Stadt wieder, worauf 
die Kammer die Abſetzung Abd ul Hamids, 
die ein Fetwa der oberſten geiſtlichen Behörde für 
geboten erachtete, ausſprach. Am 27. April Nach⸗ 


ilmi Paſcha, Großweſir. 


mittags wurde fein jüngerer Bruder Reſchad als 
Muhammed V. zum Sultan ausgerufen, Abd 
ul Hamid wurde in Saloniki interniert und 
Hilmi Paſcha wurde wieder Miniſterpräſident. 
Seitdem hat die Herrſchaft der Jungtürken das 
Beſtreben gezeigt, das Reich im Innern zu feſtigen 
und ſein Anſehen nach außen zu heben. Da der 


Sultan vollkommen einflußlos iſt, beruht tatſächlich 


alles Heil des Staates auf den europäiſch gebil- 
deten Generalen, in Kleinafien und Arabien iſt man 


aber mit der Wendung der Dinge in Stambul’ 


keineswegs zufrieden, desgleichen in Albanien. Por- 
läufig führte der Höchſtkommandierende der ru— 
meliſchen Armee, Mahmud Schefket Paſcha, 
einer der tüchtigſten und ehrlichſten Offiziere, eine 
Art Militärdiktatur. Am 25. Juli wurde der Jahres⸗ 
tag der Einführung der Derfaffung unter aufer- 
ordentlicher Teilnahme der Bevölkerung feierlich 
begangen. Bei der Parade in Konftantinopel waren 
der Sultan, der Thronfolger und andere Prinzen, 
der Khedive und der wieder in türkiſche Dienſte 
getretene General Frhr. v. d. Goltz anweſend. 
Am 21. Auguſt wurde die Kammer bis zum 14. 
November geſchloſſen; ſie hat gerade nicht viel 
geleiſtet, ſondern mehr geredet, wozu freilich viel 
Grund vorlag. Die Wiedereröffnung erfolgte durch 
den Sultan mit einer Thronrede. Am 28. Dezem- 
ber gab der Großweſir Hilmi Paſcha feine De- 
miffion wegen der Haltung der Kammer gegen 
die Verleihung der Schiffahrtskonzeſſion auf dem 
Euphrat und Tigris an eine engliſche Geſellſchaft. 
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Rumänien hat feit feinem fünfzigjährigen Be⸗ 
ftehen fo außerordentliche Fortſchritte gemacht, daß 
es von einem Teile der Preſſe ſchon gar nicht 
mehr zu den eigentlichen Balkanſtaaten, ſondern 
zu den vollkommen europäifchen Mächten gerech⸗ 
net wird. Man darf wohl ſagen, daß ein weſent⸗ 
liches Derdienft dafür dem Könige gebührt, der 
in ſeinem mehr als vier Jahrzehnte unausgeſetzten 
planvollen Bemühen gezeigt hat, was aus einem 
bildungsfähigen Volke zu machen iſt. Es lag unter 
dieſen Umſtänden nahe, daß der 70. Geburtstag 
des Monarchen am 20. April im Cande mit großer 
Begeiſterung begangen wurde. Am 6. Februar war 


ſchon der 50. Jahrestag der Vereinigung der 


ehemaligen Fürſtentümer Moldau und Wallachei 
gefeiert worden. Am 5. März war der Sar Fer⸗ 
dinand von Bulgarien auf der Rückreiſe von 
Petersburg zum Beſuche in Bukareſt eingetroffen 
und vom König Karl auf dem Bahnhofe als 
König begrüßt und nach dem Schloffe geleitet wor- 
den. Auf Wunſch des Königs follte fein Geburts⸗ 
tag ſo wenig als möglich offiziell gefeiert werden, 
und darum traf von fremden Fürſtlichkeiten nur 
der deutſche Kronprinz mit großem Gefolge am 
10. April in Bukareſt ein, wo ihm die Bevölkerung 
einen äußerſt herzlichen Empfang bereitete. Er 
überreichte dem König zu feiner Ernennung zum 
preußiſchen Generalfeldmarſchall den Marſchallſtab. 
Die am Abend des 20. beim Prunkmahl gewech⸗ 
ſelten Trinkſprüche waren ausſchließlich militäriſchen 
Inhalts. Kronprinz Wilhelm blieb eine ganze 
Woche Gaſt des rumänifchen Königshaufes, wurde 
überall von der Bevölkerung ſympathiſch begrüßt 
und reiſte am 25. nach Wien ab. Wie ſchon er⸗ 
wähnt, machte im Juli auch der Thronfolger Erz⸗ 
herzog Franz Ferdinand mit Gemahlin dem 


Jonel Bratianu, rumän. Miniſterpräſident. 


Königshaufe einen längeren Befuch. — Im Jänner 
war der verdiente Miniſterpräſident Demeter Stu r- 
d za wegen Alter und Krankheit zurückgetreten und 
durch Jonel Bratia nu erſetzt worden, der unter 
anderem am 5. Auguſt von Karlsbad aus dem 
Reichskanzler v. Bethmann-Hollweg einen 
Beſuch in Berlin abſtattete und auch vom Kron- 
prinzen empfangen wurde. Am II. Oktober wurde 
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bei Anweſenheit des Königs und der königlichen 
Familie der neue Hafen von Conſtanza mit großen 
Feierlichkeiten und unter ungeheuer zahlreicher Teil⸗ 
nahme eröffnet. Die Thronrede bei Eröffnung des 
Parlamentes am 28. November betonte die gün- 
ſtige Finanzlage und gedeihliche wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung des Landes. 

Serbien. Das Land hat hoffentlich aus den 
bitteren Erfahrungen des Srühjahres für die Ju- 
kunft die Lehre gezogen, daß eine erhitzte politiſche 
Phantaſie und die Hoffnung auf fremde Hilfe einen 
Machtzuwachs weder bedeuten noch bewirken. Die 
innere Cage iſt durch die Beſeitigung des Prinzen 
Georg von der Thronfolge erheblich erleichtert 
worden und auch die Parteien haben etwas aus 
den Ereigniſſen gelernt, leider nicht genug und kaum 
nachhaltig. Jedenfalls ift ein zweimaliger Miniſter⸗ 
wechſel in einem Jahre für ein Land, das fidh 
ernſtlich emporarbeiten will, nicht nützlich, noch 
weniger die Parteiintrigen und die Beſtechlichkeit. 
Das letzte Miniſterium Paſitſch bietet keine be— 
ſondere Garantie dagegen. Siemliches Aufſehen 
machte ein mehrwöchentlicher Beſuch in dem be— 
rühmten HKapaonikgebirge in Serbien durch den Kö- 
nig Ferdinand, der auch ſpäter am 25. No⸗ 
vember zu einem Beſuch des Königs Peter in 
Belgrad eintraf und vom Königshaufe wie von der 
Bevölkerung warm bewillkommnet wurde. Man 
brachte den Beſuch mit dem ſagenhaften Baltan- 
bund in Verbindung, der offenbar von Iswolski 
gewünſcht, aber von Gſterreich-Ungarn und der Tür- 
kei ſicher nicht begünſtigt wird. 

Bulgarien. König Ferdinand verfuct, 
dem Beiſpiel des rumäniſchen Monarchen zu folgen, 
und bisher ift es ihm geglückt. Unterſchiede dürf- 
ten ſich nur aus dem anders gearteten Charakter 
der beiden Völker ergeben. Die Anerkennung der 


Selbſtändigkeit und der Königswürde iſt erreicht 
worden, die Beſeitigung der Kapitulationen wird 
mit Energie betrieben. So konnte am 5. Oktober 
der Jahrestag der Unabhängigkeitserklärung im 
ganzen Lande mit großer Feierlichkeit begangen 
werden. Die Hauptfeier fand in Tirnowa, auf 
Wunſch des Königs in mäßigem Umfang, ſtatt. 
Die Sobranje wurde von ihm am 28. Oktober 
mit einer ſehr würdig und maßvoll gehaltenen 
Thronrede eröffnet und verhandelt mit großer Ruhe. 

Griechenland. Wie man es auf dem Balkan 
nicht machen darf, zeigt das Land der einſtigen Hel- 
lenen. Die Parteienmißwirtſchaft hat die Finanzen, 
Heer und Flotte heruntergebradt und das Anfehen 
der Krone untergraben. Schon am 6. März kam 
es deswegen zu Tumulten gegen die Kammer, die 
Enttäuſchung, daß bei der letzten Balkankriſe nicht 
einmal Kreta zu erlangen geweſen war, ſchlug dem 
Faſſe den Boden aus. Nach dem Beiſpiele ihrer 
jungtürkiſchen Kollegen nahmen ſchließlich die grie⸗ 
chiſchen Offiziere Ende Auguſt die Sache in die 
Hand, ihr Leiter Oberſt Sorbas diktierte dem 
neuen Kabinett Mawromichalis und der Kam» 
mer, was ſie zu tun und zu laſſen hätten, und ſetzten 
das Ausſcheiden der königlichen Prinzen aus der 
Armee durch; fie verließen das Land und der Kö- 
nig hatte zeitweilig die Abſicht abzudanken. Ende 
Oktober machten einige Marineoffiziere unter Füh⸗ 
rung eines gewiſſen Tybaldos einen bejons 
deren Putſch, der einen höchſt lächerlichen Aus» 
gang nahm. Am Jahresſchluſſe war die Tage noch 
vollkommen unklar. Trotzdem wollen die Ureter 
durchaus griechiſch werden, wogegen die Pforte 
die Schutzmächte anruft und eventuell mit Anwen⸗ 
dung von Gewalt droht. Um Verwicklungen zu ver» 
meiden, haben die Schutzmächte erklärt, ſie würden 
den status quo aufrecht erhalten. 


Amerika. 


Rooſevelt. 


dei der letzten Präſidentenwahl ſtand die 
O Bevölkerung an einem Scheidewege. 
Wollte ſie die ausbeutende Macht der 

Truſts vollkommen brechen, ſo mußte ſie den de— 
mokratiſchen Kandidaten wählen; dann hätte ſie 
freilich die imperaliſtiſche und die ſchutzzöllneriſche 
Politik in der Hauptſache aufgeben müſſen. Sie 
ſchlug einen Mittelweg ein und wählte mit ſehr 
großer Mehrheit Taft, von dem ſie erwartete, 
er werde die ihr im allgemeinen ſehr zuſagende 
Politik Rooſevelts fortſetzen, der den Truſt⸗ 
die Sähne gezeigt, wenn er auch gegen den von 
jenen beherrſchten Senat wenig ausgerichtet hatte, 
aber doch im inneren und äußeren Wege wies, 
die dem Lande eine glänzende Sukunft eröffneten. 
Es läßt ſich nun nicht in Abrede ſtellen, daß die 
Vereinigten Staaten, feitdem Rooſevelt das 
Weiße Haus verlaſſen hat, am allgemeinen Jnter- 
eſſe viel eingebüßt haben, ſogar im eigenen Lande. 


Die geſchichtliche Bedeutung ſeiner Präſidentſchaft 
liegt darin, daß er als Träger der oberſten Staats- 
würde zugleich der perſönliche Führer der Nation 
war. An der Durchführung der von ihm ausge— 
ſtreuten politiſchen Gedanken werden noch Jahr- 
zehnte zu arbeiten haben. Wohl infolge ſeiner nieder— 
ländiſch⸗germaniſchen Abſtammung hatte er an die 
Stelle des bisher im Staatsleben allein geltenden 
mancheſterlichen Liberalismus den politiſchen Idea— 
lismus geſetzt, der auch in dem nüchternen Ame— 
rikanertum zündete. Man lernte, vom eignen Staat, 
der nicht bloß eine Vützlichkeitsanſtalt fein ſollte, 
größer denken. Wie viel Rooſevelt davon ſelbſt 
durchzuſetzen im ſtande war, iſt dabei ziemlich 
gleichgültig. Man kann leichter den Sinn einer Bes 
völkerung als den lang eingewöhnten Gang einer 
Staatsmaſchine umwandeln. Das amerikaniſche 
Volk empfindet längſt, daß der mancheſterliche 
Liberalismus ſeine Freiheit zerſtört, weil er in den 
Truſts die Geſetzgebung beeinflußt. Es fühlte die 
Krankheit und fah in Roofevelt den Helfer, 
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der einen wirklichen Liberalismus, die freie Bahn 
dem Tüchtigen predigte, und zwar nicht durch fo- 
zialiſtiſche Verſtaatlichung der großen Betriebe, fon- 
dern durch ihre Beaufſichtigung durch den Staat, 
um der Serſtörung des freien Wettbewerbs ent- 
gegenzuwirken und das Land dadurch für eine große 
Weltpolitik fähig zu machen. Man braucht ſich 
darum durch ſeine erfolgloſen Kämpfe mit dem 
Kongreß und die Urteile der New Dorfer Blätter 
nicht beirren zu laſſen, deren Verbindung mit den 
wirtſchaftlichen Mächten offenkundig iſt. Aber das 
Volk im Weſten und auch im Oſten liebt ihn und 
hofft, daß er wiederkehren wird. | 

Die letzten Monate der Amtsführung Roo f c- 
velts brachten den Ausbruch einer fo intenſiven 
Feindſchaft weiter Kreiſe gegen ihn, die man trotz 
aller bisherigen ftillen Gegnerſchaft in beiden Der- 
tretungskörpern doch kaum vermutet hatte. Die 
Truſtmagnaten und ihr Anhang hatten ihn in kurzer 
Seit nicht mehr zu fürchten und gingen rückſichts⸗ 
los vor. Rooſevelt rächte fich, indem er durch eine 
Botſchaft und einen von ihm ſelbſt veröffentlichten 
Brief an den Senatspräfidenten Hale mehrere 
ſeiner bitterſten Gegner perſönlich heftig angriff. 
Dieſe erwiderten mit Angriffen gegen die Integri⸗ 
tät Rooſevelts. Dergleichen unbewieſene ge- 
genſeitige Anſchuldigungen ſind im amerikaniſchen 
Parteileben nichts neues und üben keine nachhal⸗ 
tige Wirkung aus. Am 22. Februar kam nach 
ihrer I4monatlichen Weltumſegelung die Kriegs- 
flotte wieder in den nordamerikaniſchen Häfen an 
und wurde von der Bevölkerung mit Enthuſias⸗ 
mus begrüßt. Die Fahrt hatte viel Geld gekoſtet, 
war aber die Deranlaffung geweſen, daß Braſi⸗ 
lien der Union Vorzugszölle gewährte, mit Japan 
ein Übereinkommen getroffen wurde und in Auſtra⸗ 
lien für britiſche Herzen ſehr unangenehme Sym- 
pathien für den gemeinſamen Gegner der gelben 
Einwanderung laut wurden. Daß Rooſevelt 
ſcharf gegen den Derfuch Kaliforniens, fih der 
japaniſchen Einwanderung durch ein Verbot zu 
wehren, Einſpruch tat, ſteht dem nicht entgegen. 
Solange die Union kein Geſchwader im Großen 
Ozean mit den nötigen Stützpunkten beſitzt, kann 
fie es zu keinem Konflikt mit Japan kommen laf- 
ſen. Später dürfte die Sache anders werden. Der 
Senat beſchloß auch bereits, daß es zu den Be⸗ 


fugniſſen des Präſidenten gehören ſolle, die Flotte 


auf beide Meere zu verteilen. 


Präſident Taft. 


Am 4. März fand unter ſchweren Unbilden 
der Witterung, die das herkömmliche Seremoniell 
der Feſtlichkeiten ſtark beeinträchtigte, der Amts- 
antritt des neuen Präſidenten William Ho- 
ward Taft ſtatt. Der Akt mußte wegen des 
Schneeſturmes im überfüllten Senatsſaale abgehal⸗ 


ten werden. Die geſchmückten Straßen der Stadt 


waren trotzdem mit dichten Menſchenmaſſen ange⸗ 
füllt, die den ſcheidenden wie den kommenden Prä⸗ 
ſidenten lebhaft begrüßten. Die Parade, an der 
25.000 Mann der Armee, der Flotte und mehrerer 
Staatsmilizen teilnahmen, wurde abgehalten. Dem 
neuen Präſidenten brachte man als langjährigen 
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Mitarbeiter feines Vorgängers allgemeines Ver⸗ 
trauen entgegen. Viele erwarteten von ihm auch 
die Fernhaltung wirtſchaftlicher Kataſtrophen, deren 
Urfache die von den Truſts abhängige Preſſe Roo- 
ſevelt zugeſchrieben hatte. Natürlich hoffte man 
von ihm auch die energiſche Bekämpfung der Truſt⸗ 
und die Herabſetzung des nur dieſen zu gute fom- 
menden Solltarifs. Wie üblich, hat der neue Prä⸗ 
ſident ein vollſtändiges Regierungsprogramm dar⸗ 
gelegt. Er betonte wiederholt, er werde die Bah⸗ 
nen ſeines Vorgängers wandeln und die von ihm 
begonnenen Reformen fortfegen. Über die Trufts 
äußerte er, er wolle „die Sügelloſigkeit und den 
Mißbrauch der Macht der großen Kapitalaffozia=- 
tionen auf dem Gebiete der Eifenbahnen, der Jn- 
duſtrie und des Swiſchenhandels unterdrücken“. Sur 
Reviſion des Dingley-Tarifs folle am 15. März 
eine außerordentliche Seſſion des Kongreffes ein⸗ 
berufen werden. Die Ankündigung eines Mari- 
mal⸗ und Minimaltarifs erweckte freilich die Ver⸗ 
mutung, daß nur eine Sollerhöhung herauskommen 
werde. Im übrigen enthielt das Programm nichts. 
beſonders Bemerkenswertes. Natürlich bekannte er 
ſich auch zu der für jeden Nordamerikaner ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Monroe-Doktrin. „Wir ſollten eine 
Armee beſitzen, die ſo organiſiert iſt, daß ſie im 
Fall der Not gemeinſam mit der nationalen Miliz 
ſich zu einer Streitmacht erweitern kann, die ge⸗ 
nügte, um jeder wahrſcheinlichen Invaſion von 
auswärts Widerſtand zu leiſten, und auch, um ein 
anſehnliches Expeditionskorps zu liefern, das, wenn 
notwendig, unſere traditionelle amerikaniſche Po⸗ 
litik aufrecht erhalten ſoll, die den Namen des 
Präſidenten Monroe trägt. Was vom Heere 
geſagt iſt, gilt noch in höherem Maße von der 
Flotte“. Neben anderen erwähnte er noch die Ein- 


richtung direkter Dampferlinien zwiſchen Nord- und 


Südamerika und die Bedeutung des Panama⸗ 
kanals. 

Das Miniſterium war folgendermaßen zu- 
ſammengeſetzt: Knor Staatsſekretär des Auswär⸗ 
tigen, Mac Beagh Schatzſekretär, Dickinſon 
Kriegsſekretär, Wickersham Generalſtaatsan⸗ 
walt, Hitchcock Generalpoſtmeiſter, Mayer v. 
TCengerke Marineſekretär, Ballinger Inneres, 
Wilſon Landwirtfchaft, Nagel Handel und Ar- 
beit. Es waren mindeſtens drei Miniſter urſprüng⸗ 
lich deutſcher Abkunft. Die nächſte wichtige Auf⸗ 
gabe follte die ſogenannte Reviſion der Tarifbill 
ſein, von deren Ausgang auch die Art und Weiſe 
abhängen mußte, in der die Truſts behandelt wer- 
den würden, denn der hohe Solltarif it die Nähr⸗ 
mutter der Truſts. Wenn man den gefamten Der- 
lauf der Tarifberatung kurz bezeichnen will, ſo 
handelte es fih um eine parlamentariſche Kos 
mödie, an der fih ſelbſt Taft beteiligte. Wer 
von ihm erwartet hatte, er werde mit Einſetzung 
ſeiner Autorität auf einer wirklichen Reviſion — 
d. h. nach unten, wie es die Mehrheit der Bevöl⸗ 
kerung dringend wünſchte — des Tarifs beſtehen, 
fah ſich gewaltig enttäuſcht. Das war namentlich 
auch in Deutſchland und Frankreich der Fall, wo 
man wieder einmal auf die gleißenden Worte der 
amerikaniſchen Blätter und die ſchüchternen Dro⸗ 
hungen Tafts mit dem Veto gründlich herein⸗ 
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gefallen war. Taft ift von feiner Partei gewählt 


worden, und in dieſer republikaniſchen Partei herr⸗ 


ſchen die Truſtkönige. Im Repräſentantenhauſe war 
die Tarifbill ſchon am 10. April angenommen wor- 
den. Der Mindeſttarif beſtand darnach aus den bis⸗ 
herigen höchſten Tarifſätzen und der Maximaltarif 
ſollte noch um 25 bis 40 Prozent höher ſein. Die 
Beſtimmung, daß für die Verzollung nicht der Her- 
ſtellungspreis im Auslande, fondern der Großhan⸗ 
delspreis in den Vereinigten Staaten maßgebend 
fein foll, war eine weitere Ninaufſchraubung. Im 
Senat erlaubte fih der Nauptvorkämpfer der Soll⸗ 
erhöhung, Aldrich, heftige Angriffe auf die 
deutſche Reichsregierung, weil ſie auf Erſuchen der 
nordamerikaniſchen Regierung dieſer deutſche Lohn- 
liſten geſchickt hatte, fand aber dafür weder im 
Senat noch in der Preſſe Zuſtimmung. Kurzum, fchon 
am 5. Auguft war der neue Tarif im Repräſen⸗ 
tantenhaus und Senat angenommen und Präſident 
Taft zur Unterzeichnung bereit. Daß er vor feiner 
Wahl ſelbſt eine Tarifreviſion in ganz anderem 
Sinne in Ausſicht geſtellt hatte, war vergeſſen, wer 
nimmt auch Wahlverſprechungen gleich ſo ernſt! 
Es hatte freilich in beiden Häufern des Parlaments 
der Parteidruck mit aller Energie ausgeübt wer- 
den müſſen, um die Mehrheit herzuſtellen, denn 
namhafte Abgeordnete und Senatoren hatten Be- 
ſorgniſſe um die Sukunft ihrer Partei. 

Auf dem Gebiete der äußeren Politik war von 
Taft eine ruhige Haltung beſtimmt zu erwarten. 
Er iſt kein Mann der Abenteuer und hat vor allen 
feinen Vorgängern den Vorteil der perſönlichen Be- 
kanntſchaft mit zahlreichen europäiſchen, oſtaſiati⸗ 
ſchen und füdamerifanifchen Staatsmännern. Den 
Oſten kennt er von ſeiner Statthalterſchaft auf den 
Philippinen her gründlich, er hat darum großes 
Intereſſe für die aſiatiſchen Angelegenheiten und 
er und Staatsſekretär Knox verfolgen alle poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Vorgänge in OGſtaſien 
mit großer Aufmerkſamkeit. Es liegt auf der Hand, 
daß Japan ſchon darum nicht wünſchen kann, ſeine 
Kräfte in einem neuen Kriege mit Rußland zu 
verbrauchen. Taft will im Often die amerikaniſchen 
Wirtſchaftsintereſſen mit allen diplomatiſchen Mit⸗ 
teln fördern. Darum erhob der nordamerikaniſche 
Geſchäftsträger in Peking im Juni ſcharfen Pro- 
teſt gegen den von der chineſiſchen Regierung mit 
europäiſchen Banken abgeſchloſſenen Anleihevertrag, 
der eine Option auf weitere Anleihen für Sweig- 
bahnen und eine Bevorzugung engliſcher, deut⸗ 
ſcher und franzöfifcher Materialien vorſchreibt. Der 
Proteſt erklärte das für unvereinbar mit dem Grund⸗ 
ſatz der offenen Tür. Es wurde ein mächtiges 
amerikaniſches Finanzſyndikat für China gebildet. 

In den letzten Tagen des September fand 
in New Dorf die Hudſon⸗Fultonfeier ſtatt zum 500⸗ 
jährigen Andenken an die Entdeckung des Hudſon⸗ 
fluſſes und zur 100 jährigen Erinnerung an den 
Erfinder des Dampfbootes Robert Fulton. Nun 
hat eigentlich Hudfon den nach ihm benannten 
Fluß gar nicht entdeckt, ſondern der in franzö- 
ſiſchen Dienſten fahrende Italiener Derrazano. 
Die Italiener in New Dorf ſchlugen deswegen 
großen Cärm und ſetzten es durch, daß noch vor 
dem großen Feſte der Grundſtein zu einem Verra— 


zanodenkmal gelegt werden mußte. Sonſt ging die 
Feier in der geplanten Weiſe vor fich, die Naupt⸗ 
ſehenswürdigkeiten waren die hiſtoriſch getreuen 
Nachbildungen des „Halbmond“, mit dem Gud- 
ſon, und des „Clermont“, mit dem Fulton den 
Fluß befahren hatte. Sur Flottenrevue hatten die 
Vereinigten Staaten einen großen Teil der aktiven 
Flotte herangezogen, Großbritannien, Frankreich. 
Deutſchland und Gſterreich⸗Ungarn hatten Geſchwa⸗ 
der entſendet, auch Italien und Holland waren 
durch Schiffe vertreten. Die Sahl der Beſucher 
der zwei Wochen dauernden Feſte wurde über ſieben 
Millionen angegeben. Illuminationen, Feſtzüge, Pas 
raden aller Nationen, Marineparaden, Regatten, 
Empfänge, Einweihungen von Denkmälern und Er⸗ 
innerungstafeln, Schulfeiern, Bankette, Ballon⸗ 
fahrten, Feuerwerke ꝛc. folgten aufeinander, den 
Schluß bildete am 9. Oktober die Illumination aller 
hochgelegenen Punkte des Flußufers. Die Haupt- 
tage waren die große Eröffnungsfeier mit der 
Flottenparade am 25. September, der hiftorifche 
Feſtzug am 27. und der Feſtzug der Deutſchen New 
Vorks am 2. Oktober mit 50 Feſtwagen, die das 
ideale Wirken des Deutſchtums in Amerika ver⸗ 
körperten. Als Vertreter Großbritanniens waren 
Admiral Seymour, Deutſchlands Großadmiral v. 
Köſter (beide ſind Kampfgenoſſen aus dem China⸗ 
feldzuge), Frankreichs der Sekretär der Akademie 
Darbour und Öfterreich-Ungarns der Botſchafts⸗ 
rat Frhr. v. Ambrozy anweſend. l 

Inzwiſchen hatte Präſident Taft eine große 
Agitationsreiſe durch das Land angetreten, die den 
Sweck hatte, den neuen Solltarif zu verteidigen. 
Er meinte in ſeinen Reden, das neue Geſetz be— 
friedige nicht völlig, ſei aber das einzige mögliche 
geweſen. Das Volk könne bei den nächſten Kongreß⸗ 
wahlen darüber entſcheiden, ob es eine Abänderung 
wünſche. In einer Rede ſprach er ſich auch ſcharf 
gegen die Tyrannei der Eiſenbahntruſts aus. Am 
2. und 15. Oktober wurde auch von Attentats- 
verſuchen gegen Taft berichtet. Am 16. fand in 
den Grenzſtädten El Paſo in Texas und Juarez 
in Mexiko eine Begegnung der beiden Pxäſidenten 
Taft und Porfirio Diaz ſtatt. Aus Beſorgnis 
vor anarchiſtiſchen Kundgebungen waren von beiden 
Ländern große militärifche Vorſichtsmaßregeln ge- 
troffen worden. Präſident Diaz hatte in El Paſo 
mit Taft eine längere geheime Unterredung. Nach⸗ 
mittags erwiderte Taft den Beſuch in Juarez, 
wo ein Diner ftattfand. Der Suſammenkunft ift 
größere Bedeutung beizumeſſen als offizieller Be- 
weis für die guten Beziehungen zwiſchen beiden 
Ländern. 

Am 6. Dezember trat der erſte Kongreß unter 
der Präſidentſchaft Tafts zuſammen, und er er- 
ließ die verfaſſungsmäßige Jahresbotſchaft. Dieſe 
beſchäftigte ſich zum großen Teile mit den Bezie⸗ 
hungen zu den Mächten. Bemerkenswert iſt die ſehr 
wohlwollende und vertrauensvolle Außerung über 
die Annexion des Kongoftaates durch Belgien und 
über die dort in Ausſicht genommenen Reformen. 
fiber das lateiniſche Amerika wird betont, die ver- 
änderten Verhältniſſe hätten die Beſorgniſſe, die 
zur Aufſtellung der Monroedoktrin geführt hatten, 
faſt ganz verſchwinden laffen. Für Oſtaſien wird 
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die Gleichberechtigung der Mächte in China und 
die Integrität Chinas hervorgehoben, auch wird 
von freundſchaftlichen Beziehungen zu Japan ge- 
fprochen. Für die innere Politik werden eine Än- 
derung des Antitruſtgeſetzes und des Geſetzes über 
den Handel zwiſchen den einzelnen Unionsſtaaten, 
ſowie neue Geſetzentwürfe über die Erhaltung der 
nationalen Hilfsquellen und die Derbeſſerung der 
Waſſerſtraßen und der Bewäſſerung, dafür eine be- 
ſondere Begründung noch folgen ſoll, in Ausſicht 
geſtellt. Sicher ift ja, daß die Shermanſche Anti- 
truſtbill ſeit den zwanzig Jahren ihres Beſtehens 
nicht verhindert hat, daß alle die Trufts, die man 
heute beſeitigen möchte, entſtanden ſind. Taft will 
nun, im Sinne Rooſevelts, eine Regelung der 
Kontrolle über die Truſts durchführen, will aber 
verhindern, daß das wirtſchaftliche Leben durch das 
Vorgehen gegen die Truſts eine Störung erfährt, 
und ſchließlich will er ein neues allgemeines Truſt⸗ 
geſetz ſchaffen, weil nach der bisherigen Geſetz⸗ 
gebung, wie die fih widerſprechenden Gerichtsur— 
teile beweiſen, eine Scheidung in geſetzliche und un- 
geſetzliche Truſts nicht möglich war. Wie viel aus 
dieſen Plänen wird, muß abgewartet werden. Nach 
dem Schickſal des Solltarif?s im Parlament darf 
man über das Ausſehen eines dort beratenen Truſt⸗ 
geſetzes wohl neugierig, ſchwerlich aber überzeugt 
fein, daß etwa der Präſident fein Deto einlegen 
würde. Daß Präſident Taft über ſeine neuen Pläne 
und ihre Begründung noch nichts zu ſagen gewußt 
hatte, enttäuſchte viele, die einen wirklichen Fort- 
ſchritt wollen und nicht zufrieden ſind, daß immer 
nur davon geredet wird, während in Wirklichkeit 
nichts oder gar ein Rückſchritt erfolgt. 


Verſchiedenes. 


Der Raſſengegenſatz zwiſchen dem germaniſchen 
und dem lateiniſchen Amerika wird einer wirk— 
lichen allamerikaniſchen Vereinigung immer im Wege 
ſtehen. Bündniſſe zu beſtimmten Sweden ſind mög- 
lich, aber eine gegenſeitige Durchdringung, die 
zur Hegemonie des Stärkeren führen würde, iſt 
ausgeſchloſſen. Anſcheinend hat man in der Union 
die Abſicht, mit dem Kapital und der Eiſenbahn— 
ſchiene, ſowie mit dem ideellen Mittel der all— 
amerikaniſchen Propaganda die Siele des Mon- 
roeismus zu erreichen und vor allen Dingen den 
europäifchen Wettbewerb aus dem Felde zu ſchla⸗ 
gen. Die mächtigſten Finanzkonſortien mit Pierpont 
Morgan an der Spitze haben eine Pan Ame— 
rican Bank gegründet, die in allen bedeutenden 
füdamerifanifchen Nandelsplätzen Filialen errichten 
will, um die Herrſchaft des Dollars vorzubereiten. 
Man dürfte auf dieſem Wege erfolgreicher ſein 
als mit dem Verſuche, durch Staatsſubventionen 
eine Hebung des Küftenverfehrs und der Schiffahrts- 
linien nach Südamerika zu bewirken und dadurch 
die Europäer zu verdrängen. In Südamerika ſelbſt 
ſteht man dieſen Beſtrebungen der Union keines- 
wegs ohne Mißtrauen gegenüber, denn man iſt im 
allgemeinen mit dem bisherigen Suſtand zufrieden 
und wünſcht durchaus nicht eine Stärkung des po— 
litiſchen Einfluſſes der Union, deren rückſichtsloſes 
Verhalten in Kuba, St. Domingo und Panama 
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mit Unbehagen empfunden wird und deren Ein⸗ 
ſchreiten in Nicaragua für die Aufſtändiſchen, in 
deren Reigen Nordamerikaner kämpften, abermals 
Anlaß zu Bedenken gegeben hat. Das militäriſche 
Einfchreiten gegen den Präſidenten Sela ya, weil 
fein General Dasquez zwei nordamerikaniſche 
Rebellenoffiziere nach Kriegsrecht hatte erſchießen 
laffen, und der Abbruch der diplomatiſchen Be- 
ziehungen mit Nicaragua wegen dieſes Anlaſſes 
haben in allen Creolenrepubliken Befremden erregt 
und keineswegs das ODertrauen geſtärkt, daß von 
den Vereinigten Staaten eine gerechte Behandlung 
zu erwarten ſei. In der Union iſt dieſe Stimmung 
nicht unbemerkt geblieben, man hat darum mit ern⸗ 
ſteren Schritten Einhalt getan und Taft hat ſich 
in ſeiner Botſchaft ſehr gemäßigt ausgeſprochen. 
Kenner der Derhältniffe bezweifeln indeſſen nicht. 
daß die Selbſtändigkeit der fünf mittelamerikani— 
ſchen Republiken mit der Vollendung des Panama⸗ 
kanals ihr Ende erreicht haben wird, da dieſe 
Staaten Schätze bergen, nach denen die Nord- 
amerikaner längſt lüſtern ſind. Sie mit der Union 
zu teilen, iſt bisher von Mexiko klugerweiſe abge— 
lehnt worden. 

Die Flotte der Union ſteht heute an zweiter 
Stelle. Sie zählt außer 25 älteren großen Linien- 
ſchiffen 4 neue Dreadnoughts (2 zu 17.900, 2 zu 
22.400 Tonnen), 18 große und 13 kleine Panzer- 
und geſchützte Kreuzer, 25 Torpedoboote und 19 
Unterjeeboote. Im Bau begriffen find 4 Dread- 
noughts (2 zu 25.400, 2 zu 26.400 Tonnen), 19 
Torpedo- und 16 Unterſeeboote. Trotz dieſer An- 
ſtrengungen ift die Flotte dem ihr durch die impe- 
rialiſtiſche Politik geſtellten Aufgaben noch nicht ge- 
wachſen, und auch die Vollendung des Panama- 
fanals wird nicht geſtatten, mit den Rüſtungen ein- 
zuhalten. Wenn der Kongreß, um Rooſevelt 
zu ärgern, zwei Dreadnoughts geſtrichen und auch 
ſonſt das Flottenbudget gekürzt hat, ſo dürfte es 
ſich bloß um eine vorübergehende Erſcheinung han- 
deln. Übrigens bedürfen ſämtliche 16 große Schlacht- 
ſchiffe, die die Weltumſegelung mitmachten, einer 
gründlichen Reparatur. Mit dem Bau neuer Rieſen⸗ 
dampfer wird die Union, gerade wie England, we— 
niger Mühe haben wie mit der Beſchaffung der 
Bemannung. Außerdem muß viel für die Küften- 
befeſtigung und ihre Beſatzung geſchehen. Weder 
die Oſtküſte noch die Weſtküſte ift ausreichend ge- 
ſchützt. Als Flottenſtützpunkt im Stillen Ozean ſoll 
Pearl Barbour (Perlbafen) auf Hawaii eingerichtet 
werden, der den mächtigſten Geſchwadern Auf- 
nahme, Schutz und Verpflegung zu bieten vermag. 
Man will den Platz zu einer Feſtung erſten Ranges 
geſtalten. 

Eine ſehr bedenkliche Erſcheinung, die nament⸗ 


lich in der anglikaniſchen Bevölkerung hervortritt, 


iſt der Rückgang der Geburtsziffer, der faſt an 
die franzöfifchen Derhältniffe erinnert. Kooſevelt 
nannte fie „Raſſenſelbſtmord“. Man weiß es in 
den Vereinigten Staaten ſehr wohl und ſucht darum 
jede Einwanderung zu beſchränken, die die Raſſe 
verſchlechtern könnte. Daraus erklären fih die mei- 
ften Schikanen, denen gewiſſe unerwünſchte Ju- 
zügler ausgeſetzt ſind. Ein anderer Faktor dabei 
ift der Einfluß der nordamerikaniſchen Arbeiter- 
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organiſationen, die am allerwenigſten eine billig 
arbeitende Zuwanderung wünſchen. 

Nach einer amtlichen Suſammenſtellung be- 
trägt das geſamte Volksvermögen der Dereinigten 
Staaten 107 Milliarden Dollars. Das würden nach 
der gebräuchlichen Durchſchnittsberechnung auf den 
Kopf 1260 Dollars ergeben. Der Sozialpolitiker Ro- 
bert Hunter hat freilich nachgewieſen, daß ſich 
vier Fünftel des ganzen Beſitzes in den Händen 
von einigen tauſend Familien befinden, während 
nahezu die Hälfte der Bevölkerung ſo gut wie 
gar keinen Beſitz von Wert hat. Iſt die Union 
unter allen Großſtaaten auch der reichſte, fo bes 
ſitzt fie auf der anderen Seite auch den höchſten 
Prozentſatz beſitzloſer Bürger. 


Mittel⸗ und Südamerika. 


Mexiko behauptet nach wie vor die Stellung 
der am beſten verwalteten Republiken und es läßt 
ſich nicht verkennen, daß es von den ſonſt häufig 
rückſichtsloſen Vereinigten Staaten mit beſonderer 
Achtung behandelt wird. Der Präſident Porfirio 
Diaz, dem dafür das ODerdienſt in der Haupt- 
fache gebührt, ift 78 Jahre alt; feine Amtspe- 
riode läuft am 50. Vovember 1910 ab, er hat 
ſich aber bereit erklärt, ſich zum achtenmal zum 
Präſidenten wählen zu laſſen. Der Überſchuß des 
Budgets betrug trotz des Rückganges der Soll— 
und Steuerneinnahmen infolge der Geſchäftslage 
gegen 6 Millionen Dollars. Da Diaz Roman 
Corral zu ſeinem eventuellen Nachfolger wünſcht, 
jo ſtiftete deffen Nebenbuhler General Reyes im 
Sommer in Guadalajara Unruhen an, die aber 
mit leichter Band niedergehalten wurden. — Die 
fünf mittelamerikaniſchen Republiken haben 
unter Mitwirkung der Vereinigten Staaten und 
Mexikos einen „ewigen Frieden“ ſchließen müſſen. 
Infolgedeſſen verwenden ſie ihren Tatenandrang 
auf innere Unruhen, was gewiſſen Leuten in den 
Vereinigten Staaten gar nicht unangenehm iſt und 
von ihnen zur Förderung zukünftiger Siele unter— 
ſtü tzt wird. Außerdem beſtand die Eiferſucht zwiſchen 
den Präſidenten Sela va von Nicaragua und Las 
brera von Guatemala weiter. Es kam auch im 
März zu „Seegefechten“ zwiſchen Nicaragua und 
San Salvador, worauf die Vereinigten Staaten 
Uriegsſchiffe abſandten und ihren Vertreter in Nica— 
ragua abberiefen. In letzterer Republik erhob ſich 
im Oktober der Kriegsminifter Ejtrada unter 
unverkennbarer Unterſtützung von nordamerikani— 
ſcher Seite gegen den Präſidenten Sela ya, der 
feinem Lande ein ſtrenger, aber gerechter und nütß- 
licher Herr war, aber von der nordamerikaniſchen 
Preſſe plötzlich in den ſchwärzeſten Farben ge— 
ſchildert wurde. Als zwei nordamerikaniſche Führer 
der Inſurgenten kriegsrechtlich erſchoſſen worden 
waren, griffen die Vereinigten Staaten offiziell ein 
und erkannten die Inſurgenten als kriegführende 
Macht an. Die darüber aufgeregte Stimmung in 
den übrigen amerikaniſchen Republiken ließ aber 
weiteres Vorgehen als unrätlich erſcheinen. Unter 
dieſen Umſtänden konnte ſich Selava nicht hal- 
ten, trat Mitte Dezember zurück und ging auf einem 
mexikaniſchen Kanonenboot außer Candes. Der zum 


Präſidenten ausgerufene Madriz war den Der- 
einigten Staaten keineswegs angenehm. — In 
Venezuela war Caſtro abgeſetzt und Gomez 
zum Nachfolger gewählt worden, außerdem wurde 
Caſtro wegen Hochverrats ꝛc. zum Tode ver⸗ 
urteilt. Seine Derſuche nach Venezuela zurückzu⸗ 
kehren, wurde durch die benachbarten Mächte 
vereitelt. 

Braſilien hat den Vorzugszoll für gewiſſe 
nordamerikaniſche Waren erneuert. Im Mai hatten 
die Vertreter der meiſten Staaten für die nächſte 
Wahlperiode den Kriegsminiſter Rodriguez da Sons 
ſeca, der im Vorjahre an den deutſchen Kaifer- 
manövern teilgenommen hatte, zum Präſidentſchafts⸗ 
kandidaten aufgeſtellt. Da am 15. Juni der Prä⸗ 
ſident Dr. Morero Penna geftorben war, über— 
nahm einſtweilen der tatkräftige Vizepräſident Dr. 
Milo Pecenha die Regierung. Der deutſche HGe- 
ſandte Graf Arco-Valley war am 15. Juli 
geſtorben. Infolgedeſſen veranſtaltete der Kongreß 
ihm zu Ehren eine außergewöhnliche Kundgebung, 
und das Begräbnis fand unter Beteiligung der 
Miniſter und mit militäriſchen Ehrenbezeugungen 
ſtatt. Im Oktober wurde mit Uruguay ein Der- 
trag über die Grenzfrage auf der Mirim-Cagune 
und dem Fluſſe Jaguaras abgeſchloſſen. Die Ge- 
währung freier Paſſage für Einwanderer iſt wieder 
aufgehoben worden, weil man ſchlechte Erfahrungen 
damit gemacht hat. Doch ſoll die Kolonifierung 
des Landes weiter ehrlich gefördert werden. Die 
Einführung von Japanern iſt mißglückt. Der erſte 
für Braſilien in England gebaute Dreadnought 
„Minas Geraes“ ift im Auguſt vom Stapel ges 
laufen. An den Offiziersſchulen ift neben dem Sran« 
zöſiſchen das Deutſche als Pflichtfach eingeführt 
worden, während Engliſch nur als Wahlfach gilt. 
— Argentinien begeht 1910 die Jahrhundertfeier 
ſeiner Entſtehung und blickt auf eine äußerſt raſche 
und geſunde Entwicklung zurück. Es wird eine inter- 
nationale Ausſtellung zur Feier ſtattfinden. Im 
Juli geriet Argentinien in Konflikt mit Bolivien, 
weil man in La Paz den Schiedsſpruch des Präfie 
denten Alcorta über die zwiſchen Bolivien und 
Peru ſtreitigen Teile des Acre-Gebietes nicht ans 
erkennen wollte und die argentiniſche Geſandtſchaft 
angriff. Es kam zum zeitweiligen Abbruch des 
diplomatiſchen Verkehrs. Wegen eines Bombenatten— 
tates wurde am 15. November wieder der Bela— 
gerungszuſtand auf zwei Monate verhängt. Am 
27. November wurde der 5052 Meter lange An- 
dentunnel von Uspallato, von dem 1500 Meter auf 
chileniſchem Gebiete liegen, durchgeſchlagen, er liegt 
5200 Meter über dem Meeresſpiegel. Ein direktes 
Kabel über Aſſuncion nach Europa foll durch die 
Weſtern Telegraphenkompagnie gelegt werden, und 
die deutſche Telefunkengeſellſchaft iſt mit der An— 
lage von Funkenſtationen an der ganzen Küjte be- 
auftragt worden. Die Artillerie wird mit Krupp- 
geſchützen bewaffnet. Für die Marine iſt eine größere 
Anzahl von Torpedobootszerſtörern auf deutſchen, 
franzöſiſchen und engliſchen Werften beſtellt wor— 
den. — Chile hat wieder einige Miniſterverän— 
derungen erlebt. Im September einigten ſich end— 
lich die liberalen Parteien zu einer feſten Regie— 
rungsmehrheit. Präſident Montt mußte ſich einer 
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wiederholten Augenoperation unterziehen. Der alte 
Streit mit Peru wegen der Provinzen Tacna und 
Arica ift auf den Weg friedlicher Verhandlungen 
geleitet worden, und bei dem im Juli ausgebro- 
chenen Nonflikt zwiſchen Bolivien und Peru ließ 
Chile feine Neutralität ankündigen. In einem Kop- 
flikt mit den Vereinigten Staaten wegen der Ent- 
ſchädigungsanſprüche der amerikaniſchen Firma Al- 
ſo p hat König Eduard das Schiedsrichteramt 
übernommen. — Peru. Am 29. Mai überfielen 
Demokraten den Präſidenten Leguia und feine 
Miniſter im Palaſt und behielten fie mehrere Stun- 
den in Gefangenſchaft, bis das Militär ſie befreite. 
Peru nahm den Schiedsſpruch des argentiniſchen 
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Präſidenten, der das ftrittige Acregebiet in nahezu 
zwei gleiche Hälften teilt, an. — Volivien. Am 
3. Mai wurde Dr. Eliodoro Dillazon zum Prä- 
ſidenten gewählt. Am 10. Juli brachen wegen des 
Schiedsfpruchs des Präſidenten von Argentinien hef- 
tige Unruhen in Ca Paz aus, die ſich gegen die 
argentiniſche und die peruaniſche Geſandtſchaft, ſo⸗ 
wie gegen argentiniſches und peruaniſches Eigen⸗ 
tum richteten und mehrere Tage dauerten. Die Re⸗ 
gierung mußte das Standrecht verhängen. Der am 
7. Auguſt zuſammengetretene Kongreß nahm ſchließ⸗ 
lich am 25. Oktober den Schiedsſpruch mit 77 
gegen 2 Stimmen an. 


Aſien. 


Perſien. Die Revolution in Rußland hat 
Schule gemacht, ſie hat Perſien und die Türkei 
ergriffen. Man kann nicht gerade behaupten, daß 
die beiden Sultanate ſich unter dem Parlamenta- 
rismus beſſer ftehen, allein die Begeiſterung da— 
für ift nun einmal im Oriente erwacht. Die Ur- 
ſache der perſiſchen Revolution lag allein in der 
Perſon Mohammed Alis, der ohne zureichende 
Bildung urteilslos und trotzdem von einem hohen 
Machtbewußtſein erfüllt war. Eine Stütze hatte er 
anſcheinend an Rußland. Im übrigen iſt es ziem⸗ 
lich ſchwierig und für viele wohl auch vollkommen 
gleichgültig, ſich nach den Seitungsmeldungen ein 
klares Bild von den Vorgängen zu machen. Man 
hat weder in London noch in Petersburg ein großes 
Bedürfnis, andere Leute in den perſiſchen Topf 
gucken zu laſſen. Im Lande hatte ſchließlich faſt 
jede Stadt ihr eigenes Parlament, daran war frei⸗ 
lich Teheran ſelbſt ſchuld. Es entſandte in den 
großen Medſchlis allein ſiebzig Abgeordnete, wäh- 
rend es Schiras und ſogar der ganzen Provinz 
Kerman mir je drei Abgeordnete gönnte. Darum 
errichteten die anderen Trutzparlamente. Nur ein 
einheimifcher oder fremder Diktator wird dort wie- 
der Ordnung ſchaffen können. Der eigenwillige und 
doch ohnmächtige Schah Mohammed Ali ſtand 
dem Anſturm der nationaliſtiſchen revolutionären 
Führer, die ſich zugleich gegen ihn wie gegen den 
fremden Einfluß wendeten, ratlos gegenüber. Im 
Juli ſpielte ſich die Entſcheidung mit überrafchender 
Schnelligkeit ab. Die revolutionären Scharen rück⸗ 
ten in Teheran ein, der ruſſiſche Führer Cja⸗ 
wow der perſiſchen Koſaken trat in den Dienſt 
der neuen „konſtitutionellen“ Regierung und der 
Schah, der ſich in die ruſſiſche Botſchaft geflüchtet 
hatte, dankte ab. Schon am 16. wurde fein elf- 
jähriger Sohn Achmed Mir za zum Schah aus- 
gerufen und Aſadal Mulk zum Regenten und 
Vormund beſtimmt. Der abgeſetzte Schah traf erſt 
am 5. Oktober in Odeſſa ein; es hatte an Geld 
gefehlt, um ihn aus dem Lande zu bringen. Die 
Geldnot verhinderte auch weiterhin, aus den all- 
gemeinen Wirrniffen herauszukommen, obgleich am 
15. November das Parlament im Beiſein des jungen 


Schahs mit großen Feierlichkeiten eröffnet wor- 
den war. 

Indien. Die der engliſchen Herrſchaft feind⸗ 
liche Bewegung der Indier hat ihre Triebfeder 
in dem japaniſchen Siege über Rußland. Als be⸗ 
ſonderen Anlaß, ihrer Abneigung in oppoſitionellen 
Seitungsartikeln, Verſchwörungen und Attentaten auf 
britiſche und englandfreundliche Beamte Ausdruck 
zu geben, hat ſie vor drei Jahren die Teilung 
Bengalens in zwei Provinzen genommen. Nun 
erkennen einfichtspolle Indier die Vorzüge dieſer 
De zentraliſation wohl an, die eigentlichen Gegner 
ſind dort die Großgrundbeſitzer, die die Bevölke— 
rung ausſaugen und in dieſem Gewerbe geſtört 
zu werden fürchten. Im übrigen Indien ſind die 
Träger der Unzufriedenheit ebenfalls die Ackerbauer, 
die in Wuchererhände gefallen find, ſeitdem die bri- 
tiſche Verwaltung die früher üblichen, nach dem 
Ernteerträgnis milde bemeſſenen Naturalabgaben 
in Steuern umgewandelt hat, die ſtreng eingetrieben 
werden. Die Agitatoren ſind aber meiſt engliſch 
ſprechende, in England ausgebildete Leute; ſie ſind 
auch die Verſchwörer und Anſtifter von Attentaten, 
die immer zahlreicher werden. Von dieſen ſei neben 
der Ermordung Sir Curzon Willies in Lon- 
don im Juli nur ein mißglücktes Bombenattenta 
am 14. November in Ahmadabad auf den Dizes 
könig Earl of Minto erwähnt. Es war gerade 
wieder eine Erweiterung der Reformen veröffent- 
licht worden, die nur leider die Mehrzahl der Ein- 
geborenen nicht als ſolche empfindet, während ſie 
von den Agitatoren höchſtens als Abſchlagszahlungen 
betrachtet werden. | 

China. Es ift unverkennbar, daß ſich das 
chineſiſche Reich anſchickt, fich die Vorzüge der euro⸗ 
päiſchen Siviliſation anzueignen. Dabei wollen aber 
die Ehinefen, nach dem Beiſpiel der Japaner, Chi- 
neſen bleiben und wehren jeden direkten auslän- 
diſchen Einfluß ab. Wohl aus dieſem national- 
chineſiſchen Grunde erfolgte zu Jahresbeginn die 
Entlaſſung des bisher allmächtig erſcheinenden Gou⸗ 
verneurs der Provinz Peking Juanſchikai, die 
allgemeines Befremden erregte. Er war vielen Chi⸗ 
neſen allzu reform- und fremdenfreundlich. Die Re⸗ 
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gierung erklärte amtlich, die Entlaſſung bedeute keine 
Anderung der chineſiſchen Politik. Zu einer förm— 
lichen internationalen Frage geſtaltete ſich die von 
China mit der deutſchen oſtaſiatiſchen Bank abge— 
ſchloſſene Anleihe für den Bau der Hankau— Sze- 
tſchuan⸗Bahn. England, Frankreich und die Per- 
einigten Staaten ſetzten ihre Beteiligung daran bei 
der chineſiſchen Regierung durch. Anfang Septem— 
ber ſchloß China mit Japan ein Übereinkommen, 
das die mandſchuriſchen Bahnen und den Hafen 
Niutſchwang dem handelspolitifchen Einfluſſe Ja- 
pans auslieferte. In Rußland war man wenig 


erbaut über dieſen japaniſchen Erfolg. Am 2. Of- 


tober fand die Eröffnung der von chineſiſchen In— 
genieuren ausgeführten Bahn Peking —Kalgan ftatt, 
die ſpäter bis Kiachta verlängert werden ſoll. Am 
27. Dezember wurde von einem ſüdchineſiſchen Re— 
volutionär ein Mordanſchlag gegen den Prinzre- 
genten Tſchun verübt, der leicht verwundet wurde. 
Es handelte fich um eine Äußerung des chineſiſchen 
Haſſes gegen die Herrſchaft der Mandſchus. Die 
langjährigen Verhandlungen mit Rußland über die 
Verwaltung der ruſſiſchen Bahnen in der Mandſchu— 
rei hatten am 10. Mai endlich zu einem Abſchluß 
geführt. Vichtsdeſtoweniger richtete China ſchon An- 


fang Dezember einen förmlichen Proteſt gegen die 
ruſſiſche Verwaltung. Man fah darin eine Folge 


des erwähnten Abkommens mit Japan. Daß übri— 
gens die chineſiſchen Bäume nicht in den Himmel 
wachſen werden, dafür ſorgt die unglaublich ſchlechte 
Finanzlage des Reiches. 

i Japan. Es ift nicht in Abrede zu ſtellen, 
daß Japan ſich eine Expanſion auf dem aſiati— 
ſchen Kontinent vorgenommen hat, nur muß es 
ſich Seit dazu nehmen. Es iſt zwar bis an die 
Sähne gerüſtet, hat aber kein Geld und hat ſogar 
fein Flottenprogramm reduzieren müſſen. Die Finan- 
zen ſtehen trotz des feit dem Rücktritte Katſuras 
befolgten Grundſatzes der äußerſten Sparſamkeit noch 
immer auf ſehr ſchwachen Füßen, um ſo mehr da 
die induſtriellen Unternehmungen zum großen Teile 
auf unſolider Grundlage ſtehen. Darum hat auch die 
von Nordamerika ausgegangene Krife 1906 in 
keinem Reiche eine ſo tief erſchütternde Wirkung 
hervorgebracht als in Japan. Bei dem Zuſammen— 
bruch großer, meiſt vom Staate unterſtützter In— 
duſtrieunternehmungen wurde ein Schwindlertum an 
das Tageslicht gebracht, das noch die Derwilde- 
rung der Geſchäftsſitten in Amerika überbietet. Einſt— 
weilen begnügt ſich Japan damit, ſich in der 
Mandſchurei einen hervorragenden ſtrategiſchen 
Stützpunkt zu ſchaffen, welchem Swecke auch der 
mit China abgeſchloſſene Vertrag dient. Ferner fährt 
es fort, ſich Korea vollſtändig einzuverleiben, wo— 
für Fürſt Ito längere Seit ſehr tätig war. Die 
Koreaner find natürlich im höchſten Grade unzu— 
frieden damit, aber ſie ſind weniger widerſtands— 
fähig als mordluſtig. Fürſt Ito wurde am 25. 


Oktober auf dem Bahnhofe in Charbin, wohin er 
aus Tokio zu Verhandlungen mit Rußland gekom— 
men war, von einem Koreaner erſchoſſen, ein an- 
derer erſtach am 25. Dezember in Söul den japan- 
freundlichen Premierminiſter Hin. Im Dezember 
brach in mehreren koreaniſchen Provinzen ein Auf— 
ſtand aus, der blutige Opfer koſtete, aber unter— 


Achmed Mirza, Sultan von Perſien. 


drückt wurde. Der Generalſtab wurde nach deutſchem 
Muſter einer Reorganiſation unterzogen. Bei den 
großen Manövern im Oktober war Lord Nitche— 
ner als Gaſt anweſend. Mit dem engliſchen Bünd— 
nis iſt man übrigens in Japan immer weniger zu— 
frieden, da es dem Lande Verpflichtungen, u. a. 
die Verteidigung Indiens, auferlegt, aber England 
nicht hindert, mit den hauptſächlichſten Gegnern 
Japans, Rußland und den Vereinigten Staaten, 
die freundſchaftlichſten Verträge abzuſchließen. 
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Afrika. 


Agypten. In feinem Bericht über das Jahr 
1908 hatte der britiſche Generalvertreter in Kairo 
Sir Eldon Gorſt fein Bedauern darüber ausge- 
ſprochen, daß die Agypter die ihnen gewährten 
erweiterten Befugniſſe ſo wenig gewürdigt hätten. 
In England hatte man gehofft, daß der Sieg der 
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Kaiferin Taitu von Abeſſinien. 


Jungtürken auf die Lage im Nillande wohltuend 
einwirken werde. Das Gegenteil iſt eingetreten. 
Alle ägyptifchen Parteien wetteiferten in der Der- 
äc tlichmachung der Fremdherrſchaft und betonen 
immer lauter, daß ſie zur Türkei gehören. In der 
geſetzgebenden Derfammlung wurde im Februar ein 
ägyptifches Parlament verlangt. Die Bewegung 
wird von der ſtudierenden Jugend und den gebildeten 
Kreifen getragen, der Jahrestag der türkiſchen Der- 
faſſung wurde am 25. Juli feſtlich begangen und 
eine nationaliſtiſche Deputation nach Konftantinopel 
geſchickt. Mitte September fand in Genf ein Kongreß 
der Jungägypter ftatt, der in einer Depeſche das 
Unterhaus aufforderte, endlich die verſprochene 
- Räumung Ägyptens zu vollziehen, und in einer ans 
deren den. Großweſir der unverbrüchlichen Treue 
für den Sultan verſicherte. Auch der Khedive ſcheint 
fein Verhältnis zum Sultan zu betonen, denn. er war 


zweimal in Konjtantinopel und trat im Dezember 
eine Pilgerfahrt nach Mekka an. Die „Times“ ſuchte 
ihn damit zu verdächtigen, daß die Unruhen in Jemen 
von Kairo aus angezettelt würden. In Konſtanti⸗ 
nopel dürfte man das für richtig halten aber wiſ⸗ 
ſen, daß die Engländer in Kairo dahinter ſtecken. 
Der Sultan ernannte übrigens im September Reouf 
Paſcha für den feit einem Jahre offen ftehenden 
und den Engländern unbequemen Poſten eines tür- 
kiſchen Oberkommiſſärs für Agypten. 

Marokko. Zu Anfang des Jahres ſchienen 
die Derhältniffe einer gewiſſen Ordnung zuzuſtre⸗ 


ben, die Niederlage des Rebellen Bu Hamara 


und der Tod feines aufrühreriſchen Bruders M u- 
lag Muhammed ſchienen die Stellung Aus 
ley Bafids als Sultan zu fichern. Aber damit 
war den franzöfifchen Anſtiftern des marokkaniſchen 
Abenteuers wenig gedient. Während das offizielle 
Frankreich ein Abkommen mit Deutſchland abſchloß, 
um jeden gefährlichen Einſpruch von dort abzu— 


wehren, waren andere Leute bemüht, in Marokko 


neue Anläſſe zur Einmiſchung zu ſchaffen. Mu⸗ 
ley Hafid weigerte fich, die nach der Algecirasakte 
geſtattete Erwerbung marokkaniſcher Grundſtücke 
genehmigen, ſolange die Franzoſen Caſablanca und 
ÜUdſchda und die Spanier die Umgebung von Me- 
lilla beſetzt hielten, durch auswärtige Unterſtützung 
kam Bu Hamara wieder zu Kräften, und ein 
anderer Bruder des Sultans, Muley el Kebir, 
empörte ſich auch auf fremden Antrieb wegen der 
angeblichen Begünſtigung der Europäer. Als An⸗ 
fang, Juli Riffkabylen ſpaniſche Bahnarbeiter ge- 
tötet hatten, machte das Kabinett Maura, um 
die Aufmerkſamkeit von den inneren Schwierig- 
keiten abzulenken, Ernſt und ſchickte 20.000 Mann 
nach Melilla, die aber wenig ausrichteten, und es 
mußten im Auguſt und September ſtarke Nachſchübe 
erfolgen. Mule y Hafid richtete einen Proteſt 


gegen das Vorgehen Spaniens an die Konferenz- 


mächte; ſeine Lage hatte ſich gebeſſert, da Bu 
Damara gefangen und angeblich erſchoſſen wor- 
den war. Die Mächte erklärten, der Streitfall zwi- 
ſchen Spanien und Marokko berühre die Algeciras⸗ 
akte nicht. Ende September nötigten die ſpaniſchen 
Truppen die Riffkabylen zur Räumung ihrer Haupt⸗ 
ſtellung auf dem Guruguberge und in Seluan, es 
machten fih aber noch weitere Truppenverſtär⸗ 
kungen nötig, was in Frankreich Eiferfucht hervor— 
rief. Am 8. Gktober zeigten die Kabylenftämme 
ihre Unterwerfung wegen Nahrungsmangel an. Die 
Geſamterfolge der Spanier waren ſehr gering— 
fügig. Im Dezember verhandelte eine maroffa= 
niſche Sondergeſandtſchaft in Paris wegen einer 
Anleihe von 80 Millionen zur Bezahlung der Schul⸗ 
den des Machſen und über 70 Millionen Kriegs- 
auslagen an Frankreich. l 

Abeffinien. Schon im Sommer 1908 hieß es, 
König Menelif liege im Sterben. Er hat wieder- 
holte Schlaganfälle erlitten, war ſeit Mitte Juli 1009 
regierungsunfähig und wurde bis zum Jahresende 
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ſchon mehrfach totgeſagt. Er hat zum Thronerben 
am 18. Mai Ligg Jaſu, den Sohn einer ſeiner 


Töchter und des mächtigen Ras Michael feier⸗ 


lich ausrufen laffen. So ſehr er fih ſtets den Ein- 
flußbeſtrebungen Englands, Frankreichs und Italiens 
widerſetzte, hat er in den letzten Jahren namentlich 
Deutſchland bevorzugt, ihm einen weitgehenden Kane 


dels vertrag bewilligt und eine ganze Anzahl Deutſcher 


an feinen Hof berufen. Suletzt war Dr. Sintgräff 
ſein Berater. Sum Vormund des Thronerben und 
Regenten hat er feinen Jugendfreund Ras Ta- 
maja beſtimmt. Vorläufig liegen die Regierungs- 
geſchäfte ſeiner Gemahlin Taitu ob, die als Fein⸗ 
din der Europäer gilt und auch die Entlaſſung 
des Leibarztes Dr. Steinkühler bewirkte. Am 
30. Oktober wurde die feierliche Ausrufung des 
Chronfolgers und der Regentſchaft Tamafas 
wiederholt und die Großen des Reiches darauf ver⸗ 
eidigt. Kenner des Landes verſichern, daß der Thron⸗ 
wechſel in Ruhe vor ſich gehen werde, da Ras 
Michael und Ras Tamaſa über die nötigen 
Machtmittel verfügen, um die Anordnungen M e- 
neliks durchzuführen. 

Südafrika. Im Jänner hatten die Vertreter 
der ſüdafrikaniſchen Kolonien ihre Beratungen über 
den Suſammenſchluß beendet und die fchwierigfte 
Frage über die Bundeshauptſtadt dahin entſchieden, 
daß Prätoria der Mittelpunkt der Verwaltung, Kap- 


ſtadt der Sitz des Parlaments werden ſoll. Da in 
Natal am 12. Juni eine Dolfsabftimmung fih mit 
11.121 gegen 3701 Stimmen für den Anſchluß ausge- 
fprochen hatte, war der Suſammenſchluß aller vier 
Kolonien entſchieden. Der Entwurf der Verfaſſung 
beſtimmte einen Senat und eine geſetzgebende Der- 
ſammlung unter dem Generalgouverneur, die Wahl 
der Senatsmitglieder, die Europäer ſein müſſen, 
durch die Provinzialräte, die Gleichberechtigung von 
engliſch und holländiſch als Amtsſprache 2c. Im 
April und Mai nahmen die Dertretungsförper der 
vier Kolonien den Derfaffungsentwurf an und ſand— 
ten eine Abordnung nach London, um dort die par- 
lamentariſche Genehmigung zu erwirken. Das Ober⸗ 
haus nahm die Verfaſſung im Juli einſtimmig, das 
Unterhaus im Auguſt mit großer Mehrheit an. Am 
7. Dezember fand in London durch den öffentlichen 
Herold Obert Kearns die feierliche Proflamie- 
rung des Vereinigten Britifch-Südafrifa ſtatt, wo- 
bei als Gründungstag der 31. Mai 1910 angegeben 
wurde. Der Senat wird aus 40 Mitgliedern be⸗ 
ſtehen, von denen jede Kolonie und der Generals 
gouverneur je acht ernennt, die Volksvertretung 
zählt 121 Mitglieder, 51 aus der Kapkolonie, 17 
aus Natal, 56 aus Transvaal und I7 aus dem 
Oranje⸗Freiſtaat. Mitglieder dürfen nur Europäer 
fein, doch behalten die Schwarzen der Kapfolonie 
das aktive Wahlreckt. 


Auſtralien. 


ie nach dem großen japaniſchen Siege über 
10 Rußland entfachte Wehrbewegung, bei der 

immer von einem Einfall durch Japan, 
China oder Deutſchland (!) die Rede war, 
beginnt abzuflauen. Mit Rückſicht auf die un⸗ 
geheuren Koſten und die in der rieſigen 
Ausdehnung des dünn bevölkerten Landes liegen- 
den Sckwierigkeiten ift man ſchon von der allge- 
meinen Wehrpflicht auf die allgemeine Ausbildungs⸗ 
pflicht zurückgegangen. Die im September einge— 
brachte Wehrvorlage beſchränkt auch dieſe auf die 
dichtbevölkerten Gebietsteile, ſpricht aber von 
260.000 Mann und 115.000 Reſerve, mit einem 
eventuellen Expeditionskorps von 50.000 Mann. 
Für die Flotte werden 2500 Mann gefordert. Dem 
Mutterlande wird man keine Dreadnoughts anbieten, 
ſondern hat in England drei Torpedobootzerjtörer 
beſtellt, nach deren Muſter noch 20 andere ge- 
baut werden follen. Die Eröffnung des Bundespar⸗ 
lamentes fand am 26. Mai ſtatt, aber ſchon am 
Tage darnach erhielt das Miniſterium Fiſcher 
(Arbeiterpartei) ein Mißtrauensvotum. Das Kabi- 
nett trat zurück, da der Generalgouverneur die 
Auflöfung des Hauſes verweigerte, und nun wurde 
wieder ein Miniſterium Deakin gebildet, hinter 
dem die vereinigten Schutzzöllner und Sreihändler 
ſtanden. Die Urſache der Wendung lag in den vom 
vorigen Miniſterium geſchaffenen und von den £i- 
beralen unterſtützten Arbeitergeſetzen, die zu einem 


förmlichen Terrorismus Anlaß geboten hatten. Man 
iſt bisher darüber einig geweſen, daß die auſtra— 
liſchen Kolonien die ſozialpolitiſch fortgefchritten- 
ſten Staaten vorſtellen. Das hat aber den Ausbruch 


von großen Streiks nicht zu hindern vermocht. Bei 


Newoaſtle, nördlich von Sidney, ebenſo im Süden 
und Weiten befinden fih die größten Kohlenwerfe 
Auſtraliens, die für gewöhnlich 25.000 Arbeiter be- 
ſchäftigen. Große Mengen Kohle werden nach Süd- 
und Nordamerika, ſowie nach den Philippinen und 
anderen Inſeln im Großen Ozean ausgeführt. An⸗ 
fang November brach aus einer ganz unterge— 
ordneten Urſache in Neweaſtle ein Streik aus, alle 
Kohlenbetriebe kamen zum Stillſtand und Sym⸗ 
pathieſtreiks legten auch andere Betriebe lahm. Der 
Koblenmangel ſtörte Fabriken, Eifenbahnen, Damp- 
ferfahrten und Gasanſtalten, die Landwirte fonn- 
ten ihre Erzeugniſſe nicht abſetzen. Da griff Un- 
fang Dezember die Regierung von Neuſüdwales ein, 
ließ die Führer des Bergarbeiterverbandes wegen 
Anſtiftung einer Verſchwörung verhaften (fie wura 
den gegen Uaution wieder freigelaſſen), beſtellte 
50.000 Tonnen Nohlen im Auslande, brachte zu 
dringlicher Beratung ein hartes Geſetz gegen die 
Führer bei Ausſtänden ein und ſtellte auch bei fer— 
nerer Aufwiegelung bewaffnetes Einſchreiten in 
Ausſicht. Ert am 17. Dezember lenkten die füh- 
rer ein und empfahlen die Wiederaufnahme der 
Arbeit. 


Luſter und 
Lamp en für 
Petroleum-, 


Elektriſches 
und aslicht 


R. Ditmar, Gebr. Brünner, 
(A.-G.) Wien, X. Eugengaſſe 57. 
Petroleum⸗Heiz⸗ u. Kochöfen 
Inſtallation 
elektriſcher Lichtanlagen. 


Niederlagen: 


Wien: I. Weihburggaſſe 4, I. Härntnerſtr. 18, 
Magdalenenſtr. 10 a, VII. Mariahilferſtr. 74 b, 
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VI. 


IX. Währingerſtr. 54. 
Budapeſt, Bombay, Calcutta, Graz, Lemberg, 
Lyon, Mailand, Prag, Shanghai, Srieft, Warſchau. 
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LLLLLLLLLLLLLLLLLLLLLL 
Naturechte 


Eigenbauweine 


weiß und rot, flaſchenreif, beſter Lagen Nie⸗ 

der⸗Oſterreichs, beliebte angenehme Tiſch⸗ und 

Tafelweine empfiehlt direkt ab Hadres bei 

Mailberg und ab Wien B. Zoepnek, 

Briefadreſſe: Filialkellerei Wien, Döbling, 
Hauptſtraße Ur. 3. 

Telephon 15174 a. Vornehmſte Empfehlungen. 
Preisliſte frei. 

nu BBRBBBBBBBBEBBEBBBBEBRBEBEEB 

Verlag von Karl Prochaska, Leipzig —Teſchen Wien. 


Die Koͤnigin des Tages 
:: und ihr Reich 


Aſtronomiſche Unterhaltungen úber unfer Planeten ſyſtem 
und das Leben auf andern Erdſternen 


von Dr. M. W. Meyer. 
80. Mit vier Abbild. 420 ©. eleg. geb. K 6.80 = M. 6.— 


Der Naturgenuß 


Ein Beitrag zur Gluͤckſeligkeitslehre 


von H. Lorm. 
80. 198 Seiten elegant gebunden K 4.20 = M. 3.50. 
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DISESSESSESSIESSIESEISEISENSSNSENSIENIISSSE 
v (d 9 d 
Chinin-Eifen-Pillen, 3 
verfilbert, Marke „Krebs“ 7 
ſind ein hervorragendes Stärkungsmittel bei 7 
59 auf Blutarmut beruhender Nervoſität und allen 
damit zuſammenhängenden Krankheiten des Ge- 
ſamtorganismus. 
a :::: Preis per Flaſche 4 Kronen. :::: 
Krebs: Apotheke S. Mittelbach, 5 
Wien, I., Hoher Markt 8, 
N (Palais Sina.) 
Gegründet 1548. Interurb.⸗Telephon 20348. 
aalala aana a a a a 


TELEPHON 


Rlettenwurzel- Essenz aus friſch. Klettenwurzeln, 


ein altbekanntes und ficheres Mittel gegen Haarausfall, 
Schuppenbildung und zur Stärkung des Haarbodens. 


Preis ½ Flaſche K t80, / Flaſche K 3˙20. 
Riettenwurzel-Öl bei trockenem Haar K — 80. 
Riertenwurzel-Pomade bei iprödem Haar K 1.—. 


Zu beziehen durch 


Philipp Neuſteins Apotheke „3. h. Leopold“ 


Wien, J. Plankengaſſe Nr. 6. 
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K. u. K. Hofbuchdruckerei Karl Prochaska in Ceſchen. 


Die Verlängerung des Lebens. 


Wenn auch das Altern, das allmähliche Zurückgehen des Organismus, zu den physiologischen 
örscheinumgen gehört, so unterliegt es doch keinem Zweifel, daß der Altersprozeß bei den Städtern zu früh 
eintritt, und daß ihm der durch Schwelgerei oder durch unzulängliche Nahrung, durch Alkohol, durch 
Abnutzung des Nervensystems geschwächte Organismus zu rasch unterliegt. 

Die cage nach dem Elixier, das das Leben oder doch zum mindesten die ee verlängert, 
ist so ald als das Menschengeschlecht selbst, und die Wege, auf denen man nach dem Arkanum suchte 
sind so Kraus und krumm, als eben die Gedankengänge des Menschen immer waren. lsi indessen das 
Ziel, das die Heilkunde sich in dieser Hinsicht gesteckt hat, auch nicht erreichbar, weil nicht eine, son- 
dern Hunderte von Ursachen zusammenwirken, dem Menschen vorzeitig den Garaus zu machen, so haben 
doch moderne wissenscaftliche Untersuchungen - die sich wie immer an Urvätererfahrung anschließen — 
einen klei nen Fingerzeig geboten, wie's der Mensch anzustellen hat, um nicht allzufrüh dem Zeitlichen den 


Toll zu zahlen. ne. 
Unter den Schädlichkeiten, die die Abnutzung unseres Körpers beschleunigen, führt die Wissen- 


schaft besonders die „Darmfäulnis“ an; diese bekämpfen, heißt die Gesundheit kräftigen, das 
Leben verlängern. Als das wichtigste der Mittel, das diesem Zweck dient, wird in einem sehr lesens- 
werten, in der „Oesterreihishen Rundschau“ veröffentlihten Aufsatz des Hygienikers Dr. med 
Ludwig Reinhardt der „Yoghurt“ angeführt: 


Es ist nicht lange her, so schreibt Dr. Reinhardt, seit die Kulturwelt 
Westeuropas von den vorzüglichen Eigenschaften der als Yoghurt bezeichneten 
besonderen Art Dimilch Kenntnis erhielt, welche berufen zu sein scheint, für die 
diätetische Behandlung mancher Verdauungsstörungen von der größten Bedeutung 
zu sein. Dieses Nationalgericht der Bulgaren, das sich in allen Balkanländern der 
größten Beliebtheit erfreut, hat in seiner Heimat zuerst dadurch die Aufmerksamkeit 
weiterer Kreise auf sich gelenkt, daß es die merkwürdige Fähigkeit besitzt, alle 
diejenigen, die regelmäßig davon essen, trotz höchst mangelhafter übriger 
sanitärer Lebensweise und einer sehr lässig durchgeführten Seuchenpolizei 
merkwürdig alt werden zu lassen. Von Yoghurtessern überlebt ein großer Teil 
bei bestem Wohlbefinden das hundertste Lebensjahr. 

Ueber das Wesen des Yoghurt sind wir durch die eingehenden Unter- 
suchungen desselben aus der jüngsten Zeit ziemlich aufgeklärt worden. Wie 
Dr. Grigorow im Laboratorium des Professors Massol in Genf feststellte, enthält 
diese besondere Art Dickmilch als wirksame Bestandteile drei spezifische Arten von 
Bakterien. Unter diesen ist der weitaus wichtigste der bulgarishe Maya-Bazillus, 
der lange Stäbchen von geringer Beweglichkeit darstellt. Daneben finden sich ein 
meist einzeln auftretender Doppelkokkus und ein zu 4 bis 10 Stück aneinander- 

ereihter Kettenkokkus. Das erstere Bakterium entwickelt sich auf sterilisierter 

ilch am besten bei einer Temperatur von 45 Grad Celsius, bei 50 Grad läßt seine 
ans nach, und bei 60 Grad stirbt es in etwa einer halben Stunde ab. Die 
zweite Bakterienart gedeiht am besten bei 37 Grad, die dritte dagegen wiederum 
bei 45 Grad und geht erst bei 70 Grad in einer Stunde zugrunde. 

Dieses Bakteriengemenge, in die in einem weiten Gefäße unter gelegent- 
lihem Umrühren bis zur Hälfte des ursprünglichen Volumens eingedampfte Kuh- 
oder Ziegenmilch gebracht, bewirkt bei uns bei einer Temperatur von etwa 45 Grad 
eine Gerinnung derselben in 12 bis 14 Stunden. Das ist der Yoghurt. Seine 
Zubereitung geschieht in der Weise, daß man die eingekochte Mild in Schalen 
oder Gläser gescüttet zunächst auf ungefähr 45 Grad Celsius sich abkühlen läßt. 
Dann erst setzt man das Ferment (Maya) hinzu in der Menge von einem Kubik- 
zentimeter per Liter. Yoghurt schmeckt sehr angenehm mildsäuerlic, kann für sich 
allein genossen oder dem Kakao, dem Kaffee, dem Tee oder der Milch, auch der 
Fleischbrühe und daraus hergestellten Suppen wie überhaupt allen anderen Speisen 
(in Rumänien zum Beispiel auch den Gemüsen) hinzugefügt werden. Im Orient 
wird Yoghurt vielfach audı als Dessert mit Zucker gegessen. 

Durch die Fermentation mit diesem Bakteriengemenge wird die Milch, 
dieses in Bezug auf seine diemische Zusammensetzung geradezu ideale Nahrungs- 
mittel nicht nur selbst für den schwächsten Magen sehr verdaulich gemacht, 
sondern es entsteht dadurch auch eine Nährlösung, die abgesehen von dem billigen 
Preise wie nichts anderes die Darmfäulnis bekämpft. 

Wir reichlich Fleisch essenden Kulturmenschen werden beständig durch 
die giftigen Zersetzungsprodukte der zahllosen, in unseren Gedärmen schmarotzenden 
Bakterien vergiftet, so daß alle unsere Organe vorzeitig der Altersatrophie verfallen. 


** 


f 


die Phyiil, 

ar, | Dr. Combe, Proiessor an der Universität in Lausanne, schreibt in seinem pirit, 
5 | neuen Werk: L'auto intoxication intestinale, über Yoghurt ausführlich und erklärt heit die © 

G J den Yoghurt für ein hervorragendes, fäulniswidriges Nahrungsmittel, das den kranken ales ſehr 
Körper von Giften befreit durch seine den Krankheitskeimen feindliche Wirksamkeit. dageboten 

j In Nr. 42 u. 43, v. 19. u. 26. Oktober 1907 der Allgemeinen Ve e n 

2 Central-Zeitung behandelt Dr. Willke eingehend den Yoghurt und namentlich die Neues da 


Wirksamkeit der Yoghurt-Tabletten-Mühlrad. Anzei er 

in der Berl. Mediz. Gesellschaft vom 13. Xl. 07 berichtet Geheimrat pr. er 

Patschkowskivon seinen gutenErfolgen mit Maya-Yoghurt-Präparaten-Mühlrad und den nen p 

r damit bereiteten bulg. Milchpudding und empfiehlt sie zu ausgiebigen weiteren Versuchen. 3 
In der Zeitschrift „Für neuere physikalische Medizin“ Nr. 1 u. 6, 08 empfienli g dei 

Dr. Zickel die Maya-Yoghurt-Präparate-Mühlrad zur ausgiebigen Verwendung, da er us der 


wie das 


sehr gute Resultate damit erzielte. Id bin 
In der deutschen Mediz. Wochenschrift Nr. 1 vom 2. 1. 08 veröffentlicht N 
J Dr. Wegele seine guten Erfolge mit Yoghurt bei Magen- und Darmkatarrh in seinem ® ar 
} Sanatorium ausführlich. o $ 
— Dr. Weinert publiziert in der Wiener Mediz. Wochenschrift vom 4. IV. O8 — 
1 seine Untersuchungen, ausgeführt in der Mediz. Klinik der Universität Krakau, mil Jah ud 
folgendem Resultat: die Milch mit dem Maya-Bazillus (Yoghurt) vernichtete von Rofegger 
den schädlichen Darmbakterien in kurzer Zeit 75 bis 95%, ja in einigen Fällen Weltgeſe 
sogar bis über 98%. muſterhe 
In der „Therap. Rundschau“ (Nr. 25, 08) veröffentlicht Dr. Braungart eir tegenden 
Referat über Yoghurt und empfiehlt die Yoghurt-Präparate-Mühlrad. werden 
In der „Zeitschrift f. n. physik. Medizin“ (Nr. 21, 1908) berichtet Dr. Kühr Die A 
von der Universität Rostock über den Nutzen von Yoghurt-Kuren und empfiehl kann j 
ebenfalls die Mühlrad-Präparate. Ebenso Dr. Ohly in der Münchener med. Wochen wird d 
schrift Nr. 35, 1909. langwe 
Privatdozent Dr. Liefmann von der Universität Halle veröffentlicht in de Gebiet 
„Münchener Mediz. Wochenschrift“ (Nr. 10, 1909) seine neuen Versuche mit ee Deuta 

En EYEL bakterien zur Verdrängung der Typhusbazillen und erzielte überraschend gute Resultate UEU 
a * * Die vorher so e vorhandenen Typhusbazillen verschwanden während det Weltre 
SEEN‘ 5 Yoghurtgenusses. komme 


Viele weitere wissenschaftliche Publikationen von Professoren und Aerzte der € 
in der ärztlichen Fachpresse. — Die kleine Schrift: „Die Kontrolle der Yoghurt-Kuren“ zu bil 


gibt Anleitung zur Selbstkontrolle der Wirksamkeit der Yoghurt-Kuren. | trefflid 
Versand der Original-Präparate aus dem ra 
Hygiene-Laboratorium G. m. b. H. in Berlin-Wilmersdorf 57 ii 
— — - ——ͤ——öuͤ——5SH— — ö⅛ꝓ—j4e—äůü —— — iö ä— -ẽ——ö - —'ä—ä——— ö ` 0 
Ringbahnstrasse 242. Wien, 


1. Yoghurt-Tabletten-Mühlrad, à Originalpackung für 12 Tage Mk. 3,00 pice 
(1/2 Schachtel Mk. 1.60), Nachnahme 35 Pf. extra. Derr jid 
2. Maya-Mühlrad, für viele Portionen Ycghurt Mk. 3.00, Nachnahme 35 Pf. extra. Name 
3. Mühlrad-Maya-Malz- Pulver, à Flasche (für ca. 1 Woche) Mk. 1.50, bei naturn 
Bezug von 10 Flaschen auf einmal à Mk. 1.40, Nachnahme 35 Pf. extra. - Entde⸗ 
Alle drei Präparate sind lange haltbar. teilung 


Die Herren Aerzte kennen diese Präparate. Fragen Sie also bitte saagis 
Ihren Arzt um Rat. oh 
Nach dem Ausland nur gegen Voreinsendung des Betrages, auch in Brief- von ei 
marken aller Länder. Werke 
Depot für Oesterr.-Ungarn: Apotheke zur Mariahilf in Graz. Bresla 
Depot für die Schweiz: Nadolny & Co. in Basel. * geſchic 
Depot für Skandinavien: H. P. M. Henriksen in Kristiania, Norge. zweife, 
Depot für Nordamerika: Rev. Johannes Glaesser in Cincinati-Ohio. dagend 


Die Original-Mühlrad-Präparate sind echt nur in roter Packung wie obige mat 
Abbildung mit dem Namen (Schutzmarke) Mühlrad. In Apotheken, Drogerien etc. oder Da zr 


von uns direkt franko. Dorzüg 
i ORE r5 Jahrg 

Frische Originalpräparate Beherr 

nur direkter Versand vom Laboratorium: Schreil 


Echte orientalische Voghurt- Pasta Topf Mk. 0.75 und Voghurt-Créme  kinze 
(Dessert-Sahnen-Käse) à Dose Mk. 0.50. Gefasse (à Topf 0.50, Dose 0.25) sowie Kiste (Mk. 0,40) f T 
werden berechnet und auch zurückgenommen! Porto 50 Pfg. Eine Postkiste enthält: 4 Töpfe Yog- und di 


hurt-Pudding oder 18 Dosen Yoghurt-Créme, Natürlich kann auch jede beliebige andere Sendung uns in 
gemacht werden, ganz nach Wunsch. In besonders heisser Jahreszeit ist der Versand nicht zu Be. ie N 
\ empfehlen. Im Winter oder auf Eis bleiben die Präparate bis 14 Tage haltbar. Versand nach en U 
Oesterr.-Ungarn und Ausland nur gegen Voreinsendung des Betrages inkl. Porto etc. ` Südſee 
y x Kit 
Literatur steht den Herren Aerzten stets gern zur Verfügung. i En 
lee 
Leingefü 
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bietet, 
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Die Zeit (Wien). Illuſtriertes Jahrbuch der Naturkunde. 
„Viel Freunde wird ſich vorausſichtlich das Jahrbuch der 
Naturkunde erwerben, denn für diefes interejjieren fih 
heute alle ohne Ausnahme; und obgleich es an populären 
Geſamtdarſtellungen nicht fehlt, hat man doch bis jetzt 
noch kein periodiſches populäres Werk gehabt, das über 
die Fortſchritte jedes Jahres berichtet. Es werden abge⸗ 
handelt: die Aſtronomie, die Geologie und Geophpfif 
die Phyſik, die Meteorologie, die Chemie, die Biologie, 
die Botanik, die Zoologie, die Urgeſchichte der Menſch⸗ 
heit, die Ethnographie, die A ſiologie und Pſpchologie. 
alles ſehr hübſch, ſtellenweiſe 1 Die Fülle des 
dargebotenen Stoffes iſt ſtaunenswert und auch der Unter⸗ 

richtetſte wird das Buch nicht aus der Hand legen, ohne 
Neues daraus gelernt zu haben.“ 


Hnzeiger für die neueſte pädagogiicde Kiterafur. 
Illuſtriertes Jahrbuch der Erfindungen. „Für einen ſo 


billigen Preis wird man ſelten ein ſo gediegenes Werk 


wie das vorliegende erlangen.“ 


Hus der Heimat. Illuſtriertes Jahrbuch der Naturkunde. 
„Ich bin auch von anderer Seite ſchon öfters nach einem 
Werke gefragt worden, in dem die Fortſchritte der Natur⸗ 
wiſſenſchaften für Laien bearbeitet ſind. Nun kann ich 
ein ſolches empfehlen: das im Verlag von H. Prochaska, 
Teſchen, erſchienene und von H. Berdrow bearbeitete Illuſtr. 
Jahrbuch der Naturkunde.“ Stuttgart, Dr. K. G. Lutz. 


Rofeggers Seimgarten. Iluſtriertes Jahrbuch der 
Weltgeſchichte. „Die Bearbeitung und Redaktion iſt ganz 
muſterhaft gelöſt. Bei der flüſſigen, feſſelnden und an⸗ 
regenden Schreibweiſe dieſer Jahrbücher der Geſchichte 
werden dieſelben hoffentlich baldigſt fih einbürgern .... 
Die Anſchaffung dieſes Jahrbuchs der Weltgeſchichte 
kann e nur beſtens empfohlen werden. Man 
wird durch dasſelbe bei äußerſt angenehmer, nirgends 
langweiliger Darſtellung von den Vorgängen auf allen 
Gebieten des Lebens, insbeſondere des politiſchen, raſch 
und richtig unterrichtet.“ 

Deutidtum im Huslande. Illuſtriertes Jahrbuch der 
Weltreiſen. „Es iſt eine dem Bildungsweſen zu gute 
kommende Idee, die Errungenſchaften auf dem Gebiete 
der Erdkunde in Jahrbüchern volkstümlichen Charakters 
zu billigem Preiſe darzubieten .. .. Alles ift durch 


treffliche Abbildungen dem Auge nahe gebracht. Das neue 


Jahrbuch verdient ganz unſeren Beifall.“ 

Volks-Zeifung. (Berlin). „Ein ausgezeichnetes Volksbuch 
iſt ſoeben im Verlage von Harl Prochaska, Teſchen und 
Wien, erſchienen. Es ift der erſte Jahrgang des „Illu⸗ 
oar Jahrbuchs der Naturkunde“. Dermann Berdrom, 
er ſich eines in wiſſenſchaftlichen Ureiſen ſehr geſchätzten 
Namens erfreut, hat mit erſtaunlicher Sorgfalt alle 

naturwiſſenſchaftlichen Ereigniſſe, Forſchungsergebniſſe und 
Entdeckungen der letzten Jahre regiſtriert. Keine Ab: 
teilung der Wiſſenſchaft iſt in dieſem intereſſanten Werke 
unberückſichtigt geblieben. Zahlreiche Illuſtrationen ſchmü⸗ 
cken das leſenswerte, hochintereſſante Buch. Suletzt fei 
noch hervorgehoben, daß der außerordentlich billige Preis 
von einer Mark jedem Naturliebhaber die Anſchaffung des 
Werkes ermöalicht.“ 


Breslauer Zeitung. Juuſtriertes Jahrbuch der Welt- 
geſchichte. „Von Prochaskas Illuſtrierten Jahrbüchern nimmt 
zweifellos das Jahrbuch der Weltgeſchichte den hervor⸗ 
ragendſten Rang ein. Der etwa 160 Seiten Lexikon⸗ 
format ſtarke Band, der mit zahlreichen Illuſtrationen 
aufs würdigſte ausgeſtattet iſt, vereinigt in ſich wieder alle 
Vorzüge, die von uns bereits bei Beſprechung des vorigen 
Jahrgangs hervorgehoben werden konnten, vorzügliche 
Beherrſchung des toffes, lichtvolle Darſtellung, volkstümliche 
Schreibweiſe und geſundes politiſches Urteil.“ 

Linzer Tagespoit. Illuſtriertes Jahrbuch der Weltreiſen 
und geographiſchen Forſchungen. „Der Derfaffer führt 
uns in die Regionen des ewigen Eiſes, nach Aſien, in 
die Neue Welt, nach Afrika, Auſtralien und nach der 

, Südfee und verſteht es, in leichtfaßlicher und dabei an⸗ 
regender Form die phyſikaliſchen und politiſchen Verhält⸗ 
niſſe dieſer Gebiete zu ſchildern. Sahlreiche, dem Texte 


eingefügte Illuſtrationen tragen zum Derftändniffe des 


Inhalts bei. Das Buch, das eine Fülle des Intereſſanten 
bietet, kann jedermann wärmſtens empfohlen werden.“ 


Norddeuticte Allgemeine Zeitung. Illuſtriertes Jahr- 


buch der Weltreiſen und geographiſchen Forſchungen. 
„Der Sweck des Buches ift, die weiteſten Kreise 111 ao 
neueſten Forſchungsreiſen zu geographiſchen und ethno: 
graphiſchen Zwecken bekanntzumachen; dementſprechend 
iſt auch der Preis ein ſehr geringer. Es iſt tatſächlich er⸗ 
ſtaunlich, welche Fülle von gediegener Belehrung in Bild 
und Wort dem Leſer für 1 Mark geboten wird“ 


Münlteriicher Anzeiger. Illuſtriertes Jahrbuch der 


Naturkunde. „Die Skepſis, mit der wir an dieſes Buch 
herantraten — wie an alle naturwiſſenſchaftlichen Werke, 
die für billiges Geld angeboten werden und bei denen 
die dadurch hervorgerufene Betonung des populär⸗wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Charakters nicht felten über den Mangel an 
Inhalt des Werkes hinwegtäuſchen ſoll — machte bald 
einer anderen Auffaſſung Platz; wir begrüßen das Er: 
ſcheinen dieſes Werkes auf das lebhafteſte. Das Werk 
ift ſtiliſtiſch ausgezeichnet und mit zahlreichen und guten 
Illuſtrationen geſchmückt. Der Preis von 1 Mark iſt außer⸗ 
ordentlich niedrig bemeſſen.“ f 


Zeitichrift für das Realſchulwelen (wien). Jtn- 


ſtriertes Jahrbuch der Naturkunde. „Wenn der Laie auch 
aus den Tageszeitungen gelegentlich Mitteilungen über 
neue Entdeckungen, neue e und andere wiſſen⸗ 
ſchaftliche und techniſche ngenſchaften der Neuzeit 
erhält, fo erlangt er damit kein vollſtändiges Derftändnis 
der betreffenden Zweige des Wiſſens, da ſolche Mit⸗ 
teilungen meiſt nur unvollſtändig und zuſammenhanglos 
geboten werden, ohne daß auf die oft nicht ausreichende 
Vorbildung der Lefer Kückſicht genommen wird, ja nicht 
jelten werden fie bereits veröffentlicht, ehe eine Arbeit 
zu einem gewiſſen Abſchluſſe gebracht worden iſt. Das 
läßt fih aber erft nach einem beſtimmten Seitabſchnitte 
erreichen und ift daher die Aufgabe von Seitſchriften, 
welche die Forſchungen von einem oder mehreren Jahren 
zuſammenfaſſen. Es erſcheint ſomit ein ſolches Jahrbuch, 
wie es hier vorliegt, ganz geeignet, aufklärend über 
neuere wiſſenſchaftliche Fragen zu wirken. Das Jahrbuch 
beginnt mit der Vorführung einiger Entdeckungen am 


geſtirnten Bimmel. Es wird dann die Erdrinde in der 


Vergangenheit und Gegenwart kurz betrachtet, wobei die 
Veränderungen an der Erdoberfläche, die Verteilung von 
Waſſer und Land ſowie namentlich die Erſcheinungen 
der Eiszeiten nach dem Ingenieur Keibiſch durch ein 
regelmäßiges, ſehr langſames Schwanken des Erdballs 
um eine den Aquator ſchneidende Achſe erklärt werden. 
Durch eine ſolche {ollen einzelne Gegenden der heißen Zone 
in höhere Breiten und umgekehrt verſetzt werden. Die 
Unterſuchungen über Erdbeben führen uns die gewaltigen 
Wirkungen dieſer Erſcheinung im letzten Jahre vor. Die 
Pbyſik belehrt über einzelne Bewegungen der kleinſten 
Körperteilben und beſonders über die Atherfrage ſowie 
über die Kräfte des Luftmeeres, wobei auch die Sturm⸗ 
warnungen und das Wetterſchießen berührt werden. Die 
Chemie führt uns die neuen Elemente, hohe und tiefe 
Temperaturen vor. Aus der Biologie wird einzelnes zum 
Beweis der Abſtammungslehre vorgeführt. Die Ent⸗ 
deckungen auf dem Gebiete der Welt der lebenden Weſen 
bringen manches Neue, ebenſo die Dorgeſchichte des 
menſchen und die Völkerkunde. Das „Jahrbuch“ kann als 
ſehr anregend und belehrend bezeichnet werden. Es iſt ir 
einem würdigen Ton gehalten und kann auch der reifen 
Jugend in die Hand gegeben werden.“ 


Allgemeiner Anzeiger für Deufſchlunds Ritter» 
gutsbeſitzer. „wieder einmal ein durchaus gelungenes 


Volksbuch beſter Art, dieſer erſte im Prochaska⸗Verlage in 
Wien, Leipzig und Teſchen erſchienene Jahrgang eines 
„Illuſtrierten Jahrbuchs der Erfindungen“, das 1 Mark 
(Kronen 1.20) koſtet, für dieſen Preis aber geradezu 
unglaublich viel und überraſchend Gutes bietet. der erſte 
Jahrgang des „Illnſtrierten Jahrbuchs der Erfindungen‘ 
iſt ein 216 Seiten ſtarker Quartband mit 200 prächtigen 
Illuſtrationen. Der Text des Werkes iſt eine Muſter⸗ 
leiſtung der volkstümlichen Behandlung techniſcher 
Themata, ſo intereſſant und verſtändlich, ſo anziehend 
find fie für die Laienwelt, das große Publikum, 1 
und Volk ſchriftſtelleriſch abgefaßt. Es iſt ein Vergnügen, 
dieſes Werk zu leſen, man verfolgt ſeinen Inhalt mit 
einer wahren Spannung.“ 


— — 
—— Pu. — — — — —— e aM 2 


—— — — 2 ———— — 


— DES 


-— 


wadas 


.. 


-+ 


.- 


u. 


..— 


. 


** 


— 


— 


» 
und 
* 
— 
— 
De 
* 
. 
r 
— —— mn mel mat er ar — —V— a 


. 
hd 
zie 5 — 
— Pi -= . 5 — = = a hen e - 
a r o -> 
un s = t + i 
5 ri.“ f- * 1 — 2 x 
4 p „ 1 — 
* t 1 — 8 N 
i ` 
r $ “ * 
è : i 
; P PE 5 
x x — - 7 17 i 
à ” a 
E424 8 — * s 
„ i S de r 
iep eD — 2 k 
` } è. . 
1 a 
7 & Er X 
. Et 
* ` M A 
S * $ .* 
i 5 ` ' r 8 
Ze eh 
` 
` 
+ i + 


Verlag von Karl Prochaskc, Leipzig Wien, Teschen. 


Klaſſiker-Bibliothek 


Dieſe Bibliothek wird eine ausgewaͤhlte 
Sammlung der bedeutendſten freigewordenen 
Schoͤpfungen unſerer deut ſch⸗oͤſterreichiſchen 
Geiſtes fürſten, welche noch viel zu wenig 
gekannt und noch lange nicht genugend 
gewürdigt find, enthalten; fie bietet alfo dem 
großen deutſchen Leſerkreiſe eine gediegene, 
intereffanıe und abwechſlungsreiche Lektüre. 


Die Texte ſind durchwegs nach den beſten Quellen auf das ſorgfaͤltigſte 
revidiert. Jeder Band, in dem ein Dichter zum erſtenmal auftaucht, enthält 
eine kurzgefaßte biographiſche Skizze, ſedem Werke wird eine knappe literar⸗ 
hiſtoriſche Einleitung vorgeſetzt, falls eine ſolche zum beſſeren Verſtaͤndnis 
notwendig erſcheint. 


Die erſte Serie, 20 Baͤnde umfaſſend, erſcheint in zwei Ausgaben, und zwar 
in hochelegant gebundenen Leinenbaͤnden zum Preiſe von je M. —.85 
und in einer Liebhaberausgabe in zierlichen Halbfranzbaͤnden zum 
Preiſe von M. 3.—, 


Das Abonnement verpflichtet zur Annahme ſaͤmtlicher 20 Baͤnde, die 
in drei⸗ bis vierwoͤchigen Zwiſchenraͤumen zur Ausgabe gelangen. 


Der Inhalt dieſer erſten Serie von 20 Baͤnden iſt folgender: 
1. Friedrich Halm, Novellen. 12. Friedr. Halm, Griſeldis. Der Sohn 
2. Nikolaus Lenau, Savonarola. der Wildnis. 
Don Juan. Charles Sealsfield, Lebensbilder 
3. Franz Grillparzer, Novellen und aus der weſtlichen Hemiſphaͤre J. 


Fragmente. 14. Ad N i a 
Adolf Bäuerle, Die Bürger in Wien. 
4. Ferdinand Raimund, Das Mid: Aline od. Wien in einem and. Weltteile. 


chen aus der Feenwelt oder der Bauer Franz Grillparzer, Selbſibiographie. 


als Millionaͤr. Der Verſchwender. 
5. J. G. Seidl, Alt⸗Wiener Novellen. Joſ. Alois Gleich, Die Muſikanten 
am Hohen Markt. Ydor, der Wan⸗ 


6. Franz Grillparzer, Die Ahnfrau. ) l 
Der Traum, ein Leben. derer aus dem Waſſerreich. Die 
7. Adalbert Stifter, Studien J. (Das weißen Hüte, 


13. 


15. 
16, 


Waldfraͤulein. Totenkraͤnze. 


Freiheit in Kraͤhwinkel. 
Karl Meisl, Das Geſpenſt auf der Sarg | 


Haidedorf. Der Hochwald.) 17. Charles Sealsfield, Lebensbilder aus 
8. Anaſtaſius Gruͤn, Der letzte Ritter. der weſtlichen Hemiſphaͤre II. 
9. Chriſtian Freiherr von Zedlitz, 18. Johann Neſtroy, Der Unbedeutende. 
| 


11. 


Baſtei. Das Geſpenſt im Prater. Die 
Geſchichte eines echten Schals in Wien. 
Adalbert Stifter, Studien II. (Der 


19. Moritz Hartmann, Der Krieg um 


20. 


den Wald. 
Franz Grillparzer, Sappho. Des 


Hageſtolz. Der beſchriebene Taͤnnling.) Meeres und der Liebe Wellen. 


Die in Vorbereitung befindliche zweite Serie wird nebſt Fortſetzungs⸗Baͤnden von Dichtern 
der eriten Serie eine weitere Ausleſe der bedeutendſten und intereſſanteſten Schoͤpfungen folgender 
Autoren enthalten: Deinhardſtein, F. M. Felder, Herloßſohn, Kuͤrnberger, Saphir, 
Schreyvogel, Stelzhamer, Tſchabuſchnigg. x RS l 

Die abermals 20 Bände umfaſſende II. Serie der Deutſch⸗Oſterr. Klaſſiler⸗Bibliothel beginnt 
Anfang Herbſt 1910 zu erſcheinen und wird durch die Reichhaltigkeit und Abwechſlung des Gebotenen 
auch für verwöhnte und muͤde Leſer eine anziehende Lektuͤre von beſonderem Reize bilden und die Liebe 
zu unſeren deutſch⸗oͤſterreichiſchen Dichtern vertiefen. me 
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